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Vollzug zu vollstrecken, oder den gleichen Vollzug selbständig

zu beschließen.

Die Unrichtigkeit der Voraussetzungen, sowie die Unrich¬

tigkeit der hierauf gebauten Argumentation selbst wird sich aber

unschwer nachweisen lassen.

Rechtliche Beurtheilung.

i.

Nachweis der Unrichtigkeit der Voraussetzungen des Pözl-
schen Gutachtens; insbesondere Nachweis des wahren

Sinnes des Bundesbeschlusseö vom 12. Juni 1845.

8 19.
t) Vorbemerkung. VcrhWiliß der nachstehenden Erörterung zur Frage

nach der Competcnz der h. Bundesversammlung überhaupt.

Die Grundlage und den Angelpunkt, um welchen sich die

jenseitige Ausführung bewegt, und mit welchem sie allein

schon vollständig fällt, sowie dessen Unrichtigkeit nachgewiesen

ist, bildet der Bundesbeschluß vom 12. Zuui 1845. Alles hängt

von der Frage ab: was hat die h. Bundesversamm¬

lung durch diesen Bnndcsbeschluß wirklich aus¬

gesprochen?

Obschon es hier als eine höchst einflußreiche Vorfrage be¬

trachtet werden muß, ob die h. Bundesversammlung überhaupt

nach den Grundgesetzen des deutschen Bundes befugt und kom¬

petent war, einen Beschluß des Inhalts, daß der Familie Ben¬

tin ck der hohe Adel nach ihremStandcsverhältuisse zur Zeit des

Reiches zustehe, durch bloße Stimmenmehrheit zu fassen;

obschon diese Frage von Oldenburg und mehreren andern Bun¬

desregierungen fortwährend verneint wird und nach den po¬

sitiven Grundlagen des deutschen Bundesrechtes nur ver¬

neint werden kann, und obschon die an anderen Orten für
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diese Verneinung von verschiedenen Publicisten vorgebrachten

Gründe durch keine haltbaren Gegengründe auch nur im Ent-^

fcrntcsten erschüttert zu werden vermochten, ") so soll doch bei

der nachfolgenden Ausführung von dieser Vorfrage ganz abge¬

sehen werden, weil es sich hier vorerst weder darum handelt,

die rechtliche Stellung der disscntirendcn Bundesglicdcr einem

solchen Beschlüsse gegenüber, noch auch den Einfluß zu erörtern,,

welchen der Bundesbeschluß vom 12. Juni 1315 auf die rich¬

terliche Beurtheilung des rechtshängigen Bcntinck'schen Snc-

cessionsstrcites haben könnte, sondern weil es sich hier lediglich

um die Frage handelt, welche Bedeutung der fragliche Bundes¬

beschluß für die Bundesversammlung, die denselben nun einmal

durch Majorität der Stimmen gefaßt hat und daran festhält,

haben kann, d. h. mit anderen Worten: welches der wahre

Sinn und Inhalt des Bnndesbeschlusses vom 12. Juni 1315

nach der Absicht und dem Willen der Bundesversammlung

selbst ist, und beziehungsweise zu der Zeit war, als dieser

Beschluß gefaßt wurde?

8 20.

2) Dcr wahre Sin» der Eingabe der B entin ck'schen Agnaten an die h.

Bundesversammlung vom 29. März 1843.

Bei der Erforschung des wahren Sinnes und Inhaltes

des Bundcsbeschlusses vom 12. Juni 1815 wird es von vorn¬

herein von Interesse, einen Blick auf den Antrag zu werfen,

welchen die nunmehrigen beiden Herren Reklamanten, die Grafen

Ag Herr Professor H. A. Zachariä in Güttingen, dcr in der Bcn-

tinck'schcn Sache bekanntlich ganz nnbcthctltgt geblieben ist, und dem die von

beiden Seiten gegen und für die Compctcnz dcr Bundesversammlung vorge¬

brachten Gründe wohl bekannt waren, hat sich in dcr eben erschienenen zweiten

Auflage seines deutschen Staatsrechts Bd. I. § 96, S. 466, Note 12, dahin

ausgesprochen: „Abgesehen von dcr sehr zweifelhaften Compctcnz dcr

Bundesversammlung zur Abgabe einer solchen Erklärung, wird die Bedeu¬

tung derselben für die gerichtliche Entscheidung des anhängigen Rechts¬

streites zweifellos nach den anerkannten Grundsätzen über Selbstän¬

digkeit des Richtcramtcs zu bcurthcilen sein."
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Karl und Heinrich Bentinck, in der von ihnen, gemeinschaft¬

lich mit ihrem älteren Herrn Brnder W i l Helm, mit der Petition

vom 29. März 1843 (als deren Grundlage bildend) übergcbe-

nen Denkschrift (Berlin, 1849) an die h. Bundesversammlung

gestellt haben. Dieselben beiden Herren Reklamanten, welche

in einer späteren Eingabe an die h. Bundesversammlung

vom 23. August 1847 (nachdem also der Bnndesbeschluß vom

12. Juni 1845 erwirkt worden war) sich folgendermaßen aus¬

gesprochen haben:

„Der Prozeß, durch welchen der ältere Bruder der unter¬

tänigst Unterzeichneten die Rechte der legitimen Familie,

„statt zu ihrer Hülfe die politischen Gewalten und

„Garanten anzurufen, vor einem incompetcnten Civilgerichte

„compromitti rt hat, ist daher nichtig!" —

hatten in der gedachten, am 29. März 1843 (also vor dem

Erlasse des Bundesbeschlnsscs vom 12. Juni 1845) übcrgcbe-

ncn, Denkschrift von 1849, nachdem sie den Antrag gestellt:

„h. Bundesversammlung wolle erklären, daß den Unterzeich¬

neten (den sämmtlichen drei Söhnen des Grafen Joh. Karl

„Bentinck) die Rechte des hohen Adels in dem Sinne der

„Bundcsacte art, 14 gebühren,"

sich folgendckmaßen (den König Franz I. von Frankreich pa-

rodirend) vernehmen lassen:-

„Möge daneben jener Prozeß wie er wolle ausschlagen, der

„erhabene Bund wird darum nicht verpflichtet, dem uncben-

„bürtigen Besitzer der Herrschaft die Rechte des hohen Adels

„zu gestatten, und dagegen nicht gehindert, die Unterzeich¬

neten in diesem ihrem Fawiliencrbthcil (d. h. in der Eigen¬

schaft des hohen Adels) zu schützen. Sie werden darin we¬

nigstens den Trost finden, daß, wenn ihnen auch alles

„andere von den Vorfahren Bestimmte verloren sein sollte,

„doch die Ehre ihnen unverloren bleibt."

Jedem Unbefangenen muß hiernach klar werden, daß die

dcrmaligcn beiden Herren Reklamanten im Jahr 1843 gemein¬

schaftlich mit dem ältesten Bruder ihre Sache der h. Bundes¬

versammlung in dem Lichte dargestellt haben, daß es durchaus



nicht in ihrer Absicht liege, eine Selbstentscheidnng der

Bundesversammlung über den bereits längst rechtshängigen

Prozeß, oder ein Einschreiten derselben in Bezug auf einen

Theil des Streitobjectcs — die Herrschaft Kniphansen —

zu beanspruchen. Nur ihre Familien-Ehren-Rechte

waren es, deren Sichcrstcllung, auch bei einem möglicherweise

ungünstigen Ausgange des Prozesses, sie sich von der h. Bun¬

desversammlung erbitten wollten; und was sie sich erbaten,

bezeichneten sie selbst lediglich als einen Trost für den Fall

eines ungünstigen Ausganges des Prozesses, dessen unbehin¬

dert von der Einmischung einer politischen Auto¬

rität fortschreitenden Gang sie selbst der h. Bundesversamm¬

lung als von ihnen sämmtlich vorausgesetzt darstellten, um

nur keine Bedenklichkeiten bei der h. Bundesversammlung über

die Statthaftigkeit ihres peuüeute lite eingebrachten Gesuches

aufkommen zu lassen.

8 21.

3) Verhältntß des BundcSbcschlusscS vom l2. Jnnt 1845 zu den Anträgen

der Bcntinck'schen Agnaten vom 23. März 1843 überhaupt.

Zn dem eben (§ 20) angegebenen Sinne der Eingabe

von 1843 ist auch die h. Bundesversammlung ans das gemein¬

schaftliche Gesuch der drei Sohne des Grafen Joh. Karl

Bentinck eingegangen; in diesem und in keinem andern

Sinne hat sie denselben im Bundesbcschluß vom 12. Juni 1345

die so flehentlich erbetene Anerkennung des hohen Adels ge¬

währt, und schon die Natur der Sache verbietet die Annahme,

als hätte die Bundesversammlung noch etwas Anderes oder ein

Mehreres gewähren wollen, als um was sie gebeten worden

war. Mochte die h. Bundesversammlung auch voraussehen und

voraussehen können, daß alsbald der Kläger versuchen würde,

die von ihm erwirkte Anerkennung des hohen Adels als ein

Bewcisdocumcnt in seinem Prozesse zu gebrauchen, so konnte

sie doch nie und nimmer bei Bewilligung dieser Anerkennung

voraussehen und voraussetzen, daß die Reclamanten alsbald

dem Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 eine Deutung zn geben

und einen Sinn zu unterzuschieben suchen würden, wonach die
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Bundesversammlung durch diesen Bundesbeschluß in den rechts-

hängigen Successionöstreit selbst eingegriffen und wenig¬

stens über einen Thetl des Rechtsobjcctes — die Herrschaft

Kniphausen — eine definitive Entscheidung als politische

Autorität gegeben haben sollte! Daß es aber wirklich und

allein nur die Absicht der, h. Bundesversammlung war, den drei

Söhnen des Grafen Joh. Karl Bentinck die Anerkennung

des hohen Adels zu gewähren, um ihren Famtlien Ehren¬

stand auch im voraussichtlichen Fall des Verlustes des an¬

hängigen Prozesses behaupten zu. können, daß aber die h. Bun¬

desversammlung auch nicht im Entferntesten daran dachte,

hiermit als politische Autorität über die Successiou in der Herr¬

schaft Kniphausen definitiv entscheiden zu wollen, kann Nie¬

mand im Ernste bestreiten wollen, der den auf den Bnndcs-

beschluß vom 12. Juni 1845 bezüglichen Cvmmissionsbericht und

die demselben zu Grunde liegenden Abstimmungen eingesehen

hat. Da diese actenmäßigen officicllcn Vorgänge und Erklä¬

rungen der h. deutschen Bundesregierungen in dem Pözl'schen

Gutachten keine Stelle gefunden haben, sondern darin vollständig

ignorirt worden sind, und da die Bundesprotocolle nicht jedem

Leser zllr Hand sein dürften, so mag hier das Wesentlichste aus

den Protokollen der h. Bundesversammlung, was sich auf den

Sinn des Bundesbcschlusscs vom 12. Juni 1345 bezieht, eine

Stelle finden.

8 22.

4) Inhalt des Commissionöberichtcs vom M. Juli 1843.

Durchgeht man vorerst den Bericht, welchen die in der

12. Sitzung vom 27. April 1848 (Protocoll § 137, S. 268)

zur Begutachtung der Petition der B entin ck'schen Agnaten nie¬

dergesetzte Commission in der 22. Sitzung vom 26. Juli 1843,

8 228, S. 529 folg., erstattet hat, so findet man darin folgende

Auseinandersetzung:

„der Bundesbeschluß vom 24. Juli 1828" — (welcher den

Herrn Grafen Joh. Karl Benttnck mit seinem Gesuche ge¬

gen den jetzigen faktischen Besitzer abgewiesen, und denselben



auf den Rechtsweg am Oberappellationsgcrichte zu Oldenburg

verwiesen hatte) — „erfolgte auf verschiedene Eingaben des

„Grafen Joh. Karl Bcntinck (Vaters der Herren Re¬

klamanten), die den alleinigen Zweck hatten, die Einschreitung

„h. Bundesversammlung dahin zu bewirken, daß ihm und

„seiner sncccssionsfähigcn Desccndenz die unmittelbare Nach¬

folge in die Herrschaft Knip Hansen nach dem Ableben

„seines älteren Herrn Bruders, des Grafen Wilhelm Gn-

„stav Friedrich, gesichert würde. Die Rcclamationscom-

„mission, welche diese Eingaben begutachtete, konnte nicht

„verkennen, daß der Berliner Vertrag in den Worten

„des ^rt. 6, Int. ä, desselben, den Rcclamanten mit seinem

„Successionsansprnch an die Cognition des für alle Civil-

„strcitigkeiten an die Stelle der Reichsgerichte getretenen

„Oldenburgischen Oberappellationsgerichtes verweise,

„und deßhalb enthielt auch der angeführte Bundesbeschluß

„den Zusatz, wodurch dem Reklamanten überlassen wurde,

„seine Ansprüche auf gehörigem Wege zu verfolgen. Die

„Verschiedenheit dieses Falles von dem gegenwärtigen,

„bietet sich von selbst dar, und stehet der Bemerkung ent¬

gegen, daß die Gründe des Beschlusses vom 21. Juli 1828

„auch auf den vorliegenden Fall Anwendung finden. In

„jenem Falle handelt es sich von einem nach allgemei¬

nen Grundsätzen schon entschieden der gerichtlichen

„Sphäre ungehörigen Rechtsfrage, in diesem von der An¬

erkennung einer persönlichen Eigenschaft (des

„hohen Adels). Wenn schon nach dem Berliner Abkommen

„unter dem Titel der ehemaligen Rcichsgcsetzgebung keine

„besonderen Rechte auf Seine Durchlaucht den Herzog von

„Oldenburg übergehen sollen, und Bestimmungen, welche mit

„allgemeinverbindlichen Reichsordnungen und Gesetzen über¬

haupt zu vergleichen sind, gegenwärtig nur bei dem Bun-

„dcstag verhandelt und vereinbart werden können, so bezeichnet

„bereits diese Bestimmung die Bundesversammlung als

„die Stelle, von welcher ein solches öffentliches Zeug-

„niß über das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein jener
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„persönlichen Eigenschaften mit Wirkung für den ganzen

„Bund jetzt allein noch ausgehen kann. Gerichte vermögen

„in dieser Beziehung die Bundesversammlung eben so wenig

„zu ersetzen, da bekanntlich ihre Aussprüche nur Recht und

„Gesetz unter den Parteien constituiren. Die Reklaman¬

ten würden also für ihren Antrag nirgends eine Entschei¬

dung finden, wenn sie solche nicht bei h. Bundesversamm-

„lung ansprechen dürften, und wenn sich diese nicht als Organ

„der Gesammthcit des Bundes, nach Vernehmung der

„Anfechten aller Bundeöglicder, zur Entscheidung des Antrags

„ermächtigt halten konnte."

In diesem Commissionsberichtc findet sich noch folgende bc-

mcrkenswerthc Stelle (Protoc. S. 532.):

„Daß der Beschluß h. Bundesversammlung, je nachdem der¬

selbe demnächst ausfallen wird, von entscheidendem Ein-

„fluß auf den Ausgang des anhängigen Rechtsstreites des

„ältesten der rcclamirendcn Herren Grafen v. Bentinck gegen

„den Besitzer von Kniphausen sein kann, ist nicht zu

„v erkennen, kann aber nach dem Erachten des Aus¬

schusses keinen Anstand gegen einen Ausspruch erzeugen,

„dem eine geprüfte und erkannte Competenz zum Grunde

„liegt. Wenn es jedem Litiganten frei steht, für Umstände

„oder Verhältnisse, welche für den Ausgang seines Prozesses

„rclevircn, Zeugnisse, wo er solche zu bewirken vermag,

„sich zu verschaffen, so wird die Bundesversammlung zu einer

„Entscheidung, die einzig von ihr ausgehen kann, aufge¬

rufen, nur ihren Beruf erfüllen, wenn sie dem an sie er¬

gangenen Antrage sei es durch Zu- oder Aberkennung des

„hohen Adels entspricht."

8 23.

5) Erörterung des Inhalts des CommissionSberichtS vom M. Juli 1843.

Bei der Untersuchung über den Sinn des Commissivns-

berichtes vom 20. Juli 1343 darf man nicht unbeachtet lassen,

daß sich in der)Commission von drei Mitgliedern, welche in der

Sitzung der h. Bundesversammlung vom 27. April 1343 (Prot.



S. 268) besonders zur Begutachtung der Eingaben der Bcn-

tinck'schcn Agnaten ernannt worden war, außer dem k. baye¬

rischen Herrn Gesandten, Freihcrrn von Lerchcnfeld, und

dem k. dänischen Herrn Gesandten für Holstein und Laucn-

burg, Freiherrn von Pechlin, auch der großh. hessische Herr

Gesandte, Freiherr von Gruben, befand, derselbe, welcher den

Commissionsbericht vom 24. Zuli 1828 über die früheren Re¬

klamationen des Herrn Grafen Joh. Karl Bentinck als Be¬

richterstatter ausgearbeitet hatte. Es erhellet hieraus, daß die

Commission, welche am 20. Juli 1848 über die Bentinck'sche

Reklamation Bericht erstattete, gewiß über das Dasein des

Bundesbcschlusscs vom 24. Juli 1828 und über den wahren

Sinn desselben vollkommen unterrichtet war. Fasset man nun

die Hauptgedanken in diesem letzteren Commissionsbcrichtc (vom

20. Juli 1843) zusammen, so sind dies folgende:

1. Die Commission erkennt und erklärt ausdrücklich, daß

die im Jahre 1843 erhobene Reklamation der Bcntinck'schen

Agnaten, über welche sie Bericht erstattet, einen wesent¬

lich anderen Gegenstand hat, als derjenige war, aufweichen

die Petition des Herrn Grafen Joh. Karl Bentinck im

Jahre 1328 abgezielt hatte.

2. Die Commission spricht deutlich aus, daß die Eingabe

vom Jahre 1828 die Successionsunfähigkeitserklärung des fakti¬

schen Besitzers von Kniphausen und die unmittelbare Ein¬

weisung der Bcntinck'schen Agnaten in die Landeshoheit dieser

Herrschast bezweckte (also dasselbe, was die Herren Reklaman¬

ten seit 1851 wieder von der h. Bundesversammlung verlan¬

gen), daß aber die Reklamation von 1843 etwas anderes —

die Anerkennung des hohen Adels der Familie Ben¬

tinck — betreffe.

3. Die Commission von 1343 erkennt ausdrücklich an, daß

die Eingabecommission von 1828 mit vollem Rechte den

Antrag des Herrn Grafen Joh. Karl Bentinck vom Jahre

1828 aus Succcssionsunfähigkeitserklärung des factischen Be¬

sitzers von Kniphausen nach Maaßgabe des Berliner Ab¬

kommens an das Oberappellationsgericht zu Oldenburg zur



gerichtlichen Entscheidung verwiesen habe, und billiget diese

Verweisung auf das Entschiedenste.

4. Die Commission von 1843 sieht aber in dem nun¬

mehrigen Antrage der Bentinck'schcn Agnaten auf Anerkennung

des hohen Adels ihrer Familie die Bitte um ein öffent¬

liches Zeugniß über ein persönliches Standesver-

hältniß, welches, wenn es allg cm eine Wirkung für ganz

Deutschland haben solle, nur von der h. Bundesversammlung

allein ausgehen könne.

5. Als ein Grund, warum dieses Zeugniß der h. Bun¬

desversammlung den Bcntinck'schcn Agnaten besonders wün-

scheuswerth sein müsse, wird eben das angeführt, daß dieselben

ihren Familienstand im Allgemeinen und in Bezug zu allen

übrigen deutschen Fürsten- und Gräfenhausen! festgestellt wünsch¬

ten, daß aber ein richterliches, in einem Prozesse ergan¬

genes U r t h e i l nur ein Recht unter den strei t en d cn Par¬

theien begründen könne; hierin liegt aber

6. zugleich die Anerkennung von Seiten der besonderen

Commission von 1843, daß an sich das Prozeß gericht wohl

befugt ist, über den hohen Adel der Familie Bentiuck zu

erkennen, so weit nur davon die Rede ist, daß ein Recht

unter den streitenden Theilen dadurch festzusetzen ist, und

noch bestimmter erkennt

7. die Commission von 1343 an, daß es dem Prozeß-

gerichtc anheimgestellt bleiben müsse, zu beurtheilen, welchen

Einfluß die Anerkennung des hohen Adels der Familie Ben¬

tiuck auf die Entscheidung des obschwebendcn Rechtsstreites

haben müsse, indem sie ausspricht, daß die Möglichkeit —

nicht die N o t h w c u d l gkc i t — eines Einflusses des erbete¬

nen Zeugnisses auf die Entscheidung des Prozesses die h. Bun¬

desversammlung doch nicht abhalten dürfe, dieses Zeugniß zu

ertheilen, so wie sich dieselbe für competent zu seiner Erthei-

lung erkennt.

Deutlich ergibt sich aus diesem Allen, daß der genann¬

ten Commission nichts weniger in den Sinn kam, als der Bun¬

desversammlung anzurathcn, den Bundesbcschluß vom 24. Zuli



1828 bei Seite zu setzen, oder in die gerichtliche Entscheidung,

zu welcher dieselbe die Frage über die Entsetzung des Besitzers

von KnipHausen im Jahr 1828 verwiesen hatte, einzugrei¬

fen, sondern die Meinung jener Commission ging entschieden

und klar ausgesprochen nur dahin, daß das Nrtheil über den

Einfluß eines den Bentinck'schen Agnaten etwa darüber aus¬

zustellenden Zeugnisses, „daß die h. Bundesversammlung den

hohen Adel der Familie Bcntinck anerkennt" — auf das

richterliche Urthcil in einem rechtshängigen Prozesse lediglich

dem erkennenden Richter gebühre.

6) Der Hauptvortrag dcr Commission vom 4. Juli 1344.

Sollte aber noch irgend eine Dunkelheit in dem Vortrage

der Commission vom 29. Juli 1843 gefunden werden wollen,

so würde doch ein jedes Bedenken und jeder Zweifel über die

wahre Meinung der Commission durch die ausdrückliche Erklä¬

rung gehoben sein, welche dieselbe Commission in ihrem aus¬

führlichen Hauptvortrage in der 22. Sitzung vom 4. Juli 1844,

§ 292 (Protocoll S. 512 und folg.) niedergelegt hat. Auch

hier wird (Prot. S. 529, 521) es als ausgemacht vorangestellt,

„daß die Verhandlungen des Jahres 1828, als dcr Herr Vater

dcr Rcclamantcn die Anerkennung vermeintlicher Rechte in

anderer als durch das (Berliner) Abkommen vorge¬

sehenen Weise rcclamirte, die Ansicht der h. Bundesver¬

sammlung über diesen Punkt deutlich erkennen lassen und er¬

weisen." Es ist demnach nicht nur im Allgemeinen klar, daß

die Commission, indem sie nunmehr die Anerkennung des hohen

Adels dcr Familie Bcntinck durch die H.Bundesversammlung

beantragte, fortwährend nicht im mindesten beabsichtigte, der

h. Bundesversammlung damit eine Entscheidung anzuempfeh¬

len, durch welche in den obschwebenden Rechtsstreit selbst ein¬

gegriffen und der Gegenstand desselben ganz oder zum Thcile

der richterlichen Entscheidung entrückt würde; im Gegen-

theilc finden sich in dem Commissionöberichte vom 4. Juli 1844



noch folgende, in dieser Hinsicht ganz entscheidende Stellen

(Protocoll, S. 523.):

„Hier handelt es sich nicht davon, das Erfordernis; des

„hohen Adels zur Nachfolge in Kniphausen zu prüfen.

„Diese Frage bleibt der Entscheidung in dem anhängigen

„Successionsstrcitc vorbehalten... Hohe Bundesversammlung

„kann, sobald die an sie gebrachte hohe Adelöfrage als zu

„ihrer Competcnz gehörig erkannt wird, nicht zu considcriren

„haben, welcher Anwendung das fragliche Recht dienen

„soll. Der Gebrauch seines Rechtes ist Sache des Berech¬

tigten, und gehöret somit die Betrachtung des daraus zu

„ziehenden Nutzens seinem Urthcilc an, ohne auf die Ent¬

scheidung irgendwie influircn zu können."

Von größter Bedeutung ist aber die Erklärung der Com-

mission (Protocoll S. 575):

„Es kann nicht die Meinung des Ausschusses fein, daß hoher

„Bundesversammlung, wenn einzelnen Mitglie¬

dern von Familien, die dem hohen Adel angehören, aus

„besonderen Gründe n ihre Thcilnahme daran streitig ge-

„macht wird, deßhalb die Entscheidung znstehe, indem

„für die Gesammtheit des Bundes das ausschließliche Recht,

„über den hohen Adclstand zu entscheiden, nur in soweit

„reclamirt werden muß, als es sich vom Standesrcchte der

„Familie handelt. In Rücksicht einzelner Glieder

„derselben ist in Streitfällen, wobei der hohe Adel der

„Familie anerkannt bleibt, die Entscheidung den

„bcikommcnden Gerichten vorzubehalten, wenn

„deren vorhanden sind, und soweit bei regierenden Fa¬

milien diese oder ähnliche Fragen nicht auch nach völker¬

rechtlichem Gebrauch durch Anerkennung oder Nichtan¬

erkennung entschieden werden."

Deutlicher und bestimmter als hier geschehen, konnte

wohl die Commission ihre Ansicht nicht aussprechen, daß die

hohe deutsche Bundesversammlung nur dazu compctent sei, zu

erklären, daß eine Familie überhaupt zum hohen Adel ge¬

höre, daß aber die Frage, ob ein einzelnes Mitglied in einer
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solchen Familie als ein ebenbürtiges nnd successions-

fähiges zu betrachten sei, ganz außerhalb der Competenz

der h. Bundesversammlung liege, sobald, sowie in dem Ben-

ttnck'schcn Falle, ein Gericht vorhanden ist, bei welchem diese

letztere Frage zur Entscheidung gebracht werden kann. Es ist

vielleicht nicht ohne Interesse zu bemerken, daß der Berichter¬

statter in der Kommission, deren eben dargestellter Hauptvortrag

vom 4. Juli 1844 in so würdige r Weise die Competenz

der Gerichte neben der Competenz der Bundesversamm¬

lung wahrt, der königlich dänische Gesandte für Holstein

und Lauenburg, Freiherr von Pechlin, gewesen war, dessen

große Geneigtheit für die Herren Reklamanten eben so bekannt

ist, als die Bundestagsprotocollc selbst, z. B. S. 565, 571

u. folg., den Nachweis liefern, daß die Ansichten, welche der

reclamantische Auwalt, Dr. Tabor, über das Wesen des hohen

Adels^) aufgestellt hatte, im Uebrigen auf seine Berichterstattung

den größten Einfluß gehabt hatten.

§. 25.

7) Die Abstimmungen der hohen deutschen Bundesregierungen über den

CommissionSbericht ovm 4. Juli 1344.

Wirft man hiernach einen Blick auf die Abstimmungen,

welche auf den CommissionSbericht vom 4. Juli 1844 erfolgten,

und aus denen der Bundeöbcschluß vom 12. Juni 1845

hervorging, so ergibt sich, daß sämmtliche h. deutsche Bun¬

desregierungen, sowohl diejenigen, welche dem Commissionsan-

trage, den hohen Adel und die Ebenbürtigkeit der Familie Ben-

tinck anzuerkennen, beitraten, als auch diejenigen, welche ihm

nicht beitraten, darin einig waren und darin ganz mit dem

Commisstonsberichtc übereinstimmten, daß die Bundesversamm¬

lung nicht competeut sei, durch irgend einen Bundesbeschluß

in die Entscheidung des obschwcbcuden Rechtsstreites einzugreifen,

Ast In der Abhandlung: Beitrag zur Bestimmung des NcchtsbcgriffcS

des hohcn AdelS, in dcr Zeitschr. für dcut. RcchtSw. v. Rcyscher und WiIda,

Bd. III. Heft 1 S. 106 u. folg.
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und daß es lediglich dem Ermessen des P r ozeß g erichtes
überlassen bleiben müsse, ob und welchen Einfluß die auszu¬
sprechende Anerkennung des hohen Adels und der Ebenbürtig¬
keit der Familie Bentinck auf die endliche Entscheidungdes
anhängigen Prozesses haben könne. Znsbesondere sprach sich
die k. k. österreichische Regierung bei dem Beginne der
Abstimmungenüber den von der Commissivn gestellten Antrag
auf Anerkennung des h. Adels und der Ebenbürtigkeit der Familie
Bentinck, indem sie dem Commissionsantragebeistimmte, mit
der größten Bestimmtheit und Deutlichkeitfolgendermaßenaus
(1. Sitz, vom 9. Januar 1845,- §. 3 S. 14):

„Ob und welchen Einfluß die Ausfertigung dieser Bestäti¬
gung (des hohen Adels u. f. w.) auf anderweite, dem
„Bunde nicht vorliegende Verhandlungen haben kann,
„ob und welchen Gebrauch im Prozesse stehende
„Partheieu und deren Richter von dem Bundes-
„beschlussc machen werden, — ist ein, wie der Cog¬
nition, so auch der Erwägung des Bundes entzogen
„bleibender Umstand."

In gleichem Sinne sprach sich die Krone Preußen aus
(cbcndas. S. 19), vbschon sich dieselbe in ihrem Votum über¬
dies; sehr ungünstig in Bezug auf das Successionsrechtdes fak¬
tischen Besitzers der Herrschaft Kniphansen erklärt hatte
und darin, daß der Sohn einer Person bäuerlichen Standes,
der vor der Trauung erzeugt und nur per subsegueus mutri-
uwniuiu legitimirt sei, in Kniphausen dauernd höhere Re¬
gier un gsrechte ausübe, als den mittelbar gewordenen Fürsten
und Grafen zugestanden seien, sogar eine Neuerung sehen wollte.
Daß aber die k. prcn ßisch c Regierungdcmuugcachtet auch später
fortwährend bei der Ansicht verharrte, daß der Bundesbeschluß
vom 12. Juni 1345 der r i ch terlich en Cognition in dem rechts¬
hängigen Successionsstrcitc nicht vorgreifen dürfe, sondern daß
vielmehr in dieser Beziehung lediglich das richterliche Ermessen
über die Bedeutung des Bundesbeschlusses vom 12. Juni 1845
zu entscheiden habe, hat, wie oben §. 17 gezeigt worden ist,

4



^) Von Gelte des Grvßhl. Sachsen-Wcimar'schcn Hauses findet sich noch

später (17. Sitzung v. 17. Juni 1347 § 180. Protoc. S. 516), die Erklärung:

daß (mit erfolgter Pnl'ltcation dcö BundcSbcschlnsscs vom 12. Juni 1845

in der Herrschaft Kniphausen) die gräflich Bcntinck'schc Angelegenheit

„als eine bei der h. Bundesversammlung erledigte anzusehen, sowie daß

dem zwischen den Mitgliedern der gräflichen Familie Bcntinck anhängigen

Rechtsstreite ohne wettere Dazwtsche nkunft dieser hohen Ver¬

sammlung sein Verlauf zu lassen ist!"

die k. preußische Instruction vom 29. April 1859 unwiderleg¬

lich dargethan.

Der k. k. österreichischen Erklärung traten ausdrücklich bei:

Dänemark wegen Holstein und Laucnburg, die großherzoglich

und herzoglich sächsischen Häuser, Braunschweig und Nassau;

die freien Städte erklärten, den in dem Commissionsgut-

achtcn, sowie in den kaiserlich österreichischen und königlich

preußischen Abstimmungen entwickelten Ansichten zuzustimmen,

obschon die Senate vorgezogen hätten, die obschwcbendcn Fra¬

gen richterlicher Bcurthcilung unterworfen zu sehen, zumal

sie sich von der Unzulässigkeit der vldenburgischcn Gegengründe

nicht durchgängig überzeugen können! (Protoc. v. 1845, S. 281,

282.) Die übrigen h. deutschen Bundesregierungen, welche

dem Bundcsbeschluß vom 12. Zum 1845 zustimmten, begnügten

sich, einfach, oder (wie Darmstadt, Protoc. S. 472), mit kurzer

Andeutung einiger Bedenken, ihre Zustimmung zu den in dem

Commissionsbcrichte entwickelten Ansichten über den hohen Adel

der Familie Bcntinck zu erklären, und somit liegt auch

von ihrer Seite nicht die entfernteste Andeutung vor, daß sie

etwa für den Bund die Bcfugniß hätten in Anspruch nehmen

oder demselben die Absicht hätten unterstellen wollen, durch sei¬

nen Beschluß einen Thcil des Streitobjcctes im B entinck-

schcn Successionsstreitc der richterlichen Entscheidung zu ent¬

ziehen.") Daß aber jene Bundesregierungen, welche, wie Bayern,

Baden u. s. w., gegen die Anerkennung des hohen Adels der

Familie Bcntinck gestimmt hatten, keine Kompetenz der Bun¬

desversammlung anerkannten, in den rechtshängigen Succes-

sionsstrcit einzugreifen, bedarf keiner Ausführung.



§. 26.

8) Die Erklärungen und Abstimmungen in der hohen Bundesversammlung

im Jahr 1847.

Mit vollem Rechte konnte daher die grvßherzogl. olden-

burgische Regierung bei Gelegenheit der Anzeige, daß Se.

K. Hoheit der Großherzog von Oldenburg verfügt hätten, den

Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 in Knip Hausen zu

verkündigen, es als „sc l b stv er st and e n angenommen"

erklären, „daß es lediglich der Entscheidung der Ge¬

richte überlassen bleiben müsse, welchen Einfluß der

„Bundesbeschluß vom 12. Zum 1845 auf den zwischen den

„Mitgliedern der Bentinck'schcn Familie anhängigen Rechts¬

streit haben müsse. Bei dieser Ansicht beharrend, wird die

„Großherzogliche Regierung auch in Zukunft mit Entschieden¬

heit allen Bestrebungen entgegentreten, welche den Zweck

„haben sollten, aus dcnunabh ä n gigcn Gang derIustiz

„störend einzuwirken." (Protocoll 16. Sitz, vom 14. Mai

1847, §. 140 S. 397).

Diese Erklärung Ol d cnb urg'ö über die Art und Weise,

wie es die Bedeutung des Bundesbeschlusses vom 12. Juni

1845 für den rechtshängigen Succesfionsstrcit auffaßt, ist nicht

nur von Seiten der h. Bundesversammlung und sämmtlicher

einzelnen Bundesregierungen ohne Widerspruch angenom¬

men und somit als die richtige anerkannt worden, sondern

es hat dieselbe sofort noch in derselben Sitzung die augen¬

fälligste und ausdrücklichste Bestätigung durch eine Er¬

klärung erhalten, welche der Herr Bundcstagsgesandte für

Dänemark wegen Holstein und Laucnburg, Freiherr v. Pechlin,

unmittelbar hierauf (Protokoll S. 398) abgab. Derselbe

entwickelte hier schon sofort die Ansicht als seine subjective

Meinung, welche den Eingaben und Darstellungen der Herren

Rcclamanten und ihrer Wortführer entnommen ist und fort¬

während den Kern aller reclamantischen Ausführungen ausmacht:

daß nämlich, nachdem nunmehr der hohe Adel der Familie

Bcntinck anerkannt sei, der sactischc Besitzer von Knip-

4*
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Hausen — den er nicht mehr Graf, sondern schlechthin

Gustav Adolph Bentinck zu nennen beliebt) — zur gräf¬

lichen Familie Bentinck nicht gehören könne, daß ihm

folglich kein Besitzanspruch und für den Prozeß keine

Legitimation zur Sache länger zustehe; und wozu noch

komme, daß über Staatssucccssioncn nicht ein Gericht, sondern

Anerkennung der Höfe zu entscheiden habe. Der k. dänische

Herr Bundcstagsgesandte glaubte daher, „es sei sonach nicht

„abzusehen, wie der Bund je den Gustav Adolph Ben¬

tinck als Landeöherrn von Kniphauscn anerkennen könnte";

nichtsdestoweniger erkennt es aber doch der k. dänische

Herr Bundcstagsgesandte als ausgemacht und feststehend

— als eine Sache, worüber gar kein Zweifel möglich ist

— an: „daß (gleichwohl) der Bund dem Prozesse,

„weil er anhängig, weil er vom äliestcn der drei Brüder

„Grafen B cntinck als Kläger begonnen, und weil das

„Zeugnis; des hohen Adels zur Benützung im Rechts-

„strcite erbeten worden, ohne Vorbehalt seinen Ver¬

kauf lassen will" — und eben weil dem so ist, so fand

sich der k, dänische Herr Bundcstagsgesandte veranlaßt, seiner

Meinung nach hierbei bedrohte Rechte Dritter (seines höchsten

Hofes) zu wahren."

Ein stärkeres Zeugnis; dafür, in welchem Sinne der Bnn-

desbeschluß vom 12. Juni 1845 von der hohen Bundesver¬

sammlung gefaßt und bis zum Jahr 1847 ohne allen Wider¬

spruch verstanden wurde, kann wohl schwerlich verlangt werden,

als in der eben angeführten Erklärung des k. dänischen Herrn

Bundestagsgesandten liegt, der nicht nur den ganzen Jdecnkrcis

der reclamantischcn Eingaben und Ausführungen in sich auf¬

genommen hatte, sondern der es sogar als eine Jnconsequcnz

der h. Bundesversammlung rügen zu müssen glaubte, daß sie

den hohen Adel der Familie Bentinck auf einer Seite aner¬

kenne, und auf der andern Seite doch den (seiner Meinung

nach) notorisch snccessionsunfähigcn Grafen Gustav Adolph

Bentinck nicht unmittelbar aus der Regierung von Knip¬

hauscn ausweise, und der nichtsdestoweniger doch ausspricht



und anerkennt, dasi, ungeachtet der von ihm gerügten „Nn-

bcgreiflichkeit", die Bundesversammlung nun einmal den

Verlauf des Prozesses ohne Störung und Hemmung von ihrer

Seite vor sich gehen zu lassen beschlossen habe!

Damit stimmt endlich überein, dasi auch die Reclamations-

commission in ihrem (von dem Großherzvglich badischen Herrn

Bundestagsgesandten Freihcrrn v. Blittersdorff) erstatteten

Gutachten (Protokoll 17. Sitz, vom 17. Juni 1847, Z. 180

S. 515) die Reklamation der Bcntinck'schcn Agnaten durch

die am 20. Mai 1847 in Kniphausen geschehene Verkündi¬

gung des Bnndcsbcschlusses vom 12. Juni 1845 für erledigt

und die Thätigkcit der hohen Bundesversammlung in der

Weise in der Bentinck'schen Successionssache für beendigt

erklärt hatte, dasi „nichts erübrige, als den Reklamanten von

dem Inhalte der großhcrzoglich oldcnburgischen Erklärungen

Nachricht zu geben." Diesem Antrage der Rcclamationscom-

mission ist die Bundesversammlung sofort einstimmig beigetreten,

wobei noch Sachsen-Wcimar-Eiscnach ausdrücklich erklärte, daß

hiermit die Sache als eine bei der h. Bundesversammlung er¬

ledigte anzusehen sei.") Es cutsprach dies buchstäblich der

von Sr. K. Hoheit dem Grosiherzog von Oldenburg in der

13. Sitzung vom 14. Mai 1847, Z. 140 Protoe. S. 397 aus¬

gesprochenen zuversichtlichen Erwartung, „die Gräflich Ben¬

tin ck'sche Angelegenheit nun mit Recht als eine bei der h.

Bundesversammlung erledigte ansehen zu können."

Ans allem dem ergibt sich unwiderleglich, daß die h. Bun¬

desversammlung, indem sie den Bundcsbcschlusi vom 12. Juni

1845 faßte, nichtsdestoweniger einstimmig der Ansicht war,

daß dadurch der Bundesbeschlusi vom 24. Juli 1828 nicht auf¬

gehoben werden solle, und dem bei dem Obcrappcllationsgericht

zu Oldenburg anhängigen Rechtsstreite ohne Einmischung der

h. Bundcsvcrsammlnng sein Verlauf zu lassen sei.

2) S. oben S. 5t Note.



Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung durch den
Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 durchaus nicht die
Succesfionsunfähigkeit des Grafen Gustav Adolph

Bentinck ausgesprochen hat.

8- 27.

1) Vorbemerkung. Der Vortrag des Freiherr» v. BUttcrSdorff in rcr
ReclamationScommission vom Jahr 1848.

Gegen den klaren Inhalt der angeführten Bundesprotocolle

behauptet nun aber das Gutachten ohne alle Beweise und

irgendwelche Begründung ganz mit der advocatorischcn Kühnheit,

welche die von der Gegenseite ausgehenden Schriften regelmäßig

auszeichnet, daß damit, daß die Bundesversammlung den hohen

Adel der Familie Bentinck anerkannt habe, von selbst die

SncccssionSunfähigkeit des dermaligen Besitzers ausgesprochen sei.

Das einzige Argument, welches für diese Behauptung, die wie ein

rother Faden durch das ganze Gutachten hindurchläuft, vorge¬

bracht wird, ist der durchaus falsche Schluß: „daß, wenn eine

„Familie von hohem Adel ist, ein mit einer Frau aus dem

„Bürger- oder Bauernstände erzeugter Desccndcnt in derselben

„als in notorischer Miß Heirath geboren durchaus un¬

fähig sei, in Land und Leute zu succcdircn, und daher ohne

„gerichtlichen Prozeß durch die politische Autorität

„von der Landesregierung entsetzt werden könne und müsse."

Es ist schon oben S. 39 bemerkt worden, daß die Herren

Rcclamanten keine derartige Behauptung gewagt haben, bevor sie

den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 erwirkt hatten, der

ihnen die Rechte des hohen Adels beilegt. Erst als sie diese

Anerkennung von Seiten der Bundesversammlung erlangt hatten,

traten sie mit dem Versuche hervor, diesem Bundcsbeschlusse

die eben angegebene Deutung zu geben. Es ist nicht unmöglich,

daß, wie das Gutachten S. 25 anführt, der Herr Referent in

der ReclamationScommission im Jahre 1848 (Freiherr von

Plittersdorfs) die Gefälligkeit gehabt hat, sich die Logik



der Herren Reklamanten anzueignen und der Reclamations-

commission einen Vortrag zu halten, der darauf abzweckte,

dieselbe zu einem Gutachten in gleichem Sinne zu bestimmen;

hat ja doch der k. dänische Herr Bundcstagsgesandtc, Freiherr

von Pechlin, wie oben §. 26 gezeigt wurde, schon etwas

Aehnlichcs in der Bundesversammlung selbst im Jahr 1847

gcthan! Daraus aber kann auch nicht das Mindeste für die

wirkliche Richtigkeit der neuversuchten Deutung des Bnndcs-

beschlusses vom 12. Juni 1845 gefolgert, und ebensowenig

kann hieraus abgeleitet werden, daß die Rcclamationscommis-

sivn oder gar die Bundesversammlung selbst auf die Unter¬

stellung einer solchen, den bundesprotocollarischen Vorgängen

geradezu widersprechenden Bedeutung des Bundcsbcschlusses vom

12. Juni 1845 eingegangen sein wurde, oder auch, ohne mit

sich selbst in Widerspruch zu gerathcn, hätte eingehen können.

§. 28.

2) Die Eingabe der Bcntin ck'schcn Agnaten vom 9. März 1843 enthält

die Bitte, den Grafen Gustav Adolph Bentinck für sncccssivnSunfähig

zu erklären, nicht.

Wie wenig zur Zeit der Entstehung des Bundcsbcschlusses

vom 12. Juni 1845 die Rede davon, oder auch nur ein Ge¬

danke daran war, daß ein Bundcsbeschluß, der einfach den

hohen Adel der Familie Bentinck anerkennt, jemals in dem

Sinne verstanden werden könnte, daß damit auch ausgesprochen

sei, daß der dermalige Besitzer von Knip Hausen aus einer

notorischen Mißheirath geboren und succcssionöunfähig sei, er¬

gibt sich schon ganz deutlich, wenn man den oben bereits ange¬

führten Schluß der Denkschrift (von 1840) noch einmal ins Auge

faßt, welche der Eingabe vom 9. März 1843 an die Bundesver¬

sammlung zu Grunde gelegt worden war. Hierin spricht sich

deutlich die Besorgntß der Herren Reklamanten aus, es könne

etwa ihr Antrag auf Anerkennung des hohen Adels der Familie

Bentinck bei der Bundesversammlung Bedenken erregen, weil

daraus auch der dcrmalige Besitzer von Kniphausen für sich

die Rechte des hohen Adels ableiten konnte, dies aber der
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Bundesversammlung vielleicht nicht geeignet scheine; darum
stellten die Herren Rcclamanten damals der Bundesversamm¬
lung vor, daß der Bund durch Gewährung ihres Gesuches
ja nicht verpflichtet werde, dem Grafen Gustav Adolph
Bcntinck gleichfalls die Rechte des hohen Adels zu gestatten.
Die Herren Reklamanten machten also die h. Bundesversamm¬
lung selbst darauf aufmerksam, daß sie es bei Gewährung ihres
Gesuches vor der Hand ganz unentschieden lassen könne,
ob auch der dcrmaligc Besitzer von Kniphauscn, dessen Suc-
cessionsfähigkcit von ihnen bestritten wurde, die Rechte des
hohen Adels beanspruchenkönne. Die Herren Rcclamanten
hatten daher selbst nicht mehr beantragt, als daß die h. Bun¬
desversammlungsich über den hohen Adel des Grafen Gustav
Adolph Bcntinck nicht ausspreche und es dahin gestellt
sein lasse, ob derselbe auch auf die vollen Rechte succcssivns-
fähigcr B e n t in ck'scher Familienglieder Anspruch habe oder
nicht. Es ist hierbei wohl zu beachten, daß die Angelegenheit
der Bcntinck'schen Agnaten nach der ausdrucklichen Erklärung
des von dem großhcrzoglich badischcn Herrn Bundcstagsge-
sandten Freihcrrn von Blittcrödorff erstatteten Eommilsions-
gntachtcns vom 17. Juni 1847 (Protoc. S. 515) „nur aus
dem Gesichtspunkte der Privateingaben zu betrachten ist,
und daß daher lediglich das von den Herren Rcclamanten ge¬
stellte Gesuch maaßgebendfür die hierdurch angeregte Thä-
tigkeit der h. Bundesversammlung sein kann." Es ist daher
auch gar keine Veranlassung geboten, aus welcher dem Bun-
dcsbeschlusse vom 12. Juni 1845 ein weiterer Umfang und
eine andere Bedeutung beigelegt werden dürfte, als in der an
sich vollkommen klaren und deutlichen Wortfassung desselben
enthalten ist.

8 29.

3) Die h. Bundesversammlung hat den Benttnck'schen Agnaten durch den

BnndcSbcschluß vom 12. Juni 1345 nicht mehr gewährt, als sie ge¬
beten hatten.

Es ist aber auch an sich eine ganz falsche und unrichtige
Behauptung, daß eine Anerkennung des hohen Adels einer
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Familie unmittelbar und selbstverständlich zugleich das in sich

schließe, daß die mit einer »nadclichcn Frau erzeugten Kinder

eines Familienmitgliedes als in notorischer Mißheirath erzcugtund

als succcssionsunfähig in Land und Leute zu achten wären. Nie¬

mals hat nach deutschem Privatfürstcnrcchte, dessen Grundsätze

hier maaßgebend sind, der Satz gegolten: daß in jeder hoch-

adelichcn Familie die Ehen mit Frauen des dritten Standes

als notorische Mißheirathcn gelten und gelten müßten, und

daß dies absolute, nothwcndigc Conscqucnz der hohen Adels-

eigenschaft der Familie sei, sondern immer hat nur der Satz

gegolten, und gilt auch jetzt noch, daß in hochadclichcn Familien

unter Umständen, bei dem Dasein gewisser Voraussetzungen

— aber auch nur bei deren Dasein — Ehen mit Frauen des

dritten Standes als Mißheirathcn behandelt werden können,

wie weiter unten weiter nachgewiesen werden wird. In dem

vorliegenden Falle wäre es aber sogar durchaus gleichgültig

und durchaus ohuc allen Einfluß, wenn sogar im Allge¬

meinen die Behauptung, daß der hohe Adel nothwendig

ein Mißheirathsrecht in der Familie begründe, wahr wäre (was er

nicht ist), — denn hier handelt es sich nicht um das, was

im Allgemeinen etwa aus dem Begriffe des hohen Adels

abgeleitet werden konnte, sondern ganz specicll um das, was

die hohe Bundesversammlung in dem Beschlüsse

vom 12. Juni 1845 gewähren wollte und gewährt

hat. Dies ist aber, wie oben in den 88^9—26 unwiderlegbar

nachgewiesen worden ist, durchaus nichts Anderes und durchaus

nichts mehr, als die Anerkennung der hohen Adclseigcnschaft

der Familie Bentinck in dem Sinne und Umfange, wie

dieselbe von ihr erbeten worden war, also zur Fest¬

stellung des hochadclichcn Standes der Rcclamantcn, ohne

Einmischung in die Entscheidung der damals schon rechts¬

hängigen Fragen nach den etwaigen StandcSrcchtcn des der-

maligcn Besitzers von Kniphausen, und ohne Präjudiz für

denselben, weder zu dessen Vortheil noch zu dessen Nachthcil.

Hält man diesen allein wahren, bundesprotocollmäßigen

Standpunkt fest, so ist damit auch schon alles Uebrige, was im
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Gutachten über die angebliche frühere Rcichsstandschaft der

Familie Bentinck, über den Begriff von notorischen Mißhei¬

rathen, über das Standcserhöhungs- und Sclbstcntscheidungs-

recht des Kaisers u. s. w. vorgebracht worden ist, durchaus

irrelevant. Es mochte dies alles sein, wie es wollte, so

würde es nicht den geringsten Einfluß auf die Beurthcilung

der vorliegenden Sache äußern können, weil hierin eben nach

der Actenlage nichts entscheiden kann, als der Sinn und die

Absicht, in welcher die h. Bundesversammlung in dem Bun¬

desbeschluß vom 12. Zum 1845 den hohen Adel der Familie

Bentinck anerkannt hat.

Daß aber die h. Bundesversammlung in dem Beschlüsse vom

12.Juni 1845 den dermaligen Besitzer von Kniphauscn als suc-

cessionsunfähig erklärt habe oder auch nnr habe erklären wol¬

len, ist geradezu unwahr und bundesprotocollwidrig:

auch findet sich in diesem Bundesbcschluß nicht ein einziges

Wort, welches hierauf bezogen werden könnte; es soll also ein

solcher Sinn gegen den Wortlaut des Bundesbcschlusses mit

Gewalt in denselben hinein intcrpretirt werden, und ge¬

rade zu einer solchen Interpretation, die nnr allein auf die bei

den Verhandlungen am Bundestage erklärte Absicht und auf

den bundcsprotocollarisch nachweisbaren Willen der Bundes¬

versammlung gestützt werden könnte, fehlen alle und jede

Voraussetzungen gänzlich. Die rechtliche Bcurtheilung der

gegenwärtigen Forderung der Herren Rcclamanten an die hohe

Bundesversammlung hat sich demnach auf einer weit ein¬

facheren Grundlage zu bewegen, als es nach dem weitläufigen

Gutachten und den vielerlei Dingen, die dasselbe in seinen

Kreis ziehen zu müssen geglaubt hat, den Anschein hat.

Z. 30.

4) Die Handhabung des Bundesbcschlusses vom t2. Juni t845 in dem
von den Bentinck'schcn Agnaten behaupteten Sinne würde einen neuen

Bundcsbeschluß, eine authentische Interpretation erfordern, nicht bloß

eine Vollzugsverordnuug.

Es stehet sonach unumstößlich fest, daß die h. Bundesver¬

sammlung in dem Beschlüsse vom 12. Juni 1845 den der-
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maligen Besitzer der freien Herrschast Kniphausen weder für

aus notorischer Mifiheiratl) geboren, noch für succcssionsunfähig

erklärt hat, noch dafür erklären wollte, noch zn erklären

irgend eine Veranlassung oder Aufforderung — selbst nicht

von Seiten der Herren Reklamanten — gehabt hat.

Sollte also je dem Bundesbcschlusse vom 12. Juni 1345 eine

solche Dentung, wie sie die Reklamanten wünschen, gegeben

werden wollen, so wäre doch jedenfalls erst eine Interpre¬

tation dieses Bundcsbcschlnsscs durch die Bundesversammlung

nothwendig, wodurch sie erklären würde, daß sie dem Bundes-

beschlusse vom 12. Juni 1845 die gedachte, von seinem Wort¬

laute ganz verschiedene Bedeutung beilegen wolle. Es

müßte also eine Interpretation erfolgen, welche eben so wie

sie der Form nach nur durch einen neuen Bundesbeschluß

erfolgen konnte, auch dem Inhalte nach (materiell) ein völlig

neuer Bundesbeschluß wäre; denn wenn die hohe Bundes¬

versammlung — was gewiß nicht zu denken ist — sich nicht

geradezu mit ihren eigenen protokollarischen Aufzeichnungen in

Widerspruch setzen will, so kann sie unmöglich erklären,

daß sie den am 12. Juni 1845 gefaßten Beschluß in der

Meinung gefaßt habe, daß sie damit den Grafen Gustav

Adolph Bentinck für geboren in notorischer Mißheirath

und für successionsunfähig habe erklären wollen. Aber auch

das rechtlich Unmögliche angenommen, die Bundesversamm¬

lung würde dies Letztere erklären, so wäre doch diese Erklärung

der Bundesversammlung noch keines Weges eine Vollzugs-

verordnung für den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845

— wofür die Herren Reklamanten und das in ihre Ansichten

so unbedingt eingehende Gutachten eine solche von Ersteren

gewünschte Verfügung der Bundesversammlung auszugeben sich

bemühen — sondern es wäre eine authentische Interpre¬

tation des Bundesbcschlusseö vom 12. Juni 1345 und als

solche abermals ein neuer Bundesbeschluß, welcher selbst erst

wieder einer Vollzugsverordnuug zu seiner Durchführung

bedürfte. Es stehet nun aber fest, und ist auch von den Herren

Reclamanten unbestritten, sowie auch in dem Gutachten selbst
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zugegeben, daß eine authentische Interpretation des

Bundesbcschlnsses von 1845 bei der Bundesversammlung weder

vor deren Auslosung im Jahr 1848, noch nachher erfolgt ist,

daß auch die Bundesversammlung weder im Jahr 1845, noch

1848, noch auch zur Stunde die Regierung des Grafen Gustav

Adolph Bcntinck in Kuchhausen für eine nsnrpatorischc

und illegitime erklärt hat (wie sie das Gutachten zu nennen

beliebt), — und daß daher jedenfalls, so lange nicht erst eine

derartige förmliche Interpretation des Bundesbcschlusscs vom

12. Juni 1845 von der hohen Bundesversammlung ausge¬

gangen ist, von keiner Vollzugsverordnung derselben, die

sogenannte rechtmäßige Regierung wieder herzustellen, die Rede

sein kann.

III.

Verhältniß des Beschlusses der provisorischen Central-
gewalt vom 8. November 1849 zu dem Buudesbcschluß

vom 12. Juni 1845.

8 31.

1) Die Vorgänge unter den Rcichsjustizministcrn Herr» R. v. Wohl »nd

Herrn Detmold.

So stand die Sache, als die Auslosung der Bundesver¬

sammlung durch die Ereignisse des Jahres 1848 herbeigeführt

wurde, und die Bundesversammlung in ihrer letzten Sitzung

am 12. Juli 1848 dem Erzherzog-Rcichövcrwescr eine Adresse

überreichte, worin sie

„Namens der deutschen Regierungen die Ausübung ihrer

„verfassungsmäßigen Befugnisse und Verpflichtungen an die

„ provisorische Centralgcwalt"

übertrug.

s) Weil, Quellen »nd Aktenstücke zur deutschen VerfassungSgcschichte.

Berlin 1850, S. 12!.



Von dieser provisorischenCentralgewalt gelang es den
Reklamanten den oben §. 16 aufgeführtenErlaß vom 8. Nov.
1849 ") zu erlangen, wodurch die ans der Verbindung des
Grafen Will) clm G usta v Fri edri ch B cntin ck mit Sara
Margaretha Gerdes entsprossene Desccndenz als der Fa-
milicnrcchte dcS gräflich B c nti nck'schen Hauses untheilhaftig,
und daher als unfähig zur Erbfolge und Regierung in der
Herrschaft Kniphausen erklärt und zugleich die großherzvg-
lichc Regierung von Oldenburg ersucht wurde, iu Gemäßheit
dieses Beschlusses das Geeignete zur Herstellung der rechtmäßi¬
gen Regierung in der Herrschaft Kniphausen zu veranlassen.

Somit hatten die Ncclamanten von der provisorischen Cen¬
tralgewalt erreicht, was sie ihrer Bemühungen seit 1847 un¬
geachtet von der h. Bundesversammlungnicht zu erreichen ver¬
mocht hatten. Es leuchtet von selbst ein, daß dieser Erlaß der
provisorischen Centralgewalt vom 8. November 1849 schon sei¬
nem Wortlaute nach etwas ganz Anderes ist, als der
Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845. Das Gutachten findet
sich daher S. 38 n. folg. veranlaßt, den Versuch zu machen,
die Compctenzder provisorischenCentralgewalt zur Erlassung
dieses Beschlusses zu rechtfertigen. Ein besonderes Gewicht wird
in dem Gutachten S. 26 darauf gelegt, daß der diesem Be¬
schlüsse zu Grunde liegende Bericht des damaligen Justizmini¬
sters Detmold die Materialien aus den früheren Vorträgen
und Berichten des Freiherr» von B l i t t e r s d o r f f und des
Herrn von Mo hl genommen habe, namentlichwird hervorge¬
hoben , daß Letzterer als früherer Rcichsministcrin dem Mini-
sterrathe unter dem Präsidium des Herrn v. Gagern zweimal
über die Bentinck'sche Sache Bericht erstattet und wiederholt
einen gleichen Antrag wie der Referent in der früheren Nccla-
mationscommission der Bundesversammlungans Herstellungder
„rechtmäßigen Regierung" in Kniphausen gestellt habe. Da¬
bei hat es der Verfasser des Gutachtens für nothig erachtet,
„die persönlichen Angriffe und Verdächtigungen" zu erwähnen,

5) Siehe auch Anlage IV.



- 62 -

welche der Herr von Mohl wegen eines von London den 4.

Zuli 1847 an den Herrn Grafen Karl Bentinck gerichteten

Schreibens in einer Schrift des Herrn A. Boden habe erfahren

müssen, in welchem Schreiben Herr von Mo hl nach der Er¬

klärung, daß er nicht wünsche, „feine Feder in einer schon so

viel besprochenen Sache zu verwenden", dennoch seine Ansicht über

die (ihm selbstgeständlich nicht gründlich bekannte) Ben tinck'sche

Snccessionssache auseinander gesetzt hatte, welches Schreiben

des Herrn von Mvhl sodann von den Herren Reklamanten

gedruckt verbreitet und durch einen der in ihrem Interesse thä-

tigcn Rechtsgelehrtcn im Auszug in die Weserzeitung eingerückt

worden war. Namentlich sucht der Herr Verfasser des Gut¬

achtens den Herrn von Mohl gegen die Bezeichnung als frü¬

herer Consulent und Sachwalter der Grafen Bentinck zu

verthcidigen und gegen den Vorwurf in Schutz zu nehmen,

daß derselbe daher als Reichsminister sich des Votums in dieser

Sache Hütte enthalten sollen. Ob der Herr Verfasser des Gut¬

achtens durch diese durch nichts motivirte, und für seine Aus¬

führungen durchaus unwesentliche Wicdcrcrwähnung eines besser

der Vergessenheit übcrlasscncn Vorganges sich Herrn v. Mohl

zu Danke verpflichtet habe, muß dahin gestellt bleiben. Wenn

der Herr Verfasser des Gutachtens aber glaubte, auf diese ihm

nur „dem Vernehmen nach" bekannten Vorgänge Rücksicht neh¬

men zu müssen, so hätte er billigerweise auch nicht unterlassen

sollen, anzuführen, daß in der vom Grafen Gustav Adolph

Bentinck 1856 der h. Vundescentralcommission überreichten

Denkschrift, S. 14, die Nachricht gegeben wurde, daß in dem

Reichsministerium vou Gagern mit 11 gegen 1 Stimme der

Beschluß gefaßt worden ist, dem Antrage der beiden

Herren Reklamanten auf Entsetzung des Grafen

Gustav Adolph Bentinck aus der Regierung von

Kniphausen keine Folge zu geben.

Auch hätte man von dem Verfasser des Rechtsgutachtcns

Wohl erwarten dürfen, daß er wenigstens von den vielen faeti-

,schen Unrichtigkeiten und von der Verschwcigung der wichtigsten

Thatsachcn in dem Berichte des Hrn. Reichsministers D et.mo ld
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Kenntniß genommen hätte, die in der Denkschrift von 1350

nachgewiesen worden sind, und wodurch sich somit der Erlaß

des Erzherzogs-Reichsverwesers im rechtlichen Sinne als er¬

schlichen darstellt. Ist es doch auch kein Gehcimniß, daß

der Herr Reichöminister Detmold niemals die Ehre der Au¬

torschaft des Berichtes in der Bentinck'schen Angelegenheit

für sich in Anspruch genommen, sondern dessen Bearbeitung

einer untergeordneten Persönlichkeit überlassen hat!

8 32.

2) Zncvmpetcnz der provisorischen Ccntralgcwalt zum Erlasse vom 3.
November 1849/

Steht man aber auch von diesem Allen ab, so ist nichts¬

destoweniger doch in dem Gutachten die Compctenz der pro¬

visorischen Ccntralgcwalt in keiner Weise nachgewiesen. Das

Gutachten, S. 34, gibt selbst zu, daß die gesetzgebende

Gewalt der deutschen Bundesversammlung nicht auf die pro¬

visorische Centralgewnlt übergegangen sei, oder daß es wenig¬

stens für den vorliegenden Fall irrelevant sei, ob dies der

Fall gewesen, „weil es sich hierum eine reine Vollzugs Ver¬

ordnung gehandelt habe". Diese Behauptung ist aber durch¬

aus falsch und unrichtig. Der Beschluß der provisorischen

Ccntralgcwalt vom 3. November 1849 ist in seinem ersten und

wesentlichsten Theile, worin ausgesprochen worden ist, daß die

Dcsccndcnz der Sara Margaretha Gcrdes der Familien-

rechte des gräflich Bentinck'schen Hauses unthcilhaftig und

daher „unfähig zur Erbfolge und Regierung von

Kniphauseu sei" — nichts Anderes als eine authentische

Interpretation des Buudesbeschlusses vom 12. Juni 1845,

welche die provisorische Eentralgcwalt in den letzten Augen¬

blicken ihres Daseins, und zu einer Zeit, wo ihre Autorität

bereits von Preußen und anderen Staaten nicht mehr anerkannt

wurde, zu ertheilen verleitet worden war. Eine solche au¬

thentische Interpretation aber, die in den Buudcsbe-

schluß vom 12. Juni 1845 einen Sinn hineinlegt, welchen er

durchaus weder nach seinem Wortlaute, noch nach der Absicht
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der Bundesversammlung bei seiner Fassung hatte und haben

sollte, gehet weit über das Gebiet der vollziehenden Gctvalt

und der Vollzugsvcrordnungeu hinaus, und sie gehört unstreitig

in das Gebiet der gesetzgebenden Gewalt, und somit hat

das Gutachten selbst über die Compctcnz der provisorischeu

Ccntralgewalt den Stab gebrochen, da es selbst sie nur für

competcnt zur Erlassung von Vollzieh ungsvcrordnun-

gen erkennt. Erst der zweite Satz des Beschlusses der pro¬

visorischen Ccntralgewalt, vom 8. November 1849, worin dem

Großherzvg von Oldenburg „in Gcmäßheit dieses (im

„ersten Satze enthaltenen) Beschlusses, die Wiederherstel¬

lung der rechtmäßigen Regierung in Kniphauscn" aufge¬

tragen worden war, ist wirklich eine Vollzu g s v erord-

nung; sie fällt aber von selbst, da feststeht, und zwar nach

den eigenen vom Verfasser des Gutachtens aufgestellten

Sätzen, daß die provisorische Ccntralgewalt nicht zur Fassung

des in Nr. 1 enthaltenen Beschlusses competent war. Wie die

unbefangene und unpartheiische Wissenschaft aber über den Er¬

laß der provisorischen Ccntralgewalt vom 8. November 1849

nrtheilt, kann man aus H. A. Za ch ariä, deutsch. Staats- und

Bundesrecht, 2. Aufl. 1859, Bd. I., 8 96 Note 12, S. 466

ersehen, wo sich dieser hochgeschätzte Staatsrcchtölehrer folgender¬

maßen darüber ausspricht: „Ein auf Ausführung (?) dieses

Bundesbcschlusses (v, 1845) gerichteter leichtsinniger Erlaß

des damaligen Reichöministcriums vom 8. November 1349 hat

glücklicher Weise keinen Erfolg gehabt." Das vonZacha-

riä dem Worte „Ausführung" beigesetzte Fragezeichen läßt deut¬

lich erkennen, daß derselbe ebenfalls sehr wohl das verwerfliche

Spiel durchschaut hat, welches damit getrieben werden wollte,

daß man eine authentische Interpretation eines Buudesbe-

schlusscs, zu welcher die provisorische Ceutralgcwalt unter kei¬

ner Voraussetzung befugt war, unter dem Aushängeschildc einer

Vollzugsverordnung durchzutreiben versuchte. Und diesen Erlaß

der provisorischen Ccntralgewalt haben die Wortführer der

Herren Reklamanten in öffentlichen Blättern zu einem „Bundes¬

beschluß" ausgeblasen; für ihn haben sie den Namen eines



„Bundesbeschlusses" usurpirt, als wenn dadurch die von

ihnen vertretene Sache gebessert werden könnte, wenn sich wirklich

etwa ein Unkundiger durch eine solche Usurpation täuschen

lassen würde!

8 33.

3) Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung gerade dann nicht ver¬
pflichtet ist, den Erlaß der provisorischen Ccntralgewalt vom 8. Novcm
der 1348 zu vollziehen, wenn man ihn mit dem P özl'schen Gutachten als

eine Vollzugsvcrvrdnung betrachtet.

Es ist jedoch kein Grund vorhanden, sich mit einem Streit

über die Kompetenz der provisorischen Centralgewalt zur Er¬

lassung des Beschlusses vom 8. Nov. 1849 irgend aufzuhalten.

Gerade dann, wenn nämlich derselbe, wie das Gutachten

behauptet, nur als eine Vollzugsverordnung ausgefaßt

werden will, so ist er eben nur eine von einer untergegan¬

genen politischen Autorität erlassene und unvoll zogen

gebliebene V o l l z u g ö v e r o r d n u n g, als solche aber ist

er an sich keine die nunmehr wieder in ihre frühere Wirk¬

samkeit eingetretene Bundesversammlung bindende und unabän¬

derlich verpflichtende Norm, wie etwa ein rechtskräftig

gewordenes Urthetl sein würde; er ist eben eine erfolglos

gebliebene Anordnung, deren Erneuerung, insofern sie mate¬

riell begründet wäre, jederzeit von der Bundesversammlung

wieder neu gebeten und gewährt werden könnte. Daß aber die

Bundesversammlung sich durch Das, was die provisorische

Reichsgewalt auch sogar innerhalb der Gränzcn ihrer

Competenz gethan hat, nicht wie ein Rechtsnachfolger der¬

selben gebunden erachtet, stehet bereits durch die bestimmtesten

Erklärungen und das notorische Verfahren der Bundesversamm¬

lung selbst vollkommen fest. So z. B. kann nicht bezweifelt

werden, daß die provisorische Centralgewalt befugt war, die

von dem Frankfurter Parlamente beschlossenen Grundrechte

zu publiciren und deren Vollzug durch eine besondere Vollzugs¬

verordnung anzuordnen, und doch hat die h. Bundesversamm¬

lung nicht das geringste Bedenken getragen, diese Grundrechte
5
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sammt der Vollzugsvcrordnung der provisorischen Ccntralge-

walt wieder außer Wirksamkeit zu setzen. Nach der Theorie

aber, welche das Gutachten aufstellt, wäre die Bundcsver-

sammlung verpflichtet gewesen, die Vollzugsverordnung zur

Einführung der Grundrechte aufrecht zu erhalten, und in diesen

Grundrechten, wie sie das Rcichsgcsctzblatt 8. Stück, vom 28.

Dccember 1848 verkündigt hat, ist die Bestimmung zu lesen:

Art. 2, § 7.: „Vor dem Gesetz gilt kein Unterschied der

„Stände. Der Adel als Stand ist aufgehoben. Alle Stan-

„desvorrechte sind abgeschafft."

In dem von dem Erzhcrzog-Rcichsverweser unterzeichneten Ein¬

führungsgesetze hierzu ist gesagt:

„Die Grundrechte des deutschen Volkes werden im ganzen

„Umfange des deutschen Reichs unter nachfolgenden Bestim¬

mungen hiermit eingeführt:

„Art. 1. „Mit diesem Reichsgcsetzc treten in Kraft die

„Bestimmungen: 1) der Paragraphen eins und zwei,

„u. s. w."

Der Verfasser des Gutachtens scheint nicht bedacht zu haben,

daß nach seiner eigenen Theorie der Adel insgcsammt — also auch

der hohe Adel in Deutschland — durch die von der com-

pctcntcn Behörde, die (nach dem Gutachten S. 36) „damals die

höchste politische Autorität für ganz Deutschland war", publi-

cirtcn und eingeführten Grundrechte durchaus aufgehoben war,

daß also auch nicht mehr von dem Vollzug von Rechten die

Rede sein konnte, die aus dem Adel überhaupt und aus dem

hohen Adel insbesondere abgeleitet werden wollten. Nach der

eigenen Theorie des Gutachtens S. 36, würde daher die h.

Bundesversammlung noch jetzt „die Pflicht" haben, die Voll¬

streckung dieser Bestimmung der Grundrechte herbeizuführen,

durch welche die frühere Erklärung der Bundesversammlung im

Bundesbcschluß vom 12. Zuni 1845 über den der Familie

Bentinck zukommenden hohen Adel jedenfalls gegenstand-

los geworden war!
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8 34-

4) Nachweis, daß sich die Bundeöcommisfion in ihrem Vortrage vom

2V. September 1851 bereits gegen die Annahme einer Verpflichtung der ho¬

hen Bundesversammlung zur Vollziehung dcö Erlasses der provisorischen

Centralgcwalt vom 8. November 1349 ausgesprochen hat, und zwar

a) in dem Gutachten der Majorität.

Da das Pozl'sche Gutachten es mit keiner Silbe berührt,
was an der h. Bundesversammlungin Folge der Eingaben der
Herren Reclamanten vom 18. Juni und 26. Juli 1851 ge¬
schehen ist, und es demnach anzunehmensein dürfte, daß dem
Herrn Verfasser des Gutachtens der Vortrag unbekannt geblie¬
ben ist, welchen die zur Begutachtung der gedachten Eingaben
ernannte besondere Cvmmission, bestehend aus den Herren Bun-
dcstagögcsandtcn für das KönigreichSachsen (Freiherr» von
Nvstiz), für das Königreich Hannover (v. Scheie) und für
die GroßherzogthümerMecklenburg(v. O crtzcn) am 26. Sep¬
tember 1851 erstattet hat, so ist es um so nvthiger, den In¬
halt dieses Commissivnsbcrichtcs hier anzugeben, als darin die
Behauptung des Pozl'sche» Gutachtens, als sei die h. Bundes¬
versammlung verpflichtet, den Erlaß der provisorischen Central-
gewalt vom 8. November 1849 zu vollziehen, darin die schla¬
gendste und gediegenste Widerlegung gefunden hat. Von dieser
Commission wurden an die h. Bundesversammlung zwei An¬
träge gestellt, welche aber nur bezüglich der Form des ein¬
zuhaltenden Verfahrens, nicht aber hinsichtlich der Motivi-
r nng, in welcher sie in all em W es c nt li ch cn übereinstimmen,
von einander abweichen. Zwei Mitglieder der Commission
sprachen sich nämlich dahin aus:

„Da der Beschluß vom 3. November 1849 — welcher den
„factischcn Besitzer von Kniphausc n zur Nachfolge in die
„Regierung von Knip Hansen für unfähig erklärt, und
„verfügt, daß die rechtmäßige Regierung in Knip Hausen
„durch Se. königliche Hoheit den Großherzvg von Oldenburg
„wieder herzustellen sei — über die durch die übernommene
„Garantie des Berliner Abkommens der hohen Bundesver-

5*



„sammlung beigelegten Befugnisse hinausgeht, so wird dessen

„Vollziehung nicht begehrt werden können."

Die Majorität der Commisfion glaubte jedoch, daß vor

einer hiernach allerdings als begründet zu erachtenden Abwei¬

sung des Antrages der Herren Reclamantcn noch die großher¬

zoglich oldenburgische Regierung zu einer Erklärung über die

Anträge der Herren Reklamanten vom 18. Juni und 26. Zuli

1851 zu veranlassen sei, weil

1) noch von keiner Seite die Cassirung des Beschlusses der

„provisorischen Ccntralgcwalt vom 3. November 1849 bean¬

tragt worden sei" (womit der großherzoglich oldenburgi¬

schen Regierung ein deutlicher Fingerzeig gegeben wurde,

wie sie am schnellsten den ewig wiederkehrenden Reclamationcn

der Bcntin ck'schen Agnaten einEnde machen kvnn e),

obgleich schon beigefügt wurde, „daß es immerhin wünschens-

„werth scheine, nicht dahin gedrängt zu werden, von Amts-

„wegcn diese Cassirung auszusprechen" —

und weil

2) „noch überall nichts Gewisses darüber vorliege, ob und was

„von Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Olden¬

burg in Veranlassung des Beschlusses vom 8. November

„1349 etwa verfügt worden sei."

Sehr bemcrkenswcrth ist in diesem Majoritätsgutachten

auch die ausdrückliche und bestimmte Erklärung der ersten bei¬

den Commissionsglieder:

„Eine eigene Entscheidung über Saccessio ns-

„fragen ist der hohen Bundesversammlung in

„diesem (Berliner) Abkommen überall nicht beige¬

legt, und sie läßt sich insbesondere aus den Bestimmungen

„des Art. IX. in Verbindung mit Art. I. und II. überall nicht

„herleiten, wonach nur die Frage zweifelhaft sein konnte, ob

„Se. Königliche Hoheit der Großhcrzog von Oldenburg, wie

„vormals der deutsche Kaiser, oder nach Anleitung der Art.

„VI. und VII. das Oberappellationsgericht zu Oldenburg

„über die hinsichtlich der Herrschaft Kniphausen entstan-

„denen Successtonsstreitigkeiten zu entscheiden habe."
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8 35.
b) Desgleichen in dcm Gutachten der Minorität.

Dieselben Ansichten finden fich nun auch in dem Gutachten
des dritten Commissionsmitglicdcs ausgesprochen, welches die
sofortige Zurückweisung des Antrages der Herren Reclamanten
beantragt hatte, weil es die Aufforderung der großherzoglich
oldenburgischen Regierung zu noch einer Erklärung nach Lage
der Sache nicht für nothwendig hielt. Auch dieses Votum
gehet von der Ansicht aus, daß „die hohe Bundesver¬
sammlung nicht berechtigt ist, die oben hervor¬
gehobene Streitfrage selbst zu entscheiden," und
daß die Frage, ob der Großhcrzog von Oldenburg an der
Stelle des ehemaligen deutschen Kaisers und Reiches, oder das
Obcrappellationsgericht zu Oldenburg zur Entscheidung com-
petent sei, von der h. Bundesversammlung als eine „Streit¬
frage" erkannt werden müsse, welche zufolge des Berliner
Abkommens Art. VII. von der darin angeordneten schieds¬
richterlichen Behörde zu entscheiden sei. Ganz vortrefflich
wird aber in diesem Votum das Verhältniß der nunmehr wie¬
der in das Leben getretenen Bundesversammlung zu der abge¬
tretenen provisorischen Centralgewalt entwickelt. Nachdem an¬
erkannt worden ist, daß die von Sr. kaiserlichen Hoheit dcm
Erzherzog-Reichsverweser ausgeübte provisorische Centralgewalt
als eine demselben von den hohen deutschen Regierungen über¬
tragene rechtmäßige Gewalt betrachtet werden müsse, so wird
weiter mit vollem Rechte gesagt:

„Gleichwohl erscheint die Bundesversammlung jetzt, nachdem
„die provisorischen Zustände, welche den fehlgeschlagenen
„Versuch, einen deutschen Bundesstaat an die Stelle des
„deutschen Staatenbundes zu setzen, begleitet haben, beendet
„sind, insofern allerdings nicht bloß berechtigt, sondern
„auch verpflichtet, den Inhalt eines Erlasses der pro¬
visorischen Centralgewalt einer selbständigen Prüfung
„aus dem Gesichtspunkte des bestehenden Bnndes-
„r echtes zu unterwerfen, als der Gegenstand eines solchen



„Erlasses in wesentlichen Beziehungen noch unerledigt ist,
„und zu seiner vollständigenVollziehung annoch die selbst-
„ständige bundesgesetzmäßige Thätigkcit der Bundesversamm¬
lung in Anspruch genommen wird."

Sehr treffend wird in diesem Votum des großherzoglich
mecklenburgischen Herrn Bundestagsgcsaudtcn sodann weiter
ausgeführt, daß, wenn „es auf der eine» Seite die Achtung
„vor einer allgemein in Deutschland anerkannten Gewalt und
„vor der Eontinuität des öffentlichen Rcchtszustaudcserheische,
„daß alle Verfügungen des ErzherzogS-RcichSvcrwescrs,die
„als erledigt betrachtetwerden können, von der Bundesver-
„sammlung nicht in Frage gestellt, sondern in größtmöglichster
„Ausdehnung anerkannt werden", — es auf der andern Seite
„mit der Würde und mit den Pflichten der Bundesversamm¬
lung nicht vereinbar sein würde, wenn sie zur Realisiruug
„früherer Beschlüsse der provisorischen Centralgcwalt ihre eigene
„selbständige Thätigkcit, wofür nur sie die Verantwortlichkeit
„zu tragen hat, anders eintreten lassen wollte, als nach cige-
„ner Prüfung ihrer Cvmpetcnz, nach Maaßgabe des
„bestehenden Bnndcsrechtes."

Ganz vortrefflich und vollkommen richtig wird in diesem
mit ausgezeichnetem Scharfsinn und vollendeter Kenntuiß des
Bundesrcchtcs ausgearbeitetenVotum sodann darauf aufmerk¬
sam gemacht, daß es einer Cassirnng dcS Erlasses der pro¬
visorischen Centralgcwalt vom 8. November 1849 durchaus
nicht bedürfe, da derselbe die Bundesversammlungin der
Prüfung ihrer eigenen Competenz durchaus nicht beirre. „Hier¬
nach wird nun" — heißt es daselbst weiter — „die Bundcs-
„versammluug, indem der Inhalt des Beschlusses der proviso¬
rischen Centralgcwalt vom 8. November 1849 im klebrigen
„unberührt dahin gestellt bleiben kann, zunächst nur die
„Frage zu untersuchen haben, ob ihr die Competenz
„und Berechtigung zusteht, die großherzvglich oldeuburgische
„Regierung zu denjenigenVerfügungen ohne Weiteres anzu¬
halten, zu welchen dieselbe nach dem mchrgedachten Beschluß
„bereits aufgefordert worden ist."
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Diese Frage hat mm dieses Votum, wie bereits erwähnt

wurde, mit aller Entschiedenheit verneint, und hat namentlich

sehr gut ausgeführt, daß, wenn auch sogar angenommen wer¬

den dürfte, daß Se. Königliche Hoheit der Großherzog von

Oldenburg mit Unrecht die Ausübung eines angeblich auf ihn

übergegangenen kaiserlichen Hohcitsrcchtes in dem Sinne, wie es

die Herren Reclamantcn verlangen, verweigere, daraus doch im¬

merhin nicht das gefolgert werden könne, daß dieses Hohcits-

recht in der Weise an den deutschen Bund übergehe, daß dieser

es anstatt des Großherzogs von Oldenburg auszuüben habe —

sondern daß hieraus nur gefolgert werden dürfte, „daß die

„bundeSrechtlich zulässigen Mittel angewandt werden müßten,

„um ihn zur Erfüllung seiner Verpflichtung zu bestimmen,

„welche in vorliegendem Falle, nach dem, was oben bemerkt

„worden, aber nur in einer Vcrurtheilnng durch das Schieds¬

gericht und in der auf diese Vcrurtheilnng gegründeten Exe-

„cutionsvollstrccknng bestehen könnten".

§ 36.

c) Fortsetzung. Bcurthctlnng des von dem Ncichsjustizmintstcr v. Mohl

am 3. Octobcr 1848 an das Gesammtrcichsminlstcrium erstatteten

Berichtes, in dem Vortrage der Bundescommtssion vom 20. Sep¬
tember 1351.

Da das Pozl'sche Gutachten, S. 26, so großes Gewicht

darauf gelegt hat, daß der ehemalige Herr Reichsjustizminister

v. Mohl in seinem im Reichsministerium v. Gageru erstat¬

teten Berichte, das angebliche Hoheitörccht des Großhcrzogs

von Oldenburg als in Folge seiner Weigerung, es im Sinne

und zu Gunsten der Herren Reclamantcn zu gebrauchen, an

die damalige provisorische Ccntralgewalt devolvirt dargestellt

habe, so wird es gerechtfertigt erscheinen, wenn hier die Be-

urthcilung des Vortrags des Herrn Rcichsjustizministers von

Mohl in dem vorerwähnten Votum des dritten Mitglie¬

des der Bundcscommissivn ebenfalls eine Stelle findet. Nach¬

dem nämlich in diesem Votum gezeigt worden ist, daß sich

eine Begründung der obigen Behauptung — wonach das Ho-



hcitsrecht des Großherzogs von Oldenburg wegen seiner Wei¬

gerung, es im Sinne der Herren Reclamanten zu gebrauchen,

auf den Bund übergegangen sei — sich in den Vorträgen der

Herren Reclamanten nicht finde, so heißt es daselbst weiter:

„Nur in dem Vortrage, den der Reichsjustizminister v.

„Mohl unterm 3. October 1848 an das Gcsammtrcichs-

„ministerium abgestattet hat, findet sich die folgende Stelle:

„Einzig der Punkt kann zweifelhaft scheinen, ob die

„Centralgewalt nun unmittelbar einzuschreiten, oder ob

„sie etwa den Großhcrzog von Oldenburg nun auch von

„ihrer Seite zur Erfüllung seiner Aufgabe (sie!) anzu¬

halten habe? In dieser Beziehung aber scheint es so-

„wohl der Würde der Centralgewalt, als der Ehre des

„Großherzogs von Oldenburg angemessen zu sein, wenn

„erstere die an sie erwachsene Sache auch unmittelbar in

„die Hand nimmt, nicht aber diesen Fürsten erst zu nv-

„thigen sucht) ein seiner bisherigen Handlungsweise direct

„widersprechendes Erkenntnis; zu fällen."

„Allein auch diese Gründe können von der Bundesversamm¬

lung nicht anerkannt werden. Rücksichten auf die Würde

„der Centralgewalt konnten dieselbe, strenge genommen,

„nicht berechtigen, die Sache unmittelbar in die Hand

„zu nehmen, wenn ein solches Verfahren bundcsgesctzlich nicht

„begründet war, und ebenso bedenklich scheint der Ge-

„sichtspunkt zu sein, der hier in Bezug auf die Ehre des

„Großherzogs von Oldenburg angedeutet ist. Es läßt sich

„vielmehr nach den nur auf die Forderung des Rechts ge¬

wichteten Gesinnungen Sr. Königlichen Hoheit des Großher-

„zogs von Oldenburg wohl annehmen, daß Hochftdcrselbe,

„wenn er durch ein schiedsgerichtliches Erkeuntniß für ver¬

pflichtet erkannt würde, den Reclamanten den von ihnen

„begehrten staatsrechtlichen Schutz ohne weitläufigen Prozeß-

„gang zu gewähren, kein Bedenken tragen würde, einen

„solchen Ausspruch in dieser Angelegenheit zu thun, wie

„Hoch st derselbe ihn dem Rechte und der Billig¬

keit alsdann für entsprechend erkannt hätte."
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8 37.

5) Antrag dcs Herrn Grafen Karl Bcntinck vom 16. Januar 1852
an die hohe Bundesversammlung, die Beschlußfassungauf die Reclamation

vom 18. Juni 1851 vorläufig auszusetzen.

Es ist bemcrkenswerth, daß kurz nach der Erstattung dieses

im Pvzl'schen Gutachten mit befremdlichem Stillschweigen

übergangenen Vortrages der Bundescommission (vom 20.

September 1351) die Herren Reclamanten eine Vorstellung

bei der hohen Bundesversammlung einreichten (October 11./14.

1851) worin sie die Bitte stellten:

„hohe Bundesversammlung wolle vor jeder Beschluß-

„nahme in dieser Sache die allerhöchsten Hofe von Wien

„und Berlin um eine erläuternde Erklärung über den Ar¬

tikel VII. dcs Berliner Abkommens ersuchen",

und daß nicht lange nachher (16./18. Januar 1852) der Graf

Karl Beutinck bei hoher Bundesversammlung die Anzeige

machte,

„daß er sich wahrscheinlich zu einem neuen Vorbringen in

„Betreff der von ihm unterm 13. Juni und 11. October

„1351 gestellten Gesuche veranlaßt sehen werde, weßhalb er

„bitte: hohe Bundesversammlung wolle die Verhandlung in

„Betreff dieser, die Wiederherstellung der rechtmäßigen Re¬

gierung in Kniphausen betreffenden Sache bis auf

„weitere Anträge des gehorsamst Unterzeichneten und seines

„Bruders vorläufig einstellen."

Es scheint demnach, daß die Herren Reclamanten durch

das am 20. September 1851 erstattete Gutachten der Bun¬

descommission vorerst etwas in der Hoffnung gestört worden

sind, die hohe Bundesversammlung sofort geneigt zu finden,

ihren Anträgen aus sogenannte Wiederherstellung der legitimen

Regierung in der Herrschaft Knip Hansen zu willfahren. Indem

die Herren Reclamanten nunmehr neue Anträge an die hohe

Bundesversammlung vorbereiten, sind ihre Bemühungen darauf

gerichtet, die Bundesversammlung mindestens in materieller Be¬

ziehung eines Besseren zu belehren, und diese Belehrung soll
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NUN der hohen Bundesversammlung zunächst aus dem von den

Herren Neclamanten veranlaßten Pözl'schen Gutachten zufließen,
K und sie dadurch — (gleichsam durch eine appeilatio a Unpa

mnlo inkormnto sä I'apain melius inkorninnäum) — bewogen
werden, den Bundcsbcschluß vom 12. Juni 1849 in derselben
Weise zu interprctiren, und eine ähnliche Vollzugsanordnung
an diese Interpretation anzuhängen, wie dies in dem Beschlüsse
der provisorischen Centralgewalt vom 8. November 1845 ge¬
schehen war. Daß die hohe Bundesversammlung eine solche
Interpretation nicht geben und folglich auch eine solche Voll-
zugsvcrordnung nicht erlassen kann, ohne mit dem Bnndcöbe-
schlnß vom 12. Juni 1845 selbst, geschweige denn mit dem
Bundesbcschlnsse vom 24. Juli 1828 in Widerspruch zu
gcrathen, und daß daher eine Gewährung hierauf gerichteter
oder zu richtender neuer Anträge der Herren Neclamanten
schon aus diesem Grunde eine rechtliche Unmöglichkeit
ist, ist bereits oben (Z 19-39) gezeigt worden. Zu allem
Uebcrflusse soll aber hier noch auf die Ausführungen einge¬
gangen werden, ans welchen das Pözl'sche Gutachten der¬
artige Ansprüche der Herren Neclamanten in Schutz nehmen
zu können glaubt, um die Grundlosigkeit eines solchen Ver¬
langens in ihrer vollen Blöße darzustellen.

8 38.

t) Nachweis, daß die neuen Neclamationcn der Bentinck'schen Agnaten

im Wesen identisch sind mit der Reklamation des Grafen Joh. Karl
B c n t i n ck.

Das Gutachten S. 37—45 bemühet sich vor allem aus¬
zuführen, daß es sich in dem Bentinck'schen Successionsstreite,

Nachweis, daß es sich in dem Bentinck'schen Succes¬

sionsstreite nach den Grundsätzen des deutschen Privat-

fürstenrechts allerdings um eine Privatangelegenheit der

gräflichen Familie handelt.



soweit er die Nachfolge in der Herrschaft Kniphaufen be¬

trifft, nicht nm eine Privatsache, sondern nm eine Sache

des öffentlichen Rechtes handle. Hieraus wird abgeleitet

(S. 38), dasi die Rcclamation, mit der man es hier zn thnn

habe, schon nach allgemeinen Rechtsgrundsätzcn nicht vor

die Gerichte, sondern vor irgend eine andere Kategorie von

Behörden gehöre, doch wird S. 44 letzterem Satze die Be¬

schränkung beigefügt, „es müßte denn sein, daß das positive

„deutsche Recht überhaupt, oder ein besonderes Statut, welches

„die Verhältnisse von KnipHansen insbesondere betrifft, hier¬

von eine Ausnahme mache."

Das Gutachten S. 37 legt daher besonderes Gewicht auf

den Inhalt und Gegenstand der Rcclamation. „Die Recla-

„manten" — heißt es daselbst — „verlangen aber Wiederher-

„stellnng der rechtmäßigen Regierung in dem Bnndeslandc

„Knip Hausen, rcsp. Entsetzung des factischen Besitzers und

„Einsetzung in die Landeshoheit über Kniphaufen. Dieses

„bildet sonach den Znhalt oder Gegenstand des Gesuches; oder

„mit anderen Worten, es ist die Frage zu beantworten: „Wem

„gebührt die Landeshoheit über Kniphaufen?

Vergleicht man nun diese gegenwärtige Rcclamation mit

derjenigen, welche von der Gegenseite im Jahr 1828 bei der

hohen Bundesversammlung erhoben worden war, so wird kein

Unbefangener in Abrede stellen können, daß beide Reklama¬

tionen (wie bereits oben § 6—11 nachgewiesen worden ist)

im Sinne und Wesen vollständig übereinstimmen, und beide

genau einen und d enselb cn Zweck verfolgen. Der erklärte

Zweck von beiden Rcclamationcn ist die unmittelbare Nachfolge

in die Regierung der freien Herrschaft Kniphaufen und die

Entfernung des gegenwärtigen Besitzers durch ein Einschreiten

der Bundesversammlung, mit Ausschluß und Beiseitesctzung

alles Verfahrens vor den Gerichten. Es handelt sich demnach

offenbar nach der eigenen Angabe des Gutachtens nm nichts

Anderes, als nm ganz dieselbe Sache, welche von der

Bundesversammlung im Jahr 1828 durch den Bundesbeschluß

vom 24. Juli bereits definitiv durch Abweisung der damaligen
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Reklamation erledigt und beschicken worden ist. Wären die

Bundesbeschlüsse der Rech tskr aft fähige Urthe ile, so würde

hiernach ohne Weiteres eine solche Rcclamation, wie die gegen¬

wärtige, durch Verweisung auf die resjucliestg erledigt sein.

Da die Bundcsbeschlüsse aber nur Beschlüsse einer politischen

Autorität sind, so kann freilich der Zurückgewiesene jeden Au¬

genblick sein Gesuch wiederholen, und die Bundesversammlung

mit neuen Vorstellungen und Bclehrungsversnchen über dieselbe

Sache behelligen; ein für sich günstiges Resultat wird derselbe

aber doch nur dann erreichen können, wenn es ihm gelingt,

die Uebcrzeugung der Bundesversammlung durch Vorbringung

wirklich neuer Gründe umzustimmen. Ein solcher Fall liegt

aber hier nicht vor. Die hohe Bundesversammlung wußte im

Jahr 1828 ebensogut als im Jahr 1853, daß die Bentinck-

schen Agnaten die Einsetzung in die Regierung von Knip-

hauscn und die Entsetzung des dermaligen Besitzers begehren;

dieselben beriefen sich 1828 auf ihren hohen Adel ebensogut,

wie sie es jetzt (1853) thun; der einzige Unterschied, der an

dem Wesen der Rcclamation und deren Bcurtheilung nichts

ändern kann, weil er an der thatsächlichcn Stellung der Herren

Reklamanten und an der ganzen Sachlage nichts ändert, ist

der, daß damals (1828) der Graf Joh. Karl Bentinck

sich auf den hohen Adel der Familie Bentinck, als auf eine

sich von selbst verstehende Sache bezogen hatte, und ihm

von Seite der Bundesversammlung derselbe nicht bestritten

worden war, daß aber die Grafen Karl und Heinrich Ben¬

tinck jetzt auf den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 sich

gründen, der ihren hohen Adel ausdrücklich anerkennt.

Dieser Unterschied in der Begründung beider Reklamationen

ist aber hier insbesondere ans dem Grunde ohne Einfluß, weil

die Bundesversammlung die Rcclamation von 1828 nicht etwa

aus dem Grunde, daß der hohe Adel der Familie Bentinck

nicht feststehe, sondern aus ganz anderen Gründen abgeschlagen

hatte, wie oben § 11 gezeigt worden ist, und weil überhaupt

nach der ausdrücklich ausgesprochenen Ansicht und Erklärung

der hohen Vermittler des Berliner Abkommens von 1825 die



Frage, ob die Familie Bentinck von hohem Adel sei

oder nicht, bei der Wiedergewährung der Landeshoheit

über KnipHausen als etwas durchaus Gleichgültiges be¬

zeichnet worden, und dem damaligen Grafen die Herrschaft

Knip Hausen mit der Landeshoheit in dem Sinne, wie

er sie daselbst zur Zeit des Reiches innegehabt, zurückgegeben

wurde, ohne alle Rücksicht darauf, ob die Familie Ben¬

tinck Anspruch auf den hohen Adel habe oder nicht.*')

§. 39.

2) Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung selbst die Bcntinck'sche
Succcssionssache als eine Privatangelegenheit der gräflichen Familie

erklärt und jederzeit demgemäß behandelt hat.

Der Hauptgrund aber, aus welchem die Reklamation in

dem Jahr 1828 von der hohen Bundesversammlung abschlägig

beschicken worden war, ist nach dem v. Gruben'schen Cvm-

missionsgutachten der, daß die Succession in Knip Hausen

^) Die Erwiderung der Minister der hohen vermittelnden Mächte auf
die Anträge des Grafen von Bentinck, in dem Berliner Abkommenauch
zugleich den hohen Adel der gräflichen Familie anzuerkennen, lautete wörtlich:

„In Rechten, welche dem Herrn Grafen und dessen Familie, abge¬
sehen von der Herrschaft Kntphauscn, durch Geburt und Abstammung
zustehen, kann nichts zu- und abgesetzt werden. Aus diesem Grunde hat
man sich auch in dem Art. 14 der deutschen BundeSacte, welcher das Ver¬
hältnis; der ehemaligen r c i ch s stä nd is chcn fürstlichen und gräflichen Fa¬
milien bctrisst, jeder Bestimmung über den künftige» Rang dieser Familie»
enthalten, und sich nur auf die Erklärung beschränkt, daß dieselben fortan
nichtsdestoweniger (d. h. ob sie gleich seit dem Jahr 1306 und seitdem
mittelbar geworden) zu dem hohen Adel in Deutschland gerechnet werden
und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem damit verbundenen Be¬
griffe verbleibe. Zu einer solchen Erklärung ist aber im vor¬
liegenden Falle auch keine Veranlassung vorhanden; thcils,
weil Kniphauscn früher keine Rci ch ö stan d sch aft gehabt hat,
thcils auch, weil cö gegenwärtig nicht in der Art untergeordnet wird, als
es mit den ehemals rcichsständischcnTerritorien der gedachten Häuser ge¬
schehen , und daher auch die Verwahrung überflüssig ist, welche man zum
Besten dieser, wegen ihrer Mittclbarwcrdung für nöthig gefunden hat. G c-
hörte die gräflich Bentinck'sche Familie sonst zum hohen Adel



eine Privatangelegenheit eines Mitgliedes der gräflichen

Familie sei, daß die hohe Bundesversammlung durch keiner¬

lei buudcögesetzlichc Norm autorisirt sei, sich in dieser Sache

für compctent zu erklären, und daß nach dem Berliner Ab¬

kommen die Entscheidung der Sache vor das an die Stelle der

obersten Reichsgerichte gesetzte Obcrappellatiousgcricht zu

Oldenburg gehöre.

Es darf hier nicht unerwähnt bleiben, daß die Behaup¬

tung, der Succesfionsstrcit über die Nachfolge in der Landes¬

hoheit von Kniphauscn sei eine Privatangelegenheit

der gräflichen Familie und gehöre zur richterlichen Entschei¬

dung vor das Oberappcllationögericht zu Oldenburg, somit

kein Vorbringen des als Gegcnparthci zu betrachtenden dcr-

maligcn Besitzers oder seines Herrn Vaters, sondern der selb st¬

eig e n e Ausspruch der mit der Prüfung der Be» tin ck'schen

Succcssionssache damals beauftragten Bundescommission war,

welchen sich die hohe Bundesversammlung, indem sie dem Commis-

sionsgutachten in allen Stücken beitrat, zu eigen gemacht hat.

Damals war ja noch gar kein Rechtsstreit über die Succcssiou

in Kniphauscn eingeleitet; es war auch von der hohen Bun¬

desversammlung nicht einmal der damalige Besitzer, der

Vater des nunmehrigen Beklagten, zur Vernehmlassung

aufgefordert worden. Die Erklärung der Kuiphauser Suc¬

ccssionssache als einer Privatsache der Bentiuck'schcn Fa¬

milie, deren Erledigung an sich die Interessen des deutschen

Bundes, die Rechte und Obliegenheiten der deutschen Bundes¬

versammlung in keiner Weise berührte, war daher das Resultat

der unbefangensten und selbständigsten Prüfung der Bundes¬

commission gewesen, und dieser Erklärung ist auch als der

allein den wahren Sachverhältnisscn entsprechenden die hohe

in Deutschland, und stand ihr das Recht der Ebenbürtigkeit

zu, so gcnießtitcbcidcVorzügcunbcdcnklichauch jetzt noch;

entbehrte sie dieselben früherhtn, so könne» sie ihr auch

gegenwärtig durch keine Erklärung der hohen Mächte ver¬

liehen werden." Protoc. der Bundesversammlung 1343 S. 432.
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Bundesversammlung mit vollem Rechte beigetreten. Es wäre

überhaupt auch sehr traurig um Deutschland bestellt, wenn

nicht einmal die hohe Bundesversammlung mit

Sicherheit zu entscheiden vermochte, was eine Pri¬

vatsache sei oder nicht, und darüber erst, fast zwanzig

Jahre nach ihrer Entscheidung vom Jahr 1828, noch eine Be¬

lehrung zu empfangen hätte. Wenn der Herr Verfasser des

Gutachtens dagegen diese Eigenschaft der Kniphauser Succcs-

sionssache als reine Privatsache der Familie Bcntinck in Ab¬

rede stellen will, so scheint demselben ganz unbekannt oder aus

dem Gedächtnisse entschwunden zu sein, daß es in Deutschland

ein Privatfürstcn recht gibt, nach dessen Grundsätzen na¬

mentlich die Successionsstreitigkciten in landesherrlichen Familien

zur Zeit des deutschen Reiches und noch heutzutage zu entschei¬

den sind, und daß, wie schon der Name des Privatfürstcnrcchtes

andeutet, die Succcssionssachcn in den landesherrlichen Fa¬

milien jederzeit im deutschen Reiche als Privatangelegen¬

heiten der betreffenden Häuser betrachtet worden sind, wie dies

auch ans der von dem Gutachten selbst so vielfach ange¬

zogenen Wahlcapitulation unbestreitbar hervorgeht. Ebenso

scheint der Herr Verfasser nicht gewußt oder vergessen zu haben,

daß selbst der den Herren Reklamanten wohlgeneigte Herr

Berichterstatter in der Rcclamationscommission, Freiherr von

Blitt ers d o rff, in der 17. Sitzung der hohen Bundesver¬

sammlung vom 17. Juni 1847, H 189 Prot. S. 515, gründ¬

lich ausgeführt hatte, daß die Ncclamation der Bentinck-

schen Agnaten auch bei dem Bunde nur als eine „Privat-

cingabe" betrachtet und demgemäß behandelt werden könne.

Eine Belehrung der hohen Bundesversammlung oder des

Publikums darüber, daß die Landeshoheit eine Regic-

rungsgewalt sei, die dem Regenten eines deutschen Einzel¬

staates in seinem Territorium zur Reichszcit zustand, wie sie

der Herr Verfasser des Gutachtens S. 37 geben zu müssen

glaubte, war sonach höchst überflüssig und ist für die hier

zu entscheidenden Fragen durchaus nichtssagend, denn das

weiß wohl Jedermann, was das Gutachten S. 194 wieder



besonders herausheben zu müssen glaubt, daß, wenn von einer

Succession nach Privatfürstenrecht die Rede ist, es sich um

nichts Anderes handeln kann, als um die Regierung in einem

deutschen Lande, und daß die Landeshoheit an sich ein Institut

des öffentlichen Rechtes ist. Das aber ist eben der eigenthüm-

liche Charakter des deutschen Privatfürstenrechtcs, und nament¬

lich der nach demselben zu beurtheilendcn Successioncn, daß, ob-

schon sie dem Gegen stände nach ein Recht, die Landeshoheit,

betreffen, welches seinem Begriffe und seinen Wirkungen nach

dem öffentlichen Rechte angehört, dasselbe doch seiner Zu¬

ständigkeit nach eine Privatsache der betreffenden Fa¬

milie, im Gegensätze der allgemeinen Reichs- und nun¬

mehr der Bundesangclegenheitcn ist, und als solche

behandelt wurde, seitdem es eine deutsche Rechtswissenschaft und

Praxis gibt. Schon die Bestimmung in der kaiserlichen Wahl-

capitulation Art. XXII. allein, welche das P ö zl'schc Gut¬

achten so vielfällig anführt, liefert den unwiderleglichen und

schlagenden Beweis, daß die Successionsstreitigkeitcn in landes¬

herrlichen Familien zur Zeit des Reiches mir als Privat¬

angelegenheit derselben behandelt wurden, indem es hiernach

lediglich in das Belieben der Agnaten gestellt war, ob sie

der Desccndenz eines Mitgliedes der Familie den Vorwurf

einer Abstammung aus notorischer Mißhcirath machen und aus

diesem Grunde das Successivnsrecht zu bestreiten versuchen

wollten oder nicht. Die Bundesversammlung wird daher wahr¬

lich nicht erst aus dem vorliegenden Gutachten zu lernen haben,

was Staats- und Privatsache sei, vielmehr wird sie erwarten

dürfen, daß Diejenigen, welche das öffentliche Recht Deutsch¬

lands kennen zu lernen nöthig haben, aus ihren Proto¬

kollen die richtigen Begriffe schöpfen und sich aneignen.^)

DaS Pözl'schc Gutachten bestreitet mitunter der Bcntinck'schcn

Succcssioussachc den Charakter einer Ct v i l j u st iz fache, so z. B. S. 59

u. s. w. — Insofern hiermit nichts Anderes gesagt werden will, als was

an anderen Orten durch „Privatsache" bezeichnet wird, so ist hier weiter

nichts zu bemerken, sondern die Widerlegung schon in vorstehender Aus-
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3) Nachweis, daß nach allgemeinen NcchtSgrundsätzen die Behauptung

falsch ist, daß alle Sachen des öffentlichen Rechtes den Gerichten ent¬

zogen seien.

Es kann übrigens hier gar nicht darauf ankommen, ob

Landeshohcitsstreitigkeiten nach allgemeinen Grundsätzen

dem öffentlichen Rechte angehören: denn es ist hier einmal

nicht von allen denkbaren Arten der Landeshohcitsstreitigkeiten,

sondern lediglich von einem Erbfolgestreit die Rede, und

dann können hier sogenannte allgemeine Grundsätze nicht ent¬

scheiden und brauchen nicht zu entscheiden, weil positiv deutsch-

rechtliche Normen genug und in weitaus erschöpfender Weise

vorhanden sind, um solche Successionsstrcitigkciten entscheiden

zu können.

Ncberdies ist der Satz, daß jede Streitigkeit, die ein

Verhältnis; des öffentlichen Rechtes betrifft, an sich nicht

vor die Gerichte gehöre, in dieser Allgemeinheit, gerade

nach allgemeinen Grundsätzen principicll falsch:*) es

führnng niitbcgriffcn. UcbrigenS kann Civiljnstizsachc auch bedeu¬

ten : „eine Sache, die in den Formen eines Ctvilprozcsses vor

den Gerichte» zu verhandeln ist." Hiernach ist cS ebenfalls wohl mög¬

lich, daß die Sache dem Gegenstaude nach in einer oder der anderen

Beziehung zum öffentlichen Rechte gehört: wo aber eine solche Sache

des öffentlichen Rechtes in eine gerichtliche Verhandlung gezogen wird, ist

es notorisch immer nur die c i v i l p r o z c s sua li s ch c Form, in welcher

sie zur Zeit des Reiches behandelt wurde, und noch jetzt überall behan¬
delt wird.

Vcrgl. Pfeiffer, praktische Ausführungen, Bd. III., S. 18t —

L31. — M i t t e r m a i c r, im Archiv f. civtlist. Praxis. Bd. XXI., S.

23V folg. Der geschichtliche Entwicklungsgang des Gegensatzes von

Justiz und Verwaltung zeigt deutlich, daß man erst in der neuere» Zeit

anfing, die Fälle, in welchen die Cognition'den Gerichten entzogen und den

Admintstrativbchördcn übertragen sein soll, zu vermehren: aber gerade die

Auszeichnung solcher Fälle setzt eben daher ein ausdrückliches

Particnlargc setz voraus, weil sie, an sich betrachtet, Ausnahmen

von der Regel sind. Sehr gut ist dies in der belgischen VerfassungS-

urkuudc vom 13. November I83V ausgesprochen, wo es heißt: Art. 82,6



ist abcr ganz unnöthig, dies hier weiter auszuführen, eben weil

für den vorliegenden Fall besondere positive Normen vorhanden

sind, welche allein hier maasigcbcnd sein dürfen. Ebenso

unrichtig ist es, wenn behauptet werden will, alles, was als

Sache des öffentlichen Rechtes zu betrachten sei, gehöre zur

Entscheidung vor irgend eine politische Autorität. Auch

damit eine gewisse politische Autorität da, wo Gerichte nicht

sprechen dürfen, entscheiden könne, muß erst ihre Compctenz

durch eine gesetzliche Norm begründet sein, und wo diese

fehlt, kann möglicherweise sogar der Fall eintreten, daß gar

keine Autorität, weder eine gerichtliche noch eine politische,

zu entscheiden befugt ist.") Dieser Grundsatz ist auch von

den sämmtlichen deutschen Bundesgliedcrn als völkerrechtlich

geltender anerkannt, und eben um dessen practischem Eintritte

vorzubeugen, haben sie in dem Art. 11 der deutschen Bundes-

acte die Einrichtung eines Austrägalgerichtes zur Entscheidung

der zwischen ihnen sich ergebenden Streitigkeiten beschlossen.

Daß die sämmtlichen deutschen Reichöständc zur Zeit des deut¬

schen Reiches in Landeöhoheitsstreitigkeitcn unter einander diese

Sachen vor die Reichsgerichte bringen und von diesen entschei¬

den lassen mußten, und daß eben der Wunsch, eine ähnliche

zeitgemäße Znstanz für solche Streitigkeiten der Bundcsglicdcr

unter einander zu haben, dem Auöträgalgerichtc des deutschen

Bundes seinen Ursprung gab, ist so allgemein bekannt und

notorisch, daß es auch nicht der Mühe verlohnt, ein Wort

darüber zu verlieren."") Das aber, worauf es hier allein

„Alle Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte betreffen, gehören aus¬

schließlich vor die Gerichte." Art. 93. „Streitigkeiten, welche poli-

tische Rechte zum Gegenstände habe», gehören zur Compctenz der

Gerichte: vorbehaltlich der durch das Gesetz bestimmten Ausnahmen."

A) Dies hat auch das ot'cn § 35 u. 36 aufgeführte Votum des

dritten Mitgliedes der Bundescommission im Vortrage vom 26. September

1851 mit besonderer Beziehung auf die Bcntinck'schc SucccsstonSsachc

vortrefflich ausgeführt.

^) Darüber, daß die Reichsgerichte in allen Arten von Lan-

dcSbvhcitsstrcitigkcitcn zu entscheiden befugt waren, war so wenig



ankommen kann, das, worauf endlich auch das Gutachten S.
44, 45 nach langen, nicht zur Sache gehörigen Abschweifungen
zurückkommt,ist, daß der Graf von Bentinck zufolge des
Berliner Abkommens als Inhaber der Landeshoheit über KKip¬
hausen dem Großherzoge von Oldenburg nach Rcichsstaats-
recht subordinirt ist, und daß „die Hoheit über Knip-
„hansen, den Herrn Grafen und seine Familie als Besitzer
„der Herrschaft, jedoch nur so, wie sie vorher bei Kaiser
„und Reich gewesen ist, von Sr. Durchlauchtdem Herzog
„(jetzt Großherzog) von Oldenburg und von Hvchstdessen Nach¬
folgern in der Regierung dieses Hcrzogthumö (jetzt Großhcr-
„zogthums) ausgeübt werde, wogegen Hochstderselbe für sich
„und seine Nachfolger die Pflichten übernimmt, welche mit
„der Reichöhohcit verbunden waren." —

V.

Nachweis, daß die Entscheidung des Bcntinck'schcn
Succcssionöfallcsnach den Grundsätzen des Rcichöstaats-
rechtö keineswegsdem Kaiser mit Ausschluß der Reichs¬

gerichte zugestanden hätte.

8 4l.

t) Nähcrc Feststellung der Streitfrage.

Das Gutachten S. 45 u. folg. unternimmt es sodann, die
Competenzvcrhältnisse in Bezug auf die von ihm sogenannten
Präjudicialfragen des Bcntinck'schcn Rechtsstreitesnachdem

c!» Zweifel, daß erst in ucncrcr Zeit die Frage aufgeworfen werden konnte,
ob die zur Zeit der Reichsocrfassung den Reichsgerichten unbestritten zuge¬

standene Befugniß , über staatsrechtliche Fragen zu entscheiden, auf die Lan¬

de sge r i ch t e übergegangen sei? Mittermaier, a. a. O. S. 278. —

Ausführlicheres hierüber f. bei Schnanbert, Anfangsgründe des Staats¬

rechts der gesammtcn Rctchslandc, Jena 1787. § 406—412. — ?üttor,

inslit. pir, pubt. kenn. tz 518—522. — Leist, Lehrbuch des deutschen

Staatsrechts. Nöttingen 1803. § 123 u. folg., besonders § 128.

6»
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Reichsstaatsrechte zu prüfen. Es handelt demnach zuerst

von der Compctenz des Kaisers „in Rescrvatsachen"

im Allgemeinen, und führet hier hauptsächlich den Satz aus,

daß sich der Kaiser schon bei der Errichtung des Rcichs-

kammergerichtcs ausdrücklich seine kaiserliche Odrigkcit

vorbehalten habe, daß er neben dem Reichskammergerichte seine

eigenen Räthe (den Reichshofrath) beibehalten habe, mit „dc-

„rcn Hülfe er politische Angelegenheiten des Reiches, Staats¬

macht», Hohcitssachen, für welche später der Ausdruck Rc-

„scrvatsachen aufkam, und unmittelbar an den kaiserlichen

„Hof gelangende gerichtliche Sachen entschied." (Gutachten

Seite 46).

Wenn nun mit dieser Ausführung im Allgemeinen nur so

viel dargcthan werden soll, daß es außer den reinen Ju¬

stizsach cn zur Zeit des Reiches auch Staatssachen gegeben

habe, deren Erledigung nicht vor die Reichsgerichte, sondern

unmittelbar vor den Kaiser gehörte, und bei deren Erledigung

er sich des Reichshofrathes als eines berathendcn Regierungs-

collegiums oder Staatsrathes bediente, und sogar reichsconsti-

tutionsmäßig bedienen mußte, so war diese Ausführung durch¬

aus überflüssig. Denn so wie es außer dem Ver¬

fasser des Gutachtens noch Niemanden eingefallen

ist, behaupten zu wollen, daß jed e staatsrechtliche Sache oder

Staatssache, oder Sache des öffentlichen Rechtes, nach allge¬

meinen Grundsätzen nicht vor die Gerichte, sondern vor irgend

eine politische Behörde gehöre (Gutachten S. 17, 19, 38

u. s. w.), so wenig ist es jemals irgend Jemanden bcigefallcn,

behaupten zu wollen, daß es nicht Sachen des öffentlichen

Rechtes gebe, hinsichtlich deren die Kompetenz der Gerichte

nicht begründet sei. Wer überhaupt jemals von dem Unter¬

schiede zwischen Justizsachcn und N e g i e r u n g s s a ch en

hat sprechen hören, kennt diesen Unterschied, der nicht nur in

Staatssachen zur Zeit des deutschen Reiches, sondern auch

heutzutage noch in allen deutschen Staaten practisch besteht.

Daß auch der kaiserliche Rcichshofrath in reinen Justiz¬

sachen — „was nach den unfehlbaren Justitien dirigirt und
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„dccidirt werden soll"") — erkennen konnte, nnd daß in Be¬

zug auf diese alle kaiserliche Einmischung unbedingt

reichsconstitutionsmäßig ausgeschlossen war, das gestehet das

Gutachten S. 48, 49 selbst zu, und führet zum Beweise sogar

selbst die einschlägige Stelle aus der Reichöhofrathsordnung

von 1654 Iii. V. § 19 an.

Die Frage, worauf es hiernach also lediglich und allein

ankommen kann, ist die:

Gehörten die sogenannten Präjudicialfragen des Ben-

tinck'schcn Rechtsstreites zu den kaiserlichen Reservate ech¬

ten, worüber dem Kaiser allein nach Anhörung des

Reichshofrathcs die Entscheidung zustand, nnd sind dieselben

wirklich und in Wahrheit Präjudicialfragen in dem Bcn-

tinck'schcn Rechtsstreite?

Diesen Nachweis sucht nun das Gutachten S. 51 u. folg.

zu erbringen.

8 42.

2) Nachweis, daß die Wahlcapitulativn Art. I. § 8. gar nicht hierher zu

ziehen ist.

Das Gutachten beginnt seine Ausführung damit (S. 52),

eine Stelle aus der kaiserlichen Wahlcapitulation, Art. l. 8 8,

anzuziehen, worin aber lediglich davon die Rede ist, daß

der Kaiser weder den Reichsgerichten noch sonst Jemanden ge¬

statten wolle, in die Lande sregierung srcchte, welche

den Ständen in ihren Territorien zustehen, einzugreifen. Hier¬

aus wird sodann ohne weiteres gefolgert, daß sich der kaiserliche

Schutz auch auf die Erbrechte der weltliche» Landesherrn

beziehen müsse, und hieraus wird sodann wieder abgeleitet,

daß „aus diesem Grunde" die Status- und Mißhei¬

rat h ö f r a g c n, die sich auf landesherrliche Familien bezichen,

zur ausschließlichen Kompetenz des Kaisers gehörten.

Die Kühnheit solcher Schlüsse wird keinem einigermaßen

rechtskundigen Leser entgehen: sie könnte aber doch nur Denje-

A) Reichshofrathsordnung von 1634 Ilt. II. § 1.
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nigen überraschen, welchem die von der Gegenseite im Prozesse

überreichten Parthcischristen unbekannt sind. Es spricht nämlich

die angeführte Stelle der Wahlcapitulation, wie auch ihr Ru-

brnm anzeigt: „der Landeshoheit und ? actis nicht

einzugreifen", lediglich von der Verpflichtung des Kaisers,

in die Regi crungs rechte nicht einzugreifen, welche den

Rcicböständcn unter dem Namen der Landeshoheit ihren Un-

tcrthancn gegenüber zustehen: von der Erbfolge in

die L a nd e shc rrl i chkc it selbst ist hier keine Rede. Diese

Stelle ist sonach durchaus unbrauchbar, um die Behauptungen

zu rechtfertigen, welche das Gutachten daraus abgeleitet hat.

Die Sache ist zu klar, als daß es uvthig wäre, sich dabei

weiter aufzuhalten.

Z 43.

3) Nachweis, daß aus der Uul'cschränkthcit des kaiserlichen Staudeserhö-

hungsrcchteS vor dem XVII. Jahrhundert keineswegs gefolgert werden kann,

daß der Kaiser in allen Status- und Mißhcirathösachen landesherrlicher

Familten der allein kompetente Richter mit Ausschluß der Gerichte gewesen sei.

Das Recht des Kaisers, in Status- und Mißhcirathö¬

sachen der Reichsstände selbst zu entscheiden, soll aber nach

dem Gutachten S. 53 u. folg. insbesondere auch daraus fol¬

gen, daß der Kaiser bis zu den Jahren l658 und 17st2 ein

unbeschränktes S t a n d e s e r h v h u n g s r e ch t gehabt

habe. Zum Beweise für letztere Behauptung deren Richtigkeit

im Allgemeinen gewiß noch Niemand jemals bezweifelt hat —

werden sodann aus Püttcr und Moser eine Reihe längstbe-

kanntcr Fälle aufgeführt, in welchen der Kaiser die Standescrhv-

hnng der niedrig gcbornen Gemahlin und den Kindern eines

Reichsstandcs crtheilt habe, und ganz richtig wird daselbst, na¬

mentlich S. 56, erwähnt, daß die Kaiser gegen die von ihnen

ertheilte Standcserhöhung und Succcssionsfähigkcit der Kinder

keinen Widerspruch der Agnaten hätten aufkommen lassen.

Dabei ist jedoch übersehen, daß mehrere der hier im Gutachten

aufgezählten Standeserhohungen nichts anderes sind, als bloße

Jngenuitätscrklärnngen der Gemahlinnen nnd Kinder,
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d. h. Versetzung derselben ans dem Stande der Unfreiheit

oder Diensth vri gkcit in den einfachen Stand der

Freiheit, und das; diese kaiserlichen Urkunden mit der größ¬

ten Bestimmtheit aussprechen, daß durchaus nichts weiter dazu

gehöre, daß die Kinder successiousfähig sind, als daß sie und

ihre Mutter die Freilassung aus der bisherigen Hörigkeit und

Dienstpflicht erlangt haben, und daß dann den Kindern der

Rang und Stand, und die Titel ihres Vaters von Rechts¬

wegen ohne Weiteres gebühren.")

Wie aber daraus, daß die deutschen Kaiser das Standeö-

erhöhungsrccht vor 1658 und 1742 ohne alle Einschränkung

ausübten, gefolgert werden will, daß darum der Kaiser das

Recht gehabt habe, über alle Status- und Mißheirathssachcn,

die sich in den landesherrlichen Familien ergaben, allein, etwa

nach Anhörung seines Hofrathcs, zu sprechen, ist wahrlich nicht

abzusehen. Alle Stan descrh öh ung en der niedrig gebo¬

renen Gemahlinnen und Kinder von Landesherren, sowohl die

eigentlichen Erhebungen in den gräflichen und fürstlichen Stand,

wovon sich vor dem XIV. Jahrhundert keine Spuren finden,

so wie die früher allein gebräuchlichen Jngenuitätserklärungen,

waren reine Gnadcnsachcn des Kaisers, und werden in

den angeführten Urkunden ausdrücklich als solche und als

Ausflüsse der kaiserlichen Machtvollkommenheit

bezeichnet."") In allen diesen Fällen war von den Nachsu¬

chenden ihre niedrige Geburt, ihre Unfreiheit, ihre Außer-

ehclichkeit entweder geradezu zugegeben, oder von ihnen selbst

als zweifelhaft angeführt,""") und eben darum, weil sie selbst

A) Die nähere Rachweisung findet sich in meiner kürzlich erschie¬
nenen Abhandlung: Ucber Mißheirathen in den deutschen regierendenFür¬
stenhäusern, Stuttgart 1853, S. 23 n. folg., worauf ich hier und in dem
Folgenden öfter verweise, um nicht dieselben Ausführungen hier wiederholen
zu müssen.

»») Meine Schrift: über Mißheirathen,S. 24, 31 u. s. w.
So z. B. in dem Falle des edlen Herrn Nein Harb von Hanau,

und der Adelheid von Münzcnbcrg; s. meine Schrift: über
Mißheirathcn, S. 36.



einräumten, daß sie kein Successionsrecht hätten, oder daß ihre

Snccessionsfähigkeit rechtlich bestreitbar sei, und eben darum,

um einer rechtlichen Bestreitung, einem Prozesse vor den

Gerichten zu entgehen und diesem von vornhinein vorzu¬

beugen und ihn unmöglich zu machen, schlugen sie den kürzeren

und einfacheren Weg ein, den Kaiser um eine Standeserhö-

hung und um die ausdrückliche Erklärung ihrer Successions-

fähigkeit anzugehen. Daraus aber, daß dem Kaiser — wie

Niemand jemals bestritten hat — frei stand, eine erbetene

Gnade zu gewähren oder zu verweigern, folgt noch

keineswegs, daß auch er der competentc Richter gewesen

wäre, wenn die betreffenden Personen anstatt seine Gnade

anzurufen, es aus einen Rechtsstreit hätten ankommen lassen

wollen, in welchem sie auszuführen sich getraut hätten, daß

sie gar keiner Standescrhöhung bedurften, um für successions-

fähig gelten zu können. Das Recht des Kaisers, in Statns-

und Mißhcirathsfragcn selbst zu erkennen, müßte daher jeden¬

falls, wenn es anerkannt werden wollte, in einer ganz andern

Weise erwiesen werden, als durch solche Behauptungen, deren

logische Unschlüssigkeit ans der Hand liegt.

8 44.

4) Dic Behauptung im Pözl'schen Gutachten, daß weder das NcichSkam-

mcrgcricht, noch der Ncichöhofrath ein Entscheidungsrecht in Status - und

Mißhcirathösachcn landesherrlicher Familien gehabt habe.

Um nichts besser steht es aber mit dem, was in dem

Pözl'schen Gutachten weiter zur angeblichen Begründung der

Behauptung beigebracht ist, daß dem Kaiser das Sclbstcnt-

scheidungsrccht in Status- und Mißheirathssachcn der landes¬

herrlichen Familien ausschließlich zugestanden habe. Diese

Behauptung soll nämlich auch daraus sich rechtfertigen, daß

diese Fälle insgcsammt

nicht zur Kompetenz des Reichskammcrgerichtes, son¬

dern nur des Reichshofrathö gehört hätten, und

k, daß der Reichshofrath in denselben keinen Falles habe

endgültig und unabhängig vom Kaiser entscheiden können, son-



der» daß er nur ein Votum an den Kaiser zu erstatten, so¬

dann aber die kaiserliche Resolution abzuwarten und sich der¬

selben zu fügen gehabt habe.

s 45.

5) Nachweis, daß die vorgedachte Behauptung des Pözl'schen Gutach¬

tens unrichtig ist:

Nachweis, daß das Ncichskammergcricht allerdings in Status- und

Mißhcirathssachen landesherrlicher Familien kompetent war:

t) Die Behauptungen des Pözl'schen Gutachtens in Bezug aus den

vom Reichskammcrgerichtc entschiedenen D sc nb u rgisch en Fall.

Der Grund, warum in dem Gutachten bestritten wer¬

den will, daß in Status- und Mißhcirathssachen landes¬

herrlicher Familien sowohl das Reichskammergcricht, als der

Rcichshofrath competent gewesen wären, ist leicht zu erkennen.

Das Gutachten selbst kann nicht umhin, anzuerkennen, daß das

R ei ch s k a m m er g erich t nur allein in Justiz fachen

sprach, und daß es in diesen überdies ganz unabhängig

vom Kaiser war, und daß bei dem Reichskammergcrichte

seiner Einrichtung nach eine Einmischung des Kaisers

auch gar nicht stattfinden konnte. Da aber das Gut¬

achten gerade im Gegentheile die Behauptung zu retten sucht,

daß Status- und Mißhcirathsfragcn bezüglich landesherrlicher

Familien keine Justizsachen seien, und daß der Kaiser darin

eingreifen und selbst entscheiden durfte, so mußte es sich frei¬

lich bemühen, den Nachweis zu liefern, daß solche Sachen bei

dem Ncichökammergerichte gar nicht hätten verhandelt werden

dürfen. Dieser Nachweis soll nun dadurch geliefert sein, daß

nur wenige Fälle, angeblich nur einer oder zwei vorhanden

wären, in welchen das Rcichskammergericht in Status- oder

Mißhcirathssachen erkannt habe: nämlich der Usenbnrgi-

sch e Fall mit der Katharina Gumpel,") und der Brau n-

schw eig-Haa rburgische Fall mit der M eta von Cam¬

pen, beide aus dem XVI. Jahrhundert. Von dem letzteren

Pütt er, Mißheirathen, S. 117 u. folg.



soll auch hier nicht weiter die Rede sein, weil das Gutachten
in denselben nicht näher eingeht und es überhaupt zweifelhaft
ist, ob derselbe jemals an dem Rcichskammergcrichtc prozessua¬
lisch anhängig war, und von demselben über die Sache selbst
gesprochen,oder ob daselbst nur über die Konfirmation des
Vergleiches, wodurch diese Sache beigelegt wurde, gehandelt
worden sei.*) Hinsichtlich des I scnbnrg isch cn Falles wird
aber in dem Pozlsschcn Gutachten geltend zu machen gesucht,
daß es nur der überwiegend romanisircndenRichtung der Ju¬
risprudenz in der damaligen Zeit, und in Folge hiervon un¬
geschickter Verteidigung zuzuschreiben sei, daß man in der
Vscnbnrgischen Sache nur eine Civiljustizfache sah,
und daß die Sachführer der Grafen von Isenburg-Bü¬
dingen der Klage des Hans Otto, des Sohnes von Graf
Anton zu Isenburg-Kelsterbach und einer Hirtcntochter
Katharina Gumpcl, nur die Bestreitung der ehelichen Ge¬
burt des Klägers und der Competenzdes Kammcrgerichtsin
Ehesachen entgegenzusetzen gewußt hätten. Es wird daher
zu verstehen gegeben, daß nur in den ersten Jahren des XVII.
Jahrhunderts eine solche Klage bei dem Rcichskammergericht an¬
hängig gemacht werden und Erfolge haben konnte, und nach den
einmal gewonnenenersten Bescheiden, durch die im Art. III § 2
des Osnabrückcr Friedens ausgesprochene Aufrcchthaltnngder
„obschwcbenden Litispendenz" selbst nach 30 und 70
Jahren, wo schon richtigere (?) Ansichten aufgekommen ge¬
wesen wären, wenigstens bei dem Reichskammergerichtc for¬
mell gesichert geblieben sei. Da nun in allen nachfolgen¬
den Mißheirathsfällen der Weg vor dem Neichskammcrgerichte,
der nach dem Isenburgischen Fall für uncbenbürtige Kinder
so einladend hätte sein müssen, nicht wieder betreten worden
wäre, so liege darin ein Beweis, daß später eine Klage wie
die Isenburgische bei dem Reichskammergcrichte nicht hätte
angebracht werden können. (Gutachten S. 59, 00).

^) Uebcr den Braunschwetg-Haarb urgtschen Fall s. Pütter,
Mtßheirathcn, S> 9t u. folg. — Strub en, Nebenstunden, Bd. V. (2.
Aufl.) S. 239 folg. — Moser, Staatsrecht. Bd. 19, S. 98, 366.
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2) Widerlegung der Behauptungen des P özl'schen Gutachtens in Bezug
auf den Vscnburgischen Fall.

s) Die Zugeständnisse im Pözl'schen Gutachten.

Hält man sich vorerst mir einmal an die Darstellung des

Usenbnrgischen Falles so, wie sie das Gutachten gegeben

hat, so sind dadurch doch sogleich folgende Punkte außer Zweifel

gestellt:

1) daß sich das Reichskammcrgericht imXVl. n. XVII.Jahr¬

hundert allerdings für compctcnt gehalten hat, in Status-

und Mißhcirathssachcn landesherrlicher Familien zu sprechen;

2) daß es also die Status- und Mißheirathösachcn in

landesherrlichen Familien als wahre Justizsach cn erkannt

und behandelt hat, weil es sie sonst nicht hätte behandeln und

darin erkennen dürfen, und

3) daß der Westphälische Frieden (lustr. iZsimbrim.

grt. III. Z 2) die Heiligkeit des Grundsatzes rcichs-

grnnd g ese tzlich ausgesprochen hat: „daß in einem Falle,

„wo einmal Litispendenz vorhanden ist, der Fall mag an

„dem kaiserlichen Hofe (Hofrath), an dem Reichskammcrge¬

richt, oder an was immer für einem unmittelbaren oder

„mittelbaren Gerichtshof im Reiche anhängig sein, die

„Sache bei dem Gerichte, wo Iis penclens ist, zu rechtlichem

„Ende zu führen ist, und vor keine andere Behörde zur Ent¬

scheidung gezogen werden darf" eine Nachweisung, für

die der Herr Beklagte dem Pözl'schen Gutachten nur Dank

wissen kann, da dieselbe seine ohnehin schon durch die nuwi-

derleglichstcn Beweise unterstützte Behauptung der Unznläs-

sigkeit des Eingreifens irgend einer politischen

Autorität in einen schwebenden Prozeß, als einen reichs-

grund gesetzlich anerkannten Grundsatz auch in den Augen

der h. Bundesversammlung zur Vollesten Evidenz bringen wird.^)

Denkschrift, für den Reichsgrafcn Gustav Adolph Bentinck.
Frankfnrt a. M. 1850, S. 20.
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b) Nachweis, daß die Häufigkeit oder Seltenheit der Fälle nicht für

oder gegen die Zuständigkeit des Rctchskammcrgcrichtcs entscheidet.

War aber das Reichskammcrgericht im XVI. Jahrhundert,

wie selbst das Gutachten nicht umhin kann einzuräumen, in

solchen Sachen compctcnt, so kommt es vorerst einmal an

sich weiter nicht darauf an, wie viele Fälle dieser Art vor

ihm verhandelt worden sind, insbesondere wenn man bedenkt,

daß es großcntheils rein zufällig ist, ob ein oder der andere

Schriftsteller von dem Dasein derartiger Fälle eine Kunde auf¬

bewahrt hat.") Es kann aber auch daraus, daß etwa iu spä¬

terer Zeit derartige Fälle nicht mehr vor dem Reichskammcr¬

gericht vorkamen, noch keineswegs geschlossen werden, daß das

Reichskammergericht nach dem XVIl. Jahrhundert keine Com-

petenz mehr gehabt haben würde, sie abzuurtheilen, wenn die

Partheien es ihrem Interesse angemessen gefunden hätten, da¬

selbst zu klagen. Es wird doch wahrlich Niemand im Ernste

behaupten wollen, daß ein Gericht seine ursprüngliche Kom¬

petenz, in gewissen Sachen zu erkennen, dadurch verlieren

könne, daß längere Zeit hindurch gewisse Sachen bei ihm

nicht angebracht worden sind, und weil die Partheicn in vor¬

kommenden Fällen es vorgezogen haben, sich an ein anderes,

ebenfalls ursprünglich gleich compctcntes Gericht zu wenden:

vielmehr ist es unbestreitbarer Grundsatz, daß die ursprüng¬

liche Kompetenz eines Gerichtes fortdauert, bis neue

Thatsachen eintreten, welche dieselbe rechtlich dem Gerichte ent¬

ziehen. Das allein aber, daß die Partheien gewisse Sachen

bei einem Gerichte längere Zeit nicht mehr angebracht haben,

kann iu keiner Weise für eine solche neuere Thatsachc geachtet

werden, wodurch die fernere Kompetenz des Gerichtes ausge¬

schlossen wäre."") Etwas anderes hat aber das Gutachten

A) Auch von den aufbewahrten Fällen ist die Kunde meistens sehr

mangelhaft, und ist dies schon eine alte Klage der Publicisten. Strüben,

Ncbenftnndcn, Bd. III, Abth. XXI. S. 445, 446.

^) So lehrt schon G. H. v. Berg, Grundriß der rcichsgcrichtlichcn

Verfassung und Praris. Göttingcn 1797, S. 161. „Daß gewisse Gegen-



vorzubringen nicht vermocht, nnd hat daher auch nichts nach¬

gewiesen, was die Kompetenz des Reichskammcrgerichts in

Status- und Mißheirathssachen landesherrlicher Familien zu

erschüttern vermocht hätte. Wohl aber kann man zur Erklärung

der Erscheinung, daß in der späteren Zeit die Status- uud

Mißheirathssachen gewöhnlich am Rcichshofrathc verhandelt

wurden, das anführen, daß einerseits jeder der streiten¬

den Thcilc hoffte, durch seine Verbindungen am kaiser¬

lichen Hofe in seinem Jutcrcsse auf die Behandlung der Sache

am Rcichshofrathc einwirken zu können,") und daß andererseits

der kaiserliche Hof selbst nicht selten bemüht war, derar¬

tige nnd andere Fälle an den Reichshofrath zu ziehen,

da er nach dessen Verfassung allerdings hoffen konnte, auf

dessen Entscheidungen theilö mittelbar, thcilö unmittelbar einen

Einfluß zu üben, welcher ihm bei dem Reichskammcrgericht

nach dessen Verfassung nicht gestattet war. "") Allein derglei¬

chen Versuche des kaiserlichen Hofes sind jederzeit von den

stände aus zufälligen Ursachen zwar häufiger bei dem Neichshofrath

angebracht werden, dcßhalb aber die Gerichtsbarkeit des Reichskammcrge¬

richts nicht ausgeschlossen ist." Desgleichen lehrt Gönner, deutsches

Staatsrecht, Landshut 1803. § 315. „Man darf aber aus der Frequenz

rcichshvfräthlichcr Entscheidungen und der S c lt c nh c i t kammcrgcricht-

lichcr Urthclle in manchen dieser Gegenstände auf eine ausschließende Ge¬

richtsbarkeit nicht schließen, da die beiden Reichsgerichte, als bloße

Ret chs anstaltcn, gar nicht fähig sind, durch ein Herkommen

auf ausschließende Jurisdiction ein Recht zu erwerben, und da es

mit den langen Kämpfen über die G cs etzmäß igkeit des Reichs¬

hofraths unvereinbar ist, dessen Gerichtsbarkeit zum S chad en der

älteren und anfangs einzigen Anstalt zu erweitern."

Dies räumt das Pözl'sche Gutachten S. 68 selbst ei». — ES

hängt dies auch damit zusammen, daß der Neichshofrath zugleich Gnadcn-

und Lehnhof war, was das Reichskammcrgericht nicht war. Vergleiche

G. H. v. Berg, a. a. O. §59, 60. — Eine Zusammenstellung der

Gründe, aus welchen die Partheien oft vorzogen, den Neichshofrath anzu¬

gchen, wo doch auch das Reichskammcrgericht kompetent gewesen wäre, gibt

Malblank, Anleitung zur Kcnntniß der deutschen Reichsgerichtsverfassung,
Bd. III. S. 331. —

v. Berg, a. a. O. §. 123, S. 170. —
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Reichsständen mit Entschiedenheit zurückgewiesen") worden, und

nach dem eigenen Anführen des Gutachtens, S. 48, trachteten

die Reichsständc seit Errichtung des Reichskammcrgcrichts da¬

hin, den kaiserlichen Einfluß in Justizsachcn mög¬

lichst ferne zu halten und „setzten auch in der Reichshofraths-

„ordnung und in den kaiserlichen Wahlcapitulationcn mehrere

„die Unabhängigkeit der beiden Reichsgerichte von kaiserlichen

„Machtsprüchcn bezweckende Bestimmungen durch." Hiernach

würden sogar einzelne Uebcrgriffe des kaiserlichen Hofes, wenn

sie stattgefunden hätten, der Compclenz des Reichskammcrgc¬

richts in Status- und Mißheirathssachen landesherrlicher Fa¬

milien keinen Eintrag gethan haben.

8 48.

o) Die Zeugnisse der berühmtesten Publicisten aus der NcichSzeit für die

Competcnz des Reichskammcrgcrichts in Status- und Mißheirathssachen

landesherrlicher Familien.

Es haben sich aber auch die besten und berühmtesten Pu-

blicisten jederzeit, und noch in der letzten Zeit des Reiches mit

der größten Entschiedenheit dahin ausgesprochen, daß das Reichö-

kammergericht zur Entscheidung von Status- und Mißhei¬

rathssachen landesherrlicher Familien allerdings competent sei,

wenn diese als Rechtsstreit gleiten vor ihm angebracht

werden."") Dies ist aber der Fall, wo die Gemahlin oder die

Ausdrücklich verbietet die Wahlcapitulation Art. XVI. tz. 7 dem

Kaiser, „in die Prozesse am Rcichskammcrgerichte einzugreifen, über die

SeiUeiUias und Imilcata Lumer-uz am Rcichshofrath, unter was vor Prätert

es sei, cognoscircn zu lassen, dem Ka mm c rg er ich t durch keine ab¬

sonderliche IIsserIpta die Hände zu binden" n. s. w.

55) Die Juristen aus der Rcichszcit beanstandeten niemals die Competcnz

der beiden Reichsgerichte in Status- und Mißheirathssachen. So spricht

auch Strubcn, Ncbenstundcn, Bd. III. Abh. XXI. tz XI. S. 43k, 444 stets von

den Erkenntnissen der beiden höchsten Reichsgerichte in diesen Sachen. —.

Moser, FamilienstaatSrccht, Franks. 1775, II. p. 129: „Noch Niemand

hat den Reichsgerichten streitig gemacht, daß sie in dergleichen Fällen spre¬

chen könnten." — Daß Moser auf diese Ansicht, die er schon in seinem



Kinder nicht etwa eine Standcserh vl) ung verlangen oder

bedürfen, wo es sich nicht um die Auslegung eines solchen

der Gemahlin erthcilten Diplomes und den Umfang der

ihr darin erthcilten Rechte handelt"), und wo auch nicht ein

Staatsrechte, Thcil Ib. 1745, ausgesprochen hat, wieder in seinem Fami-

licnstaatSrcchtc im Jahr 1775 zurückgekommen ist, nachdem er sich 1772 in

seinem Werke: Von den kaiserlichen RcgiernngSrcchtcn und Pflichten Thl. I.

S. 35t> für die ausschließliche Competcuz des Rcichshofraths in einigen

hierher gehörigen Fragen ausgesprochen hatte, muß das Pözl'sche Gut¬

achte» S. 82 selbst zugeben. Wenn es aber glaubt, daß Moser bei der

Rückkehr zu seiner eigenen früheren, und zugleich zur gemeinen Meinung

aller der besten deutschen Publicisten gedankenlos verfahren sei, so kann

man ruhig dem unbefangenen Leser das Urthcil über diese leichte Art, sich

eines unbequemen Schriftstellers zu entledigen, überlassen. — Ausdrück¬

lich sagt Gönner — (der anerkannt tüchtigste Publictst aus der letzten

Zeit des deutschen Reiches) — in f. deutsch. StaatSr., Landshut 1894,

§ 315, S. 519, 529. VIII: „Die übrigen Gegenstände, welche manche

Schriftsteller der Jurisdiction des Rcichshofraths ausschließend zueignen,

könne» als Justiz fachen auch vom R^ichskammcrgcricht behandelt werden...

insbesondere ist auch die rcichskammcrgcrichtlichc Jurisdiction fun-

dirt... II) über Mißhcirathcn und S »ccc s st on sfäh ig k ei t der

hieraus entsprungene» Kinder." — Hiermit übereinstimmend schrieb der nicht

minder hochgeachtete Leist (Püttcr'S Nachfolger in Güttingen), deutsch.

StaatSr., Göttingen 1893 § 131: „der Katalog der dem Reichshofrathc

rcscrvirtcn Justizsache» wird von Mehreren Hz. B. in Hanzcly'ö Anleitung

zur neuesten Rcichshofrathöpraris Thl. I. §319—328; Hcrchcnhahn, v.

k. Reichshofrathc, Thl. II. S. 228 folg.) ohne allen Grund weit

größer angegeben, welches aber offenbar von einer Verwechslung der

verschiedenen Seiten des Rcichshofraths herrührt." — Püttcr selbst schreibt

in s. Institut, für. pulst. §394: „stlLteroepiiu voru V) cko reservistis oae-

sarois iinperstor ezuickoin in suo ipsius juckioio fuckionro polest: seil

niiiii tnmen impeckit, quoiuinus ick in fuckioio eninorsli pariter

sc in eonsilio impersii auiico stein possil." — Daß diese drei größten

Meister der deutschen Reichspnblicistik darüber hätten übereinstimmend irren

und Falsches lehren können, worin das Rcichskammcrgcricht kompetent sei

oder nicht, wird schwer glauben zu machen sein!

") v. Berg, Grundriß der rcichsgcrichtlichcn Verfassung und PrariS,

§ 117. S. 169: „Allein vor den Ncichshofrath gehören... 4) NcchtS-

streitigkcitcn über die Gültigkeit, Erklärung, Entziehung und Aufhebung

kaiserlicher Privilegien; bei Streitigkeiten über Verletzung kaiserlicher



Reichslehen in Frage steht,*') sondern wo, wie in dem
Ben tinck'schen Successionsfallc, die Kinder ein, unmittel-

Privilegicn concurrirt aber das Neichökammcrgericht." Ganz dasselbe be¬

zeugt der Reichshvfrath Baron von An dl ern (lorp. ooustitut. Imp.

Vrsulesurt 1764, lom. ll, p. 1678, col. 2. — Hiermit stimmen übercin

Pütter instit. für. publ. § 365, III.; Leist, Lehrbuch, § 131, Nr. 2).

Danz, Grundsätze des rcichögcrichtlichcn Prozesses, Stuttgart 1735 §54,

Nr. 9; etwas anderes sagte auch nicht der im Pözl'schen Gutachten S. 84

Note 161 eitirtc IIslIis Ist, in Ltruvii furisprust. Iieroics, I. II. p. 32

§ 47, wenn man ihn nicht absichtlich mißverstehen will. Hiermit wird man

auch den vom Pvzl'schen Gutachten für sich angeführten Malblank,

übereinstimmend finden, wenn man sich nur die Mühe nimmt, das eitirtc

Blatt (Bd. III. S. 323) umzuschlagen und S. 336, 331 nachzulesen, wo

derselbe (ganz übereinstimmend mit Leist, siehe oben S. 95 Note) den

Hofrath Hanzcly wegen seiner übermäßigen Ausdehnung der ausschließ¬

lichen Gerichtsbarkeit des RcichshofrathS tadelt, welchen Tadel derselbe im

Bd. IV. S. 368 wiederholt.

5) Selbst die Neichslchcnssachcn gehörten nicht unbedingt ausschließ¬

lich vor den Reichshosrath, sondern nur, wie v. Berg, a. a. O. §117

Nr. 3 lehrt: „Ncchtsstrcitigkcitcn über Fü rst c nth ü m c r, Herzog¬

tümer, Grafschaften u. s. w., so vom Reich ohne Mittel zu

„L^hen rühren, so einem Theil gänzlich und endlich abgesprochen

„werden sollen (Regimentsordnung von 1521 § 7) , d. h. nach der Erklä-

„rung des Kammcrgerichts, Streitigkeiten über g a nzc, größere Neichs-

„lehcn, wobei es ans den Rechtsstand ankommt. Der Reichshvfrath aber

„gibt dem Gesetze den ausgedehntesten Sinn zu seinem Vvrthcil, und will

„es sogar auf Allodialfürstcnthümcr und Grafschaften anwenden. Das

„Letztere ist sicher unrichtig." Hiermit übereinstimmen Gönner,

beut. Staatsrecht, § 315, Nr. VII.; Leist, Lchrb. §136 Nr. 1; ?ütter,

Institut. § 364 ßir. I.; und dessen Novs epitoms Processus imp.

estit. IV. § 356; Danz, Grundsätze des rctchsgerichiltchcn Prozesses,

§ 53, Nr. 5; Malblank, Anleitung zur Kcnntniß der reichsgerichtl.

Verf. Bd. III. S. 326. und besonders Bd. IV. S. 333 u. folg. — Auch

der im Pö zl'schen Gutachten S. 84 Note 161 angeführte Ludewig sto

stiZnit. Hxor. liiss. 2, p. m. 1176 ist nicht für die entgegengesetzte Meinung

anzurufen, denn auch er hat nur re i ch sstän dt sch c Rcichslehcn im

Auge. Der Reichshvfrath Baron v. And lern, corp. const. imp. ?. II,

p. 1679, col. 1. nr. 15, will zwar die ausschließliche Jurisdiction des Rcichs¬

hofrathS auch bei allodtalen F ürstenth ümcrn und Grafschaften,

aber nur bei diesen, nicht auch bei andern allodtalen Herrschaften an¬

nehmen, weil Erstcrc ohne Genehmigung deö Kaisers (besonders ans Rück-
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bar kraft ihrer Geburt und kraft des gemeinen Reichs¬
recht es, ihnen zuständiges S u cc e ssi o n sr e cht behaupten, d. h.
wo sie behaupten, daß sie, um succedireu zu können, gar keiner
Stand e s er h v hun g bedürften, und wo kein Reichslchen,
überhaupt, wie nachher noch genauer nachgewiesen werden wird,
gar nicht einmal ein reichsständischcs Land, sondern eine ein¬
fache allodiale Herrschaft, wie Kuchhausen, in Frage ist, welche
jederzeit ebensowohlvon einem Niedern adelichen, als von einem
hochadclichenHerrn besessen werden konnte, und sogar wirklich
auch ursprünglichvon einer dem Niedern Adel ungehörigen Fa¬
milie besessen worden war, von welcher sie sodann erst Graf
Johann XVI, von Oldenburg erwarb.") Nicht minder war
aber auch die concurrircndeJurisdiction des Reichskammerge-
richtes neben der des Reichshosrathes anerkannt, wo es
nicht um Erwerb und Verlust des Adels, sondern um die
Rechtswirkungen desselben handelte und diese bestritten
wurden. Gerade dies ist aber der Fall in der Bentin ti¬
schen Succcssionösachc,wo die Agnaten die Anerkennung des
hohen Adels durch die Bundesversammlung erlangt haben, die
eigcnthümlichen Rechtswirkungen aber, welche sie aus ihrem
hohen Adel ableiten wollen, sowohl von dem Großherzogevon
Oldenburg als von dem dermaligcn Besitzer in Abrede gestellt
werden."").

ficht wegen der Leistung der ordentlichen Reichsstcucrn) nicht gcthcilt werden

durften. Dies alles hätte also jedenfalls doch keine Anwendung auf die

freie Herrschaft Kniphausen, die an sich, und abgesehen von dem erst

später darauf gelegte» aldenburgischen Fideicommihverbande, weder untheil-

bar war, noch jemals zu den ordentlichen Reichsstcucrn beigetragen hat,

^) Kniphausen wurde, ehe es durch Ncrmächtniß der Fräulein

Marie von Jever an den Grafen Johann XVI. von Oldenburg kam,

von dem Freiherr» Philipp Wilhelm von In- und K ni pha u sen be¬

sessen. Näheres siehe hierüber in Kl üb er, Genealog, StaatShandbuch,

<Z6, Jahrg. 1834, I, Abth. S, 334, 335. — Urthcil der Juristenfacultät

zu Jena S. 43. — Daß diese Erwerbung den ursprünglichen einfachen

allodiale» Charakter der Herrschaft Kniphausen nicht verän¬

dern konnte, leuchtet von selbst ein!

^)Danz, Grundsätze des ReichSgcrichtSprozesseö§54Nr. II. „Eben
7
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st) Fortdauer der concurrircndcn Gerichtsbarkeit des Rcichskammer-
gerichts in Statnö- und Mißhcirathssachcu landesherrlicher Fa¬
milien bis zur Auflösung des deutschen Reichs.

Was nun aber das Vorgeben in dem Gutachten, S. 58,

anbelangt, als sei die Anerkennung einer solchen Competenz

des Reichskainmcrgcrichts nur in einer Zeit möglich gewesen,

wo die „Verdunkelung des deutschen Rechtes und Her¬

kommens durch das römische und canvnischc Recht seinen

Cnlminationspnnkt" erreicht gehabt habe, so ist eines

Theils diese Behauptung an sich schon widerlegt durch die ganze

Reihe der berühmtesten Publicistcn, welche insgesammt noch in

der letzten Zeit des Reichs die Competenz des ReichSkammcr-

gerichtes als begründet angenommen und vcrthcidigt haben, wie

eben im §. 43 nachgewiesen worden ist; andern Theils ist aber

obige Behauptung nichts Anderes, als ein kritikloses Nacherzäh¬

len des Grnndirrthums, von welchem das hier von dem Gutachten

ausgcschriebencWerkvonPüttcr über dieMißheirathcn ausgeht.

Seitdem aber durch die neueren Arbeiten im Gebiete der deut¬

schen Rechtsgcschichtc der unumstößliche Beweis geliefert worden

ist, daß vor dem XVI. Jahrhundert durchaus das deutsche Recht

keine solche Mißheirathslchre als eine gemeinrechtlich gel¬

tende kannte, wie sie ihm von Pütter und Anderen angedichtet

worden ist, wäre es einmal an der Zeit, solche grundlose De¬

klamationen von der Verdunkelung des uralten deut¬

schen Rechtes durch die romanistische Barbarei des XVI. Jahr¬

hunderts bei Seite zu lassen. Ucbrigens könnte auch durchaus

„so ist unläugbar das Kammergcricht mit dem Ncichshof-
„rathe zugleich zuständiger Richter, wenn in Ansehung des

„bereits erworbenen Adels und der davon abhängende» Rechte
„Streit entsteht." Ucbcrcinstimmenausdrücklich: von Berg, Grundriß
8 117, Nr. 6, S. 1kl; Gönner, deutsch. StaatSr., §315, Nr. 7; desgl.
auch Malblank, Aul. z. Kcnntniß des reichsgcrichtl. Verfahrens Bd. III.,
S. 339; vcrgl. mit dessen Bd. IV., S. 363, 369, wo er ausdrücklichdie
Theorie des RcichShofrathcS, die weiter gehen wollte, ebenso, wie alle vor¬
genannten Schriftsteller verwirft.

P Die geschichtliche Nachwcisung der Falschheit der Püttcr'schen
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nichts darauf ankommen,wenn man im XVI. Jahrhundert das
Rctchskammergericht ans romanistischen Gründen für com-
pctcnt gehalten hätte, in Status- und Mißheirathssachen
landesherrlicher Familien, und zwar nach römischen und ca-
nonischcn Rechtsgrundsätzen zu sprechen, denn dann läge ja
eben hierin der Beweis, daß gerade die romanistischen An¬
sichten als die wirklich gültigen und anwendbaren durch
die Praxis und das Herkommen des Rcichskammcrgcrichts
anerkannt waren. Hierauf müßte aber sodann schon ans dem
Grunde das höchste Gewicht gelegt werden, weil sich nach der
eigenen Anführung des Gutachtens an dem Reichskammcr-
gerichtc auch späterhin keine andere Praxis gebildet hat,
und daher die am Reichskammcrgcrichte im XVI. Jahrhundert
befolgten römischen und canvnischcn Ncchtsgrundsätze auch fort¬
während bis zur Auflösung des Reiches als die praktischen an
diesem obersten Rcichsgerichtshofebefolgt werden mußten.

Endlich liegt noch ein anderer, auch für sich selbst allein -
schon entscheidender und völlig durchschlagender Grund darin,
daß als reichsconstitutionsmäßigerGrundsatz feststehet, daß die
beiden obersten Reichsgerichte, das Neichskammcrgcrichtund
der Rcichshofrath, in allen Rechtssachen vollkommen gleiche
Competcnz hatten, *) und daß, wen» für den Rcichshofrath
bezüglich gewisser Justizsacheneine vorzugsweise Competcnz be¬
hauptet werden will, diese Competcnz als durch Gesetz oder
Herkommen (welches aber darin allein, daß die Partheicn ge¬
wöhnlich am Rcichshofrath zu klagen Pflegten, nachgewie¬
sener Maaßcn nicht gefunden werden kann) besonders be¬
gründet nachgewiesen werden mußte. Bis dieser Beweis einer
ausschließlichen Competcnzdes Rcichshofraths für eine gewisse
Klasse von Justizsachen nachgewiesenwerden könnte, galt

Grundanschauung findet sich in meiner Schrift: über Mißheirathen in den
regier, deut. Fürstenhäusern, Stuttgart 1853.

Siehe oben § 48, Note auch v. Berg, Grundriß § 16, S. 35;
Püttcr, instit. § 275, 364, und Dessen Lpitoms proe. img. § 351;
Gönner, deutsch. Staatör. § 315, III.; Leist, Lchrb. § 123.

. 7*
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daher reichsconstitutionsmäßig die Vcrmuthung für die gleiche

Kompetenz des Reichskammergerichts mit dem Rcichshofrath.

8 50. '

Z) Nachweis, daß das Pözl'schc Gutachten den Dscnburgischen Fall
ganz unrichtig aufgefaßt hat.

Wenn aber das Pvzl'sche Gutachten sogar von ungeschick¬

ter Vertheidigung des Grafen Usenburg-Büdingen gegen

die Klage des Hans Otto spricht und dessen Sachwaltern zum

Vorwurfe macht, daß sie dieser Klage nur die Bestreitung der

ehelichen Geburt des Klägers und der Kompetenz des Kam-

mergcrichtes in Ehesachen entgegenzusetzen gewußt hätten, so

wird man doch wohl annehmen dürfen, daß die Grafen von

Usenburg-Büdingen, denen es wahrlich sehr ernstlich um die

Verdrängung des Hans Otto von seiner väterlichen Erbschaft

zu thun war, sich gewiß nicht die schlechtesten und ungewandtesten

Rechtsgelchrten ihrer Zeit ausgewählt haben werden. Es muß

also doch wohl der Grund, warum keine anderen Einreden vor¬

geschützt wurden, in irgend etwas Anderem liegen, als in

einer Ungeschicklichkeit der Advokaten, und dies ist auch leicht zu

erkennen, wenn man mit den Rcchtöansichtcn der damaligen

Zeit nur einigermaßen vertraut ist. Es ergibt sich nämlich

hiernach:

1) daß damals (im XVI. und XVII. Jahrhundert) Niemand

etwas von einer angeblichen Mißheirathsthcorie wußte, wonach

die Ehe eines hochadclichen Herrn mit einer Frau ans dem

Bürgerstande oder freien Bauernstände eine Mißheirath ge¬

wesen wäre, und daß dies so war, daß damals durchaus

keine Einrede von dem tieferen, aber freien Geburtsstande

der Ehefrau mit irgend einer Aussicht ans Erfolg herzunehmen

und vorzuschützen möglich war, weil kein solches Herkommen

bestand und weder von Gerichten »och Juristen ein solches an¬

erkannt wurde, ist eine jetzt erwiesene Sache. ^')

Vergl. meine Schrift: über Mtßheirathen, § 26 u. folg. —
Auch das Pözl'schc Gutachten, S. 58, erkennt unbedingt au, daß im



2) Es ergibt sich aber ferner, daß die Sachwalter der

Grafen Isenburg ganz die richtigen Erc eptioncn vor¬

geschützt hatten, indem sie bei so bewandten Sachen allerdings

nichts Anderes und Besseres thun konnten, als die Ehelichkeit

der Geburt des Hans Otto zu bestreiten und die Competenz

des Neichökammergcrichtes in Bezug ans Ehesachen zu läug-

nen, und der Erfolg hat gelehrt, daß sie mit diesen Excep-

tionen wirklich für die Grafen v. Isenburg-Büdingen lei¬

steten was zu leisten war. Es wurde nämlich die Klage von

dem Ncichskammergericht durch Nrthcil vom 28. September

)6l5") wirklich vorläufig ab-, und an das compctentc geistliche

Gericht gewiesen, und erst nach dessen Entscheidung über die

von den Sachwaltern ganz geschickt angeregte Präjndicialfrage, ob

der Graf A nton zu I senb urg mit der Katha rina G u ne¬

tz el auch wirklich vcrheirathet gewesen sei, d. h. erst nachdem das

geistliche Gericht dies bejaht und den Hans Otto zugleich als

„legitimus lllius" erklärt hatte, konnte der Prozeß am Ncichs¬

kammergericht seinen weitem Verlauf haben."") Daß aber das

16. und 17. Jahrhundert eine Mißhcirathsthcorie, wie es dieselbe verthei-

digt, in ganz Deutschland keine Anerkennung gefunden haben würde, wenn

es gleich, wie vbcn im § 49 gezeigt wurde, eben daher Gelegenheit nimmt,

über die Verdunkelung des deutschen Rechtes durch das römische zu

klagen. —

^) Dieses kammergerichtliche Urtheil steht in des grast. Vsenbnrg-Bü-

dingcn'schcn Rothes I. Ch. v. Uffcnbach, Tractat vom kais. Rcichöhof-

rath, Frankfurt 1799, in Fol. p. 85. —

Das Urtheil des erzbtschöflichcn Gerichtes zu Mainz stehet (je¬

doch ohne Angabc des Datum) ebenfalls in I. Ch. v. Usfcnbach, a. a.

O., p. 85. Es lautet: .... pronunoiamus, «Zsoernimus et «Zoolsrsmus:

brselstum Dominum Impstrsutem (loannsm Dltonem) ex Denoroso et

illustre Domino Antonio ab Isenburg, Lomite in Lübingen, et

Honesta Lstba r ins Dump e iin, procreatum, pro vero, iezitimo

et nsturali siiio jam eiiotarum oonsugum oensenbum, bsben«!um et

«ZeelarsniZum esss^ Kto.— Man sieht hier deutlich, wie sich das Urtlieil

des geistlichen Gerichtes in den engen Schranken der Matrtmonialsachen

hält: es erkennt nur über die Ehrlichkeit der Geburt des Hans Otto;

über die privat- und staatsrechtlichen Wirkungen, die sich hieran knüpfen,

zu erkennen/ überläßt es aber dem Reichskammergericht. Es schließet sich
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Reichökammcrgcricht und der Reichst)ofrath die Frage

über das Vorhandensein einer Ehe oder eines Concubiuatcs, es

mochte katholische oder protestantische landesherrliche Familien

betreffen, nicht zu den Gegenständen ihrer Kompetenz rechnen

durften, war den Juristen aus der Neichszeit durchaus nicht

zweifelhaft.^) Ebenso zeigte die vom Kaiser Ferdinand I.

in Bezug auf die Heirath seines Sohnes des Erzherzogs Fer¬

dinand mit der Philippine Weiser gegebene Urkunde

v. 13. Sept. 1561, daß er sich gleichfalls ein solches Recht, wo¬

durch er in die kirchliche Jurisdiction eingegriffen haben würde,

nicht im Entferntesten beilegte oder beizulegen sich für berechtigt

hielt. ^) Nur in wenigen Schriften findet man die Behaup¬

tung, daß der Kaiser über Ehesachen der Reichsstände ent¬

scheiden könne, eben weil es die Reichsgerichte nicht konnten,

und zwar durch Kommissionen, die aus dem betreffenden Reli-

gionstheile zu entnehmen waren. übrigens ist diese Be¬

hauptung sowohl in Bezug auf die katholischen als Prote¬

stantischeu Reichsstände jederzeit als entschieden falsch erkannt

worden, ff) Auch ist kein Fall bekannt, in welchem ein Kaiser

in die bischöfliche Jurisdiction in Ehesachen durch Selbsteutschei-

dung eingegriffen hätte, als der von Ludwig dem Bayern, wel¬

cher aus kaiserlicher Machtvollkommenheit die Ehe des Erzherzogs

Heinrich vouOesterrcich mit der M a rg a rc th a M a ul-

tasch trennte und diese seinem Sohne Ludwig dem Brandenbur¬

ger vermählte. Gerade dieser Act kaiserlicher Willkühr brachte aber

diese Behandlung der Sache auf das Genaueste den Vorschriften des cano-

nischen Rechts in onp. 7. X. <>ui iiiii sint leMmi (4. 17) an. Vcrgl.

auch v. Berg, Grundriß, § 104, S. 143. —

^) Vcrgl. ». Berg, Grundriß, § 104, S. 142; Danz, Grunds,

de s reichsgcrichtlichc» Prozesses, § 57, S. 87; Gerstlacher, Handbuch

der Reichsgesctze, Bd. X. S. 1836 n. folg.

Vcrgl.Hierüber meine Schrift über Mißhcirathcn, S. 31 u. folg.

»»») Siehe I. Ch. v. Uffcnbach, a. a. O. S. 84.

1) Mit größter Bestimmtheit sagen dies die oben Note ^ angeführten

Schriftsteller. Ausdrücklich stimmen damit übcrcin: bütter, nov. epit. prou.

imp. §346; Gönner, deutsch. Staatsr. §309, Nr. V.; Leist, Lehrbuch,

§ 124, Nr. 6; Malblank, a. a. O. Thl. IV., § 52, 53. -



Das Pözl'sche Gutachten, S. 60, will aber ungeachtet

der nach seiner Meinung ganz verkehrten, (wie aber hier ge¬

zeigt wurde, ganz richtigen) Behandlung des Uscnburgi-

schcn Falles doch schon Spuren einer richtigen Auffassung und

Unterscheidung dessen, was Staats- und was Jnstizsachc ist,

darin finden:

a) daß die Wcttcranischcn Grafen wegen des von Hans

Otto angemaßten Standes und Grafcntitels an den Kaiser

gingen, auch von Kaiser Rudolph 16 ein Verbot erlang¬

ten, und

Ii) daß das Reichskammcrgcricht nicht der eigenen Beur-

theilung die Frage nach der Kompetenz des Mainzer geistlichen

Gerichts unterstellte, sondern dieselbe an Kaiser und Reich zur

Entscheidung wies.

Was nun aber den Antrag der Wcttcranischcn Grafen an

den Kaiser anbelangt, so ist wohl zu bemerken, daß dieser Antrag

nur den „angemaßten Grase ntitcl" betraf. Die Wetter¬

damals das ganze Reich in Aufregung, und abgesehen davon,

daß in Folge dessen der Kaiser vom Papste mit dem Kirchcn-

bannc belegt wurde, erbitterte diese Willkührlichkeit die deut¬

schen Fürsten so sehr, daß sich schon bei dem Leben des Kaisers

Ludwig des Bayern eine Parthei bildete, die ihm nicht nur

in Karl (IV.) von Böhmen einen Gegenkaiser aufstellte,

sondern auch nach seinem Tode alle Bemühungen des bayerischen

Hauses vereitelte, die Kaiserwahl abermals auf dasselbe zu

lenken. ")

4) Nachweis, daß der Kaiser Rudolph II. durch das auf Andringen der

Wcttcranischcn Grafen erlassene Reskript vom 9. November 1699 in die

gerichtliche Verhandlung und Entscheidung der Hauptfragen des Uscnburgi-

schen Succcssionsfalles nicht ein- oder vorgegriffen hat.

P Vcrgl. darüber ausführlich Westcnricder, histor. Calender,

1796, S. 305 folg.; Pfiffer, Gesch. der Deutschen, Bd. III. S. 206 u.

folg.; M. I. Schmidt, Gesch. d. Deutsch., Bd. s, S- 320 folg.
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anischcn Grafen mochten nämlich befürchten, daß der Hans

Otto in Folge hiervon die R ei ch s st a n d sch aft in ihrem

Kollegium auszuüben beanspruchen würde; diesem allein woll¬

ten sie sich widersetzen, und hier handelte es sich allerdings um

ein rein politisches Recht, dessen Zuständigkeit allein ans kai¬

serlicher Verleihung und Genehmigung des Grafencollegs ent¬

springen konnte. Von der E rbfolg e fäh ig ke it des Hans

Otto in seine väterlichen Besitzungen, von der Fähig¬

keit, als Erbe seines Vaters darin die Landeshoheit aus¬

zuüben, war dabei keine Rede; das Standesinteresse der Wet-

tcrauischcn Grafen, welches sich dagegen sträubte, den Sohn

einer Schäferstochter unter sich sitzen zu lassen, war ganz be¬

friedigt, wenn dem Hans Otto nur die gräflichen Titel ab¬

gesprochen wurden. Ob derselbe übrigens in seines Vaters Be¬

sitzungen succedirte oder nicht, berührte die Wcttcrauischcn

Grafen gar nicht; auch kam nach dem Rcichsstaatsrccht sehr

oft, wie nachher noch weiter gezeigt werden wird, der Fall vor,

daß der Erwerber oder Erbe einer Landcsherrschaft die von dem

Vorgänger geführten Titel und Rcichsstandschaft nicht ohne wei¬

teres führen durfte, während doch nichts seiner Succession in die

Landeshoheit und deren Ausübung in den Weg gelegt werden

konnte. Es zeigt sich also an dem Usenburgischeu Falle

nicht mehr und nicht minder, als daß derselbe Fall der

rechtlichen Beurtheilung mehrfa ch e Seiten darbieten kann

und konnte. Daraus aber, daß die eine von der anderen

ganz unabhängige Seite seiner Bcurtbeilung vor den Reichs¬

hofrath gehörte, folgt noch nicht, daß nicht die andere vor

dem Reichskammcrgericht behandelt werden konnte und durfte.

Es zeigt sich aber auch auf das Deutlichste aus dem auf den

Antrag der Wetterauischcn Grafen ergangenen kaiserlichen Re¬

skripte v. 9. Nov. l609, daß der Kaiser Rudolph II.,

indem er auf jenen Antrag der Wetterauischen Grafen rcscri-

birte, nichts verfügte, wodurch er an sich in den Dsen bur¬

ger Snccessionsstreit selbst eingriff. Er untersagte nämlich

«9 Abgedruckt bei I. Ch. v. Uffenbach a. O. S. 85.



dem Hans Otto nur einfach vorläufig die Führung des
angemaßten Grafcntitels, gab ihm aber zugleich auf, insofern
er sich durch dieses Rcscript für beschwert erachte, binnen
zwei Monaten seine Einwendungen vorzubringen.")
Hieraus erhellet erstlich so viel, daß der Reichshofrath und
beziehungsweise der Kaiser Rudolph II. die Ehe eines Neichs-
grafcn mit einer Bürgerlichen für keine derartige (notorische) Miß¬
heirath hielt, daß aus derselben unter allen Umständen keine Suc-
cessionsansprüche hätten entspringen können, indem sonst keine
Frist zur Einbringung von Einwendungenzu gestatten gewesen
wäre. Es erhellet aber aus dem kaiserlichen Rescripte vom 9.
Nov. 1699 ferner, daß hier nichts vorliegt, als ein eigentlicher
rcichshofräthlicher Rescriptsprozeß, welcher bekanntlich die
Stelle des am Reichskammergerichtüblichen Mandatspro-
zcsses vertrat. "") Der vor dem Rcichskammcrgerichte über die
Erbfolge anhängig gemachte Prozeß (das Uetitorium)wurde
dadurch gar nicht berührt, noch auch in seinem für den Hans
Otto und seine Nachkommengünstigen Verlaufe irgend be¬
hindert.

§52.

5) Nachweis, daß das kammcrgcrichtliche Urthcil von 1676 keineswegs die

definitive Entscheidung des Uscnburgischen Falles an Kaiser und Reich

verwiesen hat, sondern daß die Zuständigkeit des ReichSkammergcrichts zur

Entscheidung der Hauptsache unbestritten blieb.

Was aber das Kammcrgerichtsurtheilvon 1679 anbelangt,
welches über die Compctenz des Mainzer geistlichen Gerichts

5) Graf Hans Otto von Isenburg wurde hier (und zwar ganz

genau den bekannten Grundsätzen des ReichshofrathSprozcsseö gemäß) von

dem Ncichshofrath und beziehungsweise vom Kaiser weit rücksichtsvoller und

gerechter behandelt, als der dcrmalige Besitzer von Kniphause» jcnials

von der Bundesversammlung behandelt worden ist, indem die hohe Bun¬

desversammlung bisher noch niemals demselben die Eingaben seiner Vet¬

tern mitgcthcilt, oder ihn zu einer Vernehmlassung über deren Anträge auf¬

gefordert hat!

8*) Danz, Grunds, des rcichsgerichtlichen Prozesses S. 661, 662.—

v. Berg, Grundriß der reichsgerichtlichen Verf. u. PrariS S. 315.



die Beibringung einer Entschließung von Kaiser und Reich for¬

dert, so folgt daraus weiter nichts, als daß, wie noch Niemand

bestritten hat, es gewisse Fälle und Sachen gab, in welchen

zur Zeit des Reiches nur Kaiser und Reich die Entscheidung ge¬

ben konnten, und deren sogar noch mehrere ganz bestimmt an¬

gegeben werden können, als das Pozl'schc Gutachten gethan

hat. Es folgt aber daraus nicht, daß wenn zu diesen Fällen

auch die Frage über die Kompetenz des Mainzer geistlichen

Gerichts in Ehesachen protestantischer Reichsstände ge¬

hörte, dcßhalb auch die rechtliche Entscheidung über die Erb¬

folgefähigkeit des Hans Otto in seines Vaters Be¬

sitzungen selbst, unmittelbar vor Kaiser und Reich gehört hätte,

was damals auch von keiner Seite behauptet worden war.

Z. 53.

k) Achnlichkcit des Uftnl'urgischcn Falles mit dem Bcntinck'schen Falle.

Es ist demnach allerdings nicht zu verkennen und sehr be¬

merkenswert!), welche großc Aehnlichkcit der Use»burgi-

sche Fall mit dem Bcntinck'schen Falle hat. Hier wie dort

ist es eine Frau aus dem Bauernstande, die sich durch ihre

vortrefflichen Eigenschaften allgemein hohe Achtung erwarb.

Hier wie dort handelt es sich um eine Verbindung, welcher die

Agnaten die Eigenschaft einer Ehe bestritten, und hinsichtlich

deren sie in der Erklärung ihres Verwandten über die Natur

derselben nur eine Concubiuats-Erklärung finden

wollten. Dort war es ein siegreiches rcichskammergerichtlichcs

Urtheil, welches den Kindern das Succcssionsrccht an der väter¬

lichen Verlasscnschaft'zusprach, hier hat bereits ein llrtheil einer

deutschen Juristenfacultät (Jena) im Namen des an die Stelle

der beiden höchsten Reichsgerichte für die Herrschaft Knip¬

hagen getretenen Oberappellationsgerichtes von Oldenburg

das Successionsrecht der Descendentcn anerkannt; nur der Un¬

terschied findet zwischen dem Usenburgischen und Bcntinck-

fchen Falle statt, daß die Descendenz in diesem letzteren Falle

noch ein zweites bestätigendes Erkenntniß — welches voraus-



sichtlich nicht ausbleiben kann — abzuwarten hat, um ebenfalls

als voller Sieger aus dem Successionsstrcitc hervorzugehen!

8 54.

lZ. Nachweis, daß der NcichShofrath keineswegs in allen Status- und

Mißhcirathssachen landesherrlicher Familien nur ein Gutachten an den

Kaiser zu erstatten gehabt hat.

t) Die Behauptungen des Pözl'schen Gutachtens.

Die Bemühung des Pözl'schen Gutachtens ist sodann

darauf gerichtet, auszuführen, daß der Reichshofrath in

Status- und Mißhcirathssachen landesherrlicher Familten kein

eigenes selbständiges Entscheidungsrecht gehabt habe, daß

er vielmehr hier nur als ein berathcndes und begutachtendes

Collcgium bei dieser Art von Sachen, die im Wesentlichen

Gnadcnsachen.seien, zu handeln und nur ein Votum au den

Kaiser zu erstatten befugt gewesen sei; daß wohl hierbei mit¬

unter, wie auch sonst bei Gnadensachen, eine causue cvAnitio,

auch cm Vernehmen beider streitenden Theilc in prozeßähnlicher

Weise stattgefunden habe, nicht aber eine wahre contradicto-

rischc prozessualische Verhandlung, und daß endlich jedenfalls

der Kaiser von dem an ihn erstatteten Votum des Rcichshof-

raths habe abgehen und nach eigener Meinung entscheiden kön¬

nen. (Gutachten, S. 64 u. folg.)

Diese Darstellung des Verfahrens am Reichshofrathe in

Status - und Mißhcirathssachen enthält so viele Unrichtigkeiten,

daß sie den sprechendsten Beleg dazu bildet, wie wenig heutzu¬

tage noch die Proccduren dieses zweiten obersten Reichögerichts-

hofes gekannt zu sein Pflegen. Ueberdies wäre, wenn sogar

Alles, was hier vorgetragen wurde, eben so richtig wäre, als

es unrichtig ist, dies Alles für den Bentinck'schcn Rcchtsfall

durchaus irrelevant.

§ 55.
2) Nachweis der Fälle, auf welche die Erstattung von Gutachten des RcichS-

hofraths an den Kaiser gesetzlich beschränkt war.

Es ist schon an sich unrichtig, wenn die Thätigkeit des

Reichshofrathö da, wo sie ans die Erstattung eines Votums
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an dm Kaiser hinauslief, in allen Fällen nur als die be¬

rat!) ende Thätigkeit eines Regierungscollegiums, eines Ge-

heimenraths, dargestellt werden will. Vielmehr kamen solche

Vota des Reichshofrathcs auch reichsconstitutionömäßig da vor,

wo derselbe wirklich als Jnstizhof thätig und evmpetcnt war,

jedoch immer nur in gewissen einzelnen, rcichsgesetzlichen, na¬

mentlich bestimmten Fällen, und unter diesen sind die Status-

und Mißheirathssachcn, wo sie als reine Rechtssachen er¬

scheinen"), und soweit dabei kaiserliche Privilegien und Gna¬

den, wie Standcserhohungcn, nicht in Frage kamen, nicht

begriffen."") Es galt aber jederzeit als eine streng zu er¬

weisende Ausnahme, wenn der Reichshofrath für verpflichtet

erachtet werden sollte, in einem einzelnen Falle, anstatt eben so,

wie das Reichskammergcricht, selbständig und unabhängig durch

eine „8«znteiitia" zu entscheiden, vorher dem Kaiser sein

Votum vorzulegen und dessen persönliche Zustimmung einzu¬

holen; denn der sonst in der Reichsgesetzgebnng vielfältig,

und besonders in den letzten Jahrhunderten des

Bestandes der Reichsregierung immer mehr einge¬

schärfte Grundsatz der Unabhängigkeit der Rechts¬

pflege von persönlicher Einmischung des Kaisers galt im

Allgemeinen gerade so gut für den Reichshofrath, als für das

Reichskammergericht. Bei der eigenthümlichen und näheren Be-

^) Siehe oben 8 48.

v. Berg, Grundriß der reichsgcrichtlichcn Verf. § 148, S. 203.

„In Justizsachen sollen dergleichen (Gutachten des Rcichshofraths

an den Kaiser) nur in den in der Ncichshvfrathsordnnng (Iii. V. § 13,

20) bestimmten Fällen, oder wenn wichtige, den allgemeinen Ruhestand

betreffende Umstände mit eintreten, stattfinden." — Die „bestimmten"

Fälle waren: „wenn im Reichshofrath Stimmengleichheit entstand und der

Gegenstand hochwichtig war, oder sonst die Reichshofräthe sich nicht vereinigen

konnten, der Präsident aber doch bemerkte, daß beider Thcile Mcinnngcn

mit stattlichen Gründen bestärkt waren, namentlich wenn der Referent und

Correferent sich nicht über das Factum vereinigen konnten". Danz, Grunds,

des Reichsgerichtsproz. S. 470, 471. — Uebercinstimmcn: Gönner, deutsch.

Staatsr. § 306. Nr. VII.— Leist, Lehrb. § 120. - Malblank a. a.O.
Bd. III. S. 243.
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ziehung, in welcher der Rcichshofrath aber eben dadurch, daß
er zugleich ein beratheudes Regicrungscollegium, ein reichs-
constitutivnsmäßigcrStaatsrat!) war, zu der Person des Kai¬
sers stand, sowie auch bei der Eigentümlichkeit, welche ein¬
zelne Status- und Mißheirathssachcn dadurch allerdings
zeigen konnten, daß sie eine mehrfache Seite der Beurthei-
lung darboten, indem bei ihnen außer der reinen Rechts¬
frage auch Fragen über Verhältnisse vorkommen konnten,
die als Gnaden- oder Lchcnssachcn zu erachten waren,
erklärt es sich, warum nicht selten von Seiten des kaiserlichen
Kabinets Uebergriffc in die Justiz des Reichshofraths gemacht
wurden, und kaiserliche Einmischungenin dieselbe stattfanden,
und Vota von dem Reichshofrath eingefordert wurden, wo
solche Einmischungen und Znmuthungen rcichsconstitutionömäßig
nicht hätten stattfinden dürfen; es war aber dies ein Miß¬
brauch, der keine Rcchtsrcgel begründen konnte.Mißstände
in der Behandlung der Justizsachcn am Reichöhvfrath waren
es, welche den Rcichsständen, insbesondere den evan¬
gelischen, fortwährenden Stoff zu den lautesten Klagen
gaben und jene Reihe reichsgcsetzlicher Bestimmungenins Da¬
sein riefen, durch welche sich die Rcichsstände bemühten, diesen
Mißständen und dem großen Unfug, der nicht selten mit der
Einmischungin die am Reichshofrath anhängigen Rechtssachen
— und namentlich in die staatsrechtlichen Sachen —getrieben
wurde, einen Damm entgegenzusetzen.^-)

*) v. Berg, a, a. O. S. 203, bei Note e); mit Berufung auf Chr.

E, Weiße, von den Fällen, in welchen die Erstattung der ReichShofrathS-

gutachtcn in Justizsachcn den Gesetzen gemäß ist; in dessen Aufsätzen
S. 90.

Ausführlich ist dies dargestellt hei Malblank, a. a. O. Bd. III.

S. 245—248. „Man glaubte, daß durch diesen Weg am Ende alle Justiz«

fachen in die Hände des Kaisers gespielt werden könnten, daß dadurch die

Grundpfeiler der deutschen Ncichsjustiz, die mit so vieler Mühe ge¬

baut worden, erschüttert würden, daß der Kaiser ganz willkührlichc

Aussprüche ... nur nach den Marlenen der Politik crthcilcn würde...

1741 verlangten die altweltfürstlichcn Häuser zu Offenbach, der kaiserlichen
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3) Nachweis, daß die kaiserlichen Reskripte zur regelmäßigen Form des
rcichshofräthlichcnRcscriptsprozcsseögehörten und kein Selbstcntscheidungs-

recht des Kaisers in der Hauptsache begründeten.

Was sodann, abgesehen von dem Gegenstand des

Rechtsstreites, die Form des Versahrens am Reichshosrath

anbetrifft, so wurde, sowie am Reichskammergericht zwischen

ordentlichem und summarischem Prozesse unterschieden,

und unter der der letzteren Klasse war es besonders der Ne-

scriptsprozeß, welcher hier regelmüßig die Stelle des an dem

Reichskammergericht üblichen Mandatsprozesses vertrat.

Die etgenthümliche Stellung des Reichshofraths zu der Person

des Kaisers brachte es mit sich, daß ebenso wie die Ein¬

gaben der Partheien an den Reichshofrath formell unmit¬

telbar an den Kaiser gerichtet werden mußten, *') auch die Re¬

skripte, welche in Gnaden- und Lehenssachcn und in Justiz¬

sachen im Rescriptsproz esse vom Reichshofrathe aus¬

gingen, so formulirt wurden, als wenn dieselben unmittel¬

bar vom Kaiser ausgingen,^') woraus aber noch keineswegs

Kapitulation einzurücken, daß der regierende Kaiser den Mißbrauch der
Votorum aä Iinper-ttorem abstelle, und solche nicht anders als nach der
Rcichshofrathsordnnng zulasse" u. s. w.

Hanzcly, Grundlinien der heutigen Rcichshofrathspraris. Frank¬
furt und Leipzig, 1785, S. 1(1, 3».

v. Berg, Grundriß der rcichsgertchtl. Verf. und Prarts, § 251:
„Der Reichshofrath hat schon sehr früh angefangen, in manchen Fällen,
wo das Kammcrgericht Mandate erkennenwürde, Reskripte zu erlassen.
Diese Rcscrip te sind im weitläufigeren Sinuc Schreiben, wodurch
der Kaiser unmittelbaren Gliedern des Reiches etwas andeutet, oder
mittheilt, oder befiehlt ... Kaiserliche Reskripte im engeren Sinne
hingegen sind förmlich ausgefertigte Schreiben, wodurch der Kaiser einem
unmittelbaren Gliedc des Reiches auf eine wider dasselbe eingckommcne
Klage, ohne dessen vor gängige Vernehmung, etwas anbefiehlt
oder untersagt; und diese find es eigentlich, womit der Anfang zudem
R cscrtp tSp ro z e ß gemacht wird"; und ebendas. §253: „Ausgefertigt
werden die Rescripte auf die gewöhnliche Weise", d. h. (nach v. Berg
§ 167), sie werden von einem ReichShofrathssccrctär, dem Reichshofvicc-
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folgte, daß in dem Hievauf folgenden Rescriptsprozesse, noch

weniger aber, wenn die Sache in den ordentlichen Prozeß (das

Petitorium) kam, auch in diesem ein Selbstcntschcidnngs-

recht des Kaisers begründet gewesen wäre.'") Nur in jenen

bestimmten Fällen, in welchen reichsconstitutionsmäßig der Reichs¬

hofrath verpflichtet war, ein Gutachten an den Kaiser zu er¬

statten (§ 55), stand es demselben nach einer constanten, übri¬

gens ans kein Gesetz gestützten Praxis frei, dem Gutachten

des Rcichshofrathcs entweder beizutreten (in welchem Falle das

kaiserliche Placct nur kurz dem Gutachten beigefügt wurde'"')

oder eine davon abweichende Entschließung zu geben, welche

sodann der Reichshofrath anzuerkennen und zu verkünden hatte."^)

Dabei stand noch insbesondere fest, daß es bei Znstizsachcn,

in welchen ein Votum des Reichshofrathö an den Kaiser ge¬

bracht wurde, durchaus erforderlich war, daß von dem Kaiser

kanzlcr und meistcntheils auch von dem Kaiser unterschrieben. — Hier¬

mit übereinstimmt: Danz, Grundsätze des RcichsgcrichtSprozcsscö § 399;

— H a nz cly, Anleitung zur neuesten NcichShofrathSprariö. Frankfurt und

Leipzig 1784, §842: „die kaiserlichen Reskripte, so der Rcichs-

hofrath zu erkennen pflegt" u. s. w. — Formularicn solcher Man¬

date finden sich u. A. in .1. b. IV. De IV. De >V. Drincipia Processus

.luciioii imp. an!., 2. Aufl. Frankfurt u. Leipzig 1754. S. 158 Nr. 82;

S. 161 Nr. 84; S. 165 Nr. 86 u. s. w.

6) Den klarste» Beweis hierfür liefert das oben § 51 erwähnte kai¬

serliche Reskript vom 9. Novbr. 1699 in der Vsenburgisch cn Sache,

»eben welchem der Prozeß am Kammcrgerichtc ungehindert fortging.

^6) Ein vollständiges Muster eines solchen mit dem kaiserlichen Placct

versehenen Votum findet sich in 9. b. IV. Do Do IV. principis, S. 89

bis 195, Nr. 47. — Andere Formularicn s. bei Hanzely, Grundlinien

S. 159 u. folg.

^^) Gönner, deutsch. Staatsrecht, „lieber die wichtige Frage, ob der

Kaiser das ReichshofrathSgutachtcn abändern könne, drücken sich die

Rcichsgruudgesctzc nicht bestimmt aus." — Leist, Lchrb.des deutsch. Staatsr.

§ 129: „Daö Recht des Kaisers, eine dem Gutachten gerade entgegen¬

stehende Entscheidung zu geben, läßt sich aber in keiner Weise in Zweifel

ziehen." Dritter, epitoine proc. imp. § 289; Danz, Grundsätze des

RcichSgcrichtsprvz. S. 271. — v. Berg, Grundriß der rcichsgcrichtl. Verf.

». Prartö § 143 S. 294: „Die Entscheidung beruht gänzlich auf dem

Ermesse» des Kaisers."



der Präsident des Reichshofraths, der Rcichsvicekanzler und

auch einige andere Neichshofräthe, insbesondere der Referent

und Correfcrent, je nach der Schwierigkeit der Sache, zuge¬

zogen werden mußten, die Zuziehung anderer kaiserlichen Ka-

binetsräthe allein aber nicht genügte.*)

8 57.

4) Nachweis, daß Status- und Mißhciraihösachcn landesherrlicher Fami¬

lien wirklich als Justizsachcn am Reichöhofrath behandelt worden sind und

zu behandeln waren.

Es ist aber überdies durchaus unrichtig und widerlegt

sich sogar vollständig durch die in dem Pözl'schcn Gutachten

selbst angeführten Fälle, in welchen nach dessen Behauptung

der Kaiser persönlich entschieden haben soll, daß die Status-

und Mißhcirathssachen landesherrlicher Familien lediglich

als Ncservatsachen, beziehungsweise als Gnaden- und

Lehens fachen behandelt worden seien, und darüber kein ei¬

gentliches prozessualisches Verfahren stattgefunden habe

oder habe stattfinden dürfen. Dies zeigt sich namentlich deut¬

lich aus dem in der Mißheirathssache des Grafen Ludwig

Heinrich zu Lippc-Bistcrfcld ergangenen kaiserlichen

Rescripte vom 25. September 1786, welches das Gutachten

(ohne Angabe der Quelle) S. 77 angeführt hat. Die gräs¬

lichen Agnaten hatten in diesem Falle am Neichshofräthe

förmlich geklagt**); das kaiserliche Reskript vom 25. Scptr.

1786 bezeichnet die Sache selbst als eine Klag fache, und

die Agnaten als „klagenden Thcil" und ihren Antrag als

„eine gebetene Hülfe Rechtens", worunter nach notori¬

schem, feststehendem juristischen Sprnchgcbrauche nur ein im

wahren prozessualischen Verfahren nachgesuchtes Erkennt-

niß zu verstehen ist, so wie notorisch auch alle diese Ausdrücke nur

von wahren Justizsachcn gebraucht werden und gebraucht

6) Danz, Grunds. § 165, S. 271. — v. Berg, Grundriß § 148
S. 204.

*5) Reuß, deutsche Staatskanzlci, Thl. XXI., Ulm 1738, S. 634.
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werden können. Desgleichen ergibt sich ans dem in dem Pözl-

schcn Gutachten S. 74 angeführten kaiserlichen Reskripte vom

6. März 1744 — welches in der S ach sen - M einin g e n'schen

Mißheirathssache an den Reichshofrath ergangen ist, und worin

der Kaiser Karl VII. von dem Rcichshofrathc vorläufig

ein Gutachten verlangte, „ohne dermalen noch die Sache

„in eine Commnnication oder prozessualische Hand¬

lungen einzuleiten" — daß solche prozessualische Handlungen

an sich ordnungsmäßig und statthaft waren, und regel¬

mäßig stattfanden und stattzufinden hatten. Es ergibt sich

ferner aus dem, was das Pözl'sche Gutachten über den

Sach sen-Mciningen'schcn Fall S. 75 weiter anführt, daß

die Meiningen'schcn Agnaten selbst den ordentlichen Rechts¬

und Prozeßwcg vor dem Rcichshofrath, als den natür¬

lichen und reichsgesetzlichen Weg zur Geltendmachung ihrer

Ansprüche, betreten hatten, daß daselbst Jahrelang Iis peuäens

über diese Successivnssache gewesen war, und daß es der Herzog

Anton Ulrich von Sachscn-Mciningen (mit Recht) als eine

große Beschwerde empfand, daß auf Betrieb der Agnaten diese

Sache von dem ordentlichen Prozcßwege hinweg an die Mi-

nistcrialconfcrenz gezogen wurde! Der Herzog Anton

Ulrich hatte aber ein um so größeres Recht, sich durch das

Rescript des Kaisers Karl VII, vom Jahr 1744 beschwert zu

finden, als nicht nur, wie das Pözl'sche Gutachten S. 66,

67 selbst angibt, Kaiser Karl VI. im Jahr 1727 seine Kinder

für rech ige dorne und beiderseits gleichbürtige Herzoge

und Herzoginnen von Sachsen mit vollem Successionsrechte in

Land und Leute erklärt, sondern überdies; durch kaiserliche Re¬

solution vom 8. Februar 1731, ganz dem Reichsrcchtc gemäß,

die Frage über die kaiserliche Berechtigung — das Reser¬

ve atrecht — von der Rechtsfrage: —„ob yuoaü ellectum

suecessionis das crthciltc üiplomn einem Dritten, der ein ge¬

gründetes Recht zu haben vermeint, im Wege stehen könne?"

— unterschieden und hinsichtlich letzterer Frage den Reichs¬

hofrath zur Jnstruirung des förmlichen Prozesses selbst ange¬

wiesen hatte. Wer den feindlichen Gegensatz kennt, in8
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welchem der Kaiser Karl VII. (von Bayern) zn der Familie
seines Vorgängers (dem österreichischen Hause) stand,
und wenn man weiß, wie sehr dieser Kaiser die Unterstützung
der sächsischen Fürsten nöthig hatte, wird wegen der Erklä¬
rung der ganz verschiedenen Behandlung, welche die Mei-
ningen'schc Sache bei den Kaisern Karl VI. und Karl VII.
gefunden hat, nicht im Zweifel sein können! Es zeigt sich aber
auch noch sonst, und stand unbestritten fest, daß in Mißhei-
rathssachen sowohl inpossessorio als in Petit orio vor
den höchsten Reichsgerichten gehandelt werden konnte und gehan¬
delt worden ist, wie z.B. in der Sncccssionösachc des Herzogs
Friedrich Karl von Holstein-Plön,") und gerade, daß
dieser Gegensatz von possessorium und petitorium hier stattfand
und stattfinden konnte, ist der schlagendste Beweis, daß solche
Sachen w ah r e In st i z sa ch c n waren, daß sie als solche
reichsconstitutionsmäßig behandelt werden mußten, und daß
kaiserliche Uebcrgriffe und Machtsprüche, die in ein¬
zelnen Fällen stattgefunden haben mögen, nur Unregelmäßig-
keilen sind, welche an sich den rechtlichen Charakter dieser
Sachen als Justizsachen nicht principiell zu ändern vermögen.

§ 53.
5) Unterschied zwischen den Status- und MißhcirathSsachcn, welche als

kaiserlicheRcscrvatsachcn oder als Justizsachen zu betrachten sind.

Das Pözl'sche Gutachten S. 79 kann selbst nicht umhin
einzuräumen, daß der Reichöhofrathsehr oft in Status- und

6) Es war dicß der Sohn des Herzogs Christian Karl und des
Fräuleins von Eichclbcrg. Vcrgl. Püttcr, Mißhcirathcn S. 213 folg.
— Strubcn, Nebcustundcn Thl. III. Hanno». 1761, S. 446. Vcrgl.
hierüber auch meine Schrift über Mißhcirathcn S. 112 u. flg. — Ein
anderes Dcfinitivcrkcnntniß des Reichöhofraths über eine fürstlicheStatnS-
sache (Lciningcn-Da chsbnrg) ist oben S. 14 in der Note angeführt wor¬
den. — Ein Beispiel des Schuhes von Standes- und Familicnrcchtcn der
Gemahlin und Kinder durch reichshofräthlichc Reskripte iu possessorio
findet sich in dem Löwcnstein-W.erthcim'schcn Falle (Ehe des Grafen
Karl Ludwig mit einem Fräulein von Stricicz), Püttcr, Mißhci¬
rathcn, S. 366.



Mißheirathssachen der landesherrlichen Familien entschieden

habe, ohne an den Kaiser zu begutachten. Anstatt aber das

Prinzip anzugeben oder aufzusuchen, wonach zu beurtheilcn war,

ob ein Gutachten an den Kaiser rcichsconstitutionsmäßig statt¬

haft, oder der Reichöhofrath zur Entscheidung befugt war,

läugnet das Pvzl'sche Gutachen schlechtweg ohne alle Be¬

gründung, daß der Rcichshofrath in allen derartigen Fällen

als unabhängiger Gerichtshof gesprochen habe oder habe spre¬

chen dürfen, und wirft die Erkenntnisse (sentenlise) und

Gutachten (Vots) des Rcichshofrathes ohne Unterschied durch¬

einander. *) Es kann hier nicht die Rede sein von dem, was

der Reichshofrath in einzelnen Fällen dem Kaiser aus Devotion

willfährig nachgab, wenn dieser ein Gutachten verlangte,

wo er es reichsconstitutionsmäßig zu verlangen nicht befugt

war, sondern es kann hier nur die Rede von dem sein, was

rcichs gesetzlich war. Nach den Reichsgesetzen stand aber

fest, daß der Kaiser nur dann ein Selbstcntscheidungsrecht hatte,

wenn eine Sache wirklich Reservatsache war, d.h. wenn es sich

um den Umfang einer Standeserhohung oder um ein

Reichs! ehn handelte, oder wenn in einer Justiz fache einer

der oben § 55 aufgeführten b estimmten Fälle vorlag. Allein

ganz etwas Anderes war es, wenn bei einer Snccessionssache

weder der Inhalt einer kaiserlichen Standeserhohung, noch auch

ein Reichslehcn, noch überhaupt ein Land in Frage stand, wor¬

auf eine reichsständische Stimme, oder ein Grafen- oder Für-

stcntitel dinglich haftete, sondern wenn es sich lediglich um eine

Succession in -eine einfache allvdialc Herrschaft handelte, für

deren Besitz an sich weder ein Grafen- noch ein Fürstentitcl

nvthig, sondern hinsichtlich deren notorisch völlig gleichgültig

war, ob der Besitzer von hohem oder niederem oder etwa gar

Derartige Behauptungen sind auch schon zur Zeit des deutschen

Reiches jederzeit von jenen Parthcicn aufgestellt worden, welche Ursache

hatten, ein richterl ich es Urtheil in ihrer Sache zu scheuen; das P özl'sche

Gutachten selbst hat davon S. 68 Nr. 83 ein Beispiel aus einer RechtS-

dcduction für die Gräfin von Ballenftädt (Charlotte Nüstlcr) vom

Jahr 1722 beigebracht.



nicht von Adel war. Mochte in einem solchen Falle immerhin

etwa der Kaiser dem Erwerber einer allodialen Herrschaft, die

bisher von einer persönlich als gräflich titnlirten Familie

besessen worden war, durch ein Rescript die Führung eines

solchen Familientitels untersagen, so konnte doch dadurch

die Erwerbung oder das Nachfolgcrccht in eine solche allodiale

Herrschaft nicht im Mindesten behindert werden, eben weil das

Erwerb-, Besitz- und Nachfolgcrccht in einem solchen Terri¬

torium nicht im Mindesten mit dem Familientitel zusammen¬

hing. Daher konnte eine solche Sache auch recht gut gleich¬

zeitig an beiden höchsten Reichsgerichten, beziehungsweise am

Reichskammergcrichte und am Reichshofrathe, zugleich be¬

trieben werden, ohne daß die Entscheidung der Sache an

der einen Stelle, sie mochte fallen, wie sie wollte, der Ent¬

scheidung derselben an der anderen im Mindesten präju-

dicirte, wie dies alles der oben angeführte Usenburgi-

s ch e Fall auf das Deutlichste zeigt. In. diesem Falle war,

wie gezeigt worden, über die Frage, ob der Hans Otto des

Grafcntitels sich zu bedienen befugt sei, der Rcscriptsprozeß am

Reichshofrathe eingeleitet und dem Hans Otto, ganz den Grund¬

sätzen des bedingten Mandatsprozcsscs analog, die Führung des

gräflichen Titels sofort vorbehaltlich seiner Einwendungen un¬

tersagt worden. Der petitorische Prozeß am Reichskammcrgericht

über das Successionsrccht des Hans Otto in seines Vaters

Territorien wurde aber durch dieses kaiserliche Rescript nicht im

Geringsten behindert, sondern zum Vorthcilc des Hans Otto

und seiner Dcöccndcnz nach langjährigem Prozcssircn erledigt.

8 59.

6) Anwendung obiger Grundsätze auf den Bcntinck'schcn SuccessionSfall.

Genau so stehet aber auch der Bentinckssche Succes-

sionsfall. Auch hier handelt es sich nicht um ein Reichslchen,

sondern nur um eine einfache reichsunmittelbare, aber nicht

reichsständische Herrschaft, welche von dem letzten Grafen von

Oldenburg und Delmenhorst, Auton Günther, aus reinen

Privatrechtstiteln besessen wurde und eben deßhalb, weil sie nur den
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Charakter eines Prtvatbesitzthums hatte, von ihm zur Versor¬

gung seines unehelichen Sohnes Anton verwendet werden konnte

und verwendet worden ist. Es handelt sich auch nicht, wie in dem

M einin g en'schen Falle, um die Interpretation und den Umfang

einer etwa der Frau Mutter des dermaligen Besitzers crtheiltcn

Standcserhohung; es handelt sich lediglich um die Frage, ob

derselbe nach den Grundsätzen des allgemeinen Rcichsrcchts für

einen legitimen Sohn seines Herrn Vaters und als solcher

für successionsfähig in dessen allodiale Herrschaft Kniphau-

scn zu achten sei, ungeachtet die Mutter, wie im Uscnbur-

qischen Falle, dem Bauernstande entsprungen ist. Uebcrdies

stehet in dem B cntinck'schen Falle unbestreitbar fest, daß auf

der Herrschaft Kniphausen so wenig der gräfliche Titel

ruht, d. h. daß Kniphausen keine Grafschaft ist, so

wenig als er auf Varel oder auf irgend einem der anderen

Rittergüter oder Bauernhöfe ruht, welche das Aldcnbnrgische,

auf die Familie Bcntinck übergegangene Fideicommiß be¬

greift. Es steht ferner in der Bentin ck'schcn Successions-

sache unbestreitbar fest, daß der dem Grafen Asiton I., dem

unehelichen Sohne des Grafen Anton Günther von Ol¬

denburg, vom Kaiser crthcilte Grafentitel ein bloßer Fami¬

lientitel, d. h. ein in seiner Descendenz vererbliches Fa-

milienprädicat war. Es steht weiter in dem Bentinck'schen

Successionsfall fest, daß dieser gräfliche Familientitel dem Grafen

Anton I. nicht mit Rücksicht auf Kniphausen oder auf

irgend ein anderes Territorium von dem Kaiser verliehen worden

ist, weil derselbe weder Kniphausen, noch irgend ein anderes

Territorium mit Landeshoheit besaß, als er in den Grafenstand

erhoben wurde, und weil er auch gar nicht wissen konnte, ob

er jemals Kniphausen oder irgend ein anderes Territorium,

oder auch nur ein Ritter- oder Bauerngut je werde sein nennen

können, da er Alles, was er später besaß und der von ihm

gegründeten Aldcnburgischen Familie hinterlassen konnte, erst

durch die Liberalität seines, außerehelichen Vaters ans dessen

viel späterem Testament (vom Jahr 1663!, April 23) erhal¬

ten hat.
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7) Fortsetzung. Nachweis, daß i» dem Bentincksichen Falle auf den

Grafentitel nichts ankommt.

Es könnte sich, was den Adel des gegenwärtigen Besitzers,

d.h. seine Befngniß, sich einen Grafen von Bentinck oder von

Aldenburg-Bcntinck zu nennen, betrifft, nach dem, was im

§59 ausgeführt worden ist, jedenfalls höchstens nur um eine In¬

terpretation des Aldenburgischen oder des Beutinck'schen

Grafendiploms handeln. Gesetzt nun den Fall, es bestände

heutzutage noch der Reichshofrath und der deutsche Kaiser,

und erstcrer oder beziehungsweise der Kaiser würde dem der-

maligcn Besitzer von Knip Hansen den Grasentitel, sowohl

den Aldenburgischen, als den Bcntinck'schen zu führen

untersagen, oder die hohe Bundesversammlung hätte (wie die

Gegner es wünschen und glauben machen wollen) im Bundes¬

beschluß vom 12. Zuni 1845 dem Grafen Gustav Adolph

Bentinck diese Grasentitel abgesprochen — (was sie aber

nach Ausweis des Buudcsbcschlusses vom 12. Juni 1845 selbst

notorisch nicht gethau hat) — (s. oben § 22 ff.) — so

wäre doch damit nach den Grundsätzen des Rcichsrcchtes so wenig

über das Succcssionsrccht des Grafen Gustav Adolph Ben¬

tinck inKniphauscn und in das Al den burgische Fideicom-

mißüberhaupt cutschieden, als in dem Vscnburgischcn Prozesse

Jemanden beigcsallcn ist, behaupten zu wollen, daß durch das

kaiserliche Rescript vom 9. November 1609, das dem Hans

Otto den Grasentitel zu führen untersagte, über dessen Suc¬

re ssion sr ech t e entschieden worden sei. Würde daher die

hohe Bundesversammlung wirklich für competent geachtet werden

können, anstatt des Kaisers jetzt darüber zu entscheiden, ob der

Graf Gustav Adolph Bentinck den Grafentitel fortführen

dürfe, und würde sie aus irgend einer Rücksicht — die sich

aber keinen Falles rechtlich begründen ließe —dem¬

selben untersagen, den Grafentitel zu führen, so wäre damit

für den gegenwärtigen Beutinck'schen Successionsstreit selbst

nach Reichörecht gar nichts entschieden, sondern es müßte
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dieser Prozeß vor den Gerichten seinen ungehinderten Gang

gerade so fortgehen, wie der Prozeß des Grafen Hans Otto

von Isenburg ungeachtet des kaiserlichen Rescriptes vom

9. November 1699 seinen ungehinderten Fortgang gehabt hat.

Nur die Gerichte konnten darüber entscheiden, ob etwa eine solche

Aberkennung der Bcfugniß zur Führung des gräflichen Titels

durch die hohe Bundesversammlung von Einfluß auf die

Entscheidung des Prozesses über die Erbfolge sein würde, und

wenn die Gerichte sodann, wie nach Recht und Gesetz nicht

anders zu erwarten wäre, in ihrer Entscheidung aussprechen,

würden, daß der Ilmstand, ob der dcrmnlige Besitzer einen Gra-

fcntitel führen dürfe oder nicht, auf sein Successionsrecht kei¬

nen Einfluß habe — so müßte es dabei von Rechtswegen

sein Bewenden behalten, und müßte ein solches Urtheil auch

von jeder noch so hohen politischen Autorität — es müßte von

der hohen Bundesversammlung gerade so für heilig und unum¬

stößlich geachtet werden, wie auch niemals der Kaiser nach dem

Reichsrcchtc, insbesondere nach der oben H 47, S. 94, Note

angeführten Wahlcapttulation Art. XVI, H 7, sich für befugt

halten, oder je auch nur die Befugnis; behaupten konnte, das

in dem U s e n b u r g i s ch c n Falle ergangene, den Descen-

dcntcn des Grafen Hans Otto günstige Dcfinitiverkenntniß

des Reichskammergcrichtcs etwa aus dem Grunde umzustoßen,

weil er diesem schon früher die Führung des Grafentitcls durch

ein Nescrtpt untersagt gehabt hatte!

8 61.

8) Fortsetzung. Richtzuständigkeit des Ald enburgisch eu Grafentitcls.

Etnflnßlosigkeit dcS B e n t in ck'schen Grafentitcls.

Es ist übrigens in dem B entin ck'schen Falle nicht zu

übersehen, daß, wenn sogar dem dermaligen Besitzer der soge¬

nannte Aldenburgische Grafcntitel bestritten werden

will — (der, wie nachher gezeigt werden wird, nach Reichsrecht

den sämmtlichen jetzt lebenden Bentin ck'schen Agnaten be¬

stritten werden muß und von dem bisherigen Besitzer eben daher
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nicht beansprucht wird) — demselben darum 'hoch nicht der

Bcntinck'sche Grafcntitel abgesprochen werden kann, da die¬

ser ans einem ganz anderen kaiserlichen Diplom (vom Zahr

1732) beruht und jedenfalls der Familienstand eines

Grafen Bcntinck nicht von dem Familienstand eines

Grafen von Aldenburg abhängig ist. Es ist daher

ein großer Zrrthum, wenn in den Prozeßschriftcn beider Theile

ans die gedachten Grafentitel Gewicht gelegt werden will, als

wenn auf die Berechtigung des Grafen Gustav Adolph

Bentinck, den einen oder den anderen Grafcntitel, den Al-

denburgischen oder den Bentinck'schen, zu führen, das

Geringste in der Succcssionssache selbst ankommen konnte, denn

beide Grafcntitel sind nur persönliche oder Familientitel,

aber keine dinglichen oder Landes Herrschaftstitel und

hängen daher auch mit der Herrschaft Kniph a usen in keiner

Weise zusammen. Wäre daher der Baron Wilhelm von

Bentinck, der die Al d cNb urgisch c Erbtochter C.h arlottc

Sophie heirathetc, nicht als „Bentinck" zum Grafen

Bentinck erhoben worden, wäre er einfacher Freiherr ge¬

blieben, und wären also seine sämmtlichcn jetzt streitenden Des-

cendenten auch als B en tin ck's nur Frei h crren, so würde

nichtsdestoweniger Niemand in Deutschland auch nur im ent¬

ferntesten daran denken, der Familie Bcntinck die Succession

in die Herrschaft Kniphauscn und die Ausübung der Lan¬

deshoheit in derselben zu bestreiten, obschon gewiß sodann die

hohe Bundesversammlung es nicht anerkennen würde, daß die¬

selben sich eigenmächtig und ohne von dem Kaiser jemals dazu

autorisirt worden zu sein, das Prädicat als „Grafen" von

Aldenburg darum beilegten, weil sie weiblicher Scits von

dem Grafen Anton I, abstammen und das Aldenburgische

Fideikommiß ererbt haben: denn so viel steht als notorisch

fest, daß zur Neichszeit selbst in jenen Fällen, wo eine wirk¬

liche Grafschaft oder Fürstcnthum auf einen Besitzer von nie¬

derem Adel kam, dieser niemals die mit dem Lande

verbundenen Titel ohne vorgängige Genehmigung des Kaisers,

d. h. niemals ohne vorgängige Standescrhvhung füh-



rcn durfte. Daß aber die in dem Ald cnb urgisch en Gra¬

fendiplome vom Jahre 1653 vorgeschriebenen Bedingungen,

unter welchen der dem Grafen Anton l. und seiner Descen-

denz verliehene sogenannte Ald en b nr g i s ch e Grafentitel

auf die Mitglieder der Bentinck'schen Familie hätte über¬

tragen werden können, nicht eingehalten und erfüllt worden

sind, wird später besonders ausgeführt werden. Da nun aber

die Mitglieder der Familie Bentinck kraft des kaiserlichen

Diploms von 1732 schon als „Bentinck" einen Grasen-

titcl zu fuhren berechtigt sind, so kann es nur als eine

rechtlich völlig gleichgültige Sache betrachtet werden,

wenn sie den bloßen Namen „Aldenburg" als eine Stam-

mcscrinncrnng ihrem an sich schon gräflichen Namen Ben¬

tinck beifügen. Gerade aber von diesem Bentinck'schen

Grafcntitcl, der, wie nachher ausgeführt werden wird,

gegenwärtig der einzige rechtlich gültige Grund des

Grascnranges auch für jene Mitglieder der Familie ist,

welche jetzt als agnatische Prätendenten auftreten, stehet

fest, daß derselbe zu dem Aldenburgischen Fideicommisse

und namentlich zu der Herrschaft Kniphausen und der Snc-

cession in dieselbe gar keine dinglich-rechtliche Beziehung hat.

8 62.

Fortsetzung. Nachweis, daß und welche Rechtsmittel nach dem Reichs-

staatSrcchte gegen kaiserliche Reskripte statthast waren, und deren Irrele¬

vanz bezüglich des Bentinck'schen Rechtsstreites.

Ist aber hiernach schon klar, daß nach den Grundsätzen

des Rcichsrcchtes der Bentinck'sche Fall, so viel die Suc-

ccssion in die Herrschaft Kniphausen anbetrifft, nicht zur

Selbstcntscheidung des Kaisers geeignet war, da es sich dabei

um keine kaiserliche Reservatsache, um keine Gnaden- oder

Lehenssache handelt, und auch sonst keine der reichsconstitu-

tionsmäßigen Voraussetzungen des kaiserlichen Selbstentschei-

dungsrechteö Platz greift, so wäre es überdies eine ganz irr-

thümliche Ansicht, wenn man glauben wollte, daß, wenn der

Kaiser einmal eine Selbstentscheidung ans ein Reichshofraths-



gutachtcn gegeben habe, damit die Sache jedenfalls zu Ende

gewesen sei. Denn nicht nur konnte, wie bereits oben § 57

gezeigt wurde, auf den Rcscnptsprozeß das ordentliche Ver¬

fahren folgen, sondern eö konnte auch über Neichshofraths-

conclusa, welche die auf erstattete Gutachten ergangenen kaiser¬

lichen Reskripte in sich aufgenommen hatten, mittelst des

Rechtsmittels der Supplication eine neue Entscheidung

des Reichshofrathcs veranlaßt werden, welche gar häufig eine

Abänderung des früheren Rcichöhofrathsconclnsnms und bezie¬

hungsweise des kaiserlichen Reskriptes zur Folge hatte.'-) Ucbcr-

dies fand aber auch gegen rcichshofräthliche Erkenntnisse und be¬

ziehungsweise gegen kaiserliche Reskripte noch der Rccurs an

den Reichstag statt, wie auch das Pvzl'schc Gutachten S. 86

bis 88 anerkennt. Allein die Statthaftigkeit dieses Rccnrses hing

durchaus nicht, wie das Gutachtcn meint, davon ab, daß einer

Sache überhaupt ein öffentlich-rechtliches Verhältniß

zu Grunde lag, daher denn Sachen, welche in die Particular-

staatöverfassung eines Neichsstaudes eingriffen, notorisch den

Recurö au den Reichstag nicht begründeten. Auch veränderte

der Recurs an den Reichstag nicht den bisherigen Charak-

6) Wahlcap. (1742) SN. XVII., §2: „Das benelieium rovisionis

et snpplwstionts auch bci »nscrm kaiserlichen Reichshofrath wider dessen

Erkenntnisse oder unsere sc lb sie ig e n c, aus rcichshvfräthlichcn

Gutachtcn abgefaßte, dasclbst p u b l i c i r t c k a i s c r l t ch c rosolulio-

nes uro oäioso oder unzulässig durchaus nicht gehalten, und wenn die

korinslis ihre Richtigkeit haben, Niemand versaget, weder durch übermäßige

Sportcln schwer gemacht werden soll." — Pütt er, instit. § 319, bemerkt

hierzu: „IXon nuinzusm Incilius Irie, mutsri oonoiusa, eonlizit." —

Moser, Reichöhofrathspraris, S. 392 § 13 folg.: „Ilcbrigens ist nicht

zu läugncn, daß in den bci dem Neichshofrath vorkommenden summari¬

schen Prozessen öfters b l o ß e N o r st e l l n n g c n und dergleichen statt

förmlicher remecliornm suris und die ergangenen zuweilen in vim sen-

tentiss erlassenen Verordnungen wieder hernach in totui» abgeändert

werden... Endlich so läßt der Reichshofrath zuweilen geschehen, daß die

Partheien auch in prooessu oräinsrio post sentontiai», ohne ein

förmliches remesium suris zu ergreifen, Schriften wechseln, und

spricht er sodann abermals äeliuitive." —



ter einer Sache als Justizsache, sondern er setzte diesen

vielmehr voraus, und er war allgemein und unstreitig als ein

wahres, wenn gleich au ße ror d entlich es Rechtsmittel

anerkannt und von der Reichsgesetzgebung zugelassen. Daß

dabei die Form der Verhandlung wie bei Staatssachcn

eintrat, erklärt sich aber daraus, weil der Reichstag in keiner

anderen Form verhandeln konnte. Die eigenthümliche Voraus¬

setzung der Statthaftigkeit dieses Rechtsmittels, wodurch

dessen Gebrauch einigermaaßcn eingeschränkt werden sollte, war

jedoch, daß eine Parthei über eincS der höchsten Reichsgerichte

in einer Sache Beschwerde führen zu können glaubte, bei

welcher m eh rcre Stände des Reiches — ein oder der andere

Religionsthcil — oder alle Stände des Reiches auf gleiche

Weise interessirt waren, wenn gleich in dem vorliegenden

einzelnen Falle nur eine einzige Parthei darunter leiden sollte.^)

Dahin rechnete man nun allerdings den Fall, wenn die Reichs¬

gerichte Grundsätze aufstellten, welche mit den positiven und

klaren Vorschriften der Reichsgrundgcsetze und den darin

aufgestellten staatsrechtlichen Grundsätzen in Widerspruch

standen. Daher war denn auch in Streitigkeiten unter

Reichsständen wegen Rcligions fachen, welche das Pozl-

sche Gutachten S. 86—88 als Beispiel aufführt, allerdings

ein Recurs an den Reichstag von den Entscheidungen der ober¬

sten Reichsgerichte statthaft,'^'") Dasselbe läßt sich auch etwa

noch hinsichtlich solcher Mißhcirathssacheu vertheidigen, bei

5) Danz, Grundsätze des Rctchskammcrgerichsprvzcsses, Z 372 S. 652.

^ v. Berg, Grundriß der reichsgcrichtlichen Verfassung und Praxis, Z 359
S. 451. —

Außerdem rechnete man noch hierher: 1) wenn die Reichsgerichte

eine ihnen nicht zustehende Gerichtsbarkeit sich anmaßten; 2) wenn sie mit

der Verfahrungsart gegen die Thesis anstießen. Danz, a. a O. § 372. —

««s Ueberdtes gehörten bekanntlich die Reltgionssachen zu den privt-

legirten Sachen, in welchen nach dem westphälischen Frieden überhaupt

selbst am Reichstage nicht mehr die Stimmenmehrheit entscheiden sollte.

Von solchen gesetzlich ausgezeichneten Sachen sind übrigens keineSchlüsse

auf andere Sachen und die hinsichtlich derselben geltenden Regeln zu ziehen.
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welchen, wie im Meiningen'schen Fall, der Umfang der

Berechtigung des Kaisers hinsichtlich der Standcscrhöhung

in Frage kam, da ihm die Wahlcapitulation uit. XXII. 8 4

in dieser Hinsicht positive Schranken gesetzt hatte. Ncbrigens

sieht man deutlich ans der Mühe, die es I. I. Moser machte,

Gründe für die Rechtfertigung der Behandlung der Meinin¬

gen'schen Sache durch den Reichstag aufzustellen, und aus den

Bedenken, die ihm dabei aufstießen, daß bis dahin die Praxis

selbst in derartigen Status- und Mißheirathssachen der

Reichsstäude einen Reeurs au. den Reichstag nicht für zulässig

gehalten hatte. (Vergl. Moser, Staatsr. Thl. 19, S. 365 u.

folg., thcilweise auch abgedruckt bei Pvzl S. 89, 81.) — Ganz

etwas Anderes ist es aber hinsichtlich jener Fälle, in welchen

das kaiserliche Standeserhöhungsrecht gar nicht in Frage

kommt, in welchen also der Kaiser als „kons noliilitglianum"")

keine Kinder, von denen gewiß und zugestanden ist, daß sie aus

notorischer Mißheirath entsprossen sind, für ebenbürtig und

successionsfähig erklärt hat, sondern wo es sich lediglich

um die Rechtsfrage handelt, welche Rechte den Kindern

kraft ihrer Geburt ohne weiteres zukommen können, wo also

auch nicht einmal möglicherweise von einem Mißbrauche des

kaiserlichen Standcserhöhungsrechtcs, und also auch nicht von

einer den Reichsständcn in ihrer Gesammtheit zuzufügenden

„gemeinen Beschwerde" die Rede sein kann. Daher findet

man auch nicht, daß in dem D s c n b u r g i s ch c n Falle

die Agnaten den Recurs an den Reichstag ergriffen haben,

was sie, nach der Hartnäckigkeit zu schließen, mit welcher sie

ihren Streit am Reichskammcrgerichte über ein halbes Jahr¬

hundert fortsetzten, gewiß nicht unterlassen haben würden,

wenn sie sich in ihrem Falle, der mit dem B e n t i n ck-

schen eben darin die größte Ähnlichkeit hat, daß dabei keine

kaiserliche Standeserhöhung in Frage kam, einigen Erfolg

hätten versprechen können. Wollte man aber auch gegen die

A) So bezeichnet den Kaiser ein reichshofräthltchcs Dcpntationsgut-

achien vom Jahre 1742. — Siehe Püttcr, Mißheirathen S. 289, 29V.



erwiesenen Rechtsgrundsätze annehmen, daß sogar in Succes-

fionssachen der letztgedachten Art ein Recurs an den Reichstag

hätte stattfinden dürfen, so wäre dies für die Entscheidung der

Bentinck'schcn Succesfionssache jedenfalls völlig irrelevant.

Daß nämlich der Reichstag, der hauptsächlichste Factor der

gesetzgebenden Gewalt im Reiche, in gewissen Sachen eine

Art von richterlicher Entscheidungsbefngniß hatte, die aber

nicht weiter ging, als bis zur Erstattung eines Reichs-

gntachtens an den Kaiser über die durch das wahre, aber

außerordentliche Rechtsmittel des Recurses an ihn gebrachten

Rechtssachen, — dies war eine Singularität der deutschen

Reichsverfassung, welche auf keine der jetzt bestehenden politi¬

schen Autoritäten übergegangen ist und so wenig eine Ausdeh¬

nung oder Analogie leidet oder zuläßt, als die dem Oberhause

.des englischen Parlaments in gewissen Fällen zustehende

Gerichtsbarkeit. Auf die Bundesversammlung ist nämlich jene

Befugniß des Reichstages, auf einen an sie gebrachten Recurs

ein Gutachten zu geben, nicht übergegangen, weil kein Bun¬

desgrundgesetz ihr ein gleiches Recht beilegt, und sie auch nach

dem Berliner Abkommen nicht dazu berufen ist, neben dem

Großherzoge von Oldenburg, der in Bezug auf Kniphau-

sen die Stellung des Kaisers einnimmt, die Stelle des ehe¬

maligen deutschen Reichstages einzunehmen, und Hvchstdem-

selbcn in etwaigen Recurssachen der Grafen Bentinck ein

Gutachten zu geben, welches er sodann, eben seiner Stellung

als Kaiser zufolge, doch wieder nach dem alten Reichsstaatsrechte

ungenchmigt und unvollzogen lassen konnte. Eine andere poli¬

tische Autorität, auf welche auch nur möglicherweise jenes Recht

des Reichstages übergegangen sein konnte, ist aber nicht vorhan¬

den. Dabei ist überdies wohl zu bemerken, was das Pözl'sche

Gutachten ganz übersehen hat, daß auf den Großherzog'von

Oldenburg nach dem Berliner Abkommen nicht bloß die Hoheit

des Kaisers, sondern „die Hoheit, wie sie vorhin bei

„Kaiser und Reich war," übergegangen ist; daß er also in

seiner Person die Rechte des Kaisers und des Reiches (der

Reichsversammlung oder des Reichstages) vereinigt, daß



also schon aus diesem Grunde gegen seine Aussprüche kein Re-

curs mehr möglich wäre, wenn es ihm einmal beliebt hätte,

von dem in der Reichshofrathsordnung Tit. V H 20 dem Kaiser

eingeräumten Rechte, in jenen Sachen, welche zur Sclbstcutschei-

dung an ihn gebracht werden müßten, „nach seinem W illcn

und Gefallen"") zu entscheiden, Gebrauch zu machen.

Die Beschränkung des kaiserlichen Standcserhöhungörcch-

kes durch die Reichsgesctzgcbung uud deren Bedeutung

und beziehungsweise Bedeutungslosigkeit für den Ben¬

tin ck'schen Rechtsfall.

8 63.

1) Die Beschränkungen des kaiserlichen StaudescrhöhungsrcchtcS nach der

Darstellung im Pözl'schcn Gutachten.

Das Pözl'sche Gutachten, welches fortwährend das kaiser¬

liche Standeserhvhungsrccht und Sclbstentscheidungsrecht in

Status- und Mißheirathssachen landesherrlicher Familien durch¬

einander mengt, und das eine als in dem anderen mitbegriffcn

darzustellen sich bemüht,"") kann sodann nicht umhin, anzuer¬

kennen, daß dem Kaiser allmählig durch die Reichsgesetzgebung

einige Beschränkungen hinsichtlich seines Standcscrhöhungs-

rechtes gesetzt worden sind. Diese Bestimmungen findet nun das

Pözl'sche Gutachten S. 70:

1) in der Wahlcapitulation seit 1658, worin sich der

Kaiser verpflichtet (srt. l. § 5 und urt, XXII. § 2), Niemanden

von den neu erhöhten Fürsten, Grafen und Herren ein Decret

zur Aufnahme in den Fürstenrath oder in eines der gräflichen

Collegicn zu ertheilen, „bis dieselben sich dann vorher dazu

^) Worte der Reichshofrathsordnung Tit. V, tz 2t). —

Vergl. das Pözl'sche Gutachten S. 72, 78 ». s. w.
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„mit einem Jmmcdiatfürstcnthum, resp. Grafschaft oder Herr¬
schaft genugsam qualtficirt und mit einem standes-
„würdigcn Reichsanschlug in einen gewissen Kreis
„eingelassen und verbunden, und über solches Alles neben dem
„kurfürstlichen auch dasjenige Collegi um oder Bank,
„darinnen sie aufgenommen werden wollen, ordentlich ge¬
billigt;"

2) in einer anderen Bestimmung der Wahlcapitnlation
seit 1658 (Art, 22 § 3), wonach der Kaiser verspricht, keinen
der neucrhvhten Herren „zum Präjudiz oder Schmälerung ei-
„ncs alten Hauses oder Geschlechts, desselben Dignität,
„Standes und üblichen Titels, mit neuen Prädicatcn, höheren
„Titeln oder Wappenbriefen zu begaben", und endlich

3) in der Wahlcapitnlation seit 1742 (Art. XXII., 8 4),
worin sich der Kaiser verpflichtet: „Noch auch den aus un-
„strcitig notorischer Mißheirath erzeugten Kindern
„eines Standes des Reichs, oder aus solchem Hause ent¬
sprossenen Herren zur Verkleinerung des Hauses, die väter¬
lichen Titel, Ehren und Würden beizulegen, viel-
„weniger dieselben zum Nachtheil der wahren Erbfolger
„und ohne deren besondere Einwilligung vor ebenbürtig und
„suc ce ssionsfähig zu erklären, auch wo dergleichen be¬
reits vorhin geschehen, solches für null und nichtig anzusehen
„und zu erachten." —

8 64.
2) Nachweis, daß die Beschränkung dcö Kaisers, neue Reichsständc zu
machen, nicht erst im Jahre 1653, sondern schon im Jahre 1653 eingeführt

worden ist.

Soviel nun die erstere dieser Bestimmungen anbetrifft, wo¬
durch der Kaiser in dem Rechte, neue Reichsstände zumachen,
so wesentlich beschränktwird, so ist es sehr auffallend, daß die erste
Aufnahme dieser Beschränkung des Kaisers von dem Pozl'schen
Gutachten in die Wahlcapitnlation des Kais. Leopold I .V. 1653
gesetzt wird. Es scheint, daß es dem Gutachten darum zu thun
war, den Glauben zu erzeugen, daß diese Beschränkung jünger
sei, als das Aldcnburgische Grafendiplom vom 15.Juli
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1653, und dies behauptet auch das Pözl'sche Gutachten aus¬

drücklich S. 166, und leitet daraus ab, daß dieses Diplom

also dem Grafen Anton I., Freiherrn von Aldenburg noch Rechte

zu ertheilen vermocht habe, welche später von den Kaisern

durch ihre Grafendiplome unbestreitbar nicht mehr erthcilt wer¬

den konnten. Es findet sich jedoch die fragliche Beschränkung

des kaiserlichen Rechtes, neue Reichsstände zu machen, schon in

der Wahlcapitulation des römischen Königs Ferdinands

IV,,") die von demselben bei seiner Krönung zu Regcnsburg

am 8. Juni 1653 beschworen werden mußte, und ist, wie allbe¬

kannt, in diese Wahlcapitulation von 1653 zuerst aufgenommen

und hiernach in der Wahlcapitulation Kaiser Lc opoldö I. von

1658 beibehalten worden. Es ist daher an sich ganz undenk¬

bar, daß der Kaiser Ferdinand III. wenige Tage nachdem

unter seiner eifrigsten Mitwirkung die Wahlcapitulation seines

Sohnes Ferdinand IV. errichtet worden war, und nachdem

sich überdies noch auf dem Reichstag zu Regcnsburg die Rcichs-

stände in einer Sitzung vom 14. Mai 1653 auf das Entschie¬

denste darüber ausgesprochen hatten, welchen Beschränkungen

der Kaiser fortan hinsichtlich der Verleihung der Reichsstand¬

schaft unterworfen sein müsse — gleichsam den Ständen

zum Hohn eine Standeserhvhung für den Freihcrrn Anton

von Aldenburg in einem Sinne und Umfange habe ertheilen

wollen, der mit der neuen Wahlcapitulation seines Sohnes

geradezu im Widerspruch stand. Dazu kommt noch, daß die

Beschränkung, welche hier (1653) mit ausdrücklichen Worten

in die Wahlcapitulation eingereiht wurde, schon im Jahre

vorher von den Ständen durchgesetzt, und gleichzeitig gegen

*) v. Ricggcr, harmon. Wahlcapit. Josephs II., Bd. I., S. 37. —
Dic KönigswahlFerdinands IV., war zu Augsburg am 21. Mai 1653
geschehen. Püttcr, Rcichshistorie, 2. Aufl., Bd. II., S. 764. — (Heff-
ter) gegenwärtigeLage des gräfl. Bentinck'schcn Rechtsstreites, Berlin 1846,
S. 23, hat dies ebenfalls übersehen.

K*) Namentlich drangen ans die Feststellungeiner solchen Beschränkung
des Kaisers die evangelischenStände, l. K. v. fll eiern, .4ots coiuitial.
kstisbonens. ?. I. p. 121.
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mehrere neugefürstete Häuser, auf demselben Reichstag von
1653 mit Zustimmung des Kaisers Ferdinand III.,
bereits practisch gehandhabt wurde, und daß der Kaiser
Ferdinand III. selbst am Schlüsse dieses Reichstags in dem
Reichsabschiede vom 17. Mai 1654 denselben Grund¬
satz als einen mit Einwilligung der Kurfürsten und übrigen
Rctchöständeauf diesem Reichstage von ihm angenommenen
ausdrücklich erklärt hat.

8 65.

3) Nachweis des Unterschiedes zwischen den Beschränkungen des kaiserlichen

Standcöerhöhungsrcchtcs, welche in die Wahlcapitulationen von 1653 und

1742 aufgenommen wurden, und zugleich Nachweis, daß hieraus nicht auf

ein unbeschränktes Selbstentschcidnngsrccht des Kaisers in MißhcirathSsachen

zu schließen ist.

Es ist jedoch wohl zu bemerken, welcher große Unterschied
zwischen den Beschränkungen ist, welchen der Kaiser zuerst durch
die Wahlcapitulationvon 1653, und welchen er sodann erst
durch die Wahlcapitulation von 1742 unterworfen wurde. In
ersterer wurde das Recht des Kaisers, Titel jeder Art, so hoch

Vcrgl. das Bayerische Votum vom 4. Mai 1653, in 1. K. v.

N eiern acta oomitisl. Ustisdon. 7om. I. p. 123; — vcrgl. mit dem

Bayerischen Votum vom 12. April 1653; cbcndas. S. 39.

Die sehr ausführliche Erklärung Kaiser Fcrdtnand'S III., wo»

durch er gedachten Grundsatz als einen auf dem ganzen Verlaufe des Reichs¬

tags von 1653 — 1654 für practisch gültig geachteten bezeichnet, findet

sich in dem Rcichsabschicde von 1654, § 197. Hierin wird ausdrücklich

gesagt, daß diejenigen neuen Fürsten, die der Kaiser diesmal noch „ohne

vorgehende Vollziehung der schuldigen Prästationcn, und insonderheit der

im Reiche unmittelbaren Bcgüterung" in den Fürstcnrath introduciren ließ,

„von Niemand, wer der auch sei, über kurz oder lang, pro kxemplo

„oder prnejusticio nicht annoch zu einiger Conscquenz gezogen, und

„dieses stonolicium sossionis et voti auf deren Erben und Succcsso-

„ren nicht ertendirt werden solle.... uud solle forthin ohne vorgehende

„Rcalcrfüllung aller nothwendigcn und bestimmten Requisiten, und in¬

sonderheit crstgemeldetcr Bcgüterung, und ohne der Kurfürsten und

„Stände Vorwtsscn und Conscns keiner zu Session und

„Stimmc im Fürstcnrath zugelassen werden." 9
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er wollte, zu verleihen, so wie zu genehmigen, daß der Neu-
erhohte in ein reichöständischcs Colleg aufgenommen werde,
noch unbedingt anerkannt. Aber diese Genehmigung sollte
von nun au nicht mehr ausreichen, um Jemanden die Reichs-
standschaft, d. h. Sitz und Stimme auf dem Reichstag, wirklich
zu verschaffen; das Recht aber, von der vom Kaiser erlang¬
ten GenehmigungGebrauch zu machen, sollte nunmehr lediglich
von dem Beschlüsse des Reichstags, und insbesondere des
betreffenden reichsständischcn Kollegiums abhänge». Die Kaiser
konnten demnach fortfahren und fuhren auch wirklich fort,
nach wie vor, Reichsfürsteu-und Reichsgrascntitcl„mit Reichs¬
standschaft", d. h. mit der Erlaubniß, „sich einem oder dem
anderen der rcichsständischen Kollegien beliebig beizugesellen",
zu erthcilen. Allein diese Erlaubniß half jetzt dem Ncuge-
fürsteten oder in den Grafcnstand Erhöhten nicht mehr zur
wirklichen Reichsstandschaft,wenn es den rcichsständischen Kol¬
legien nicht beliebte, ihn aufzunehmen. Da die Prüfung der
dinglichen Qualification des Bewerbers lediglich in dem Er¬
messen des betreffenden rcichsständischen Kollegiums lag, so
konnte dieses in keiner Weise von dem Kaiser zur Aufnahme
eines von ihm Neucrhöhtcn gcnvthigt werden. Dies sagt die
Wahlcapitulatiou von 1653 und der jüngste Rcichsabschied
(1654) § 197, ans das Bestimmteste,und dies war auch die
wahre ratio 1eZi8: denn die Fürsten, und namentlich die Pro¬
testantischen, wollten nicht und konnten nicht wollen, daß
der Kaiser (und beziehungsweisedas ErzHaus Oesterreich)
so, wie die Könige von England dahin gelangten, beliebig
Pairs zu crcircn und dadurch am Ende den Reichstag in ein
bloßes Parlament umzuwandeln.*') Es handelte sich daher
1653 um das wesentlichste politische Recht, das höchste

^) Ausführlich handelt von der Einführung neuer Fürstenstinnucn im

Zahl 1653, und überhaupt von den großen Befürchtungen der protestan¬

tischen Fürsten wegen der häufigen Standcserhöhungen österreichischer ka¬

tholischer Landsasscn durch die drei F e rd i n a n d c - Püttcr, historische

Entwickelung der heutigen Staatsverfassung des deutschen Reichs, 2. Aufl.

Thl. II., S. 250 folg.
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denkbare, dessen bisher Jemand durch eine kaiserliche Stan-

dcserhbhung fähig werden konnte — nämlich um das Recht

der Theilnahme an der Reichöregierung im Gan¬

zen. Dieses Recht konnte der Kaiser von nun an nicht mehr

einseitig gewähren, sondern was er unter dem beibehaltenen

Namen der Rcichsstandschaft einem Standcserhöhten noch ge¬

währen konnte, war nur die Erlaubnis? zur Bewerbung um

Zulassung bei dem betreffenden reichsständischen Kollegium.

Nur das blieb sonach stehen, daß das kaiserliche Zugeständ-

niß der Neichsstaudschaft als vorausgängig nöthig war,

damit sich Jemand auf dem Reichstage bei den betreffenden

Kollegien um Aufnahme melden konnte; es war aber dieses

kaiserliche Zugeständnis?, die sogenannte Verleihung der

Rcichsstandschaft in den Fürsten- und Grafendiplomen, wesent¬

lich verschieden von dem kaiserlichen Decret, welches nach

Anleitung der Wahlcapitulation Art. XXII. § 2, dann erfol¬

gen und die wirkliche Einführung des ncucrhvhtcn Fürsten oder

Grafen anordnen konnte, wenn die Vorschriften des Art. I- § 5

der Wahlcapitulation vorerst vollständig erfüllt worden waren.

Die Wahlcapitulation von 1742, Art. XXII. K 4, dagegen

beschränkt den Kaiser in ganz and erer Weise, nämlich nicht

in Bezug auf ein allgemeines politisches Reichsintcrcssc, sondern

nur im Privatinteresse der alten rcichsständischcn und

insbesondere der alten rcichsfürstlichen Geschlechter, wie dies

aus dem im H 63 angegebenen Wortlaut der Wahlcapitulation

von 1742 hervorgeht.

Wie aber daraus, daß der Kaiser hiernach in zweierlei

ganz verschiedenen Richtungen hinsichtlich seines Standcser-

hohungsrechtes reichsconstitutionsmäßig beschränkt worden ist,

gefolgert werden könne, daß hierdurch für ihn das angebliche

unbeschränkte Selbstentscheidungsrecht in allen Sta¬

tus- und Mißheirathssachen der landesherrlichen Familien neu

bestätigt und gekräftiget worden sei, wird kein Un¬

befangener einzusehen vermögen. Alles, was hieraus, nament¬

lich aus der Wahlcapitulation von 1742, Art. XXII. § 4, ge¬

folgert werden könnte, beschränkt sich darauf, daß der Kaiser
9"



in den Fällen, in welchen eine notorische Mißheirath vor¬

lag, den Kindern durch Standeserhvhung keine Succcssions-

fähigkeit mehr verleihen konnte und durfte, und daß auch die

Reichsgerichte solche Kinder nicht mehr für successionsfähig er¬

kennen durften, wenn vor ihnen über deren Successionsfähigkeit

prozessirt wurde.

4) Fortsetzung, insbesondere Nachweis, daß der Lippe-Bisterfcld'schc

Fall keine Analogie für den Bcntinck'schen Fall darbietet.

Das Pvzl'sche Gutachten, welches überhaupt darauf ab¬

zielt, den Mißheirathssachcn den Charakter von Justizsachen

abzusprechen und sie als reine Vollziehuugsgegenstände und

somit als Sachen darzustellen, über welche zur Reichszeit die

Verfügung lediglich der politischen Gewalt zustand, behauptet

sodann S. 79 insbesondere von der Zeit nach Abfassung der

Wahlcapitulation von 1742, daß da, wo der Thatbestand, d. h.

die Ehe eines Herrn von hohem Adel mit einer Nichtadclichen,

constatirt war, jede weitere Verhandlung nicht bloß über¬

flüssig, sondern sogar unstatthaft gewesen sei, und daß der

Kaiser, seiner Wahlcapitulation nach, ohne Zulassung Prozes¬

sualischer Weitläufigkeiten den Beschwerden gegen Eingriffe

notorisch unberechtigter Personen abzuhelfen gehabt habe. Al¬

lein au dieser Behauptung ist nicht mehr richtig, als daß in

Mißheirathssachcn nach Abfassung der Wahlcapitulation von

1742 ebensogut, wie vor derselben, der Rcscriptsprozcß einge¬

leitet werden konnte. Es war aber durch die Wahlcapitula¬

tion von 1742 nicht ausgeschlossen, daß nicht nach Lage des

Falles noch ein weiteres Verfahren eintreten konnte, und dies

ergibt sich sogar aus den Fällen selbst, welche das Pvzl'sche

Gutachten S. 73—77 zum BeHufe des Beweises seiner Be¬

hauptungen angeführt hat. Denn nicht nur ist von selbst ein¬

leuchtend, daß — wenn man auch die im Pvzl'schcn Gut¬

achten aufgestellte Theorie für richtig halten könnte — jedenfalls

doch in dem Falle ein weiteres Verfahren hätte stattfinden

müssen, wenn gegen ein kaiserliches Nescript die Behauptung



eines besonderen Familienherkommens oder Familienstatuts vor¬

geschützt werden konnte, nach welchem Ehen mit bürgerlichen

Frauen nicht als Mißheirathen zu betrachten wären. Es ist

aber überdies? in dein ersten der hierher gezogenen Fälle, in

dem Meiningcn'schen Falle, notorisch, daß nach den kaiserlichen

Reskripten vom Jahr 1744, wodurch den vom Herzog An-

ton Ulrich mit der Philippine Schurinann

ehelich erzengten Kindern die Successionsfähigkeit abgespro¬

chen wurde, noch ein weiteres Verfahren an dem Reichstage,

und zwar in Folge des vom Herzoge Anton Ulrich selbst

ergriffenen Rechtsmittels des Rccurscs, stattgefunden

hat, welches nach der Verfassung des Reiches für ein wirkliches

prozessualisches Verfahren geachtet werden mußte, wie oben

§ 62 nachgewiesen worden ist. Insbesondere ergibt sich aus

dem, im Pvzl'schen Gutachten S. 75 selbst angeführten Wort¬

laute des auf den Recurö des Herzogs Anton Ulrich er¬

gangenen Reichsgutachtcns vom 24. Juli 1744 vollkom¬

men klar, daß dasselbe den Recurs des Herzogs nicht als

unstatthaft, sondern als unbegründet, und zwar mit

der bekannten, unter solcher Voraussetzung gebräuchlichen ci-

vilprozessualischen Urth eilsformel abgewiesen hat,

„daß des Herzogs zu Sachscn-Mciningen Durchlaucht mit Ein¬

gangs erwähntem recursu ein für allemal zur Ruhe zu

verweisen sei" — und erst nachdem dies ausgesprochen, und

also in voller civilprozessualischer Form auf das letztmögliche

Rechtsmittel in letzter Instanz definitiv erkannt worden war,

wurde der Kaiser, weil der Reichstag seine Entscheidung nicht

selbst als Urtheil verkünden und vollziehen konnte, ersucht, das

zu thun, was sich nunmehr nach Erschöpfung des letzten

Rechtsmittels rechtlich von selbst verstand, und in jeder Civil-

prozeßsache ebenso von selbst versteht, nämlich dein Herzoge

„einig weiteres Gehör nicht zu verstatten."

Ein besonderes Gewicht legt aber das Pvzl'sche Gutachten

S. 77 auf die Mißheirathssache des Grafen Ludwig Heinrich

zu Lippe-Bisterfeld, indem es das darin ergangene kai¬

serliche Rescript vom 25. September 1786 als besonders wichtig
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für den Bentinck'schcn Fall bezeichnet, weil dann die mit

einer persona plebejg eingegangene Ehe ausdrücklich als eine

„notorische Mißheirath" bezeichnet wird, „mithin der

§ 4 Iii. XXII. Unserer kaiserl. Wahlcapitulation hier eintritt."

Es ist unverkennbar, daß die Absicht des P öz loschen-Gut¬

achtens dahin geht, durch die Beziehung auf diesen Fall die

Bedeutung, welche der Isenburg ische Fall für den Ben¬

tinck'schcn Rechtsstreit haben muß, aufzuwiegen. Allein das

in dem Lipp e-Bisterfcld'schcn Falle ergangene kaiserliche

Reskript vom 25. September 1786 ist nichts Anderes, als eine

jener bekannten kaiserlichen Verfügungen, wie sie in dem rcichs-

hofräthlichcn Rescriptsprozessc jederzeit vorkamen. *) Wie es

aber mit der Lippe-Bisterfcldischcn Succcssion weiter gegangen,

ob sich der Graf L. H. von Lippe-Bisterfeld bei diesem Re¬

skripte beruhiget hat, oder was sonst noch in dieser Sache weiter

geschehen, ist zur Zeit nicht bekannt. Wie dem aber auch sein

mag, so ist soviel offenbar, daß das in der Lippe-Bi ster-

feld'schcn Sache ergangene kaiserliche Reskript vom 25. Sep¬

tember 1786 auf die Entscheidung des Bentinck'schcn Suc-

cessionsstrcites keinen Einfluß haben, ja nicht einmal eine Analogie

hierfür abgeben kannz denn in dem Lippe-B ister feld'schcn

Falle handelte es sich nach ausdrücklicher Angabe des Reskripts

um ein „uraltes reichsständisches graflich es Haus."

Mit der gräflich Bentinck'schcn Familie hat es aber eine

ganz andere Bewandtnis?, wie später näher gezeigt werden wird,

indem hinsichtlich derselben nicht außer Acht zu lassen

ist, daß ihr Stammvater auf mütterlicher Seite, An¬

ton I., von dein sie ihr Recht aus Kniphauscn ableitet, ein

unehelicher Sohn eines Grafen von Oldenburg ist, der

erst durch kaiserliche Standescrhvhung (1651) in den Frei¬

herrnstand, und (1653) in den Retchsgrafenstand versetzt wurde.

Dieser Graf Anton, Freiherr von Aldenburg, stand daher

zu dem uralten, reichsständischen, gräflichen Hause

Oldenburg, dessen Ebenbürtigkeitsrcchte die Wahlcapitnla¬

tion von 1742 ebensogut zu schützen hatte und schützen wollte,

^) Siehe oben § 56, S. 110, Note



V — 135 -

als die der uralten reichsständischen Hänser Sachsen-Mei¬

ningen, Lippe-Bistcrfcld u. s. w., ganz in demselben

Verhältnisse, wie die (jedenfalls doch wenigstens ehelich ge-

borncn) Sohne des mit dem Fürsten Ludwig von Nassau-

Saarbrücken vermählten Dienstmädchens, Katharina Mar¬

garetha Kostin, — die durch kaiserliche Standeserhohung (ge¬

rade so wie AntonI. von Aldenburg) zuerst zu Reichsfreien

und dann zu Grafen von Ottwciler erklärt worden waren.

Von diesen Grafen v. Ottweiler berichtet aber das Pozl'sche

Gutachten selbst S. 77 und 78 mit großer Befriedigung, daß

ein kaiserliches Rescript vom 13. August 1787 denselben, ih¬

rer gräflichen Standeserhohung ungeachtet, unter¬

sagt hat, sich „einiger Successionsfähigkeit oder

sonstiger Vorzüge des fürstlichen Hauses Nassau

anzumaßen", woraus sich mit unumstößlicher Gewißheit er¬

gibt, daß die Kinder aus dieser Ehe, obschon sie Grafen v.

Ottweiler blieben, doch offenbar nicht das Recht der

E b e n b ü r t i g k e i t mit den „uralten reichs ständ i-

schen Häusern" und keine Ansprüche auf Behandlung nach

den Grundsätzen der Wahlcapitulation von 1742, Art. XXII,,

Z 4 hatten, und wenn sie solche hätten erheben wollen, nach

der Theorie des'Po zl'schen Gutachtens selbst durch kaiserliche

Reskripte sine clausula hätten abgewiesen werden müssen. Das¬

selbe gilt von den Grafen von Bärenfeld, den Söhnen

des Fürsten Karl Friedrich von Anhalt-Bernburg und der

Wilhclmine Charlotte Nüßler, und ihrer Stellung

zu dem altfürstlich Anhaltischcn Hause, — welche Familie

das Pozl'sche Gutachten S. 76 nach Püttcr, Mißhcirathen

S. 298, ebenfalls mit großer Befriedigung unter den noto¬

risch nicht für ebenbürtig geltenden Grafcnhäusern auf¬

führt, ohne zu bedenken, daß sich der Graf Anton I.,

Freiherr von Aldenburg, ganz in demselben, ja seiner un¬

ehelichen Abstammung wegen in noch ungünstigerem Ver¬

hältnisse befindet.'>-)

5) Daß der Adel der Mutter deren unehelichemSohne nicht nützen
kann, bedarf wohl nicht erst einer Ausführung.
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VII.

Nachweis, daß die gräfliche Familie Bentinck oder

Aldenburg-Bentinck nach dem Reichsstaatsrcchte

nicht zu jenen Familien gehörte, in welchen die Vor¬

schriften der Wahlcapitulation Art. XXII. § 4 An¬

wendung finden konnten.

8 67.
V) Von den un stret ti g n oto ri scheu Mi ßh c ir a th cn ü b erHaupt.

1) Die Behauptung des Pözl'schcn Gutachtens, was notorische Miß¬

heirath sei, und die sogenannten Zugeständnisse der früheren Sach¬

walter des Grafen Gustav Adolph Bentinck.

Nachdem nun das Pözl'sche Gutachten hinlänglich seine
Behauptung im Allgemeinen begründet zu haben vermeint, daß
der Kaiser in allen Status- und Mißheirathssachcn landes¬
herrlicher Familien nach dem Reichsstaatsrechtc, insbesondere
nach der Wahlcapitulation Art. XXII. 8 ^ mit Ausschluß der
Reichsgerichtezu entscheiden befugt gewesen sei, so sucht es
sodann dieses angebliche ausschließliche Entscheidungsrechtdes
Kaisers, in Bezug auf den Bentinck'schen Succcssionsfall,
sofern er zur Reichszeit vorgekommen wäre, insbesondere nach¬
zuweisen. Es wird daher zunächst behauptet (S. 88), daß
die Ehe, woraus der factische Besitzer von KnipHausen ab¬
stamme, eine unstreitig notorische Miß Heirath sei.
Hierüber soll, nach der Meinung des Gutachtens S. 88, „ein
„ernstlicher Streit kaum erhoben werden können, den Nachweis
„vorausgesetzt, daß die gräflich Bcntiuck'schc Familie
„reichsständisch war, oder was dasselbe ist, zum
„hohen Adel gehörte."

Es verdient hier besonders hervorgehoben zu werden, daß also
nach der von dem Pözl'schcn Gutachten S. 88 und S. 164
ganz deutlich und bestimmt erklärten Ansicht hoher Adel und
reichsständische Eigenschaft der Familie gleichbedeu¬
tend sind, womit es freilich sodann in einem eigentümlichen
Widerspruche steht, wenn an einer anderen Stelle shS. 97)
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die Landesherrlichkeit einer Familie auch ohneRcichs-

standschaft für genügend ausgegeben werden will, um die

Eigenschaft des hohen Adels zu begründen.

Nach dem Gutachten S. 88 soll eine Meinungsverschie¬

denheit nur darüber obwalten können, ob und in wieferne die

Ehe eines Standes des Reiches mit einer Frau von nie de¬

ren! Adel eine Mißhcirath sei, dagegen soll eine solche Mei¬

nungsverschiedenheit nicht möglich sein, wenn ein Stand des

Reiches sich mit einer Frau bürg erlicher Abkunft ver¬

ehelicht.

Zum Beweise der Richtigkeit dieser Behauptung führt das

Gutachten S. 89 vor Allem an, daß dies die Gegner selbst zu¬

gestanden hätten. Es werden hiernach zwei Stellen, die eine

aus einer Abhandlung eines der früheren Rechtsbeistände des

dermaligen Besitzers^), und die andere aus der unter Mitwirkung

desselben Schriftstellers verfaßten Duplikschrift^') angeführt,

worin eingeräumt werde, daß die Ehe eines Reichsstandes mit

einer bürgerlichen Frau als Mißhcirath zu betrachten sei.

Diese Thatsache ist an sich ganz richtig; aber was daraus

für die Richtigkeit der Behauptungen des Gutachtens folgen

soll, ist nicht abzusehen. Es ist eine sehr alltägliche Erschei¬

nung in der gerichtlichen Praxis, daß ein Sachwalter Rechts¬

ansichten ausspricht, welche den Interessen seiner Parthei eben

so sehr zuwider, als an sich unrichtig sind; hat doch das

Gutachten selbst (S. 59) entdeckt zu haben geglaubt, daß

in dem Uscnburgischen Falle eine „ungeschickte Ver-

theidigung" stattgefunden habe. Es betrifft aber, abgesehen

hiervon, das angebliche Zugeständnis! der Vcrtheidiger des der-

maligcn Besitzers keine Thatsachen, sondern einen Rechts¬

satz. Hinsichtlich der Rechtssätze ist es aber eine ebenso be¬

kannte als unstreitige Regel, daß die Jrrthümer der Advocaten

in keiner Weise der Parthei schaden können, sondern nach der

Dteck, die Gewissenseheu. s. w. Halle, 1838, S. 226.
Duplikschrift, herausgegeben von Or. Dieck und Dr. Eckender g,

Leipzig 1839, Nr. 203.
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Regel ,,surs iwscit curia" von dcm Gerichte selbst die rich¬
tigen Grundsätze bei seiner Entscheidungzu Grunde zu legen
sind. *) Ucbcrdics erklärt sich recht gut, wie die früheren Sach¬
walter bes dcrmalige» Besitzers dazu kommen konnten, der
Mifihcirathsfragc in Bezug auf reichsständische Familien oder
hohen Adel wenig Gewicht beizulegen, und anstatt auch diese
Frage mit Gründlichkeit zu prüfen, sich ohne weiteres einer
zwar sehr verbreiteten, aber nichts desto weniger ganz unrichti¬
gen Meinung anzuschließen. Das Vcrthcidigungssystcm,wel¬
ches die früheren Vertheidigcr des dermaligcn Besitzers aufge¬
stellt hatten, beruhte nämlich zum Theilc darauf, daß sie den
hohen Adel der Familie Bcntinck durchaus in Abrede stellten;
und daß sie daran — abgesehen von der nachher noch beson¬
ders nachzuweisendenmateriellen Richtigkeit dieser Behaup¬
tung — vom adv vca torischen Standpunkte aus völlig
Recht gethan, hat der Erfolg bewiesen, indem das Jenaer
Urtheil diese Vertheidigung als vollkommenbegründet aner¬
kannte, und demgemäß auch aussprach, daß die gräfliche Fa¬
milie Bcntinck nach den Grundsätzen des Rcichsstaatsrcchts
nicht zum hohen Adel gehöre. Es erhellet hieraus, daß
es für die prozessualischeVertheidigung in der ersten Instanz
ganz gleichgültig war, wie die Sachwalter oder das er¬
kennende Gericht über die Unstandesmäßigkcitder Ehe eines
Reichsstandcs oder Herrn von hohem Adel mit einer bürger¬
lichen Frau dachten. Diese Frage hat erst seit dem Bundes-
beschlnß von 1845, welcher die Familie Bcntinck als zum
hohen Adel gehörig anerkennt, Bedeutung, aber auch das nur
unter der Voraussetzung, daß das in zweiter Instanz erkennende
Gericht diesem Bundesbcschlusse einigen Einfluß ans die recht¬
liche Entscheidungder Sache zuerkennen würde.

Langt, unics Loä. Iii guse clesunt sävoestis partium, stwex
supplest (2, It). „IVon clubitsnilum est, ^uclicem, si guiä a litigatori-
bus, vel sb bis, gui oegvtiis sclsistunt, minus tuerit «lictum, i<Z sup-
plero et prokerre, quoä seist legibus et luri publica oonveuire."
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2) Nachweis, daß unter unstreitig notorischer Mißhcirath nicht nothwcndig

die Ehe eines Herrn von hohem Adel und einer Fra» des Bürger- oder

Bauernstandes zu verstehen ist.

Das Pozl'schc Gutachten S. 89 glaubt sodaun den Streit
darüber, ob die Ehe eines reichsständischen Herrn mit einer
Frau vom dritten Stande eine Mifiheirath sei oder nicht, mit
der Frage rein durch - und abgeschnitten zu haben: „wo sollte
die Mifiheirath zu finden sein, wenn die Ehe eines Herrn des
hohen Adels mit einer Bürgerlichen oder gar mit einer
Bäuerin eine solche nicht wäre?" — Abgesehen aber davon,
daß es ein grosser Unterschiedist, ob es sich nur von einer
unstandcsmäfiigend. h. standesungleichcn Ehe überhaupt, oder
Von einer unstreitig notorischen Mifiheirath handelt, von
welcher letzteren hier allein die Rede sein kann — abgesehen
ferner davon, dast, wie alsbald gezeigt werden wird, das
Wort „hoher Adel" in einem sehr verschiedenen Sinne ge¬
nommen wird und eine Bäuerin im Rechte nicht um das Min¬
deste hinsichtlich der Mifihcirathsfrage tiefer steht, als eine Bür¬
gerliche, so wäre jene Frage, wenn es auf nichts Anderes
ankäme, sehr einfach dahin zu beantworten: daß zu der Zeit,
als die Wahlcapitulation von 1742 abgefaßt wurde, noch ein
großer Thcil des deutschen Bauernstandes sich in der Leibeigen¬
schaft befand, und daß daher eine notorische Mißhcirath
allerdings, und zwar in einem ganz unstreitigen Sinuc
vorhanden war, wenn man auch die Ehen von hochadelichcn
Männern mit bürgerlichen Frauen nicht als notorische Mifi¬
heirath betrachtete— nämlich die Ehen hochadclicher Männer
mit unfreien Frauen. Daß dieser Fall wirklich unter den
Begriff unstreitig notorischer Mißheirath gehörte, daß
also dieser Begriff nicht inhaltslos sein würde, wenn
auch die Ehen hochadclicher Männer mit bürgerlichen Frauen
gar nicht darunter zu rechnen sind, ist an sich klar und
nnlängbar. Dafür aber, daß ein solcher eingeschränkter Begriff
von unstreitig notorischer Mißheirath auch jetzt noch ein wirk¬
lich praktischer ist, haben die Herren Reklamanten selbst den
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Beweis geliefert, indem sie bekanntlich den — freilich ganz miß¬

lungenen Versuch — gemacht haben, die Frau Mutter des

dcrmaligcn Besitzers der Herrschaft Kniphauscn für eine

Leibeigene auszugeben.")

8 69.

3) Erörterung des wahren Begriffes von unstreitig notorischer Misthcirath

im Sinne der Wahlcapttulation srt. XXII. § 4.

Es stehet nun aber unbestreitbar fest, daß die Wahlcapi-

tulation von 1742 srt. XXII. Z 4 nicht nur nicht definirt hat,

was eine unstreitig notorische Mißheirath sei, sondern

daß vielmehr die hierin liegende Unbestimmtheit sofort bei der

Abfassung dieser Stelle so sehr gefühlt worden war, daß so¬

gleich nach dem Wahlacte am 14. Februar 1742 ein kurfürst¬

liches Collegialschreiben an den Kaiser erlassen wurde, worin

die Kurfürsten auf die Errichtung eines „eigentlichen Re¬

gulativs derer dafür zu haltenden Mißheirathen"

drangen."") Diese Unbestimmtheit dauerte aber bis zur Aus¬

losung des deutschen Reiches fort. In die Wahlcapitnlation

des letzten deutschen Kaisers, Franz II., von 1790 wurde da¬

her noch der Zusatz aufgenommen: „So viel aber die noch

erforderliche nähere Bestimmung anbetrifft, was eigentlich

notorische Mißheirathen setzen, wollen Wir den zu einem dar¬

über zu fassenden Regulativ erforderlichen Reichsschlnß bald¬

möglichst zu befördern Uns angelegen scyn lassen." Es ist

daher von jeher von den ausgezeichnetesten Pnblicisten aner¬

kannt worden, daß durch die Wahlcapitnlation von 1742 an

sich nichts an dem bis dahin bestandenen Miß Heiraths-

begriffe und Mißheirathsrcchtc geändert — daß

kein neuer Mißheirathsbegriff reichsgesctzlich aufgestellt, son-

5) So wird z. B. noch in der unter Mitwirkung Hefstcr's (1849

Berlin) erschienenen Schrift: „die gegenwärtige Lage des Aldcnburg-

Bentinck'schen Rechtsstreites" S. 136 wahrheitöwidrig die Sara Mar¬

garetha GerdeS als „leibeigener Geburt" bezeichnet. Das Jenaer Ur-

theil S. 83 verwirft dies aber auf das Bestimmteste. —

Pütter, Mißheirathcn, S. 239, Note.



dcrn daß das kaiserliche Standeserhohungsrecht und was

damit zusammenhängt nur für den Fall beschränkt und bezie¬

hungsweise ausgeschlossen wurde, daß nach dem bisher

reichsrechtlichen Begriffe eine unstreitig notorische Miß-

heirath vorlag. Dies ist der Grund, warum nicht etwa

erst die neuesten Verthcidiger des dermaligen Besitzers von

Knip Hausen (wie das Pozl'schc Gutachten S. 90 zu ver¬

stehen gibt), sondern schon die älteren, und zwar die streng¬

sten Publicisten aus der Rcichszcit, wie Pütt er, ausdrück¬

lich den Grundsatz aufstellten, daß in der Lehre von der

Mißhcirath alles von dem Herkommen der einzel¬

nen Häuser abhänge.*') Diesen Satz sprach somit ein

Rechtögelehrtcr aus, der in seinem Werke über Mißhcirathen

bekanntlich von der geschichtlich ganz unwahren Behauptung

ausging, daß die Mißhcirath ein uraltes, urgermanischeö

Rcchtsinstitut des deutschen Fürstcustaudcs, daß dessen Gel¬

tung nur eine Zeit laug durch die Einflüsse der Romanisten¬

schule verdunkelt worden, und daß es erst dem XVIII. Jahr¬

hundert gelungen sei, dieses Rechtsinstitut wieder zu Kraft

und Ehren zu bringe».*"'-) Wenn man nun aber weiß, daß es

^) Püttcr, Mißhcirathen, S. 409, 410. — Ganz hiermit überein¬
stimmend hatten bei der Abfassung der Wahlcapitulation von 1730 Bran¬
denburg, Braun schweig und Sachsen den weiteren Zusatz vorge¬
schlagen— da sie wohl voraussahen, daß das gewünschte Regulativ nicht
so bald zu Stande kommen werde: — „indessenaber Uns nach den Haus¬
und Gcschlcchtsvcrträgcn genau richten, dieselben unweigerlich bestätigen
und weder selbst, noch durch de» Reichöhofrath willkührltchcEnt¬
scheidungen zu geben." Dieser Zusatz wurde nur darum abgelehnt,
weil man vorerst noch eine Prüfung der Hauövcrträge für nothwcndighielt
und den Kaiser zu deren Bestätigung nicht unbedingt verbinden wollte.
Häbcrlin, pragmatische Geschichte der neuesten Wahlcapitulation. Leipzig
1792. S. 297, 301, bemerkt ausdrücklich hierzu, daß also „noch kein
Rcichsgcsctz vorhanden sei, welches bestimme, was für Heirathcn für Miß¬
hcirathen zu halten seien, aber eben deswegen suche man in HauSverträgcn
solchen Streitigkeiten vorzubeugen."

Die Nachmessungder Jrrthümer in den geschichtlichen Grund¬
lagen des Püttcr'schen Werkes über Mißhcirathen hat sich besonders
meine Schrift: lieber Mißhcirathen. Stuttgart 1853, zur Aufgabe ge-
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nach dem uralten, urgermanischen Rechte entschiedenkeine
Mißheirathcn unter den verschiedenen Klassen der Freien gab,
daß namentlich dieser Grundsatz noch im XIII. Jahrhundert nach
dem Sachsenspiegelim ganzen Norden von Deutschland galt,
und daß derselbe Grundsatz unverbrüchlich in der gleichzeitigen
Reichspraxis und in den kaiserlichen Rcscriptcn aus dem
XIII, Jahrhundert festgehalten wurde; wenn man sodann fer¬
ner weiß, daß die ersten Versuche, Ehen des Herrcnstandes
mit bürgerlichen oder ritterlichen Frauen als Mißheirathen
zu behandeln, nur als Versuche einiger, insbesondere süd¬
deutscher (alamanischer) Geschlechter erscheinen, eine parti¬
kuläre Gewohnheit zu begründen, und daß diese Gewohn¬
heit noch im XV. Jahrhundert als eine particuläre alama-
nische bezeugt und von den Publicisten jener Zeit als eine
„unvernünftige" Gewohnheit verworfen wurde; wenn
man endlich auch das sich in das Gedächtnißruft, was das
Pvzl'sche Gutachten selbst S. 53 — hierin ganz mit unserer
Ansicht übereinstimmend — weitläufig auseinandersetztund ein¬
räumt, daß die ge sammle Jurisprudenz des XVI. und
XVII. Jahrhunderts in der Ehe eines Reichs stand es und
einer bürgerlichen Frau keine Mißheirath sah, und daß
die Praxis des kaiserlichen Hofes, und sogar hinsichtlich eines
in der eigenen kaiserlichen Familie vorgekommenen Falles, voll¬
kommen mit dieser Jurisprudenz übereinstimmte") — so muß
man sich wohl die Frage auswerfen: wann und wie sich denn
das gemeine deutsche Herkommen gebildet haben
solle, nach welchem in der ersten Hälfte des XVIII. Jahr¬
hunderts, zur Zeit des Meiningen'schen Falles und 'der
Abfassung der Wahlcapitnlation von 1742, die Ehe eines
Reichsstandes mit einer bürgerlichen Frau eine unstrci-

macht, auf welche daher hier verwiesen wird, um Wiederholungen des dort

Gesagte» zu vermeiden. —

6) Die Ehe des Erzherzogs Ferdinand, Sohnes des Kaisers Fer¬

dinand I. mit der Philippinc Weiser; siehe darüber meine Schrift:

lieber Mißheirathen, S. 3l u. folg.
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tig notorische Mißheirath gewesen wäre? ") Ucberzeugt
man sich demnach ans den eben angeführten unumstößlichen
geschichtlichenThatsachcn, daß das römische und canonischc
Recht nicht etwa durch ignorantc und unpassende Anwendung
ein angeblich uraltes deutsches Rcchtsinstitut mit dem Unter¬
gänge bedroht, sondern daß sie sich vielmehr auf das Ge¬
naueste dem ächten, ursprünglichen und unverfälschtendeut¬
schen Rechte angeschlossen hatten und gerade in dem Grund¬
satze, daß unter den verschiedenen Klassen der Freien keine
Mißheirathen vorkommen können, mit demselben auf das Ge¬
naueste übereinstimmten, und daß somit die Romanistendes XVI.
u. XVII Jahrhunderts das ächte deutsche Recht, wenn gleich in
romanistischc Argumente eingehüllt, wirklich bewahrt und
praktisch erhalten haben, so ist eS doch gewiß das
Aeußerstc, was man, ohne der Geschichte geradezu ins Gesicht
zu schlagen, zugeben kann, daß das als gemeines Reichs¬
recht, aber auch nur das als solches galt, daß, abgesehen
von den Ehen mit unfreien Frauen, sich in den einzel¬
nen reichsständischcn Häusern, aus Rücksicht auf ihre
Familicuinteressen, Mißhcirathsgrundsätzehinsichtlich der Ehen
mit Frauen von anderem Adel oder vom Bürgerstandc durch
Familicnherkommcn oder Familicnstatu ten bilden
durften und sich auch, jedoch durchaus nicht gleichför¬
mig, in vielen rcichsständischcnFamilien gebildet haben.
Ueberdics war notorisch selbst die Autonomie der reichs¬
ständischen Familien in der Bildung eines solchen Familien-
Herkommens oder solcher Familicnstatutcn nichts weniger
als unbeschränkt, und namentlich stehet fest, daß der
Kaiser regelmäßig solchen Hausgesetzcu, welche die Ehe eines
rcichsständischcn Herrn mit einer Frau von anderem Adel

Dic Begründung dicser geschichtlichen Thatsachcn findet sich in

meiner vorerwähnten Schrift über Mißhcirathcn.

Vcrgl. hierüber meine Schrift über Mißhcirathcn, § 4. § 17,

§ 2g u. folg. —



für Mißheirath erklären wollten, die Bestätigung verwei¬

gerte.*')

s 70.

4) Fortsetzung. Die Ansicht des Herrn Professor Hefftcr in Berlin.

Sollte es an der Hinweisung auf die vorerwähnten no¬

torischen und unumstößlichen Thatsachen an sich nicht genügen,

sollte etwa noch das Bernsen auf eine literärische Autorität

zur Bekräftigung der Thatsache für nvthig erachtet werden,

daß bis zum Ende des XVII. Jahrhunderts, somit bis un¬

mittelbar vor dem Meiningen'schcn Successivnsfallc und

der Abfassung der dadurch veranlassten Wahlcapitulation von

1742 kein gemeines deutsches Herkommen bestand und

bestehen konnte, wonach Ehen reichsständischcr Männer mit

bürgerlichen Frauen eine (gemeinrechtlich) notorisch un¬

streitige Mißheirath gewesen wären, so wird wohl den streng¬

sten Anforderungen, welche ein Gegner machen könnte, dadurch

genügt sein, wenn man darauf verweiset, wie sich der lite-

rärisch Bedeutendeste unter den Wortführern der Herren Recla-

manten, Herr Professor Hefster in Berlin, in seiner Schrift

über die Abstammung des fürstlich Löwcnstcin-Werthei-

mischen Hanfes*'*) S. 87 und 38 über diese Thatsache aus¬

gesprochen hat. Derselbe sagt daselbst:

„Befragt man nun noch die deutschen Rechtskundigen jener

„früheren Zeiten, so wird man bei ihnen, ungeachtet der

Vcrgl. meine Schrift über Mißhcirathcn S, 8t; auch das Pözl-

sche Gutachten S. 73 hat hiervon mehrere Beispiele beigebracht. Sehr

belehrend ist hierüber der L ö w c n st c i n-W crt h c i m i sch c Fall, indem

der Graf Karl Ludwig sich wenige Tage nach Abfassung der Wahl¬

capitulation von 1742 mit einer Fräulein von Stricicz vermählt hatte,

und der Retchshofrath doch durch Mandate ohne Clauscl 1751 und 1752

diese Gemahlin und deren Kinder „im Besitz des malrimonii ueqnslis,

sammt Titel, Wappen, Rang, Succession der Kinder und a ll c» übri¬

gen ell'oetibus, wie dieselben Namen haben" gegen das Andringen der

Löwcnstcintschcn Agnaten schützte. Pütter, Mißheirathcn, S. 3W.

5") Votum eines norddeutschen Publicistcn u. s. w. Halle 183,8.
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„Mühe, welche sich Pütt er gegeben hat, entgegengesetzte

„Zeugnisse hervorzusuchen, immer doch nur allein den roma-

„nistischcn, zugleich aber auch auf das Reichs-

„herkommen gestützten Grundsatz aufgestellt finden,

„daß die Ehe eines deutschen Reichs fürst cn oder Reichs-

„grafen, wenn auch mit einer Person gcringeren Stan-

„des eingegangen, dennoch alle wesentlichen Wir¬

kungen eines ordentlichen Matrimoniums für Frau und

„Kind ohne Ausnahme habe. Unmöglich läßt sich jenen

„Männern eine so gänzliche Verblendung beimessen, daß sie

„etwas Anderes für Recht erachtet hätten, als was sie wirk¬

lich vor sich sahen. Sie fußten freilich auf das römische

„und canonische Recht: aber war beides nicht wirklich

„als Reichsrecht anerkannt und mit kaiserlichem Na-

„mcn geheiligt?"

8- 71-

5) Fortsetzung. Die verschiedenen Ansichten der übrigen Publicistcn, ins¬

besondere Nachweis, daß die Wahlcapitulation Art. XXII § 4 nur bei

rcichsftändtschen Familien Anwendung finden kann.

Bei solcher Unläugbarkeit der geschichtlichen Thatsachcn

kann aber nicht zu befürchten sein, daß bei Publicisten und

Staatsmännern eine Behauptung Beifall finden konnte, wie

sie aller Geschichte zum Trotz von den Wortführern der Ben-

t i n ck'schen Agnaten aufrecht gehalten werden will, daß

nämlich die Ehe mit einer bürgerlichen Frau bereits vor der

Abfassung der Wahlcapitulation des Kaisers Karl VII. von

1742 gemeinschaftlich in sämmtlichcn reichöständischen

Häusern als eine unstreitig notorische Mißheirath zu betrach¬

ten gewesen sei. Es kann hiernach auch nicht befürchtet wer¬

den, daß eine Behauptung Beifall fände, welche ein gemei¬

nes Herkommen, eine gemeinrechtliche Notorictät da

annehmen will, wo es nach dem unwiderleglichen Zeugnisse

der Geschichte sogar an der nothdürftigsten Zeit

gebrach, innerhalb deren sich ein solches gemeines Her¬

kommen, eine solche gemeinrechtliche Notorictät hätte bil-10
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den können. Im Gegentheile wird man hoffen dürfen, daß jeder
Unbefangenein den vorliegenden geschichtlichen Thatsachen jenen
Beweis als vollständig geführt erkennen wird, welchen daö
Pözl'sche Gutachten S. 96 zu vermissen geglaubt hat. Hält
man sich aber nun an die oben §. 69 erwähnte unbestreitbare
Thatsache, daß die Wahlcapitnlation von 1742 keinen neuen
Begriff von unstreitig notorischer Mißheirath aufgestellt
hat, und daß ihr daher auch kein solcher willkührlich unter¬
legt werden darf, so ergibt sich, daß auch nach der Wahlca-
pitulation von 1742 gemeinrechtlichdie Ehe eines reichs-
ständischcnHerrn mit einer bürgerlichen Frau nicht als
unstreitig notorische Mißheirath betrachtet werden darf, son¬
dern daß dahin, wie vorher, nur die Fälle gerechnet werden
können, wenn entweder die Ehe mit einer unfreien Frau
eingegangen war, oder wenn ein klares Familienstatut, oder
ein unstreitiges notorisches Familienherkommcu vorhanden war,
wonach Ehen mit niedrigeren freien Frauen als Mißheirath
geachtet werden mußten. Unter dieser letzter» Voraussetzung
konnte demnach sogar auch die Ehe mit einer Frau von nie¬
derem Adel als eine unstreitig notorische Mißheirath
zu erachten sein, wenn gleich dies — obschon vielfach bestritten
— doch nach der richtigeren Meinung sicher nicht als gemein¬
rechtlich anzunehmenwar.

Dies ist die Rechtsansicht, welche sich als die allein rechts-
ge schichtlich begründete darstellt, und welcher auch die juri¬
stische Logik, gestützt auf die geschichtlichenThatsachen, bei¬
zupflichten uöthigt. Diese Ansicht hat auch jederzeit unter den
tüchtigsten, geschichtlichgebildeten deutschen Rcchtslehrern ent¬
schiedene Vertreter gefunden, und namentlich hat sich hierüber
noch in neuester Zeit Mittermaier mit größter Entschie¬
denheit erklärt. Legt mau nun diese Theorie der Beur-

5) Es ergibt sich hieraus, daß, wenn man auch die Ehen rcichöständi-
scher Herren mit bürgerlichen Frauen nicht insgesannnt als unstreitig no¬
torische Mißhcirathcn betrachtet, es dennoch diesem Begriffe gar nicht an
zahlreichen Fällen fehlt, welche unter ihn zu stellen sind.

55) Grundsätze des dcut. Privat.-R. 7 Aufl. Bd. II. Ncgensburg 1847,
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thcilung des Bentinck'schcn Succcssionsfalles zu Grunde, so

ist offenbar, daß in demselben von keiner unstreitig no¬

torischen Mißheirath die Rede sein kann, da weder ein Fall

vorliegt, wo die Ehefrau eine Leibeigene war, noch ein Fa-

milienstatut oder ein Familicnherkommen nachweisbar ist, wo¬

nach in dieser neugräflichen Familie die Ehen mit Bürger¬

lichen als unstreitig notorische Mißheirathen behandelt werden

dürften.

Es soll jedoch durchaus hier nicht in Abrede gestellt wer¬

den, daß auch mehrere hochschätzbarc und sogar auch einige der

ausgezeichnetsten Lehrer des deutschen Rechtes, wie namentlich

§ 373: „Dcr Gang der Verhandlungen über jene Stelle (IV. L. ark. XXII.

§ 4) beweist aber schon, daß man von Seite der Fürsten selbst nicht einig

war." — § 37st: „Aus den geschichtlichen Nachwcisungcn ergibt sich, daß

„es an einem Reichsgesctzc über Mißheirathen fehlt, daß ebenso kein

„festes Reichshcrkommen bestand, da die Stelle in der Wahleapitulation

„mit den Worten: „„unstreitig notorische Mißheirath"" nur dieFolgen wah-

„rcr Mißheirath bestimmte, ohne zu erklären, was Mißheirath sei,

„und alle Verhandlungen ergeben, daß man einen festen Begriff gar nicht

„festsetzen wollte." — Ebcndas. III.: „Am meisten läßt sich noch die Ehe

„einer Person des hohen Adels mit einer Nichtadclichen als Mißheirath ^

„betrachten; allein auch hier nur, wenn Familien g esc tz e oder Fami-

„licnhcrkomm en dieser Ansicht zur Seite stehen, oder die Ehe mit einer

„unwürdigen Person (persona tuipis) geschlossen war." — Ebend. Note 16.:

„Warum sollte die Ehe mit dcr Tochter eines achtbaren Bürgers nicht eben

„so beurtheilt werden, wie mit einer Person von niederem Adel?"— Ganz

in gleichem Sinne spricht sich auch mit voller Entschiedenheit auö, Wcl-

ckcr, der reichsgräflich Bentin ck'sche Erbfolgestreil, Heidelberg 1847,

S. 38—40 — Auch K. F. Eichhorn, obgleich er im Ucbrigcn der Püt-

tcr'schcn Meinung sich zuneigt, sagt (Einleitung in das deutsche Privat-

recht, 4. Aufl. 1836 § 292) ausdrücklich: daß die RcichSgesctzgebung „eine

gesetzliche Verfügung, welche den Begriff der Mißhcirathcn feststellt,

überhaupt nicht enthält, sondern sich auf das H c r k o m m c n beruft."—

Das ist aber dcr Grundirrthum in dcr Lehre von den Mißhcirathcn,

dessen Beseitigung meine Schrift über Mißhcirathcn, 1853, sich zur Auf¬

gabe gesetzt hat, daß etwas als Herkommen auf die Autorität von Püt¬

ter hin angenommen wird, was niemals ein solches war, sondern wo¬

von ununterbrochen von den ältesten Zeiten bis zum Ende des XVI. Jahr¬

hunderts daö Geg entheil in der Praxis galt.—

10*



Pütt er, dangen die Ansicht vertreten, als sei die Stelle in

der Wahlcapitulation von 1742 grt. XXII. Z 4 nun einmal —

gleichviel ob mit Recht oder Unrecht — in der Meinung auf¬

genommen worden, daß ein altes Herkommen Ehen rcichsstän-

discher Herren mit bürgerlichen Frauen gemeinrechtlich

für eine Mißheirath erkläre, und dies habe eben durch die

Worte „unstreitig notorische Mißheirath" in der

Wahlcapitulation ausgedrückt und gleichsam neu sanctio-

nirt und über alle mögliche Zweifel festgestellt werden

wollen. Man glaubt sich also hier auf die Absicht des Ge¬

setzgebers berufen zu können, obschon, wie eben gezeigt wurde,

eine solche Absicht nichtswcniger als klar aus den Verhandlun¬

gen hervorgeht. Insbesondere berufen sich die Verthcidiger dieser

Ansicht auf den Sachsen-Mciningcn'schcn Fall, welcher die

nächste Veranlassung zu der Abfassung der gedachten Stelle

der Wahlcapitulation gegeben habe: sie machen geltend, daß

hier eben die Ehe eines reichsständischen Herrn mit einer bür¬

gerlichen Frau in Frage stand, und daß diese Ehe in dem

Reichsschlussc von 1747, welcher den Recurs des Herzogs An¬

ton Ulrich als unbegründet abwies, als eine „bekannte"

Mißheirath bezeichnet worden sei.")

Soll aber ans dem Mciningcn'schen Falle durch Schluß¬

folgerungen ein Grundsatz abgeleitet und aus der Analogie

dieses Falles der Begriff der notorischen Mißhcirath gebil¬

det werden, so dürfte doch nach den Regeln der Interpretation

dieser Grundsatz nicht in einem weiteren Umfange aufgestellt

Pütter, Mißhcirathcn S. 321: „Da man bei Abfassung der kaiser¬

lichen Wahlcapitulation 1742 und des darauf erfolgten Neichsschlusscs zu¬

nächst den Fall der Vermählung des Herzogs Anton Ulrichs von Sach-

sen-Mciningen mit einer Person bürgerlichen Standes vor Augen gehabt

hat, so kann es keinen Anstand mehr haben, es jetzt als eine nicht nur auf

einem uralthergcbrachtcn Gewohnheitsrechte beruhende, sondern auch als

eine nunmehr rcichsgrundgesetzlich befestigte Wahrheit anzu¬

nehmen, daß es eine unstreitig notorische Mißheirath sei, wenn ein

deutscher Fürst eine Person von bürgerlicher oder noch geringerer

Herkunft zur Ehe nimmt" u. s. w.



werden, als wie für ihn die Grundlage in dem Mei-

nin g en'schcn Falle gegeben ist. Bei diesem Falle ist aber

zweierlei in Betracht zu ziehen: erstlich, daß dabei das be¬

sondere Familienherkommen und die besonderen Familien¬

verträge der herzoglich sächsischen Häuser in Frage kamen,

und zweitens, daß hier die Ehe eines Herrn aus einem

altfürstlichcn Hause in Frage stand. Hiernach müßte schon

das Bedenken entstehen, ob aus dem Metningen'schen Falle

überhaupt auch nur ein gleicher Grundsatz für die Behandlung

der Ehen in altgräflichen Häusern abgeleitet werden konnte,

und wirklich faßt auch Moser (Staatsrecht Bd. XIX. S. 367)

diese Stelle der Wahlcapitulation nur in dieser Einschränkung

auf fürstliche Häuser auf, ^) indem er daselbst ausdrücklich

erklärt, daß der Reichshofrath nur dann sich blos auf die

Execution eines kaiserlichen Rescripts zu beschränken habe,

wenn es sich um die Ehe eines „reichsständischen Fürsten"

mit einer bürgerlichen Person handle. ^') Für eine solche Auf¬

fassung der fraglichen Stelle in der Wahlcapitulation K arl's VII.

spricht insbesondere noch der Umstand, daß sich aus den Ver¬

handlungen über die Abfassung dieser Wahlcapitulation mit

Bestimmtheit ergibt, daß es altsürstliche Häuser waren,

welche aus Rücksicht auf ihren Glanz die Aufnahme sehr strenger

Mißheirathsgrundsätze betrieben,"'^) und denen dabei umso

mehr gleichgültig sein konnte, was bei den gräflichen Häusern

als Mißheirath galt oder nicht, da notorisch in den gräf¬

lichen Familien niemals so strenge Mißheirathsgrundsätze

hatten aufkommen oder sich hatten erhalten können, wie bei den

fürstlichen Häusern, ch)

5) Aehnltch lautet die Erklärung Pütter'S, Mißheirathen S. 231
(siehe die vorige Note).

^) Darauf, daß ein Rescript noch kein Urtheil ist, ist schon
oben aufmerksam gemacht worden.

Pütter, Mißhcirathen S. 274 u. folg.
b) Dies geben selbst die Vcrtheidigcr der strengstenZMtßheirathstheorie

zu, wie z. B. Pütter, Mißheirathen, S. 434 folg. — Struben, Neben¬
stunden, Bd. V. S. 249 sagt ausdrücklich:„Seit 230 Jahren ziehet niemand
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Es ist offenbar, daß in dieser Beschränkung ans alt¬
fürstliche Familien aufgefaßt, die Bestimmung in der Wahl-
capitulation Karl's Vll, nrt. XXII. ä. auf den Bentinck-
scheu Fall ebenfalls keine Anwendung finden konnte, weil es
sich hier nur um eine gräfliche Familie handelt. Wollte man
aber auch mit noch andern Rcchtslehrcrn die erwähnte Stelle
in der Wahlcapitulation nicht blos von dem reichsständischcn
alten Fnrstcnstandc, sondern überhaupt von dem sämmtlichen
alten reichsständischcn Grafen- und Hcrrenstandc verstehen,")
so würde dieselbe auf den B cntinck'schcn Fall (abgesehen davon,
daß die B entinck'sche Familie nur eine neu gräfliche ist,
und bei nengrä flieh cn Familien, wie besonders gezeigt wer¬
den wird, dieselben Mißheirathsgrnndsätze, wie bei den alt-
gräflichen Hänsern, nicht ohne weiteres Platz greifen) doch
immer nur unter der Voraussetzung Anwendung finden können,
daß die Familie Bcntinck oder Al d enb urg - B c n tin ck
auch wirklich zu den reichsständischen Familien gehört habe.

die Succcssionsfähigkcit der Söhne eines Grafen, die ihm in dcr Ehe von
einer adeligen Dame geboren sind, in Zweifel." — (Daran, daß noch
früher von einem solchen Zweifel gar nicht die.Rede sein konnte, hat
Strnben, in dem allgemeinen Jrrthum dcr Juristen des vorigen Jahr¬
hunderts von dem uralten Herkommen-der Mißheirathen befangen, nicht
gedacht). -- Die Jnconsequcnz, die hiernach darin liegt, die Ehe cincs
Grafen mit einer Bürgerlichen gemeinrechtlichals eine Mißheirath erklären
zu wollen, ist offenbar; weil in Bezug auf Ehen der niedere Adel vor dem
Bürgcrstandc nichts voraus hat, daher auch zwischen niederem Adel und
dem Bürgcrstandc gemeinrechtlich niemals eine Mißheirath angenommen
wurde!-—Vcrgl. die Aenßcrnng Mi ttcrmaicr'S, in seinem deutschen
Privatr., § 379, Note 16 (siehe oben S. 147). —

So z.B. Leist, Lchrb. §.26; — Gönner, dcut. StaatSr.
§. 74. — Diese Ansicht liegt auch dem oben §. 66 angeführten kaiserlichen
Reskripte in der Lippc - Bist er f cld'schen Sache vom 25. Sept. 1786 zu
Grunde.— Sehr gut macht Wc Icker, a. a. O. S. 36, 49, darauf auf¬
merksam, daß die Aufnahme einer Ansicht in einem oder dem andern kai¬
serlichen Nescriptc keine Bürgschaft ihrer juristischen Nichtigkeit ist,
besonders da in den einzelnen Fällen oft besondere Familicnobservanzen
und Statute in Betracht zu ziehen waren, oder anderweitige Einwirkungen
stattfanden.
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Daß sich dies so verhalte, hat das Pozl'sche Gutachten selbst

anerkannt, indem es auf S. 88 und 104 hohen Adel und

reich ö st an d ss che Eigenschaft einer Familie für gleich¬

bedeutend erklärt und anerkannt hat, daß die Beschränkun¬

gen, welche dem kaiserlichen Standeserhvhungsrechte und dem

Snccessionsrcchte der in unebenbürtiger Ehe geborenen Kinder

in der Wahlcapitulation von 1742 gesetzt worden sind, jeden¬

falls doch nur auf die Stände des Reichs, oder aus ei¬

nem solchen Hause entsprungene Herren zur Verhütung einer

„Verkleinerung des Hauses" bezogen werden können.

Es richtet daher das Pozl'sche Gutachten seine Bemühung ins¬

besondere darauf, den Nachweis zu liefern, daß der gräflich

B en tinck'schen Familie reichsständische Eigenschaft zukomme.

8 72.

it) Von dem Wcscn der Reichöstandschast. Nachweis, daß die Familie

Bentinck oder Aldenburg - Bentinck niemals eine reichösiändische

Familie war.

1) Widerlegung der Behauptung im P özl'schen Gutachten , daß die Bun¬

desversammlung durch den Bundesbcschluß vom 12. Juni 1845 die

rctchsständische Eigenschaft der gräflichen Familie Bentinck oder

Aldcn b urg - Bentin ck anerkannt habe, durch den Wortlaut dieses

Bundcsbcschlusscs selbst.

Der Versuch, welchen das Pozl'sche Gutachten macht, nach¬

zuweisen, daß die gräfliche Familie Bentinck oder Aldenburg

Bentinck eine reichsständische Familie gewesen sei, beginnt

auf S. W mit der Behauptung, daß die jenseitige Behauptung,

„die Familie Bentinck sei kein Stand des Reiches,

durch den Bundesbcschluß vom 12. Juni 1845 rechtlich be¬

seitiget sei."

Diese Behauptung ist durchaus unrichtig und stehet mit

dem Wortlaute des Bundcsbeschlusses vom 12. Juni 1845

geradezu im Widerspruche. Der Bundcsbeschluß vom

12. Juni 1845 sagt nämlich keineswegs, daß die Familie

Bentinck zur Zeit des deutschen Reiches rc ichsständisch

oder ein Stand des Reiches gewesen, sondern er sagt

buchstäblich nur:



„die Bundesversammlung erklärt, daß der gräflichen Familie

„Bentinck nach ihrem Stan d c s ve r h äl tnissc zur

„Zeit des deutschen Reiches die Rechte des hohen Adels

„und der Ebenbürtigkeit im Sinne des Art. der deutschen

„Bundcsactc zustehen."

Es ist aber von selbst einleuchtend, daß es etwas ganz

Anderes ist, ob die Bundesversammlung eine Familie für

eine wirklich früher reich s stän dischc erklärt, oder ob sie

nur erklärt, daß einer Familie zur Zeit des deutschen Reiches

ein so hohes St an d e s v erh ä l tn iß — möglicherweise also

auch ein anderes hohes Standesvcrhältuiß als die Reichs-

standschaft — zukam, daß ihr deßhalb die Rechte des hohen

Adels und der Ebenbürtigkeit im Sinne der Bundcsactc srt. 14

zustehen, d.h. von der Bundesversammlung als ihr zustehend

anerkannt werden. Auch darf zum BeHufe des richtigen Ver¬

ständnisses des Bundesbeschlusses vom 12. Juni 1845 nicht

übersehen werden, daß die Herren Reklamanten in Gemeinschaft

mit ihrem als Kläger aufgetretenen Herrn Bruder den Bundcs-

beschlnß vom 12. Juni 1845 nicht wegen ihres als „Grafen

Bentinck" ihnen zukommenden Standcsverhältnisscs, sondern

wegen ihrer Abstammung weiblicher Seits von den Grafen von

Aldenburg erbeten und daher sich auch auf das Aeußerste

bemüht haben, die Titulatur als „Aldenburg-Bentin ck"

von dem Bundestage zu erlangen, und daß sie selbst den

Bundesbcschluß vom 12. Juni 1845 überdies auch nur von

sich „als Grafen von Aldenbnrg-Bentinck" verstanden

wissen wollen.

8 73-

2) Dic Behauptungen im Pözl'schcn Gutachten, wer Rcichsstand sei?

Da nun aber thatsächlich feststehet, daß die Grafen Ben¬

tinck oder Aldenbnrg-Bentinck niemals wirklich auf dem

Reichstage Sitz und Stimme in einem der Grafcncollegien ge¬

habt haben, und daß auch nicht das Bcntinck'sche Grafen¬

diplom vom Jahr 1732 den Grafen Bentinck, sondern nur

das Aldenburgische Grafendiplom vom 15. Juli 1653 den
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Freiherren von Aldenburg mit der gräflichen Wurde auch die

Reichsstandschaft beilegte, so sucht das Gutachten, bevor

es noch auf die Frage nach dem Uebcrgauge der behaupteten

singulärcn Berechtigungen der Freiherren von Aldenburg

ans die Grafen Bcntinck eintritt, darzuthun, daß nicht blos

diejenigen Herren zur Rcichszeit als Reichs stände bezeichnet

worden seien, welche wirklich Sitz und Stimme aus dem

Reichstage geführt haben, sondern auch diejenigen Herren,

welchen zwar nur erst die Reichsstandschast in einem kaiserlichen

Diplome beigelegt worden war, die aber doch nicht wirklich Sitz

und Stimme in einem reicksständischcn Collcginm erlangt hat¬

ten, so wie endlich auch jene Herren, welche überhaupt nur

Landeshoheit besessen hätten.

8 74.

3) Nachweis des Unterschiedes zwischen Ständen des Reichs im engere»
»nd wetteren Sinne.

Was nun die in dem Gutachten insbesondere darüber ver¬

suchte Ausführung anbelangt, daß wirkliche Ausübung von

Sitz und Stimme auf dem Reichstage nicht nothwcudig z» dem

Begriffe eines Standes des Reiches gewesen wäre, so ist

darüber Folgendes zu bemerken. Das Wort „Stand des Reiches,

8tstus imperii" hatte seit dem 16. Jahrhundert eine zweifache

Bedeutung, eine weitere und eine engere. In dem weiteren

Sinne war Stand deS Reiches ein jeder Ncichsunmittel-

barer, welcher irgend ein wenn auch noch so kleines reichs¬

unmittelbares Territorium besaß und in demselben landesherr¬

liche Rechte ausübte. Die Eigenschaft als Stand des Reiches

bedeutet in diesem Sinne also nicht mehr als Mitglied¬

schaft des deutschen Neichskvrpers als unmittelbarer Reichs-

angehvrigcr und Inhaber irgend einer reichsumuittelbaren Be¬

sitzung. In diesem weiteren Sinne gehörte auch die freie

Reichsrittcrschaft mit zu den Ständen des Reiches und

Wurde denselben in diesem Sinne in den Reichsgesetzen mit¬

unter ausdrücklich beigezählt. '^) Niemals ist aber zur Zeit

So z. B. selbst in der Wahlcapttulativn art. I. § 2. „. .. Fürsten,



des Reiches einem Publicisten beigefallcn, daraus, daß eine
Familie in diesem weiten Sinne zu den Ständen des Reiches
gerechnet werden konnte, abzuleiten, daß dcßhalb in derselben
Ehen mit bürgerlichenFrauen als Mißheirat!) betrachtet wer¬
den mußten, und notorisch ist dies in Bezug auf die freie
Reichsrittcrschaft, die doch in diesem weiten Sinne auch unter
den Ständen des Reiches mitbegriffen war, nicht der Fall
gewesen. Zu einer Familie, die nur in diesem weiteren
Sinne zu den Ständen des Reiches gehörte, konnte notorisch
keine Ehe mit bürgerlichen Frauen als Mißhcirath betrachtet
werden, wenn nicht ein ausdrückliches kaiserliches Privilegium
sie dazu ermächtigte, wie dies z. B. bei der von Greifen-
klan'schcn der Fall war. Zin engeren und eigentlichen
Sinne waren, dagegen Reichs stände nur Diejenigen, welche
entweder — was die Regel bildete — ihrer Länder wegen,
ans denen die RcichSstandschast als dingliches Recht haftete,
oder — ausnahmsweise — als Pcrsonalisten ohne ein
mit der Reichsstandschaft als Realrecht behaftetes Land auf
dem Reichstage wirklich Sitz und Stimme hatten.

Seitdem nun auf dem Reichstage von 1653 bis 1654
die Rcichsstände durchgesetzt hatten, daß der Kaiser keine Pcr¬
sonalisten mehr machen, überhaupt keiuen Reichsstand mehr in
ein reichsständischcß Collegium setzen konnte, ohne daß dieser sich
zuvor dinglich durch eine Jmmediatherrschaft genugsam gua-
lifizirt und mit einem standeswürdigen Anschlag in einen ge¬
wissen Kreis eingelassen hatte und — „über solches Alles
„neben dem kurfürstlichen auch dasjenige Collegium oder Bank
„darin sie aufgenommenwerden wollen, in die Admission or-

Prälatcn, Grafen, Herren und Stände, die unmittelbar freie Rcichsritter'

schaft mit einbegriffen." Vcrgl. Gönner, Staatsrecht Z 26.1, Note 1. —

Wo es sich aber um Gere chtsame oder Pflichten handelt, die nur den¬

jenigen Herren, welche Sitz und Stimme auf dem Reichstag haben, allein

zukommen oder obliegen, werden die Reichsritterschaft und andere Herren

von Adel, welche dem Kaiser zwar unmittelbar unterworfen sind, aber nicht

Sitz und Stimme auf dem Reichstag haben, von den elfteren stets sehr

scharf unterschieden; so z. B. im Reichsabschied von 1S64, Z 21 und 29.
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„deutlich gcwilliget hatte",") so war der engere Begriff
von Reichsständcnüberdieß reichsgrundgesctzlichfestgestellt, und
diese Reichsständeim engeren Sinne waren von allen übrigen
Reichsangehvrigen,sie mochten sein, wer sie wollten, eben durch
das dingliche Recht der Reichsstandschaftso wesentlich
unterschieden, daß beschall' die besten Publicisten ans der Rcichs-
zcit nur noch von ihnen die Bezeichnung Reichs stände ge¬
brauche». Nur mit diesen Reichöständcnim engeren
Sinne, handelte der Kaiser, nur diese machten das Reich
aus, nur im Namen von diesen wurde von den Churfürstcn
mit dem Kaiser die Wahlcapitulation geschlossen, nur diese
durften dem kurfürstlichen Kollegium, wo es sich um Abfassung

Wahlcapitulation srl. I. § 5. — Daß die Meinung des kur¬

fürstlichen und fürstlichen CollcgiumS in Betreff des Sinnes dieser Stelle

wirklich dahin ging, daß cS allein in seinem Belieben („in arbilrio ool-

leZii") stehen solle, ob es einen ncuerhöhtcn Fürsten oder Grafen zu Sitz

und Stimme aufnehmen wolle, gehet klar aus dessen Beschluß vom 8. Ja¬

nuar 1654 hervor, wie von der Gegenseite selbst eingeräumt wird. (H esst er,

Die gegenwärtige Lage des reichsgräfl. Aldenburg-Bentinck'schen Rechts¬
streites. Berlin, 1849, S. 28.)

Scheidemantel, Repertorium Bd. IV. S.645-. „Das eigent¬

liche und wahre Kennzeichen eines RcichSstandeS ist kein anderes, als

Sitz und Stimme auf den Reichstagen." Daß der Reichsstand,

„wenigstens in einiger Rücksicht als ein Rei chsunmittclbarer zu be¬

trachten ist", wird dabei vorausgesetzt. (Ebendas. Nr. 2.) — Dasselbe gilt

von der Landeshoheit (ebendas. Nr. 3): „Allein wenn gleich heutiges

Tags und billig die Landeshoheit ein nothwcndigcs Erfordernis!

zur Rcichsstandschaft ist, so macht sie doch nicht die Reichsstand¬

schaft selbst aus". Leist, L ehrb. § 57 : „Die Reichsstandschaft ist aber

kein persönliches, sondern ein Realrecht. Sie haftet in der Regel

ans reichSun mitt elbaren, mit Landeshoheit versehenen Ländern...

Mithin sollen die Reichsstände immer zugleich Regenten deutscher Parti¬

kularstaaten sein, aber das Landes- und Reichsstaatsverhältniß darf nicht

mit einander verwechselt werden. Indessen gibt cS auch Länder, welche zwar

mit der Landeshoheit verschen sind, denen aber dennoch keine Rcichs¬

standschaft zukommt. Daraus ergibt sich auch, daß Landeshoheit allein für

ein untrügliches Kennzeichen der Rcichsstandschaft nicht ge¬

halten werden kann." Uebereinstimmen! Gönner, Staatsrecht, §133.

lliitter, instit. § 26, 71.
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dcr Wahlcapitnlation handelte, ihre Wünsche und illouiin vor¬

tragen, nur diesen galten auch die kaiserlichen Zusicherungen,

welche zu Gunsten von Kurfürsten, Fürsten und Ständen in

die Wahlcapitnlativu, wie z. B. in die Wahlcapitnlation Karls

VII. von 1742 Art. XXII. § 4, aufgenommen wurden. Wenn es

über diese notorischen Verhältnisse, welche sozusagen das ABC

des Rcichsstaatsrcchts ausmachten, noch eines Beweises bedürfte,

so würde er sich vollständig in den Verhandlungen finden, welche

auf dem Reichstage zu Rcgcnsbnrg dcr Abfassung dcr Wahl¬

capitnlation von 1653 vorausgegangen sind, und worin zum

crstcnmale auf ausdrückliches Verlangen dieser und nur

dieser Rcichöstäudc die Aendcrnng gemacht wurde, daß

da, wo früher bei kaiserlichen Zusicherungen nur dcr Kurfürsten

Erwähnung geschehen war, nunmehr diese Zusicherungen ans

„Kurfürsten, Fürsten und Stände" gestellt wurden.")

8 75.

4) Nachweis, daß die StandcScrhöhung und Erwerbung dcr Reichsstand¬

schaft an sich das bisherige Familicnrccht dcö neucrhöhtcn Hauses nicht
verändert.

So wenig Jemand wird bestreiten wollen, daß auch nach

der Wahlcapitnlation von 1653 der Kaiser unbeschränkt be¬

fugt geblieben ist, die höchsten Titel, wie Reichsfürsten- und

Grafcntitel (den sogenannten reichsfürstlichen und gräflichen

Stand) zu verleihen, ebenso wenig kann aber auf der anderen

Seite mit irgend einem Scheine Rechtens behauptet werden,

daß der Kaiser nachher noch allein einen Reichsstand im en¬

geren Sinne habe macheu können. Die Verleihung der Rcichs-

standschaft in kaiserlichen Fürsten- und Grafendiplomen seit 1653

konnte daher auch nur noch die rechtliche Bedeutung einer kai¬

serlichen Erlaubniß haben, daß dcr Begnadigte sich um die

wirkliche Reichsstandschaft, um Aufnahme mit Sitz und Stimme

auf dem Reichstag bei dem kurfürstlichen und dem betreffenden

A) Siehe 1. 6. v. Noiern, sota coinitiaiia Rstisbon. 7am. I.

p. tt8 u. kolx.: „Dcr Herrn Deputirten des Fürstenraths Erinnerungen

über die Wahlcapitulativn eines römischen Königs."



Grafen-Kollegium, in welches er aufgenommen zu werden

wünschte, bewerben durfte, und erst wenn diese Kollegien ihre

freie, notorisch durch nichts crzwingbare Zustimmung nach für

genügend befundener dinglich er Qualifikation des Bewer¬

bers erthcilt hatten, dann war er ein Reichsstand im eigent¬

lichen und engeren Sinne des Wortes, und seine Familie eine

rcichsstandische Familie und seine für genügend befundene Jmme-

diatherrschaft ein rcichöstündisches Territorium. Erst von diesem

Augenblicke an konnte daher der neue Rcichsstand und seine Fa¬

milie auf jene Rechte Anspruch machen, welche die Wahlcapitula-

tion den wirklichen und eigentlichen Reichsständen mit Vorzug vor

allen anderen Reichsangehvrigcn gewährte. Uebrigens ist hierbei

noch besonders hervorzuheben, daß kein Rcichsgesctz einem neu

zu Sitz und Stimme gekommenen Ncichsstande oder dessen Fa¬

milie eine Verpflichtung auflegte, nur noch ebenbürtige

Ehen einzugehen. Nirgends war es als eine Bedingung oder

Wirkung der ncuerlangtcn Rcichsstandschaft vorgeschrieben, daß

von diesem Augenblicke an in der neuen reichsständischen Familie

ein anderes Eh er echt gelten müsse, als nach ihrem seitheri¬

gen Standesverhältnissc für sie gelten konnte, d. h. nirgends war

vorgeschrieben, daß mit der Erwerbung der Reichsstandschaft

selbstverständlich das gemeine römisch - canonische Reichsrecht,

wonach jedes mit einer freien Mutter ehelich erzeugte Kind

seines Vaters legitimer Erbe, und dessen Ranges und Stan¬

des ipso jure thcilhaftig ist, für die neue reichsständische Fa¬

milie außer Kraft gesetzt und aufgehoben sei. Eine solche

Behauptung würde den alten reichsständischen Häusern, denen

die neue Familie beigesellt wurde, durchaus absurd und lächer¬

lich vorgekommen sein. Man denke doch nur daran, daß die

ganze Mißhcirathslehre nur auf den Glanz der alt fürst¬

lichen und altgräflich en Häuser und deren Bewahrung

vor „Verkleinerung" berechnet war, daß man sich, um sie

zu begründen, jederzeit — wenn auch irrthümlich — auf ein

uraltes Herkommen dieser Häuser berufen hat, und daß

namentlich die Bestimmung über unstreitig notorische Mißhei¬

rathen in die Wahlcapitulation von 1742 nur allein auf Be-



trieb der altfiirstlichen Häuser aufgenommen worden war und
daher, wenn man auch den Kreis, in welchem sie zu wirken be¬
stimmt war, noch so sehr ausdehnt, doch außer den altfürst¬
lichen Häusern höchstens nur noch auf die altgräflichen
reichsstäudischen Häuser bezogen werden kann.^)

Das Pvzl'sche Gutachten, welches (S. 1l>1) selbst nicht
umhin kann, zuzugeben, daß die gedachte Bestimmung über
notorische Mißheirathen in die Wahlcapitulation Karl's Vll,
nur auf Betrieb der al tf ü rstli ch en Häuser gekommen ist,
glaubt aber alle Argumente, welche über den Sinn der Worte
„unstreitig notorische Mißheirath" aus der Ent¬
stehungsgeschichte dieser Stelle hergenommen werden, durch die
Bemerkung entkräften zu können, daß die Wahlcapitulation
nur überhaupt von Ständen, aber nicht von alten Stän¬
den des Reiches rede, und daß der Kaiser durch die Wahl¬
capitulation ebensowohl verpflichtet gewesen sei, die Rechte der
neuen wie die der alten Rcichsstände zu schützen. Allein
eine solche Erklärung jener Stelle, die sich nur an deren Wort¬
laut allein halten, ihre Entstehungsgeschichte aber geradezu
ignoriren will, ist um so mehr unzulässig, als das Gesetz selbst
absichtlich den Begriff der notorischen Mißheirath unbestimmt
läßt, und als daher das, was darunter zu verstehen ist, nur
allein aus den der Abfassung dieser Stelle vorangegangenen
Verhandlungen entnommen werden kann. Wenn aber der
Kaiser ein Familienrccht der neuen Rcichsstände in dem von
der reclamantischen Seite behaupteten Sinne zu schützen ge¬
habt haben sollte, so wäre hierbei doch die unerläßliche Vor¬
aussetzung, daß diese neuen Häuser ein solches Familien¬
rccht, welches von ihrem bisherigen so wesentlich abwich, doch
vorerst irgendwie hätten erworben haben müssen. Durch
die fürstliche oder gräfliche Standeserhohung, ja selbst durch
die Erwerbung der Rcichsstandschaft änderte sich aber an sich
gar nichts in dem bisherigen Familienrechte des standescrhvhten
oder zur Reichsstandschaft gelangten Hauses: sondern das Aeu-

5) Stehe oben § 72.
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ßcrste, was solchen Familien in dieser Hinsicht rechtlich einge¬
räumt werden konnte, war, daß man ihnen das Recht zuge¬
stand, durch Errichtung eines von dem Kaiser zu bestätigenden
Hausgcsetzcs gewisse Ehen ihrer Mitglieder nach Maaß-
gabc der bei den altfürstlichcnund altgräflichcn Häusern üb¬
lichen Grundsätze als Mißhcirathen zn erklären.

Wie wenig eine andere Ansicht von dieser Sache Anspruch
hat, als eine r e ch t s g e s ch i ch t l i ch begründete
zu gelten, ergibt sich insbesondere daraus, daß unzweifel¬
haft feststeht, wie die altsürstlichen und altgräflichen Häuser
über die Stellung der neuerhobencnFürsten und Grafen zu
ihnen dachten. Daß diese altfürstlichcn und altgräflichenHänser
es auch nicht einmal für rechtlich möglich hielten, daß von den
neuen Reichsständen ohne weiteres, d. h. ohne Dazwischen-
knnft eines neuen, gültig errichteten Hausgesetzes, dieselben
Mißheirathsgrundsätze in Anspruch genommen würden, welche
bei den alten Häusern galten, ergibt sich zur Genüge schon
daraus, daß in die Wahlcapitulation Joscph'ö I. von 1999
Art. XXIl Z 3 — worin dem Kaiser die Verleihung „Prä-
judicirlicher Dignitäten" untersagt wird — sogar der
Zusatz aufgenommen worden ist: „damit nicht hierin die gerin¬
geren Stände den höheren parificirt werden". Wenn
gleichwohl auch dieser Zusatz in den späteren Wahlcapitu-
lationen wieder hinwcggelasscnworden ist, weil er in dieser
Allgemeinheit allerdings unpassend erscheinen mußte, so
folgt hieraus noch gar nicht, daß, wie das Pözl'sche Gut¬
achten glaubt, hierdurch aller Unterschied zwischen den al¬
ten und neuen Rcichsständcn habe aufgehoben werden wollen:
namentlichfolgt dies nicht in Bezug ans den Begriff von un¬
streitig notorischen Mißhcirathen, weil auch bei der Hinzufü¬
gung des gedachten Zusatzes in der Wahlcapitulation I o-
scph's I. gar nicht daran gedacht worden war, daß er sich
auf diesen Gegenstand beziehen oder auf denselben irgend
einen Einfluß äußern sollte. Vielmehr ist notorisch, daß

Vergl. oben § 6g a. E., S. t43. l44.
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schon zur Zeit der Abfassung der Wahlcapitulation Karl's VII.
und fortwährend bis zur Auflösung des deutschen Reiches die
altfürstlichen Geschlechter mehrenthcils eifrig danach streb¬
ten, daß sogar die Ehen ihrer Mitglieder mit Frauen aus den
n c u g r ä f l i ch c n, ncnrcichsständischcnFamilien rcichs-
grnndgesctzlich als Mißheirathcn erklärt würden^),
und daß sie, da solches nicht gelaug, dies zum Theil in Haus-
getzen festsetzten.

Ueberdies ist es notorisch, welcher Anstrengungen des
Zuristcnstandes seit den Zeiten Püttcr's und Moser's es
bedurfte, um hinsichtlich solcher Familien, die selbst kaum erst
aus dem Bürgerstande — zu welchem auch die unehelichen
Kinder rcichsständischer Herren, ihrer Geburt nach, gehören —
durch kaiserliche Standcserhöhungcn empor gezogen worden wa¬
ren, also hinsichtlich der neugeadelten Familien, auch nur die
gemeinrechtlichen Eherechtsgrundsätzeaufrecht zu erhalten
und endlich soviel zur Anerkennung zu bringen, daß Ehen alt-
gräslicher oder altfürstlicherHerren mit Töchtern aus solchen
nengeadclten Familien, keine notorischen Mißheira¬
then seien! Wie hiernach für solche nicht blos ueugräf-
liche, sondern überhaupt erst ncngeadelte Familien, die
überdies wie die Aldcnburgischc, niemals mit Sitz und
Stimme in einem reichsgräflichen Collegium aufgenommen

Vcrgl. das königlich Preußische Schreiben an den Kaisers

Karl VII. st744) beiPüttcr, Mißheirathcn S. 237. „Wir sollen auch

aus deutschpatriotischer Gesinnung dafür halten, daß Euerer kaiserlicher Ma¬

jestät Neichshofrath sowohl als Reichshofkanzlei pro norma reZuIstiva bei
dieser Gelegenheit ein vor alles zu bescheiden seien, daß alle diejenigen

fürstlichen Heirathcn schlechterdings für ungleich zu halten,

welche mit Personen unter dem alten reichsgräflichen Sitz und

Stimme in coniitiis habenden Stande contrahirt werden" u. s. w.

Püttcr, Mißheirathen S. 463 , wollte sogar höchstens nur so

viel einräume», „daß für nc»gräfliche Häuser, wenn sie mit Sitz

und mit Stimme in reichsgräflichen Collegien aufge¬

nommen sind, eine Ausnahme gestattet werden könne, um Ehen

mit Gemahlinnen aus solchen H äusern nicht für Mißheirathcn

gelten zu lassen."
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waren, die Geltung von Grundsätzen der Wahlcapitulation

Karl's VII. über unstreitig notorische Mtßheirathen in Anspruch

genommen werden will, ist rein unbegreiflich. Es wird die

Gegenseite nicht einen einzigen Publicisten aus der

Reichszeit namhaft machen können, der eine solche Fa¬

milie jemals für eine ebenbürtige und für befugt geachtet

hätte, irgend eine der mit der Ebenbnrt zusammenhängenden

oder auch nur darauf bezüglichen Rechtöwirkungcn für sich

in Anspruch zu nehmen.

8 76.

5) Nachweis, daß Reich sstandschaftsfähigkcit noch nicht die Rechtswirkungen

der wirklichen Rcichsstandschaft begründet.

s) Nachweis, daß in dem Pözl'schcn Gutachten die Erfordernisse der

Ncichsstandschaft unrichtig angegeben sind.

Da das Pvzl'sche Gutachten selbst nicht daran denken

kann, den Beweis zu führen, daß der Graf Anton I., Frei¬

herr von Aldenburg, oder seine Dcscendcnz jemals mit

Sitz und Stimme in ein reichsständischcs Grafcncolleginm

aufgenommen worden sei, so setzt es sich zur Aufgabe, den

Unterschied zwischen Ständen des Reiches im engeren

und weiteren Sinne zu verwischen und danach der Mei¬

nung Eingang zu verschaffen, als wenn überall da, wo

eine Person als Stand des Reiches bezeichnet werden könne,

auch in der Familie derselben das strenge Mißhcirathörecht in

Bezug auf Ehen mit bürgerlichen Frauen gelten müsse. Da¬

her wird sogleich auf S. 96 Jeder für einen Stand des

Reiches ausgegeben, „in dessen Person die subjektiven und

„objcctiven Qualifications-Bedingungen zur Theiluahme am

„Reichstage verbunden waren, der also für seine Person

„reichsunmittelbar und mit den herkömmlich erforder¬

et ch e n T i t e l n ausgestattet ein unmittelbares Reichs-

„land mit landesherrlichen Rechten besaß, d. i.

„der rcichsstandscha ftssähig war."

Wenn es schon logisch mehr als bedenklich ist, anzu¬

nehmen, daß Jemand das wirklich sei, was er zu sein etwa
11
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fähig wäre, so soll doch auf diese Sonderbarkeit der Ar¬

gumentation hier weiter kein Gewicht gelegt werden. Aber

das gehet aus obiger Darstellung hervor, dasi hier das Pözl-

schc Gutachten das Wort „rci chsstandschaftsfähig" un-

läugbar in dem Sinne nimmt, daß damit die Fähigkeit zu

wirklicher Session und Votum auf dem Reichstage ge¬

meint sei. Gerade aber unter dieser Voraussetzung sind in dem

Pözl'schen Gutachten die subjcctivcn und objcctivcn Quali-

ficationsbestimmungcn der Reichsstandschaftsfähigkcit unrichtig

und ungenügend angegeben: denn zur Reichsstandschafts¬

fähigkcit gehörte wesentlich

1) die kaiserliche Verleihung der Reichs stand¬

schaft, ohne deren ausdrückliche Ertheilung Niemand auf dem

Reichstage Sitz und Stimme haben konnte, wenn er gleichwohl

schon den Fürsten- oder Grafcntitcl hatte;

2) sodann gehörte dazu seit 1653 (und zwar, wie oben § 6-1

gezeigt wurde, schon vor Ausfertigung des Aldenburg'schen

Grafcudiploms) die Z usti m m ung des Ku r für sten collegs,

des Fürstenra thes und beziehungsweise einer der Grafeu-

bäuke; und

3) die Anerkennung der präscntirten Jmmediatherrschaft,

von welcher der Bewerber Landesherr war, als eines für die

dingliche Grundlage der Reichsstandschaft g enügenden Lan¬

des, wovon die Uebernahme eines standeswürdigen Anschlags

zu den Rcichslasten möglich war, so daß also das dingliche

Fundament der Reichsstandschaft noch durchaus fehlte, so lange

die angezeigte Jmmediatherrschaft von dem Reichstage noch

nicht als genügend anerkannt war: daß aber eine jede Jm¬

mediatherrschaft hätte genügen können, war eben dadurch, daß

die Wahlcapitulation deren Prüfung vorschrieb, dircct ausge¬

schlossen. Dagegen kam

5) Es ist daher auch durchaus unrichtig, wenn das Pözl'schc Gut¬

achten S. 95, 96 sagt, daß: „die persönliche Qualifikation vor¬

ausgesetzt, jeder ei» Stand des Reiches sei, also zum hohen Adel

gehöre, der ein nnmittclb arcS Territorium und Landeshoheit besitze."
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4) auf den Titel an sich nichts an, indem weder der
Fürsten- noch der Grafentitel für den Erwerb der Rcichsstand-
schaft vorgeschrieben war, und jederzeit und bis zu Ende des
deutschen Reiches auf dem Reichstage und auf den Grafen-
bänkcn notorisch auch soltbc Herren saßen, die nur von ihrer
als rcichsständisch anerkannten Jmmediathcrrschaft den Titel
als Freiherren führten. Wenn demnach das Gutachten
S. 91 weiter sagt:

„Die wirkliche Einreihuug in ein Kollegium des Reichstags
„mit einem bestimmten Sitz- und Stimmrechte (jus sessiouis
„sc voli), sowie die Ausübung dieses Sitz- und Stimm¬
rechtes, die effective Reichsstandschaft, sind Folgen,
„welche sich an den Besitz der Eigenschaft eines Standes
„des Reiches knüpfen können und sich thatsächlich in der
„Regel daran knüpften, aber nicht Bedingungen dieser Ei¬
genschaft"

so liegt hier offenbar nicht nur eine Vermcngung der Be¬
griffe eines Standes des Reiches im weiteren und im en¬
geren Sinuc vor, sondern es ist überdies ganz unwahr,
daß sich an die bloße Eigenschaft eines Standes des
Reiches (im weiteren Sinne), d.h. eines deutschen unmittel¬
baren Landesherr» überhaupt, die Reichs stand¬
schaft, das eben gedachte jus sessiouis so voli, angeknüpft
habe. Dies ergibt sich nicht nur aus den schon oben S. 155
Note vorgelegten übereinstimmenden Zeugnissen der besten
Publicisten aus der Reichszeit, sondern es ergibt sich dies am
deutlichsten aus dem Alden burgischen Grafendiplom von
1653 selbst,^) indem der Graf Anton I. Freiherr von
Aldenburg und seine Dcsccndcntennie und zu keiner Zeit
auch nur daran hätten denken können, sich für rcichsständisch
auszugeben, wenn ihnen dieses Diplom nicht die kaiser¬
liche Einwilligung zur Einnahme eines Sitzes und einer

"9 Das Aldcnburgtschc Grafcndiplom von 1653, von welchem
vor einiger Zeit in den Zcitnngcn wie von einer neuen Entdeckung
gesprochenwurde, steht vollständig längst abgedruckt in I. G. v. Meiern
sola Lomitial. kutisbou. Thl. I. S. 964—321.

11«



Stimme auf einer der Grafenbänke des Reichstages erthcilt

hätte.

8 77-

b) Nachweis, daß das Pözl'sche Gutachten die Fähigkeit zur Reichs-
standschaft und die Zuständigkeit derselben verwechselt.

Es ist aber in der eben besprochenen Stelle des Gut¬

achtens noch eine andere Unrichtigkeit und Verwechselung

enthalten, indem nämlich die Fähigkeit, die Reichsstand¬

schaft zu erwerben, mit der Zuständigkeit einer bereits

erworbeneu Rcichsstandschaft durcheinander geworfen wird.

Nur wo die letztere vorhanden ist, da ist die wirkliche

(im Pvtzl'schen Gutachten sogenannte effektive) Ausübung

gleichgültig für das durch die Rcichsstandschaft begründete

hohe Standesverhältniß, den sogenannten hohen Adel, d.h.

nur unter der Voraussetzung der kaiserlichen Verleihung

der R eichsstand schaft und der reichscollegialischen Koop¬

tation und gehöriger Habilitation war es gleichgültig für die

hohe Adelseigenschaft, ob der Berechtigte einen Sitz ans der

Grafenbank wirklich einnahm oder auf denselben wirklich an¬

gewiesen (uämissus) worden war, oder ob er seine Stimme

wirklich ausübte, oder sich ihrer enthielt, weil es ihm nicht

beliebte, sie auszuüben,") oder weil er durch Subjection

unter einen anderen Reichsstand als 8lslus exemtus daran

gehindert wurde."") Nur unter dieser Voraussetzung war es

also gleichgültig, ob man ein „nicht beihaltender Mit¬

stand" war, wie sich das im Pözl'schcu Gutachten S. 93

angeführte Protokoll des fränkischen Grasentags vom 24. Mai

1785 ausdrückt. Aber sicher ist es keinem rcichsständischcn

Kollegium jemals beigefallen, einen Herrn, der sich niemals

gehörig habilitirt hatte und nie von ihm cooptirt worden

war, einen „nicht beihaltenden Mitstand" zu nennen.

5) Nur von diesem Falle spricht die aus Moser, deutsches Staats¬
recht Bd. VIII. S. 476 § 16, ausgezogene Stelle in dem P özl'schcn Gut¬
achten S. 95.

55) lieber den Begriff von Li-Uus oxsmti s. oben § 2 S. 8.
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Auf diese bereits durch Habilitation und Cooptation er¬

langte Zuständigkeit — die vollendete Erwerbung —

der Reichsstandschaft gehet bei den im Pvzl'schen Gutachten

citirtcn Schriftstellcn (Henning, Fritsch, Neinking u. s. w.)

der Ausdruck: „8t3ius gui delilieraiianum publicgrum sunt es-

puees," und diese („gui de novo in imperii colieziuin sunt

cooptsti") sind wahre Rcichsstände und haben Anspruch

auf deren hohen Stand, wenn auch die Admission, d. h.

die Einführung und die Einweisung in einen Sitz und

Stimme — das „sctu votum ei sessiouem consegui" — noch

nicht wirklich erfolgt ist. Hätte das Pözllsche Gutachten den

Unterschied von Habilitation und Kooptation auf der

einen Seite, und von Admission ans der anderen Seite

nicht gänzlich übersehen, so würde es ihm schwerlich beige¬

sellen sein, einen der von ihm angerufenen Schriftsteller für

seine Meinung als Gewährsmann anzurufen.^) Ganz ab¬

surd aber wäre es, wenn man die Aeußerung des Cocccjus,

welche das Pözl'sche Gutachten S. 95 wiedergibt:

— „daß das jus eomitiorum omnibus stgtibus deditum sei" —

von allen reichsunmittelbaren Landesherren oder Ständen des

Reichs im weiteren Sinn verstehen und daraus ableiten wollte,

daß sie auf ihr Verlangen zu Sitz und Stimme zuge¬

lassen werden mußten und davon gar nicht abgehalten werden

durften. Denn hiernach müßte jeder Landesherr eines rcichs-

unmittelbaren Territoriums sogar ein Recht gehabt haben,

den Kaiser und den Reichstag zu zwingen, ihm die Reichs¬

staudschaft zuzugestehen, da nun einmal ohne des Kaisers vor-

gängigc Erlaubniß von einer Cooptation am Reichstag gar nicht

die Rede hätte sein können. Es stehet aber fest, daß der Kaiser

Der Unterschied von Habilitation und Cooptation einerseits und

Admission andererseits zeigt sich besonders deutlich in dem vom Pözl'schen

Gutachten selbst angeführten Beschluß der W etterau'schen Grafen vom

12. Februar 1636, wonach diese (mit Recht) daraufdrangen, daß die.,ha-

bilitirtcn (und daher cooptirten) Grafen auch wirklich in ein Gra-

fencollegium eintreten (sich admttttren und introduciren lassen)

und die schuldigen onera tragen helfen sollen."



niemals zur Verleihung der Reichsstaudschaft gezwun¬

gen werden konnte, daß, wenn er sie einem Herrn verlieh,

der sie bisher noch nicht gehabt hatte, dies immer eine

Gnade war, und daß selbst im Falle des Erwerbes eines

bisher rcichsständiscbcn Landes die darauf haftenden Stimme

und Sitz auf dem Reichstag mit alleiniger Ausnahme der

alten Stimmen nicht ipso furo auf den Erwerber übergingen,

sondern es lediglich und allein bei dem Kaiser und den rcichs-

ftändischcn Kollegien stand, ob sie den Ncbcrgang der bisher

auf dem Lande ruhenden Stimme auf den neuen Erwerber

genehmigen oder auch eine neue Stimme verleihen wollten oder

nicht.*') Hätte Cocccjuö das gesagt, was das Gutachten

aus ihm herauslesen will, so hätte er eben eine Unrichtigkeit

gesagt, die durch seinen Namen nicht zur geschichtlichen Wahr¬

heit erhoben werden konnte.**') Uebrigens ist es für den Ben-

tinck'schen Fall ganz gleichgültig, ob zur Reichszcit Landes¬

herren mit Immediatherrschaften schon als solche für Reichs¬

stände zu achten gewesen wären; denn notorisch hatte Anton l.,

als er zum Reichsgrafen gemacht und mit der Reichsstand¬

schaft vom Kaiser im Diplome von 1653 begnadigt wurde,

keine solche Jmmediatherrschaft; er war damals kein Lan¬

desherr, und hätte daher sogar nach der eigenen Theorie des

P o zl'schcn Gutachtens kein Recht gehabt, den Kaiser zur Ver¬

leihung der Reichsstandschaft oder den Reichstag zur Koopta¬

tion zu zwingen. Die Stimme und der Sitz auf dem Reichstag,

die dem Anton I. von Aldenburg vom Kaiser verliehen wurden,

waren also an sich keine Folge einer etwa bisher schon ihm

angeblich zuständigen Eigenschaft als Stand des Reiches, da

5) Siehe oben S. 6.

^) Ganz entschieden hat sich gegen die Lehre, welche zuerst T abor,

in der Zeitschr. f. deutsch. Recht Bd. III. Heft 1, S. 106 u. folg. auf¬

bringen wollte, und die nun das P özl'sche Gutachten nachschreibt, — wo¬

nach die Fähigkeit statt der Erwerbung der Ncichsstandschaft genügen

soll, um den hohen Adel zu begründen — neuerlich mit vollem Rechte er¬

klärt: H. A. Z achariä, deutsch. Staats- und Bundesrecht, 2. Aufl. 1853,
§ 93 S. 449 Note 5.
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cr diese ja vor der Ausfertigung des kaiserlichen Diploms von

1653 in Ermangelung aller und jeder Jmmcdiatherrschaft selbst

nach der eigenen Theorie des" Pozl'schcn Gutachtens nicht ha¬

ben konnte. Zu der Zeit aber, wo Anton I. ans dem väter¬

lichen Testament (1663) die Herrschaft Kniphansen erhielt,

war schon längst (durch die Wahlcapitulation Ferdinan d's IV.

von 1653 und L c o p o l d's I. von 1658 und den jüngsten

Rcicksabschied von 1654, K 197) rcichsconstitntionömäßig der

Grundsatz eingeführt, daß weder der Besitz eines unmittelbaren

Rcichslandes mit Landeshoheit, noch auch die kaiserliche Ver¬

leihung mehr die Rcichsstandschaft gewähren konnte, so lange

die reichsständische Cooptation nicht dazu gekommen war.

Es hatte daher auch der Graf Anton I. durch die Ver¬

leihung der Rcichsstandschaft in dem kaiserlichen Grafendiplome

von 1653 nichts erlangt, als eine Ernennung zum reichs¬

ständischen Personalisten, und etwas Anderes hat weder

er noch irgend einer seiner Deöcendenten jemals erreicht, da sie

niemals in einem reichsständischen Grafencolleginm cooptirt wor¬

den sind. Ucberdtes ist der Graf Anton I., Freiherr von Alden¬

burg, nicht in dem § 197 des Rcichsabschiedes von 1654 auf¬

geführt, in welchem die Personalisten namentlich aufge¬

zählt sind, hinsichtlich deren die Reichsstände dem Kaiser auf

dem Reichstage von 1653—1654 noch nachgegeben hatten, daß

sie ohne genügende Habilitation (zum Letztenmale) introdncirt

werden durften, und daher stand auch der Graf Anton I.

von hier an — also fast unmittelbar von der Ausfertigung

seines Grafcndiploms an — unter der ausdrücklichen gesetz¬

lichen Bestimmung des 8 197 des Rcichsabschiedes von 1654,

wonach ohne Habilitation und Cooptation durch ein reichsstän¬

disches Kollegium Niemand mehr wahrer Rcichsstand sein

konnte.

Liest man überdies die in dem Gutachten S. 95 aus Coc-

cejus ausgezogenen Stellen ohne vorgefaßte Meinung, so

wird man es unerklärlich finden, wie das Gutachten dieselben

zur Unterstützung seiner Behauptungen anführen konnte; denn

Coccejus sagt hier ganz ausdrücklich, daß nicht alle Reichs-



Siehe oben § 74, S. 155, Note «).

«) So z> B. hatte der Graf von Pappcnhcim als Reichscrbmar-

schall auf dem Reichstage zwar einen Sitz, aber keine Stimme; ähnlich die

Grafen von Wcrthern als Reichserbthürhüter.

unmittelbaren auch Reichsstände sind, sondern daß dies unr Die¬
jenigen sind, welchen Sitz und Stimme auf dem Reichstag zu¬
steht; er will also die Bezeichnung von ststus imperii überhaupt
nur von Denjenigen gebraucht wissen, welche nach der obigen
Ausführung Reichöständc im engeren und eigentlichen Sinne sind,
und darin stimmt er mit den berühmtesten Publicistcn der Reichs-
zcit, wieMoser, Pütter, Gönner, Leist u. s. w. übercin,
von denen das P özl'sche Gutachten, S. 96, selbst nicht umhin
kann, einzuräumen, daß dieselben den Begriff von Reich s-
stand wesentlich als dadurch bedingt betrachteten,daß Jeman¬
den Sitz und Stimme auf dem Reichstage zustand.*)
So mußten auch die Publicisten der Reichszcitden Begriff
eines Rcichsstandcs im eigentlichen Sinne bestimmen, jene
Männer, vor deren Augen der Reichstag lebendig dastand, und
die wohl wußten, daß es auf dem Reichstage sogar Rcichs-
grafen gab, die zwar cffectiv einen Sitz, aber keine Stimme
ans demselben hatten, *^) und die eben deßhalb doch noch nicht
zu den Reichsständen gerechnet werden durften und auch
von keinem Publicisten aus der Reichszeit jemals dazu gerechnet
worden sind.

o) Nachweis, daß Mangel der Landeshoheit nicht der Grund ist, warum

die RcichSrittcrschaft nicht zu den Ständen des Reiches im eigentli¬
chen Sinne gerechnet werden konnte.

Bemerkenswert!) ist es sodann, daß das Gutachten S. 96
Note 168 sich bemüht, den Mitgliedern der unmittelbaren
Reichsritterschaftdie Eigenschaft als Stände des Reiches voll¬
kommen abzusprechen, und namentlich ist der Grund bcmerkcns-
wcrth, aus welchem dies hier geschieht, weil nämlich dieselben
bekanntlich keine Landeshoheit gehabt hätten. Auch
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dies ist völlig unrichtig. Die Mitglieder der Reichsritterschaft

waren allerdings keine „Reich sständc" im engeren und ei¬

gentlichen Sinne, d. h. es stand ihnen notorisch das Recht nicht

zn, auf dem Reichstag Sitz und Stimme zu führen, aber sie

wurden — was das Gutachten nicht hätte ignorircn sollen — in

den Reichsgesetzen selbst öfters unter der Bezeichnung „Stände

des Reichs" inbegriffen, so oft nämlich mit dem Worte

„Stände des Reiches" nur die rcichsunmittelbarcn Herren, welche

reichsuumittelbare Besitzungen hatten, insgesammt bezeichnet

werden wollten, und von Verhältnissen die Rede war, wobei die

eigentliche Neichsstandschaft, Sitz und Stimme auf dem Reichs¬

tage und was hiervon abhängt nicht in Frage kam.") Der Streit

aber darüber, ob die Mitglieder der freien Rcichsrittcrschaft

bezüglich ihrer rcichsunmittelbarcn Besitzungen Landeshoheit

gehabt haben oder nicht, ist im wesentlichen kaum mehr als

ein Wertstreit. Ihre rcichssreicn Besitzungen hießen lerri-

toria oder Gebiete eben so gut wie die der reichsständischcn

Fürsten, Grafen und Herren; sie waren auch lerritorig, im

reichsstaatsrechtlichen Sinne des Wortes, d. h. Theilc des

Reichsgebietes, worin der Besitzer unter Hoheit des Kaisers

und Reiches landesherrliche Rechte ausübte. "") Es mochten

mitunter sehr kleine Territorien (sog. lerritoriu minutissims)

sein; allein staatsrechtlich war dies ganz gleichgültig, wie

das sogar das Pözl'sche Gutachten selbst S. 42 Note 45

unter Berufung auf G önner""") und Brautlach tft) nicht

ohne eine gewisse Betonung und Befriedigung im Hinblick

auf die Kleinheit der Herrschaft Kniphausen ausgeführt

hat. Es bedarf aber für einen des deutschen Reichsstaatsrechtes

nur einigermaßen Kundigen nicht erst noch einer weitläufigen

Auseinandersetzung, daß die landesherrlichen Rechte, deren

Inbegriff, wie das Gutachten S. 37 und 42 selbst ausführt,

») Stehe oben § 74 , S. 153. Note *)
^») Letst, Lehrbbuch§ 46; Vergl. Gönner, Staatsrecht § 2.

Staatsrecht S. 333.

4) Lpitome )ur. publ. I.. 1. o. Nr. 6.
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die Landeshoheit des Lnudeshcren bildete, vielfach

durch die Große des Territoriums bedingt waren, und daß

namentlich der Umfang des Bcstcuerungsrechts, der Militärgc-

walt, der Gerichtsbarkeit, insbesondere die Zahl der Instanzen

u. f. w,, so wie auch der Umfang der Gesetzgebungsbcfugniß, die

sich der Landesherr beilegen konnte, wesentlich durch die Größe

des Landes bedingt war, ") welche ebenso auch Einfluß auf

die Beschränktheit oder Unbeschränktheit der Negicrungsgewalt

durch Landstände hatte, da auch das Vorkommen landständi¬

scher Elemente in dem Territorium historisch hauptsächlich von

dessen Umfang abhing.

Selbst Diejenigen, welche ans dem Grunde, weil einige

der sonst gewöhnlich von den Landesherren unter dem Namen

der Landeshoheit ausgeübten Hoheitörechte in den rcichsrittcr-

lichcn Gebieten dem Kaiser vorbehalten waren oder von den

ritterschaftlichen Cantons- oder Krcisdirectoricn ausgeübt wur¬

den, Bedenken trugen, die Negicrungsgewalt der Mitglieder

der Reichsritterschaft in ihren Territorien eine Landesho¬

heit zu nennen, nannten sie doch eine Landesherrlichkcit

und gaben dabei selbst zu, daß in der grammatischen Bedeu¬

tung dieser Wörter kein Unterschied, und daß in den

Reichsgcsctzcn den Rcichsrttterlichcn die Landeshoheit nirgends

ausdrücklich abgesprochen sei, und dieselben vielmehr in

mehreren wichtigen Rechten den Landesregenten vollkommen

gleichstehen, und daß es an sich ganz gleichgültig sei, ob man

auch von der Landeshoheit der Neichsrittcrlichen spreche, weil

dadurch der Gewalt der größeren Landesherren doch nichts ab-

So legten sich die Landesherren in den großen Territorien, wie Oester¬

reich, Preußen, Bayern u. s. w. sogar endlich ein wahres Gcsetzg cb ungs-

rccht bei, während in den kleinern Territorien die Landesherren nur „Ver¬

ordnungen" machten, ein Unterschied, der schon im XIII. Jahrhundert

wohl bemerkt und sogar sprachlich scharf bezeichnet war, indem man damals

das Wort ,chsges" sogar nur allein von Reichsgesetzcn brauchte, die lan¬

desherrlichen Verordnungen aber im Gegensatz hiervon als Statuta bezeichnete.

55) Daß die Landeshoheit partikulär bald mehr, bald weniger Rechte

unter sich begriff, war unbestritten. Leist, Lehrb. § 17.



gebrochen werde. *) Es stehet aber überdies fest, daß die Bezeich¬

nung „Landeshoheit" für die Rcgicrnngsgewalt eines Lan¬

desherr» überhaupt erst spät in Gebrauch kam, und daß noch

der westphälische Frieden dafür nur die Bezeichnungen jus territo¬

riale u. dcrgl., oder in der deutschen Ucbersetzung „hohe Lan¬

desobrigkeit" hat, welche letztere Bezeichnung auch für die

Rcgicrnngsgewalt eines reichsrittcrschaftlichcn Herrn in seinem

Territorium so wenig als wie für die eines Rcichsstandcs be¬

anstandet werden kann. Ebenso war reichsgrundgcsetzlich aus¬

gesprochen, daß diese Negicrungsgcwalt der Mitglieder der

Rcichsrittcrschaft in ihren Gebieten eine „Hoheit" sei, und

zwar-im Wesen dieselbe Hoheit, wie sie den Rcichs-

ständen in ihren Territorien zustand. Desgleichen legten

die höchsten Reichsgerichte den Reichsrittern lura territorii bei

und erklärten dieses bald mit dem Ausdrucke Landeshoheit,

bald mit dem Ausdrucke L a n d e s h e rr sch aft. ch) Das

alles findet seine vollkommene Bestätigung in der kaiserlichen

Wahlcapitulation Art. I. § 5., indem diese den Grund, warum

nicht jedes rcichsfrcie Territorium zur dinglichen Begründung

der Rcichsstandschaft, d. h. zur Habilitation, genügen

soll, nicht darin setzt, daß die landesherrlichen Rechte in dem

Vcrgl. Leist, Lehrbuch, S 46. — Gönner, Staatsrecht, § 265,

bezeichnet daher die Rcgicrnngsgewalt der Mitglieder der Rctchöritterschaft

in ihren Gebieten als einen „Inbegriff von Rechten, welcher der Landes¬

hoheit ganz analog ist".

2*) Die Urkunden K. Friedri ch's II. von 1226 u. 1232, welche man

allgemein als die ersten urkundlichen kaiserlichen Anerkennungen der Landes¬

hoheit zu betrachten Pflegt, sprechen nur einfach „eis juribus Oomini ter-

rse", welcher Bezeichnung der Ausdruck „Landeshcrrlichkcit" am Genaue¬

sten entspricht.

In der Wahlcapitulation Art. I. § 2 versprach der Kaiser, „dann

„auch Fürsten, Prälaten, Grafen, Herren und Stände, die unmittelbare

„freie Rcichsrittcrschaft mit einbegriffen, bei ihren Hoheiten, gcist- und

„weltlichen Würden, Gerechtigkeiten, Macht und Gewalt, sonst auch einen

„Jeden bei seinem Stand und Wesen zn lasten."

ff) I. G. Kern er, Allgemeines positives StaatS-Landrecht der un¬

mittelbaren freien Reichsrtttcrschaft, Lemgo, 1786, Bd. I. S. 67.
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wären, sondern lediglich darin, daß nicht jedes rcichsfreie Ter¬

ritorium genügend sei, um einen standeswürdigen

Anschlag davon leisten zu können. Für den Bentinck'schen

Snccessionssall hat aber die Frage nach der Landeshoheit der

Reichsrittcr nur in so fern einiges Interesse, als sich auch hier¬

aus deutlich zeigt, was auch sonst nirgends und niemals be¬

stritten war und auch in dem P vzl'schcn Gutachten ohne Ein¬

schränkung als richtig eingeräumt wird,") daß die Eigenschaft

des hohen Adels zur Ausübung einer Landesre¬

gierung nach den Grundsätzen des Rcichsstaats-

rechtcs niemals erfordert wurde, indem die Reichs¬

rittcr entschieden nicht zum hohen Adel gerechnet werden konnten.

8 79.

ä) Nachweis, daß die Unterscheidung, welche die Landeshoheit zwischen
deutschemund ausländischem Adel begründen kann, nicht bewirkt,
daß alle deutschenlandesherrlichen Familien für rctchsständischczu
achten sind, und daß, wenn man eine Familie den reichsständtschcn
Personalistcn gleichstellt, sie eben dadurch in den niederen Adel
verwiesen ist.

Das Pözl'sche Gutachten, welches S. 96 nicht umhin

gekonnt hatte, einzuräumen, daß Pütt er und Moser den

Begriff eines Rcichöstandcs von der Zuständigkeit einer

Stimme und eines Sitzes auf dem Reichstage abhängig

gemacht hatten, und daß (S. 98) Moser die Grafen Ben¬

tin ck den Neichöständen nicht beigezählt hat, gibt sich sodann

Mühe auszuführn (S. 97), daß dcmungeachtet diese Schrift¬

steller eigentlich und hauptsächlich die Landeshoheit, die

Regierung über Land und Leute als das wesentliche

Merkmal angegeben hätten, wodurch sich der hohe deutsche

Adel vor dem hohen Adel ander erLändcr ausgezeich¬

net hätte.

Es ist nun allerdings richtig, daß nicht nur Moser und

Pütter, sowie auch andere Pnblicisten der Reichszeit einen

5) Siehe unten § 8l).



So z. B. Gönner, Staatsrecht, § 68, II. „Zu dieser Klasse

(dem hohen Adel) gehören nur die mit Sitz und Stimme auf NcichS-

vcrsammlungcn versehenen Fürsten und Grafen, sammt den Gliedern dieser

Familie» in weltlichen Ländern." — I(. L. Lckmiü, Lchrb. des deutschen

Staatsrechts, äonse IWl, S. 266. „Zu dem hohen Adel gehörten nur

diejenigen Glieder des Reichs, welche an der NctchSrcgicrung, sowohl

mit individuellem, als mit korporativem Stimmrecht in der Rcichsvcr-

sammlnng Thcil nahmen." — Eichhorn, deutsches Privatrccht, §56.—

Man sehe noch unten § t66.

^) Dies ist cS, was Püttcr, Misthcirathen, S.329, 336, im Auge

hat, wenn er den hohen deutschen Atel darin begründet erklärt, daß die

deutschen Fürsten „Land und Leute als wahre Staaten zu regieren und

als Rcichöstände zugleich an der allgemeinen Ncichsrcgierung

ihren vcrhältnißmäßigcn Anthctl haben."

— )73 -

Unterschied des hohen deutschen Adels — als welchen

sie aber mir allein die reichsständischen Familien in

dem engeren und eigentlichen Sinne des Wortes begreifen, —

von dem Adel anderer Länder darin gesehen haben, daß

der deutsche hohe Adel auch Landeshoheit hatte, oder über

Land und Leute regierte, und gewiß war dies auch ein wirk¬

licher thatsächlicher Unterschied. Allein daraus, daß die deut¬

schen Reichs stände auch Landeshoheit hatten, und

daß sie durch ihre Regierung über Land und Leute allein

schon sich von dem au sländisch en Adel unterschieden, folgt

keineswegs, daß sie wegen ihrer Landeshoheit nach deutschem

Staatsrechte den hohen Ad cl Deutschlands bildeten, son¬

dern diesen bildeten sie, — wie Moser und Pütter und die

übrigen berühmtesten Publicisten der Reichszeit immer gelehrt

haben,*) und wie das Pvzl'sche Gutachten selbst bisher

auszuführen gesucht und mehrmals, wie z. B. Seite 88, 96

n. f. w. ausdrücklich angegeben hat, — nur allein wegen

ihrer R ei ch s st au d sch aft, welche den Besitz einer Landes-

hcrrschaft ohnehin voraussetzte. **) Uebrigcns ist hier nicht da¬

von die Rede, wie sich die deutschen landesherrlichen Fa¬

milien vom ausländischen Adel, sondern allein davon,

wodurch sich die rcichs ständischen oder deutschen hoch-

adelichen Familien von den übrigen deutschen landcs-
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herrlichen Familien unterschieden. Wenn aber sodann das

Pözl'sche Gutachten S. 98 weiter die Meinung ausspricht:

„daß Moser und Pütt er in Erwägung, daß ständische

„Befugnisse auch von dem Adel anderer Länder und den rcichs-

„ständischcn Personalsten ausgeübt wurden, gewiß niemals

„einen mit Landeshoheit regierenden, zur Reichsstandschaft be¬

rechtigten und qualificirten Fürsten oder Grafen, wenn er

„noch in keinem Rcichöcollegium Sitz genommen hätte, gerin¬

geren Standes als einen P er so u alistc n geachtet haben

„würden," — so dient hierauf zur Erwiderung,

daß

1) nicht jedem sog. hohen, d. h. hochtitulirten

Adel anderer Länder — (denn nur von diesem konnte hier

die Rede sein) — ständische Befugnisse zustanden, z. B. nicht

dem dänischen, russischen und dem französischen seit Ausbildung

der absoluten Monarchie in Frankreich:

daß ferner

2) es eine ganz andere Frage ist: ob deutsche Rcichs-

stände durch Vermählung mit Frauen aus hochtitulirten: aus¬

ländischen Adel eine notorische Mißheirath im Sinne der Wahl-

capitnlation begehen, oder ob der deutsche reichsständische Adel

und der hochtitulirte ausländische Adel einander vollkommen

standesgleich sind, und daß sehr wohl letztere Frage ver¬

neint werden kann, ohne daß darum die crstere bejaht wer¬

den dürfte:

daß aber, von diesem allem abgesehen,

3) die Familie Aldenburg nun einmal, wie schon ge¬

zeigt wurde, aber nachher noch genauer ausgeführt werden

soll, an sich keine wirklich rcichsständische, sowie auch keine zur

Rcichsstandschaft gehörig qualificirte Familie war, indem sie in

dem Grafendiplom von 1653 nur erst die kaiserliche Genehmi¬

gung zur Führung von Sitz und Stimme auf dem Reichstag

erhalten, aber niemals sich vorschriftsmäßig habilitirt, noch

Bergt. Meine Schrift, über Mißhcirathen, § 56 u. folg-
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auch die Cooptation durch die reichsständischcn Kollegien er¬

langt hatte.

4) Sofcrne aber das Pozl'sche Gutachten aus der Lan¬

deshoheit über Kn ipHausen und der kaiserlichen Zusicherung

der Rcichsstandschaft in dem Aldenburgischen Grafcndiplomc

von 1653 selbst nur ableiten will, daß die Familie Bcntinck

keinen geringeren Skandals den eines Pcrsonalisten ge¬

habt haben könne, so würde, wenn dies als richtig angenommen

wird, gerade hieraus unmittelbar mit voller juristischer Con-

scquenz sich ergeben, daß die Familie Bcntinck nicht zum

deutschen hohen Adel gehört, eben weil sich nun ein¬

mal, was geschichtlich unumstößlich feststeht, der hohe deutsche

Adel als ein dinglicher ausgebildet hatte,"") und daher auch

die bloße Personalisten rcichsstaatsrcchtlich notorisch nicht

zum hohen deutschenAdel gerechnet werden konnten und

auch von den besten Publicistcn aller Zeiten nie dahin gerechnet

worden sind.""") Somit hat das Pvzl'sche Gutachten durch

Siehe oben §77. — Die Behauptung in dem P ö z l'schcn Gutachten

S. 97, daß die gräfliche Familie Bcntinck zur Ncichszcit „neben dem

vollen Rechte der Rcichsstandschaft" über ein unmittelbares NeichS-

land mit Landeshoheit regiert habe, verstößt gegen alle thatsächliche, ge¬

schichtliche Wahrheit! —

^) Schund, Lehrbuch S. 266: „Dieser (hohe) Adel war . . . ein

Rcal-Adel, indem er den Familienbcfltz eines mit Rcichsstandschaft

versehenen NcichSlandcs voraussehte," u. s. w. — Gönner, Staats¬

recht, § 66 (sich oben S. 173, Note ^).

K'^) lieber die Einführung der letzten Personalisten, welche der Reichs¬

tag dem Kaiser Ferdinand III. auf dem Reichstag von RcgcnSburg 1653

—1654 gestattete, worunter aber der Graf Anton I., Freiherr von Alden¬

burg, sich nicht befand, siehe oben § 77, S. 167.— Seitdem galten Perso¬

nalisten als „inconstitntionell". Leist, Lchrb. §37.— Daß die Per¬

sonalisten nicht zum hohen Adel gerechnet wurden, bis sie ein Territorium

erworben hatten, ergibt sich ans dem Rcichsabschicd v. 1543 § 66; Reichs-

abschicd v. 1654 § 197; und der Wahlcapitulation Art. I. § 5. — Ucbcr-

cinstimmcn: Moser, v. d. deutsch. Ncichsständcn, 1767, S. 316 folg. —

Klüber, öffcntl. Recht, Z 262 Note o. — Maurcnbrechcr, deutsch.

Staatsrecht, Frankfurt 1837, § 69. — H. A. Za chariä, deutsch. StaatS-

und VundeSrccht, 2. Anfi. Nöttingen 1853, § 93, S. 447 Note 2.
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seine Argumentation die von der reclamantischen Seite aufge¬
stellte Behauptung des hohen Adels der Familie Bentinck
selbst so gründlich vernichtet und widerlegt, daß den Verthei-
digern des dermaligen Besitzers der Herrschaft Knip Hausen
in dieser Beziehung kaum noch eine kleine Nachlese zu halten
übrig gelassen ist.

e) Widersprüche im Pözl'schen Gutachten.

Es ist aber sodann ans den offenbaren Widerspruch auf¬
merksam zu machen, in welchen das Pvzl'sche Gutachten in
zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Seiten mit sich selbst
geräth.

Auf S. 96 wird nämlich ausdrücklich gesagt: „Wenn der
factische Besitzer behauptet (Denkschrift S. 34),") es sei unrich¬
tig und völlig gegen die Geschichte, wenn man der Ansicht
Geltung zu verschaffen suche, als habe die Ausübung der Lan¬
deshoheit den Besitz des hohen Adels vorausgesetzt, so räu¬
men wir ihm das gerne ein."

Auf S. 97 des Pözl'schen Gutachtens wird dagegen
gelehrt:

„daß die Landeshoheit, die Regierung über Land und
„Leute als die wesentlichste Eigenschaft des hohen deut¬
schen Adels galt."

Sonach wird gleichsam in einem Athem gesagt, daß ho¬
her Adel und Landeshoheitgar keine Beziehung zu einander

A) Dic von dem dcrmaligcn Besitzer der Herrschaft Knip Hausen,

dem Grafen Gustav Adolph Rcntinck, bei der hohen BundcSccntral-

commission eingereichte Denkschrift (Frankfurt a. M. 185V) hatte S. 34

aus mehrfachen Beispielen nachgewiesen, daß cS zur Zeit des Reiches nicht

selten Familien von notorisch niederem Adel, ja sogar Bürgerliche

gegeben habe, welche durch Erbschaft in den Besitz von Territorien gekom¬

men waren und darin, jederzeit von Kaiser und Reich ungehindert, die

Landeshoheit ausgeübt hätten. Es ist hier noch daran zu erinncn, daß

jene Besitzerin der Herrschaft Kniphausen, von welcher sie der Graf

Johann XVI. von Oldenburg erwarb, selbst notorisch nur ein Fräulein

von niedcrem Adel gewesen war. Stehe oben S. 97, Note '''.
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hätten, und daß Landeshoheit das Wesen des hohen deutschen

Adels ausmache. Diese beiden Sätze zu vereinigen, ist wohl

eine etwas stärkere Zumuthung, als sie ein Unbefangener wird

vertragen können; doch wird sie Denjenigen nicht befremdlich

sein, welche mit den früheren von reclamantischer Seite aus-

gegangenen Ausführungen vertraut sind. Zwar sucht das

Pözl'sche Gutachten, S. 95, 96, diesen Widerspruch dadurch

zu heben oder zu verdecken, daß es zu der Landeshoheit noch

eine „persönliche Qualification" fordert, damit der In¬

haber derselben zum hohen Adel gehören könne. Aber auch

wenn dies zugegeben werden konnte (was nach § 79 durchaus

nicht der Fall ist), so würde daraus doch nur folgen, daß das

Wesen des hohen Adels in der „persönlichen" Qualification

und nicht, wie in demselben Pözl'schen Gutachten, S.97, gesagt

wird, in der Landeshoheit läge; es wäre also damit der

zuerst gerügte Widerspruch keineswegs beseitigt, sondern nur

ein anderer neuer Widerspruch an seine Stelle gesetzt, die

Sache selbst aber in keiner Weise gebessert. Daß aber die

persönliche Qualification, d. h. selbst Fürsten- und Grafcn-

titcl, keinen Inhaber der Landeshoheit zum Reichsstand und

somit zum Mitglied? des hohen Adels machen kann, sondern

nur allein die von allem Titel und Rang unabhängige kai¬

serliche Verleihung der Reichsstandschaft, sofern die reichscol-

legialischc Cooptation darauf erfolgt ist, ist bereits oben § 76

u. folg. nachgewiesen worden, und muß es daher, aller Dre¬

hungen und Wendungen ungeachtet, bei dem von dem Gut¬

achten S. 96 selbst eingeräumten Grundsätze, daß Landes¬

hoheit und hoher Adel durchaus in keiner ur sachlichen

Beziehung zu einander stehen, sein Bewenden haben.

8 81.

1) Die Verwerfung der im Pözl'schen Gutachten nach der Tabvr'schcn

Abhandlung aufgestellten Theorie durch die neueste Erklärung (1353)

des Herrn Professor H. A. Zachariä in Göttingcn.

Fragt man aber, warum sich das Pözl'sche Gutachten so

viele Mühe gibt, der offenbar rechts- und geschichtswidrigen
12
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Ansicht Eingang zu verschaffen, als wenn ein jeder deutscher

Landesherr als solcher und ohne besondere kaiserliche Verlei¬

hung und Cooptation der rcichsständischen Collcgicn das Recht

der Reichsstandschaft gehabt hätte, oder — was dasselbe wäre —

daß zur Begründung des hohen Adels schon die Fähigkeit zur

Reichsstandschaft genügt hätte, so kann auch dies kein Mthscl für

Denjenigen sein, der mit dem seitherigen Gange des Bentinck-

schcn Rechtsstreites näher bekannt ist. Den Verthcidigern der

Herren Reklamanten konnte es nämlich nicht entgehen, daß eben

die wirkliche und dingliche Rcichsstandschaft der Familie

Bentinck oder Aldcnburg-Bentinck nun einmal nicht

zu erweisen ist, daß somit dieser Familie das wesentliche

Merkmal fehlt, von dessen Dasein die Eigenschaft des soge¬

nannten hohen Adels nach der unbestreitbaren Ansicht der

berühmtesten und tüchtigsten Publicisten der Rcichszeit abhängig

war. Darum wurde alsbald der Versuch gemacht, eine andere

Lehre aufzubringen und der Ansicht Eingang zu verschaffen,

daß die Landeshoheit das Wesen des hohen Adels aus¬

gemacht habe.") Es gelang unter Anderem, dieser Ansicht

Eingang in den von dem k. dänischen Bundeötagsgcsandtcn,

Freiherrn von Pechlin, verfaßten Commissionsbericht vom

4. Juli 1844 zu verschaffen,'^) und einen oder den anderen

der neueren Publicisten durch die hierfür gebrauchten Argu¬

mente zu verblenden. Auf die falsche Prämisse, „daß alle

Höcht itulirten Inhaber einer Landeshoheit ohne weiteres

für Reichöstände zu achten seien, wurde sodann die Schluß¬

folgerung gebaut, daß die Familie Bentinck unter die reichs¬

ständischen Familien gerechnet werden müsse, und hieran wurde

kühn die Behauptung angereiht, daß also die Familie Bentinck

5) K. A. Tabor, Beitrag zur Bestimmung des NechtSbcgriffcs des

hohen Adels, in der Zeitschrift für deutsch. R. von Ney scher und Wilda,

1849, Bd. III. Heft I, S. 196 n. folg., und Wilda, der rcichsgräflich Bcn-

tincksche Erbfolgcstreit, ebcndas. (1849) Heft 2, S. 197.

K'5) Vergl. die Protoc. der Bundcsversamml. 1844, 22. Sitzung vom

4. Juli, 8 292 p. 571, woselbst der Commissionsbericht. ausdrücklich ans

die Tabor'schc Abhandlung Bezug nimmt.
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sogar nach der herrschenden Meinung (der communis opinio) der

Publictstcn der älteren und neueren Zeit zum hohen Adel gehört

habe. Die Unrichtigkeit der Behauptung aber, daß jeder

hochtitulirte Landesherr als solcher schon zu Sitz und Stimme

auf dem Reichstag berechtigt gewesen sei, liegt nach den vor¬

stehenden Ausführungen nicht nur ans offener Hand, sondern

sie ist auch in den neuesten Tagen durch einen der anerkannt

besten neueren Publicisten und gewissenhaftesten Forscher, der

sich bisher noch in keiner Weise in dem B cntinck'schen Rechts¬

streite weder für die eine noch für die andere Parthei bctheiligt

hat, nämlich Herrn Professor Zachariä in Göttingcn, für

durchaus falsch und grundlos erklärt worden.") Der Aus¬

spruch dieses hochgeachteten Gelehrten verdient eine um so

größere Beachtung, als auch er sich früher durch die von der

reclamantischen Seite verbreiteten Schriften hatte beirren las¬

sen, und eben deßhalb in dem gedachten von Pcchlin'schen

Commissionsvortrage (Protvc. der Bundesversammlung 1844,

p. 565) selbst wieder als Autorität für die Richtigkeit der Da¬

bo r'schen Ansichten angeführt worden war, nunmehr aber ohne

irgend eine äußere Veranlassung, lediglich in Folge

seiner fortgesetzten wissenschaftlichen Forschungen mit der Frei-

müthigkcit, welche dem nur für Wahrheit und Recht strebenden

Manne der Wissenschaft geziemt, seine frühere Billigung der

Tabor'schen Ansicht als eine irrige zurückgenommen, und

ausdrücklich erklärt hat, daß er zur herrschenden Mei¬

nung als der allein richtigen zurückkehre."") Es

H. A. Zachariä, deutsches Staats- und Bundcsrecht, 2. Auf!.

Götttngcn 1833, § 93, S. 45g tu der Note. — IlcbrlgcnS'findet sich eine

vollständige Widerlegung der Tabor'schen Theorie schon in: Göhrum,

geschieht!. Darstellung der Lehre von der Ebenbürtigkeit, II Bde, Tübingen

1846, was Herr Professor H. A. Zachariä a. a. O. ebenfalls aus¬

drücklich anerkennt.

65) H. A. Z achwri ä a. a, O. S. 459 sagt ausdrücklich: „Eine Zeit¬

lang habe auch ich diese Ansicht für die richtige gehalten, muß aber bei

wiederholter Prüfung der Sache bekennen, daß ich zu der herrschenden

Meinung, welche besonders durch die gründlichen Ausführungen der Ent-
12"



— 180 —

ist bieß um so wichtiger, als hiermit die reclamantische Seite den
einzigen Namen von wissenschaftlicher Bedeutung verloren
hat, den sie unter den bisher am Bentinck'schen Rechtsstreite
unbetheiligt gebliebenen Publicisten für ihre Behauptung auf¬
führen konnte, und somit stehet diese Behauptung der rccla-
mantischen Seite wieder offenkundig da, als das, was sie ist
— nämlich eine nach dem Bedürfnisse des Part Heistand¬
punktes zugerichtete Irrlehre.

8 82.

Z) Nachweis, daß die Landeshoheit nach dem zur Rcichszcit damit ver¬

bundenen Begriffe durchaus keiner Souvcränetät zu vergleichen und

Ebcnburt keine Bedingung ihrer Erwerbung durch Erbfolge in den

ntcht-reichöständischen Territorien ist.

Der Grund, warum man aus rcclamautischer Seite sich
schmeichelte, mittelst einer künstlich erregten Begriffsverwir¬
rung die landesherrlichen Familien sammt und sonders als
Rcichsstände, und die Landeshoheit somit als das Wesen des
hohen Adels bildend aufgefaßt zu sehen, liegt unverkennbar
darin, daß man darauf rechnete, durch die besondere Betonung

scheidungsgründe des Urthcils der Jenaer Juristenfacultät in der Bentin ti¬

schen Sache und in der Schrift von Göhrum gestützt worden ist, zurück¬

zukehren genöthigt bin." — Auch Mittermaier, den der Pc chlin'sche Cvm-

missionSvortrag (S. S67) für die Tabor'schc Ansicht swohl mit Unrecht)

anführte, hat in der neuesten (7.) Auflage seines deutsch. Priv.-N. (1847)

Bd. I, § 33, S. 211, Note 22, sich für die Richtigkeit der herrschen¬

den, und vom Jenaer Urtheil vertretenen Meinung erklärt. — Hüllmann

aber, Ursprung der deutsch. Fürstcnwürde, 1342, S. 263, 266, welchen der

Pe ch li n'sche Commissivnsvortrag ebenfalls angeführt hat, spricht nicht von

dem, was seit dem XVI. Jahrhundert, beziehungsweise seit der Einführung

der kaiserlichen Wahlcapitulationen praktisches ReichSrccht war, sondern

spricht nur über die Entstehung der Rcichsstandschast die Meinung aus,

daß die Stammgüter der herrschenden Geschlechter die Grundlage ihres An¬

sehens oder hohen Adels gebildet hätten, und daß also die Reichsstandschaft

nicht ursprünglich das Wesen des hohen Adels gebildet habe; worauf

es aber bei Benrthcilung praktischer Fälle aus der letzten Zeit des

Reiches nicht weiter ankommen kann.



der „Regierung über Land und Leute" in den Augen

der des Neichsrechtes weniger Kundigen die Landeshoheit wie

eine Art der Souveränctät, und gleichsam die Würde der¬

selben gefährdet erscheinen zu lassen, wenn ein von einer bür¬

gerlichen Mutter Geborener zu dem Besitze einer Landeshoheit

käme. Es ist aber dabei nicht nur das zu erinnern, daß

zwischen der Landeshoheit nach deutschem Reichsrcchtc und

der heutigen Souveränctät ein gar großer Unterschied im

Wesen ist; daß namentlich zur Reichszeit nur der Kaiser

allein als Souverän galt und alle Landesherren nur als

Untcrt hauen betrachtet wurden,^) so wie auch die

Grafen von B entinck oder Ald enburg-Bentinck heut¬

zutage nichts Anderes als „Unterthanen" sind,^) und

daß es zur Zeit des Reiches für nichts weniger als unver¬

träglich mit der Würde der Landeshoheit angesehen wurde,

daß deren Inhaber — wie das Gutachten S. 96 ausdrücklich

zugegeben hat — nur von niedcrem Adel oder gar nur bür¬

gerlichen Standes waren,""") sondern es gehet überdies

aus der Wahlcapitulatton srt. XXII. Z 4 selbst klar hervor,

daß man zur Rcichszeit durchaus nichts die Würde weder

der Landeshoheit, noch der Reichsstandschaft Ge¬

fährdendes darin erblickte, wenn ein Sohn einer bürger¬

lichen Mutter sogar in einem reich öständischen Territorium

zur Regierung kam. Wäre die Ansicht des Neichsrechtes

eine andere gewesen, so hätte die Succcssion solcher Dcscendcn-

ten geradezu verboten werden müssen; dies ist aber nicht

5) Gönner, Staatsrecht § 93: „Nur der Kaiser ist Herrscher und

Souverän im Gesammtstaatc." Ebendaselbst § 52: „Die Reichs¬

stände haben ihres entscheidenden Einflusses auf die Rcichsrcgicrung un¬

geachtet, weder als Reichsständc, noch als Landesherren, Antheilan

der RcichSsvuvcränctät,"— Leist, Lehrbuch § 15: „Doch bleibt jeder

einzelne Rcichsstand immer Unterthan der Neichsstaatsgcwalt." —

Ganz richtig hat dies der an der hohe» Bundesversammlung er¬

stattete Commissionsbericht vom 24, Juli 1823 ausdrücklich hervorgehoben.

Siehe oben S. 25. —

»5») Siehe oben § 89, Note ^ —
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geschehen, sondern nnr die Bestimmung wurde getroffen, daß

zu Gunsten von Agnaten und anderen Erbbe¬

rechtigten unter gewissen Voraussetzungen ein Ausschluß von

Söhnen einer bürgerlichen Mutter stattfinden kann. Gerade

aber durch die Aufnahme' der gedachten Bestimmung wurde

eben wieder das Princip, daß sogar ans einer notorischen

Mißheirath erzengte Sohne, an sich betrachtet, allerdings

successionsfähig in Land und Leute sind, und daß weder der

Kaiser, noch der Reichstag ein Recht hatte, sie ihrer Abstam¬

mung von einer bürgerlichen Mutter wegen für unwürdig einer

solchen Snccession zu erklaren, so ferne es sich nnr um eine

allodialc Herrschaft, und nicht um ein Reich stehen han¬

delte, aus das Bestimmteste anerkannt und befestigt.")

Waren die mit einer bürgerlichen Frau erzeugten Kinder

eines rcichsständischen Herrn nicht von Geburt ans succes-

sionsfähigc Mitglieder der rcichsständischen oder sogenann¬

ten hochadelichen Familien, so hätte es gar keiner Bestimmung

in der Wahlcapitulation bedurft, um sie unter gewissen Vor¬

aussetzungen zu Gunsten von Agnaten und anderen Erbberech¬

tigten zurücksetzen und durch dieselben ausschließen lassen zu

dürfen. Dieser Ausschluß aber erscheint sonach als eine juri¬

stische Singularität des höchsten Grades, und zwar

um so mehr, wenn man bedenkt, daß man zur Zeit des Reiches

nach dem gemeinen Reichsrechtc die Grundsätze des römischen

und canonischen Rechtes über das Successivnsrecht legitimer

Kinder mindestens für eben so unverbrüchlich hielt, als heutzu¬

tage irgend ein Grundsatz für heilig und unverbrüchlich geachtet

wird, der in eine Vcrfassungsurkunde aufgenommen worden

ist."") Hieraus aber ergibt sich soviel, daß der Begriff einer

6) Daher sprachen die Pnblicistcn der Rcichszcit auch nur von einem

„Vorzugsrecht in der Snccession," welches die Agnaten vor den ans

notorischer Mißhcirath erzeugten Kindern hätten. Vergl. Pütter, Miß-

heirathen, S. 273, Note b.

^) Wie man namentlich über das Recht der Kinder auf einen Pflicht-

thetl dci hochfürstlichcn Familien noch im XVI—XVIII. Jahrhundert dachte,

beweisen nicht nur die Vorgänge in Mißhcirathssachen — vergl. meine
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notorischen Mißheirath nur in der engsten Bcgränznng sowohl
was die Fälle an sich, als was die Familien anbetrifft, in
denen sie etwa vorkommen kennen, genommen werden darf,
und daß daher von einem Grundsätze, der kaum für alte
reichsständischc Häuser gelten kann, kein Schluß auf gleiche
Gültigkeit desselben bei neuen reichsständischen Häusern,
oder gar bei solchen Häusern, die nicht einmal wirk¬
lich rcichsständisch waren, gerechtfertigt werden kann.*)

VIII.

Nachweis, daß die Familie Bentinck oder Alden¬
burg-Bentin ck nach dem Inhalte ihrer Grafendi-
plome zur Rcichözeit uicht zu dem hohen Adel gerechnet

werden konnte.

8 83.

Unbestritten ist. baß die Familie Bentinck nach dem Bentinck-

schen, Grafendiplome von 1732 nicht zum hohen Adel gehören kann.

Wendet man sich aber nunmehr zur Prüfung der beson¬
deren Verhältnisse der Bcntinck'schcn Familie, so ergibt sich
unwiderlegbar, daß sie nicht zu, jenen Familien gehörte, die
zur Ncichszeit zu dem hohen Adel gerechnet wurden und in
welchen nach der Wahlcapitulation art. XXII. § 4 die Agnaten

Schrift über Mißhcirathcn, § 31 u. folg. — so wie auch die Grundsätze

über Errichtung von Primogcniturordnungen u. dcrgl,, welche man. wegen

der darin enthaltenen Abänderung des gemeinrechtlichen PflichtthcilSrechtcs

selbst bei rcichsfürstlichcn Familien für unverbindlich hielt, so lange

nicht die kaiserliche Genehmigung dazu gekommen war.

A) Daß die neugräflichen Häuser nicht ohne weiteres, d. h. nicht

ohne Errichtung eines vom Kaiser genehmigten Famtlicnstatutcs, ein Mißhei-

rathsrccht als in ihnen geltend behaupten können, sagt deutlich Pütt er,

Mißheirathen, S. 120.
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für befugt erachtet werden konnten, einen von einer bürger¬

lichen Mutter geborenen Descendenten unter der Behauptung,

als sei derselbe ans notorischer Mißhcirath geboren, von der

Succcssion auszuschließen. Dies wird sogar durch alles Das¬

jenige, was das Gutachten selbst S. 104 n. folg. über die

Standesverhältnisse der Familie Bentinck oder Aldenburg-

Ben tinck beigebracht hat, auf das Vollständigste unterstützt

und bestätigt.

Vor Allem stehet fest, daß das Bentinck'sche Grafen-

dipkom vom Jahre 1732 eines jener Grafendiplome der ge¬

wöhnlichsten Art ist, wodurch nnr die rcichsgräflichen Titel,

der reichsgräflichc Stand und Rang crtheilt wurden, wo¬

durch aber der Titulargraf notorisch nicht in die Klasse des

hohen oder reich sständischen Adels kam. Den Grafen,

bis dahin Freiherren von Bentinck, wird darin das Prädicat

Hoch- und Wohlgcborcn („Illustres et UgAmkici") verliehen.

Von Verleihung der Reich sst an d sch aft ist darin keine

Rede: überhaupt ist darin nicht die Rede von Bentinck-

schen Jmmcdiatherrschaften, so wie auch notorisch ist, daß

der Freiherr Wilhelm von Bentinck, der hiermit in den

Reichsgrafenstand erhoben wurde, damals keine Jmmcdiat-

herrschaft besaß. Es ist daher selbst von rcclamantischcr Seite

niemals behauptet worden, daß durch das Bentinck-

sche Grafendiplom der hohe Adel der Familie Bentinck

oder das Recht der Reich sstandschaft, oder das Recht,

mit bürgerlichen Frauen erzeugte Kinder als in notorischer

Mißheirath geboren von den gräflich Bcntinck'schen Fami¬

lienrechten auszuschließen, begründet' worden sei. Vielmehr

sagt das Pozl'sche Gutachten S. 112, Note 141, selbst aus¬

drücklich: „Graf Wilhelm von Bentinck war aller¬

dings nur Titulargraf." Dagegen wird eben daselbst

behauptet, seine zur Succcssion in die Al d e n b urg i sch e n

Rechte und Besitzungen gelangten Nachkommen seien keine

bloßen Titu larg rasen mehr gewesen. Insofern hiermit

eine Veränderung ihres vom Vater ererbten Standes durch

ihre Abstammung mütterlicher Scits von dem Grafen
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Anton I,, Freiherrn von Aldenburg, behauptet werden Witt,

wird diese Behauptung sogleich nachher 84) bei der Erör¬

terung über das A ld e n b ur g i sch e Grafcndiplom näher be¬

leuchtet werden. Insofern aber das Gutachten hier (S. 1)2,

Note 141) noch einen Grund gegen die Eigenschaft der Wil¬

helm Bentinck'schen Nachkommen als Titul argrasen

darin finden will, dafi es sagt: „ein Titul arg ras regiert

nicht über Land und Leute, und wird auch niemals als solcher

souverän," so hat der Verfasser des Gutachtens wohl hierbei

vergessen, daß er selbst (S. 96) eingeräumt hat, daß der Besitz

und die Ausübung der Landeshoheit gar keinen Gra-

fcntitel voraussetzt: und ferner hat derselbe übersehen, daß,

wenn, vom „Souverän werden" in Folge der Auslosung

des deutschen Reiches die Rede war, dies den „Landesher¬

ren" als solchen begegnet ist, wobei ganz gleichgültig war, ob

sie einen, und welchen Titel sie hatten, ob sie also neben¬

bei Grafen waren oder nicht.

Es ist aber von größter Wichtigkeit, diesen Umstand, daß

die Familie Bentinck durch das Bentinck'sche Grafcn¬

diplom von 1732 nur Titulargrafen geworden sind, wohl

in's Auge zu fassen: denn hiernach ist klar, daß wenn in der

Familie Bentinck von hohem Adel, Reichsstandschaft

und Mißheirath überhaupt die Rede sein könnte, dies

doch alles nur aus dem A l d e n b u r g i s ch en Grafcndiplome

von 1653 abgeleitet werden könnte. Hieraus ergibt sich jeden¬

falls so viel als unumstößliche Wahrheit, daß, falls der

dcrmalige Besitzer von Kniphausen, der Graf Gustav

Adolph Bentinck, nach etwaigen Alde n bürg isch en

Familienrcchtcn nicht zur Succession in das Aldenburgische

Familienfideicommiß oder Theile desselben sollte gelangen kön¬

nen, er nichts destvwcniger doch jederzeit als ein Graf Ben¬

tinck anerkannt und als zur Führung des Bentinck'schen

Grafentitels und Wappens berechtigt betrachtet wer¬

den müßte, eben weil die Grafen von Bentinck als

solche unbestreitbar und unbestritten nur zu dem niederen

Adel gerechnet werden können.
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ll) Nachweis, daß auch das Aldcnburgische Grafcndiplom von 1653

den hohen Adel der Familie Aldenburg oder Aldcnburg-Ven-

tinck nicht begründen kann:

1) weil damals der Kaiser das Cooptationsrecht der rctchsständischcn

Kollegien bereits anerkannt hatte.

Da, wie so eben (§ 83) gezeigt wurde, das Beut tück¬

sche Grafendiplom unbestritten einen hohen Adel der Fa¬

milie Bcntinck nicht begründen kann, so ist es daher auch

wirklich nur das A l d en b ur g isch e Grafendiplom von 1653,

ans welches das Pvzl'sche Gutachten, so wie auch die früheren

Schriftsätze der Herren Rcclamanten, alles Gewicht zu legen

sucht, wenn es ans den Nachweis ankommt, daß die Familie

Bentinck von hohem Adel sei, und hieraus erklärt sich auch,

weßhalb die Herren Rcclamanten so sehr darauf Gewicht legen,

als Grasen von Aldenbnrg-Bcntinck bezeichnet zu werden.

Prüfet man nun das Aldenburgische Grafendiplom

von 1653, so ergibt sich Folgendes:

1) Das Aldcnburgische Grafendiplom von 1653 ver¬

leihet dem bisherigen Frei Herrn Anton von Aldenburg

vorerst den Reichsgrafentitcl „für sich und seine ehe¬

liche Dcsccndenz beiderlei Geschlechts," was sich

ebenso in allen bekannten Grafcndiplomcn und ebenso

namentlich auch in dem Bentinck'schen Grafcndiplom von

1732 findet. Es verleihet ihm und seiner Dcscendcnz beider¬

lei Geschlechts aber außerdem noch Sitz und Stimme auf

den Reichstagen n. s. w., und dies ist der Punkt, worauf

sich nun die Herren Rcclamanten vorzugsweise stützen, um die

reichsständische Eigenschaft der Familie Aldenburg,

und somit deren hohen Adel darznthnn.

Allein hiergegen ist zu bemerken:

s) Die Verleihung der Reichsstandschaft an Anton l.

ist geschehen zu einer Zeit, wo bereits mit kaiserlicher

Anerkennung der Grundsatz auf dem Reichstage in tat¬

sächlicher Hebung bestand, daß die kaiserliche Ver¬

leihung allein nicht mehr genüge, um einen wirklichen



Reichsstand zu machen, sondern daß dazu Covptation der reichs¬
ständischen Collcgien nothig sei; sie ist geschehen, wenige Wo¬
chen nachher, nachdem diese tatsächliche Ucbung mit Wissen
und Willen des Kaisers Ferdinand III. in die Wnhlcapitn-
lation seines Sohnes des römischen Königs Ferdinand IV.
aufgenommen,also reichsgrundgesctzlich sanetionirt worden war,
und die Sicherstellung dieses Grundsatzes schien den Reichs-
ständcn so wichtig, daß sie sogar denselben durch Ferdi¬
nand III. selbst noch in den Reichsabschicd von 1654 8 19?
aufnehmen ließen, also kurze Zeit nach Ausfertigung des Al-
denburgischcnGrafcndiploms, und ehe noch Graf Anton I.
auf dem Reichstage eingeführt werden konnte, wie oben K 77,
S. 167 gezeigt worden ist. Man kann daher auch durchaus nicht
sagen, daß Graf Anton I. von dem Kaiser zu einer Zeit mit
der Reichsstandschaft begnadigt worden sei, wo die kaiserliche
Gnade allein noch ausreichte, ein wirkliches Reichsstandschafts-
rccht zu begründen. Diese (frühere) Befugniß hatte der Kaiser
notorisch bereits thatsächlich aufgegeben, als er das Al-
denburgischc Grafcndiplom verlieh, und konnte nur mit großer
Mühe von dem Fürstencolleginm erlangen, daß dasselbe noch
einige im Reichsabschicd von 1654 § 197 bestimmt benannte
Personalisten auf seinen Wunsch cooptirte, unter welchen aber
Graf Anton I., Freiherr von Aldenburg, nicht aufgeführt ist.
Unter diesen Umständen würde gewiß kein Publicist der
Reichs zeit es sich habe beifallcn lassen, zu behaupten, esset
dem Freiherr» Anton I. von Aldenburg vom Kaiser die
Reichsstandschaft noch zu einer Zeit verliehen worden,
wo derselbe zu deren Verleihung unbeschränkt befugt ge¬
wesen sei; vielmehr würde kein Publicist der Retchszeit in
jener Verleihung mehr gefunden haben, als was darin nach
Lage des Falles allein zu erkennen ist, nämlich eine kaiserliche
Erlanbniß, sich um die Covptation auf dem Reichstage zu
bewerben.

b) Wollte man aber nichtsdestoweniger gegen die geschicht¬
liche Wahrheit behaupten, daß der Kaiser dem Frciherrn An¬
ton I. von Aldenburg in dem Grafendiplom von 1653 das



Rcichsstandschaftsrccht noch mit voller Wirkung habe verleihen

können, so hat er sie ihm darin nicht als ein dingliches

Recht, nicht wegen einer etwa von dem Freiherrn Anton I,

von Aldenburg besessenen reich sstän d is ch c n Jmmediatherr-

schaft (deren er notorisch damals keine besaß) verliehen,

sondern der Freiherr Anton I. von Aldenburg konnte im äußer¬

sten Falle durch die kaiserliche Standcscrhöhung, so wie sie

i» dem Grafcndiplom von 1653 enthalten ist, nur reichsstän-

di scher Personal! st und nichts anderes werden. Nimmt

man also das äußerst Mögliche an, was der Graf Anton I.

durch das Grafendiplom von 1653 geworden sein könnte, so

gehörte er eben doch nicht zu dem hohen Adel, weil noto¬

risch Personalisten nie zu demselben gerechnet wurden, wie be¬

reits oben Z 79, S. 175, Note nachgewiesen worden ist.

Ucberdics war Graf Anton I. wie eben in 8 84 gezeigt wurde,

nicht einmal als Pcrsvnalist von dem Reichstage cooptirt oder ad-

mittirt worden.

c) Wäre aber auch anzunehmen, was gegen die Kund-

barkeit ist, daß Personalisten zum hohen Adel zu rechnen wären,

so würde doch in der Descendenz Anton's I. kein Mißhei-

rathsrecht Platz greifen können, da, wie dies bereits oben § 75

und § 82 nachgewiesen wurde, daraus, daß eine neugräflichc

Familie zum hohen Adel gerechnet werden kann, noch durchaus

nicht folgt, daß bei ihr ohne weiteres die Ehe mit Bürgerlichen

eine notorische Mißhcirath sei, sondern dies bei ncngräslichen

Familien die Errichtung eines besonder» vom Kaiser zu bestä¬

tigenden Hausgesetzcs voraussetzen würde.

§85.

2) Nachweis, daß dem Frcihcrrn Anton I. von Aldenburg die Ebcnburt

mit dem altgräflichcn Hause Oldenburg und somit auch mit den übri¬

gen altgräflichen und altfürstlichcn Häusern nicht verliehen worden ist.

2) Kann aber nach den eben gedachten Rechtsgrundsätzen

auch nicht der mindeste Zweifel darüber bleiben, daß der Frei¬

herr Anton I. von Aldenburg im Zahr 1653 nicht in den

hohen Adel erhoben worden ist, so sind überdies die Verhält-



nissc, die bei seiner Standcserhvhung obwalteten, von der Art,

daß nach den damaligen Begriffen an eine Kooptation desselben

in einem reichsständischen Kollegium, also an eine Anerken¬

nung seines hohen Adels durch den Reichstag gar nicht ge¬

dacht werden konnte. Der Freiherr Anto n I. von Aldenburg

war nämlich, wie oben (Z 3) erwähnt wurde, ein unehelicher

Sohn des Grasen Anton Gunther von Oldenburg und

Delmenhorst mit einem adeltchen Fräulein von Nngnad er¬

zeugt. Niemals ist derselbe durch nachfolgende Ehe lcgitimirt

worden: ja nicht einmal ein Ehever sprechen hatte statt¬

gefunden, und seine Mutter war mit einer Geldsumme abge¬

funden worden.") Auch ist keine solche kaiserliche Legitima¬

tion (leZitimutio pleus per lescriptum) erfolgt, wodurch er wie

ein durch nachfolgende Ehe legitimirtcs Kind zu seinem Vater

in die Stellung eines Mus legitimus gebracht worden wäre.

Derselbe wurde vielmehr auf deu Wunsch seines Vaters, des

Grafen Anton Günther von Oldenburg, nur in so weit

vom Kaiser per rescriptum lcgitimirt, daß er von der An¬

rüchigkeit, welche nach den damals gestünden Rechten den un¬

ehelich Gebornen anklebte, befreit und fähig wurde, in den

Freiherrnstand erhoben zu werden, woraus sodann später seine

weitere Erhebung in den Reichsgrafenstand eingeleitet wurde.

Der erste Graf von Aldenburg befand sich somit in ganz

denselben Verhältnissen, wie so viele andere uneheliche Des-

cendenten reichsständischcr und somit hochadelicher Herren, wel¬

chen ihre illegitimen Väter aus besonderer Zuneigung oder um

ihr Gewissen zu beruhigen, zu einer ausgezeichneten Stellung

verhelfen wollten, ohne jedoch im Entferntesten daran zu den¬

ken, dieselben ihrem eigenen oder anderen altfürstlichen

oder altgräflichcn Häusern gleichstellen und für dieselben

auch Successionsfähigkeit in die Stammgüter und in das

Familienfideicommiß und Ebenburt beanspruchen oder begrün¬

den zu wollen.'") Die Stellung des ersten Grasen von Al-

Jenaer Urthcil S. 37. — Sic verheirathetc sich 1646 mit dem

ostfricSländischen geheimen Rathc, Droste» von Marenholtz.

5) Wären nicht Lxemxls osioss, so könnten hier Dutzende von



denburg zu dem Oldenburgischen und den anderen alten reichs¬

ständischen Häusern war demnach im Wesen dieselbe, wie sie

Kinder aus morganatischen Ehen oder ans Mißheira-

then haben, welche von den Ehegatten selbst als unstreitig

notorisch anerkannt werden, und für welche später die Väter

durch kaiserliche Standeöerhvhung gräfliche Titel auswirkten,

ohne dabei zu beabsichtigten, sie ihrem eigenen Hanse gleich¬

zustellen und ihnen darin volles Snceessionsrccht einzuräumen.

Es stand demnach der Graf Anton I. von Aldenburg zu

dem altgräflichcn Hause Oldenburg, und daher auch zu

den übrigen altgräflichcn deutschen Häusern durch die er¬

langte kaiserliche Standeserhöhung genau in demselbe n

Verhältnisse, in welchem die Sohne des Fürsten Karl

Friedrich von Anhalt-Bernburg und der Wilhel¬

mine Nüßler, die Grafen von Bärenfeld, zum hochfürst¬

lich Anhaltischcn Gesammthause, oder die Sohne des Fürsten

Ludwig von Nassau-Saarbrücken und der Katha¬

rina Margaretha Kvstin, — welche letztere genau so,

wie der Graf Anton I. von Aldenburg, zuerst in den Frci-

herrnstand und dann zu Grafen von Ottwciler erhoben

worden waren, —zum hochfürstlichen Nassauischcn Gesammt¬

hause standen.") Von diesen Grafen von Bärcnseld und

den Grafen von Ottweilcr hat das Gutachten selbst S. 76

und 78 mit besonderer Betonung nachgewiesen, daß sie ihres

durch kaiserliche Standescrhohnng erlangten Grafentitcls unge-

gräflichcn und selbst fürstlichen Familien aufgeführt werden, die von

unehelichen Söhnen reichsständischer Herren abstammen; aber dafür

wird sich auch nicht ein einziges Beispiel finden lassen, daß irgend

eine dieser Familien, so groß auch ihr jetziger Glanz, und so hoch und

geachtet ihre Stellung an den souveränen Höfen sein mag, jemals für eben¬

bürtig geachtet worden wäre! — Es läßt sich nicht mehr sagen, als daß

Ehen wirklich reichsständischcr Herren mit Frauen aus jenen Familien,

nachdem dieselben einmal die hohen Standestitcl erlaugt hatten, keine noto¬

rischen Mtßhetrathen sind, wenn sie gleichwohl nicht vollkommen stan-

deSgleichc Ehen sind! — Siehe meine Schrift über Mißhcirathen § 64;
vergl. mit § 54 Note 6* S. 87.

5) Siehe oben S. 135.
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achtet in der hochsürstlich Anh attischen und in der hoch¬

fürstlich Nassautschen Familie für unebcnbürtig und

su c c e ssi o n s u n f ä h ig behandelt wurden, und eben da¬

her nach dem Rcichöstaatsrechte auch uicht den übrigen

reichsständischcn Häusern für ebenbürtig und also über¬

haupt uicht zum hohen Adel gehörig betrachtet werden konnten;

und doch hatten die Grafen von Bärcnfeld und die Grafen von

Ottweiler vor dem Grafen Anton I., Freiherr» von Alden¬

burg, noch das voraus, daß sie von ehelicher Geburt waren,

während der Graf Anton I. erst noch einer I^Aitimslio per

reseriptum minus plenu bedurfte, um von dem anklebenden

Makel der unehelichen Geburt befreit und den in einem alt¬

fürstlichen Hanse, in welchem Mißheirathsrecht galt, mit einer

bürgerlichen Frau erzeugten ehelichen Kindern so weit

gleichgestellt zu werden, daß er, wie diese, der Erhebung

in den Freiherr,,- und dann in den Grafcnstand für befähigt

gehalten werden konnte.

8 86.

3) Fortsetzung, insbesondere Nachweis, daß dem Frcihcrrn Anton von

Aldenburg im Grafcndiplome von 1653 nicht erlaubt worden ist,

sich einen Grafen von „Aldenburg" zu nennen.

So wie die Grafen von Bärcnfeld und die Grafen von

Ott Weiler sich nicht für befugt halten durften, sich Grafen

oder Fürsten von Anhalt oder von Nassau zu schreiben (§ 85), so

durfte der Graf Anton I. und seine Descendenz nicht den Na¬

men Oldenburg führen, um jeden Verdacht, als handle es

sich um eine rechtliche Gleichstellung, um die Verleihung der

Ebcnburt mit den Agnaten des Oldenburgischen Hanfes

und sonach auch mit den übrigen reichöständischen Häusern zu

vermeiden: ja sogar das schien bei seiner Erhebung in den

Grafcnstand bedenklich, ob er auch nur den Namen Alden¬

burg (den er bisher mit fr ei herrlichem Titel unbedenklich

geführt hatte) — als nunmehriger Graf führen dürfe, weil

das Oldenburgische Haus sich selbst auch Aldenburg

schrieb, und gewiß ist es auffallend, daß das Grafendiplom
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A nton's l. von der bekannten Form aller anderen Grafen-

und Fürsten-Diplome darin abweicht, daß es nicht, wie

dies Regel ist,") nach der Verkündigung, daß der „Frei¬

herr" Anton von Aldenburg in den Reichs g rafcn-

stand erhoben worden sei, sofort ihn im Contexte selbst

als einen „Grafen von Aldenburg" bezeichnet, sondern

ihn immer nur — in sonst ganz ungebräuchlicher Weise

„benannter Graf Anton, Freiherr von Aldenburg"

nennt, und ihm nur die Erlau bniß gibt, wenn er eine Graf¬

schaft an sich bringen würde, „d av on sich im Grafen Prä dicat

zu denominircn." Das Aldeuburgische Grafendiplom

von 1653 zeigt also hier wirklich eine in ihrer Art einzige

und wohl beispiellose Eigenthümlichkeit oder Beson¬

derheit, aber wahrlich nicht zu Gunsten der Behaup¬

tung des hohen Adels der Aldenburgischcn Familie! """)

^) Diese regelmäßige Form zeigt u, A. das B entin ck'sche Grafcn-

diplom von 1732; namentlich zeigt sie auch das Nantzau'schc Grafen¬

diplom von 1655, welches notorisch nach dem Wunsche des Grafen

Anton Günther von Oldenburg dem für seinen außerehelichen Sohn

Anton erbetenen Grafcnhiplome als Vorbild dienen sollte, woraus

deutlich die A b si ch t lich keit hervorgeht, mit welcher man bei der Ab¬

fassung des Aldenburgischcn Grafendiplvms von der regelmäßigen Form

abging. — (Vcrgl. den Abdruck des Rantzau'schcn Grafcndiploms, in:

Vorläufige Berichtigung und Widerlegung einiger falschen Nachrichten, die

Grafschaft Rantzau betreffend, von Kuno, Graf zu Rantzau und

Brcttcnburg, Heidelberg 1840, als Beil. 0. — Auf das Genaueste

zeigt auch die rcgcl- und ordnungsmäßige Form las Formular Nr. 213

in ll. tV. so so prinoipiu prooossus fusioii imperisiis suiivi,

b'rsnlel. n. l ,oip?. 1764, S. 420.

*") Die Worte dcö Diploms von 1653 sind: „. . . daß wann benannter

Graf Anton, Freiherr von Aldenburg, edler Herr von Varel, eine

Graf-Herrschaft, oder anderes immedtatc vom römischen Reich dcpendircnde

Gut, an sich bringen würde, selbiges zur unmittelbaren frcigchörigcn Graf¬

schaft . . . erheben und er sich mit allen ehelichen Leibeserbc» und ErbcnS-

Erben davon im Gravenprädtcat zu ewige» Zeiten zu denominircn,

schreiben und tttulircn. . . sollen."

5^) Diese „Sonderbarkeit" des Aldenbnrgtschen Grafendiploms

hat schon das Oldenburgische Votum, in der Sitzung der Bundesvcr-
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Es widerlegt sich daher geradezu durch den Inhalt des Grafen-
diplvms die Behauptung der reclamantischcn Seite, daß der
Freiherr Anton von Aldenburg zu einem Grafen von
Aldenburg erhoben worden sei; vielmehr ist hier mit großer
Sorgfalt, um dem altgräflichen Hause Oldenburg nicht zu
nahe zu treten und voraussichtliche aguatischc Proteste zu ver¬
meiden, — auf Veranlassung des Grasen Anron Günther
von Oldenburg selbst — der Titel Graf nicht mit dem
Namen von Aldenburg in Verbindung gebracht worden.")
Deutlicher konnte der Kaiser nicht ausdrücken, daß der Graf
Anton l., Freiherr von Aldenburg, ungeachtet des ver¬
liehenen, vor seinem Taufnamen zu führenden Grafentitels und
sonstiger Rechte, wie Sitz und Stimme auf dem Reichs¬
tage (als Personalist), dem alten Oldenburgischen oder
Aldenburg!scheu Hause nicht ebenbürtig und nicht in dem¬
selben succcssionöfähig gemacht werden sollte: denn nach diesem
Grafendiplome stand es jedem Mitgliede des alten Ol-
dcnburgischen Grafcnhauses unbestreitbar frei, mit seinem
Widerspruch hervorzutreten und darauf bei den Reichsgerichten
zu klagen, oder (nach der Theorie des Pözl'schen Gutachtens)
von dem Kaiser unmittelbar zu verlangen, daß dem Gra¬
fen Anton l. und dessen Descendcntcn untersagt werde,
sich einen Grafen von Aldenburg zu schreiben. Dieses
Recht hat auch noch heut zur Stunde jedes Mitglied des
Oldenburgischen Gcsammthauses, weil sich an dem Al¬
denburg ischcn Grafendiplom von 1653 seitdem nichts geän¬
dert hat, und keinem jetzt lebenden Mitglied das Schweigen

sammlung vom 4. Jnli 1844, Protokoll S, 592, hervorgehoben, hat aber
die wichtigenRechtsfolgen nicht genügend entwickelt, die sich hieran knüpfe».

A) Anton Günther selbst nennt in seinem Testamente von 1663
seine» austereheltchenSohn Anton, ganz gcnan dem Wortlaut des Di¬
ploms von 1653 gemäß, „den HochwohlgeborncnHerrn Anton, des Hei¬
ligen Römischen Reichs Grafen, Freiherr» von Aldenburg, Erben
zu Varel und Kniphauscn," indem er ihm zugleich Haus und Amt
Varel und HauS und HcrrschaftKniphause» legirt. Protocolle der Bun¬
desversammlung, 1844, S. 535,

13



der bereits Verstorbenen zu einer Anmaßung der Dcscendentcn

des Grafen Anton, Freiherrn von A!d enburg, präjudicircn

kann, '5) War es aber nicht die Absicht des kaiserlichen Grafen¬

diploms von 1653 — und sie konnte es nach dem eben Vor¬

getragenen nicht sein — den Grafen Anton I. dem altgräf¬

lichen hochadelichcn Hause Oldenburg für standesgleich zu

erklären, so war er eben damit zugleich auch nicht den übri¬

gen reichsständischen Geschlechtern für standesgleich erklärt und

konnte es nicht sein, weil die Standcsglcichhcit an sich, wie

die Legitimität eines Kindes, ein unthcilbarcs Recht ist,

weil man nicht einem Theile den reichsständischcn Häuser stan¬

desgleich, den übrigen aber nicht standesglcich zu gleicher Zeit

sein konnte, und weil es überhaupt unerhört gewesen wäre,

daß eine Person und deren Dcscendenz den übrigen Rcichsstän-

den für standesgleich hätte gelten sollen, welche in dem eigenen

reichsständischen Hanse, aus welchem sie entsprungen war, nicht

für standesgleich gelten konnte und durfte. Wenn man sich an

das erinnert, was oben S. 159 gezeigt wurde, daß die alten

reichsständischen fürstlichen und gräflichen Häuser die neu zur

Reichsstandschaft erhobenen Häuser überhaupt nicht als standes¬

gleich wollten gelten lassen, daß sie sogar noch 1699 in der Wahl-

capitulation den Zusatz durchsetzten, daß der Kaiser den größeren

Ständen nicht die kleinen „parificircn" möge, so wird

doch sicher kein Unbefangener darüber im Zweifel sein können,

daß die altfürstlichen und altgräflichcn Häuser 1653 nimmer¬

mehr den neuen Grafen Anton I., der bisher nicht einmal

ein „kleiner," sondern gar kein Stand des Reiches ge¬

wesen war, in welchem Sinne man auch dies Wort nehmen

möge, für standesglcich hätten anerkennen können oder müssen.

Daß später der erste Graf von A ld cn b u r g - B c n t i n ck, gcle-
gcnheitlicheiner Succcssionsangclcnhcit in seiner eigenen Familie, in RcichS-
hofrathsactcn als „Erbgraf von Ald cn b urg" bezeichnet wurde, wie daö
Gutachten S. tt>8 angibt, hat, die Richtigkeit dieser Thatsachcvorausgesetzt,
hiergegen durchaus keine Bedeutung, indem, abgesehendavon, daß nicht
erhellet, w er ihn so bezeichnet hat, damals die Bedeutung der Aldenbur¬
gischen Titel gar nicht in Frage war und nicht zur Entscheidungausstand.
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Dem Rechte nach kann hiernach gar nicht von einem Grafen

von Aldenburg, oder von einer gräflich Alden bürgi-

fchen Familie und einem gräflich AldenburgischenFamilien-

rechte u. f. w. die Rede fein, sondern nur von einer frei¬

herrlich von Aldenbnrgischen Familie, deren Mitglieder

durch das Diplom von 1653 das Recht erhalten haben, sich als

Grafen nach einer von ihnen zu erwerbenden Grafschaft, oder

zur Grafschaft zu erhebenden Herrschaft zu benennen, die aber

niemals weder eine Grafschaft erworben haben, noch ihre Jm-

mediatherrschaft zur Grafschaft haben erheben lassen, wovon sie

sich als Grafen benennen und schreiben dürften.

8 87.

4) Nachweis, daß nach den Aldenbnrgischen Familicnstatntcn Eben¬

bürtigkeit kein Erfordernis! der Succcssionöfähigkeit ist.

3) Untersucht man nunmehr aber, ob etwa in den be¬

sonderen Aldcnburgischen Familicngcsetzen eine ausdrückliche

Vorschrift über das Erfordcrniß einer Standesmäßigkeit der

Ehen vorkomme, so muß dies nach Ausweis der betreffenden

Documentc geradezu verneint werden. In dem Grafendiplome

von 1653 ist nämlich durchaus keine Bestimmung enthalten,

welche auch nur entfernt auf die Ebenbürtigkeit bezogen werden

konnte. In dem Testamente des Grafen Anton Günther

v. O l d en bürg v. 1663, worin derselbe die Herrschaft Knip-

hauscn, das Amt Varel und die Jahder Vogtei zu einem

unthcilbarcn Fideikommiß für seinen unehelichen Sohn

Anton I. und dessen Descendeuz verbindet und die Succcssion

nach Primogeuitur-Ordnung anordnet, findet sich auch nichts

weiter, als daß der ?rim0oenitus des Grafen Anton in die¬

sem Fidcicommissc folgen solle, „sofern derselbe qualifi-

cirt ist."*) Es ist aber nicht nur an sich einleuchtend, daß

dieser Ausdruck nicht auf eine Abstammung aus ebenbür¬

tiger Ehe bezogen werden kann, da dem Grafen Anton I.,

Frciherrn von Aldenburg, wie in § 86 gezeigt wurde,

Protocolie der Bundesversammlung 1844 S. 535.

13
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selbst kein Recht der Ebenbürtigkeit zukam, sondern auch der

Zusammenhang der Stelle lehrt, daß hier nur von einer sol¬

chen Qualification des?rimoAenitu8 die Rede ist, wie sie auch

die goldene Bulle Karl's IV. von 1356 9sp. XXV. § 3 bei

den Erstgeborenen in den kurfürstlichen Häusern wegen der

verordneten Untheilbarkeit der Länder fordert.") Eine an¬

dere oder gar höhere Qualification für den ?riin0Aenitus seines

außerehelichen Sohnes Anton zu fordern, hatte aber der Graf

A n ton Günth c r von O l d e n b nrg wahrlich keine Ver¬

anlassung. Mit Recht hat daher auch das Pözl'sche Gut¬

achten auf diese Stelle des Testamentes des Grafen Anton

Günther von Oldenburg kein Gewicht gelegt.

Dagegen scheint es, daß in dem Pozl'schen Gutachten

S. 198 u. 199 einiges Gewicht darauf gelegt werden will,

daß in einem Vergleiche, der von dem Grafen Wilhelm

Bentinck mit seiner Gemahlin, der Gräfin Eharlotte So¬

phie, der Aldenburgischen Erbtochtcr, am 18. August

und 6. September 1754 abgeschlossen worden war,"") von

einem „clroit üe ?iiinoA6niluie Agllli üsns la insison ll'XIiZkn-

bourz" die Rede ist. Allein bekanntlich schließt eine Primo-

genitur-Ordnung keineswegcs das Erfordcrniß der ebenbür¬

tigen Abstammung in sich; auch ist das Vorkommen einer

Primogenitur-Ordnung keine Eigcnthümlichkeit des hoch-

adelichen Familien- und Erbrechts, sondern es finden sich solche

Primogenitur-Ordnungen notorisch auch sehr häufig bei dem

niederen Adel, ja sogar in einigen Gegenden Deutschlands bei

^) Vurea ItuUa eap. XXV. §3: „strimoZenitus liiius suoceäst in
eis sprinciputidus) sibigue sali sus et äoiuivium competnt, nisi lorsiian
mente cuptus, i'utuus, sen slterius lsmosi et notsbiiis «teleotus exi-
steret, propter quem non äeberet seu passet kominibus principaii."
UcbrigcnS schreibt auch die goldene Bulle Karl'SlV. nirgends vor, daß
die kurfürstlichenSöhne, um succcdircn zu können, aus el> cn bürtig cr Ehe
geboren sein sollen, sondern fordert in csp. VII. §2 nur: „liiium prima-
Zenitum, lezitimum, Isieum."

^) Nachtrag zu der reichsgräflichAld enb urg-Bentinck'schen Denk¬
schrift, Frankfurt 1843, S. 22.
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dem Bauernstandes) Dagegen aber findet sich in dem Testa¬

mente des Grafen Anton II., Freiherr» von Aldenburg,

vom 25. Oktober 1727, welches zu den wichtigsten Familien¬

statuten der Aldenburgisch en Familie gehört, folgende

Stelle, worin er seine Ansichten über die Verheirathung seiner

Erbtochter Charlotte Sophie ausspricht, die deutlich zeigt,

wie wenig das damalige Haupt der Familie einen Grundsatz

der Standesmäßigkcit oder Ebenbürtigkeit als in seiner Fa¬

milie geltend oder statutenmäßig anerkannt betrachtete:

„Wir tragen dabei zu Unserer herzlichen Frau Gemahlin

„Licbden das herzliche Vertrauen, Sie werden Sich in die¬

sem Falle weder an Hoheit, Vermögen, Alliance,

„noch sonst einige dergleichen Absicht richten, sondern wenn

„Sie Gott um seinen Beistand deßhalb angerufen haben,

„blos denjenigen zum Gemahl vor unsere Gräfin Tochter

„vorschlagen und erwählen, der das beste und aufrich¬

tigste Gemüth hat, und mit welchem Unsere Tochter nach

„ihrem Ermessen am glücklich- und vergnügtesten wird

„leben können."

5) Nachweis, daß in der Aldenburgischcn Familie auch kein Familien-

Herkommen in Bezug auf Ebenbürtigkeit der Ehen besteht,

s) die Verheiratungen der beiden Aldenburgischcn Erbtöchtcr
1677 und 1733.

Die Erklärung, welche Graf Anton II. in seinem Te¬

stamente vom Jahre 1727 darüber gegeben hat, daß in der

Aldenburg isch en Familie die Sncccssionsfähigkcit nicht von

Standesmäßigkeit der einzugehenden Ehen abhänge, findet ihre

volle Bestätigung in den Ehen, welche von den Mitgliedern

der frciherrlichen und seit 1653 in den Rcichsgrafcnstand er¬

hobenen Familie von Aldenburg seitdem geschlossen worden

sind. Vor allem ist es bemerkenswerth, daß gerade in zwei

besonders wichtigen Fällen, nämlich in den beiden Fällen,

s) Mtttermatcr, deutsches Privatrecht § 463 Note 15.

I
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in welchen es sich um die Verhcirathung von Erbtöchtcrn

handelte, von diesen standesung l eich e Ehen'geschlossen wor¬

den sind, sofern man nämlich von der (freilich an sich un¬

richtigen) Voraussetzung ausgeht, daß die frciherrlich von

Al den burgisch c Familie seit ihrer Erhebung in den Rcichs-

grafenstand zu dem hohen Adel gehört habe. Der erste Fall

ereignete sich im Jahre 1677, in welchem Anton I, seine

älteste Tochter erster Ehe, Antonie Auguste, die damals

die Erbtochter war,^') mit Friedrich Ulrich Gülden-

low vermählte. Dieser war ein natürlicher Sohn des Königs

Friedrich III. von Dänemark ^') und der Gräfin Samsöe

gewesen: er war also, da die außereheliche Geburt kei¬

nen Adel fortpflanzen kann, wie hoch auch der Rang

der außerehelichen Erzeuger sein mag — seinem Geburts-

standc nach ein'Bürgerli cher, und war dies so lange,

bis er zum Grasen zu Laurwigeu erhoben worden war.

Der Graf von Güldeulöw stand also, was die Ge-

burtsvcrhältnisse anbelangt, dem Grafen Anton I., Freiherr»

von Aldenburg, in aller und jeder Beziehung vollkommen

gleich: einer wie der andere war ein außerehelicher Sohn

eines regierenden Herrn, und nachher in den Grafen st and

erhoben. Nur der Unterschied fand zwischen den beiden Herren

statt, daß Anton I. durch den d eutschen Kaiser, Güldeu¬

löw aber durch den König von Dänemark in den Gra-

fenstaud erhoben worden war: daß also Ersterer wenn auch

nicht zum hohen, doch jedenfalls zum d cutsch en Adel, Gül-

5) Anton I. hatte ans seiner ersten Ehe mit der Gräfin Auguste

Johanna von Sa y n - W i t t g c n st c i n fünf Töchter, aber keinen Sohn:

sein Sohn An ton II. stammt ans der zweiten Ehe mit Charlotte Emilie

LaTremonille, Tochter des französischen Herzogs von T a r c n t e, und

wurde erst nach dem Tode Antvn's l. am 26. Juni 1681 geboren. Vcrgl.
Jenaer Urtheil S. 63.

A«) Durch Versehe» ist in meiner Schrift über Mißheirathen S. 131 statt

König Fri ed ri ch III. der Name Christian V. gesetzt worden, von wel¬

chem die Verleihung des Titels als Grafen von D a n e s k i o l d - S a m-

söe an die Deöeendinten des Grafen Güldenlöw ausging.



den low aber zum hochtitulirten ausländischen Adel ge¬
hörte, welcher eben deschalb, weil bei ihm von Rcichsstand-
schaft nicht die Rede sein konnte, im Vergleiche mit dem deut¬
schen hohen oder reichsständischenAdel nur dem niederen deutschen
Adel gleich geachtet zu werden pflegte. Ueberdies scheint es,
daß der deutsche kaiserliche Hof zu jener Zeit, wo dem Grafen
Gülden low die damalige präsumtive Aldenburgische
Erbtochter angetraut wurde (1677), den Adel desselben noch
gar nicht anerkannte, eben weil er nicht von dem deutschen
Kaiser verliehen war.") Dcmungcachtct würde Niemand in
Deutschland gezweifelt haben, daß, wenn Anton II nicht noch
nach seines Vaters Tode geboren worden wäre, durch die dem
Grafen Güldcnlow angetraute AldcnburgischeErbtochtcr
das gesammte Aldcnburgische Fideikommiß,Kniphausen ein¬
schlüssig, auf deren Kinder vererbt haben würde, wenn gleich¬
wohl der Graf Güldcnlow etwa in Deutschland nur als
ein Bürgerlicher hätte betrachtet werden wollen."")

Der zweite Fall, wo sich eine Aldcnburgische Erb¬
tochter vermählte, fand im Jahre 1733 statt, und diese Erb¬
tochter, Charlotte Sophie, war es, welche durch ihre
Heirath mit dem kurz zuvor (1732) in den Reichsgrafcnstand
erhobenen Freiherr» Wilhelm von Bentinck das Aldcnbur¬
gische Fideikommiß wirklich auf ihre Sohne, die Grafen B e n-

^) Es ergibt sich dies daraus, daß vom Kaiser Leopoldl. im I. 1K86,

also neun Jahre nach der Vermählung des Grafen Güldcnlöwc mit

der präsumtiven Aldcnburgischen Erbtochtcr, ein Curatorium für den Herzog

Alb recht II. von Sachsen-Coburg ausgestellt wurde, worin als Mit-

vormündcr aufgeführt werden: „Friedrich Ulrich Güldenlö w zu Laur-

wigcn , und Franz Heinrich Fridag, Fr c i- und cd l c r H crr in

Gödens." (Abdruck der Dnplikschrift, Leipzig 1839, S. 2iZ9.)

^) Von den übrigen Töchtern des Grafen Anton I. heirathcte die

zweite, Sophie Elisabeth, den Frcihcrrn Fr an z von F r i d a g, die

dritte, Dorothea Justine, einen Anton Wolf von Haxthausen,

die vierte, Louise Charlotte, einen Obersten von Btelke, und nach¬

her in zweiter Ehe einen Grafen von Dcrnath, und die fünfte, Wil¬

helm! n c Juliane, den Grafen Georg Ernst von Wedel, Jenaer

Urtheil S. ß3.
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tinck, vererbte. Gerade wenn man bei Beurtheilung dieser
Ehe wieder von der (unrichtigen) Unterstellung ausgeht, daß
die freiherrlich Aldcnbnrgischc Familie seit der Erhebung ihres
Stifters in den Reichsgrafcnstandzum hohen Adel gehöre,
so mußte auch diese Ehe der letzten Aldcnburgischen Erbtochtcr
für eine nnstandcsmäßigc(wenn auch nicht für notorische Miß-
hcirath) geachtet werden, weil der Graf Wilhelm Bcntinck
als Titulargraf unbestritten nur dem niederen Adel ange¬
hörte. Eben unter jener (unrichtigen) Voraussetzung wäre
daher durch die zwei wichtigsten Ehen, die in der Aldcnbur¬
gischen Familie geschlossen wurden, der Beweis thatsächlich
erbracht, daß Sta nd esmäßigkcit der Ehen in der Aldcn¬
burgischen Familie nie als Bedingung der Suecessionsfähigkeit
betrachtet worden sei, indem die beiden Häupter und Stifter
dieser Familie, die zugleich den ganzen Mannsstamm aus¬
machten, bevor das Fideikommiß an die Grafen Bcntinck
durch ihre Mutter, die Erbtochtcr Charlotte Sophie, über¬
ging, durch die That und mit ausdrücklichen Worten (siehe
§ 87) erklärt haben, daß sie oder, — was in diesem Falle ganz
dasselbe ist — die AldenburgischeFamilie, Standesmäßigkeit
der Ehen für kein Erforderniß der Snecessionsfahigkeitin ihre
Herrschaftenhielten.") Soviel ist doch wohl hiernach klar, daß
in der Aldcnburgischen Familie, die erst 1653 mit Anton I.
als gräfliche gestiftet wurde und schon 1733 mit dessen
Sohne Anton II. im Mannsstammc erloschen ist, (welche
beide Herren ihre Erbtöchter ohne Rücksicht auf Standesmäßig-
kcit vermählt haben, sofern sie sich selbst etwa für Hochadelich
hielten) von keinem auf Herkommen beruhenden Mißhci-
rathsrechte, oder gar von einem derartigen uralten Her¬
kommen die Rede sein kann. Wie demnach die dermal lebenden
Grafen Aldenburg-Bentinck — welche sämmtlich aus der

Anton lt., der 1738 starb, unterschrieb selbst noch den Ehcvcrtrag

seiner Erbtochtcr Charlotte Sophie mit dem Titulargrafcn Wilhclm

von Bcntinck zu Varel am 30. Mai 1733, laut des vorliegenden Ehc-

vertrags. —
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1733 geschlossenen Ehe des Titulargrafen Wilhelm von

Bentinck mit der Aldcnburgischcn Erbtochtcr Charlotte

Sophie abstammen, welche also sämmtlich alle ihre An¬

sprüche, in das Aldcnburgische Fideikommiß zu succediren, einer

Verbindung verdanken, die gerade unter der Voraussetzung des

hohen Adels der Erbtochter Charlotte Sophie nach der

mildesten Ansicht eine unstandesmäßigc Ehe, nach der

strengeren Ansicht, wie sie Pütter und andere Pnbli-

cistm der Rcichszcit vertraten, geradezu eine Mißhcirath

gewesen wäre — behaupten können, daß nach den Aldenburgi-

schcn Familicnrcchtrn S t a n d es m ä ßi gkeit der Ehe eine

Bedingung der Successionsfähigkeit in das Aldenburgische Fi¬

deikommiß überhaupt und in die Herrschaft Kniphausen

insbesondere sei — dies wird Jedem unbegreiflich erscheinen

müsse», der nicht durch längere Beschäftigung mit der Bcn-

tinck'schen Succcssionssache an die Kühnheit der ans der re-

clamantischen Seite vorgetragenen Behauptungen und Schluß¬

solgerungen bereits einigermaßen gewohnt worden ist.

8 89.

d) Die Hcirathcn der Grafen Anton I. und Anton II., Freiherren von

Aldenburg.

Was NUN aber die Heirathen der Herren Grasen aus der

Aldenburgischen Familie anbelangt, so muß man vorerst

die Ehen der beiden Grafen Anton I. und Anton II., Frei¬

herren von Aldenburg, und der übrigen Grafen Albeu¬

lt urg-Ben tinck unterscheiden. Die Grafen Anton I. und

Anton II. haben beide Frauen aus altem reichsständischen,

oder doch aus hochtitulirtem ausländischen Adel gcheirathet;

Graf Anton I war nämlich in erster Ehe mit einer Gräfin

von Sayn-Wittgenstein, und in zweiter Ehe mit einer Prin¬

zessin Is Iremouille verheirathct; Graf Anton II. aber hatte

sich mit der Landgräfin Wilhelmine Marie von Hessen-

Homburg (1711) vermählt. Es leuchtet aber von selbst ein,

daß der Umstand, daß diese beiden Herren sich mit Frauen von

so hohem Stande vermählt hatten, für die Aldenburgische
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Familie kein Herkommen begründen konnte, nach welchem
fortan nur Standesmäßigkcit der Ehe Succcssionsrechtc
für die Desccndcnz hätte bewirken können. Abgesehen nämlich
davon, daß zwei Fälle doch wohl unmöglich zur Begründung
eines Herkommens für genügend erachtet werden könnten —
insbesondereda, an sich betrachtet, das Hcirathen eine res
merse kneultatis ist — so haben gerade diese beiden Herren
durch die That bewiesen, daß sie aus der Standesmäßigkeit
ihrer eigenen Ehen (sofern sie sich selbst etwa als Hochadelich
betrachteten, was durch nichts erwiesen ist) keine rechtliche
Notwendigkeit für ihre Descendenz ableiteten, sich gleich¬
falls nur mit solchen hohen Familien zu verbinden, indem sie
beide ihre Erbtöchter an Herren von nichtreichsständischem Adel
vcrheirathetcn. Ilebrigcns liegt es nicht einmal in der Absicht
oder in dem Interesse der Herren Rcclamanten, aus den Ehen
der Grafen Anton I. und Anton II. einen Schluß ans das
Erforderniß wirklich ebenbürtiger Ehen in der Alden-
bnrgischeu Familie gezogen zu sehen, weil von den sämmtlichen
Herren Grafen aus der Aldenbnrg-Bentinck'schen Familie
nur erst einer, nämlich der Graf KarlBentinck, und zwar
erst in der neuesten Zeit, dazu gelangt ist, eine Ehe mit einer
Dame aus einem wirklich reichsständischen gräflichen Hause
(der Gräfin Mathilde zu Waldeck und Pyrmont) zu
schließen, deren Mutter übrigens auch nur eine geborene Frciin
von Schilling, und erst von dem Könige von Würtcm-
berg in den Grafenstand erhoben worden ist.

Dagegen suchen die Herren Rcclamanten, und insbesondere
das Pözl'schc Gutachten S. 107 u. folg., aus den Ehen der
beiden Grafen Anton I. und Anton II. eine Vcrmnthung
dafür abzuleiten, daß die Familie Aldenburg für reichs¬
ständisch gegolten habe, indem sich außerdem wohl solche hoch¬
geborene Damen nicht mit ihnen vermählt haben würden. Es
soll also hier in Ermangelung eines directen Beweises der reichs¬
ständischen Eigenschaft der Aldenbnrgischen Familie ein künst¬
licher Beweis versucht werden; es soll, gleichsam nach Ana¬
logie des künstlichen Beweises über die Legitimität eines Kindes,



cin Beweis über die Reichsstandschaft durch öiomen, trsetnius und

knmn geführt werden. Allein einem solchen Versuche einer künstli¬

chen Beweisführung über die rcichsständische Eigenschaft der Fa¬

milie Aldenburg stehet nicht nur von Haus aus das entgegen,

daß cin solcher künstlicher Beweis durch Schlußfolgerungen da

nicht in Betracht kommen kann, wo das Gegentheil bereits

direct und positiv nachgewiesen ist, und daß daher daraus, ob

etwa die Grafen von Aldenburg von einem oder dem andern

alten reichsständischen Hause für hochadclich und ebenbürtig

gehalten worden sind, nichts ankommen kann, nachdem ein¬

mal feststeht, daß dieselben sowohl wegen der unehelichen

Geburt Anton's I., und wegen der damit verbundenen Ver¬

fügung des altgräflich Oldcnburgisch cn Namcnö und

Wappens und Titels, als auch wegen Mangels ding¬

licher Reichsstandschaft, d. h. eines wirklich reichsständischen

Landes, und wegen Mangels der Habilitation und Koop¬

tation durch ein Grafencollegium nicht zum rcichsständischcn

oder sogenannten hohen Adel gerechnet werden konnten. So¬

dann aber ist ein Schluß von dem hohen Geburtsstandc und

Range der Gemahlin aus den Geburtsstand und Rang des

Gemahls in keiner Weise bündig und zulässig, da es nicht selten

der Fall ist, daß Damen aus alten rcichsständischen fürstlichen

oder gräflichen Häusern aus persönlicher Zuneigung und An¬

erkennung der vortrefflichen Eigenschaften des Geistes und

Herzens eines ncutitulirtcn Fürsten oder Grafen oder aus einem

ncufürstliche» oder ueugräflichen Hause entsprungenen Herrn

sich zu einer Verbindung mit demselben entschließen, und das

Glück und die Befriedigung ihres Herzens hoher stellen, als die

Beobachtung strenger Ebcnbürtigkeitsgrundsätze. Schon Pütter,

Mißheirathen S. 359, erwähnt, daß öfter kaiserliche Standes-

crhöhnngen, wie Grafcntitel u. s. w., zum Vortheilc von Män¬

nern erbeten worden, mit welchen sich sonst eine Gräfin oder

Prinzessin unter ihrem Range verheirathct haben würde; na¬

mentlich auch in der Rücksicht, um einer solchen Dame den

Verlust ihres bisherigen Familienstandes erträglicher zu machen;

daß aber daraus, daß ein Mann, der gräflichen Titel führt,



die Hand einer Dame ans reichsständischcr Familie erhalten

hat, gefolgert werden dürfe, daß er selbst znm rcichsständischen

oder hohen Adel gehöre, davon ist weder bei Pütter noch bei

irgend einem Publicistcn aus der Reichszeit eine Spur zu

finden.

Wenn sodann das Pözlssche Gutachten S. 107 darauf

Gewicht legen Witt, daß die Landgrafin") Wilhelm ine

Marie von Hessen-Homburg auch nach ihrer Vermäh¬

lung mit dem Grafen Anton II. ihre landgräflichcn Titel

beibehalten und dasselbe Heirathsgut wie ihre Schwester, die

Großhcrzvgin von Weimar, erhalten habe, während in an¬

deren Fällen bei Verheirathung hessischer Prinzessinen mit gräf¬

lichen und freiherrlichcn Herren strengere Grundsätze gehandhabt

worden seien, so beweist dies Alles doch nicht das Mindeste

für die rcichsständischc Eigenschaft des Grafen Anton II.,

sondern nur soviel, daß die Agnaten des landgräflich hessischen

Hauses bei der Vermählung der Landgräfin Wilhelmine

Marie zu Hessen-Homburg die strengen Grundsätze, welche

sie nach dem Herkommen ihres alten Hauses etwa in Anwen¬

dung zu bringen befugt gewesen wären, aus irgend einer per¬

sönlichen Rücksicht auf die Landgräfin Wilhelmine Marie

nicht zur Anwendung gebracht haben, was sie nach Belieben

unterlassen konnten, da kein Mißheirathsrecht jemals den Ag¬

naten die Verbindlichkeit auflegt, daß sie in jedem einzelnen

Falle dessen Grundsätze handhaben müßten."")

Wenn aber das Pvzl'schc Gutachten S. 107 um den

hohen Adel der „Grafen von Aldenburg" recht in das Licht

zu setzen, es für das Wichtigste erklärt, daß der König von

Dänemark, indem er dem Grafen Anton II. eine nahe Ver¬

wandte der Königin zur Gemahlin gab, denselben als eben¬

bürtig anerkannt habe, so hat es mit dieser Wichtigkeit

6) Mit diesem Titel unterzeichnete sie selbst den Ehcvertrag ihrer Tochter
Charlotte Sophie mit dem Grafen W ilhelm B enttn ck, am
Mai t73Z.

^) Ausdrücklich stellt die Wahlcapitnlatton Art. XXII. § 4 alles in
das Belieben der Agnaten.



wohl gar wenig auf sich; denn abgesehen davon, daß diese
ganze Behauptung unschlüssig ist, und der König von Däne¬
mark recht wohl sich gnädig bewogen finden konnte, die fragliche
Ehe zu gestatten, wenn gleich er nicht im Entferntesten daran
dachte, eine Ebenburt des Grafen Anton II, anzuerkennen,
so handelt es sich hier nicht darum, was ciuem ausländi¬
schen Monarchen anzuerkennen beliebte, sondern ob der Graf
Anton II, wirklicher deutscher Neichsstand war oder nicht,
und daß er es nicht war, ist thatsächliche, unumstößliche Wahr¬
heit. Uebrigenö bestanden in dem k. dänischen Hanse bekannt¬
lich nach dem dänischen Königsgesetzcvon 1665 durchaus keine
Ebcnbürtigkeits- und Mißheirathsgrundsätze.

8 90.

o) Dic Heirath des Grafen Anton I, von Aldenburg mit der Prin¬

zessin in Iremo utile insbesondere.

Da nun einmal das Pözl'schc Gutachten S. 107 den
hohen Adel der AldenburgischenFamilie in das Gebiet der
„bgins" hinübergespiclthat, so ist es nicht mehr als billig,
daß auch die Kritik in dieses Gebiet hinübertritt und die
Meinungen und Urthcile der Zeitgenossenüber den „hohen
Adel" der „Grafen von-Aldenburg" an's Licht zieht. In
dieser Beziehung ergeben sich nun ganz interessante Aufschlüsse
aus den Briefen der Frau von Le'vi^ne an ihre Tochter, die
Frau von KiiKUgn, Aus diesen Briefen ersieht man, daß
die Prinzessin Ig Iremouille schon im Jahre 1675 an dem
Hofe von Kopenhagen sich befand, und dort von dem Könige
so wie von der Königin sehr vorgezogen wurde: daß ein jün¬
gerer Bruder des Königö stark in die Prinzessin verliebt war
und auch sie keine Abneigung gegen den Prinzen hatte: daß
die Königin dic Bewerbungen des Prinzen unterstützte, der
König aber seinen Günstling, den Grafen Griffcnfeldt
(der ursprünglich Schuhmacher hieß, und später in Uu-

lettre« äs Nsäsme de Sevtgns » ss ti»e et ü «es amts.

dlouvelle eäition, psr ?l>, ,4, KrouvsIIe. ä baris, 1806.
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gnade fiel) vorschob, da er für seinen Bruder wohl eine glän¬

zendere Verbindung in Aussicht nehme» mochte; daß aber

die Prinzessin dem Grafen Griffenfcldt Gehör zu geben

sich nicht entschließen konnte.") Unter diesen Umständen mußte

es deni Könige von Dänemark nur erwünscht sein, als man

bemerkte, daß der Graf Anton I. Freiherr von Aldenburg,

der als ein sehr vortrefflicher und dabei sehr reicher Mann

geschildert wird, die Neigung der Prinzessin gewann, und

daher erklärt es sich auch, warum der König so sehr die

Prinzessin, die auch bereits schon 28 Jahre alt und nichts

weniger als reich war, drängte und sie leicht bereden konnte,

dem Grafen Anton I. ihre Hand zu geben. ^) Die Hei¬

rath wurde möglichst beeilt, und nicht einmal die Einwilligung

der Familie der Prinzessin eingeholt. Die Mutter der Prin¬

zessin, die Herzogin von Tarente, eine gebornc Prinzessin von

Hessen-Kassel, war wegen dieser Heirath sehr aufgebracht

gegen ihre Tochter,'^) ganz Deutschland seufzte über den

Schimpf, den man dem Wappenschildc der guten Tarente

angcthan hatte, ff) und die Frau von 8evi»n6 und ihre

5) Vcrgl. den Brief der Frau von Sevigne an ihre Tochter, vom
2. Oktober 1675.

55) Schreiben der Frau von LeviZne an ihre Tochter vom 3. Mai
>680. S. 316.

555) Die Frau von Sevigne schreibt an ihre Tochter am 7. Juli 1680

über die Herzogin von Tarentc: Sa siiis est trsnsporlee äe Ms; eiis

est en /tiiemsgne, ravis ä'svoir Mite ie vanemareli, ebarmse <is son

muri et äs ses rickesses. Lite s'est un peu preeipitee äe se »tarier

svsnt les signatures äe toule sa lainiile: Is in vre est en colere,
etc. — Die Hcirath fand statt, 10. Mai 1680.

-s) Schreiben der Frau vvn Levissne an ihre Tochter vom 3. Mai

1680: „laute I'Mieina^ne soupire äs I'autrsAS ezu'on Isit

a I'eoussrin äs >a banne larente, mais >s Kai Inj pari»

l'sutrs jaur si sZreablement sur cette sstäire, et son neveu, >e Kai äe

IZanenisrok, et ineme I'amour, lui kont äe si pressantes sailicitatians,

qu'eiie s'est renäue. Liie vint me eonter taut eeia I'sulre four." —

Der Prinzessin selbst hatte man, wie sich aus demselben Briefe der Frau

von Sevi^ne ergibt, den Glauben beigebracht, der Graf Anton I. sei

aus einer morganatische» Ehe erzeugt worden-



Tochter hatten Monate lang an der gekränkten Mutter zu

trösten und ihr ihre „deutsche Standesidce" auszu¬

reden. ") So urthcilte man über die Hcirath des Grafen

Anton I. mit einer Dame von französischem Adel, deren

Verbindung mit einem Herrn aus einem wirklich reichsständi¬

schen altfürstlichen oder altgräflichen Hanse nach der strengen

Theorie, welche Pütt er und andere Pnblicistcn aus der Reichs¬

zeit vcrtheidigtcn, sogar selbst als eine Mißheirath hätte erklärt

werden müssen, und sonach wird wenigstens so viel offenbar

geworden sein, daß die Verbindung des Grafen Anton I. mit

der Prinzessin Ig Iremouille nicht als ein Beweis für dessen

rcichsständische Eigenschaft und hohen Adel angeführt werden
konnte.

8 91-

<l) Dic Ehcn der Grafen von Bentinck, insbesondere Nachweis, daß

Ehen mit Frauen von niederem Adel kein Herkommen begründen

können, wonach Ehcn mit bürgerlichen Frauen Mißheirathen wären.

Was nun endlich noch die Ehen der Grafen Bentinck

oder Aldcnburg-Bcntinck anbelangt, so hat, wie bereits

oben § 89 gezeigt worden, das Pvzl'sche Gutachten S. 119

selbst angegeben, daß dieselben sämmtlich, mit einer ein¬

zigen neueren Ausnahme (der Ehe des Grafen Karl mit

einer Gräfin von Waldeck), nur mit Frauen aus dem nie¬

deren Adel eingegangen worden sind. Wenn nun aber das

Pvzl'sche Gutachten die Behauptung aufstellt, daß diese Ehen

(den hohen Adel der Familie Al denb u rg-B entin ck vor¬

ausgesetzt) standcsmäßigc Ehcn seien, daß also in der

Aldenburg-Bentinck'schen Familie bisher nur standcs-

mäßige Ehen vorgekommen und somit durch das Familienhcr-

Schreiben der Frau von Lovina 6 an ihre Tochter vom 21.

Juli 168O.' „bn bonne brinoesse vint. ine voir ... biko mo eonla ies

torts lie so Kilo «Zo n'svoir Point rempli son eeusson ä'uns souverni-

note. gs me mogrmi lort li'eiie; ge in renvoysi en ^lismsgne,

pour tenir vo disoours et cisns lo bois lies koekers fe >ni Ks

ilvouer, que sn kiie avnit tevs-bien ksit, etc.
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kommen als Erfordcrniß derSnccessionsfähigkeitfestgesetzt wären,
so ist hierbei ganz außer Acht gelassen, daß ein Begriff der
Standcsmäßigkeit der Ehe ohne Standesgleichheit
und Ebenburt beider Ehegatten dem deutschenReichs-
staatsrechtc völlig unbekannt ist und mit seinen notorischen
Sätzen im vollsten Widerspruche steht. Die Ehen von Herren
aus rcichsständischenaltfürstlichen und altgräflichcn Häusern
mit Frauen aus dem niederen Adel waren und sind jeder¬
zeit u nst a nd esmäßi ge Ehen, wenn sie gleichwohl — was
mit bestem Grunde zu vertheidigen ist, »nd worin man dem
Pvz l'schen Gutachten unbedingt beipflichten muß — keine noto¬
rischen Miß Heirathen sind, d. h. keine gesetzlichen Nachthcile
für den Rang und Stand der Kinder und deren Successionsrecht
begründen. Die Kinder, die aus Ehen solcher Herren aus alt¬
gräflichen oder altfürstlichcnFamilien mit Frauen des niede¬
ren Adels stammen, haben aber unläugbar Mütter aus
einem Stande, der sich in seinem G ebnrtsstandesrechtc,
namentlich was Ehe-, Familien- und Erbrecht anbelangt,
von dem Bürgcrstande nicht unterscheidet, und in
diesen Beziehungen mit ihm nur einen einzigen Stand
ausmacht: '') und gerade dies ist der Grund, weßhalb sie selbst
unstandesmäßig Geborenc sind, undnicht für befugt
geachtet werden können, den Kindern bürgerlicher Frauen
einen Vorwurf unstand es m äßi g er Abstammungzumachen.

Wenn daher in einer lan d es h errlich cn Familie (und
ein Mehreres war die Al dcnbu rg-Bentinck'sche Fa¬
milie niemals) regelmäßig keine anderen höheren Ehen,
als mit Frauen von niedcrem Adel vorgekommen sind, und
etwa nur ausnahmsweise einmal eine Ehe mit einer hochadc-
lichen Frau eingegangen worden ist, so liegt cvcn hierin der
Beweis vor, daß in einer solchen landesherrlichen Familie
nie ein Ebenbürtigkeitsprincipbei den Vcrheirathungen berück¬
sichtigt worden ist, und daß sich überhaupt in derselben kein
Familienherkommcn, wonach gewisse Ehen als Mißheirathen

2) Vergl. oben, S. tSch Note.
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behandelt werden müßten, gebildet hat. Es liegt vielmehr
eben durch eine solche Thatsache der Beweis vor, daß sich die
betreffende landesherrliche Familie in ihren Ehen stets ge¬
rade so, wie der niedere Adel insgemein, gehalten
hat, der mich regelmäßignur aus seines Gleichen zu Heira¬
then pflegt, und auch wohl ein- oder das anderemal dazu
kommt, eine Ehe mit einer hochadclichen Dame schließen zu
können, bei dem aber nichts dcstoweniger gewiß ist, daß —
sofern nicht ein gültiges Familicngesetz etwas Anderes bestimmt
— eine noch so lange und ununterbrochene Reihe von
Heirathen aus niederen Adelögcschlechtern keinem Familien¬
mitglied? einen rechtlichen Zwang auflegen kann, bei
Verlust des Successionsrechtesseiner Dcscendenz keine Bür¬
gerliche zur Gemahlin zu nehmen.

8 92.
5) Nachweis, daß aus der Bcizlchung der Herrschaft Kniphausen zu

außerordentlichen Rctchsstcucrn die rcichöständische Eigenschaft der lan¬
desherrlichen Familie nicht gefolgert werden kann.

Wenn nun das Pvzl'sche Gutachten S. 105 daraus, daß
in einigen kaiserlichen Resolutionen aus den Zahreu 1689, 1786,
1760 u. s. w. die freie Herrschaft Kniphausen gleich „wie
andere cremte Stände" zu außerordentlichen Reichslasten
beigezogen oder daß die Besitzerin von Kniphausen in einem
westphälischen Kreisschreiben von 1748 als ein „unmit¬
telbarer Reichsstand" bezeichnet wird, ableiten will, daß
also die Familie Aldenburg oder Aldcnburg-Bentinck
eine reichsständische sei, so läuft dies auf eben jene Ver¬
wechselung der Begriffe von Ständen des Reiches im weiteren
Sinne mit Reichsständcn im engeren und eigentlichen Sinne hinaus,
worüber bereits oben 8 74 das Nvthigc gesagt worden ist. Es
ist überdies aber notorisch, daß wegen der Herrschaft Knip¬
hausen niemals Sitz und Stimme auf dem Reichs- oder Kreis¬
tag geführt worden ist, noch auch geführt werden durfte, daß
also auf dieser Herrschaft weder Reichs- noch Krcisstandschaft als
Realrecht haftete. Wenn daher das Pvzl'sche Gutachten S.106

14
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weiter sagt, daß die Herrschaft Kniphausen alle Erforder¬

nisse gehabt habe, um die Aufnahme der Familie Aldenburg

und nachher Aldenburg-B entinck in ein Grafencollcg zu

begründen, so ist dies nicht nur eine an sich unerwiesene ein¬

seitige Behauptung, indem es erst von der Prüfung der reichs¬

ständischen Kollegien abhing, ob sie diese Herrschaft für genü¬

gend anerkennen wollten, sondern es ist auch sogar notorisch,

daß eine solche Anerkennung der Herrschaft Kniphausen

durch die reichsstäudtschen Kollegien nie stattgefunden hat.

Jedenfalls müßten es daher die Grafen Aldenburg oder

jetzt Aldenburg - Bcntinck sich selbst zuschreiben, wenn

sie zu der Zeit, wo es noch möglich war, es versäumt haben,

Kniphausen zu einem Territorium erklären zu lassen, worauf

eine reichsständische Stimme und Sitz als Rcalrecht ruhe. Der

Versuch, den hohen Adel oder die Reichsstandschaft der gräf¬

lichen Familie Aldenburg oder Al d e nbur g - B en t i n ck

dinglich, durch Darstellung der Herrschaft Kniphausen als

eines unmittelbaren reichsständischeu Neichslandes, zu be¬

gründen, ist demnach eben so vollständig mißlungen, als der

vorgebuchte Versuch, den hohen Adel der Familie aus dem

Aldenburgischen Grafendiplom von 1650 darzuthun. Ueber-

dies stehet in Bezug auf die Herrschaft Kniphausen fest,

daß zur Erwerbung derselben und zur Ausübung der Landes¬

hoheit in derselben durchaus keinerlei hoher Titel oder Rang,

keine Eigenschaft des hohen Adels gehörte, so wenig, als sie

ihrem Besitzer einen solchen gab, sondern daß sie, wie bereits

oben S. 97 gezeigt wurde, schon vor der Erwerbung durch den

Grafen Johann XVI. von Oldenburg von einem ein¬

fachen Freiherrn besessen wurde, und daß überhaupt, um

in derselben als einer einfachen rcichsunmittelbaren Herrschaft

succediren zu können, wie das Gutachten oben S. 96 selbst

eingeräumt hat, nicht einmal die Eigenschaft des niederen Adels

erfordert werden kann. Daher bedurfte auch ein Erwerber der

Herrschaft Kniphausen niemals einer kaiserlichen Standes¬

erhöhung, um diese Herrschaft besitzen und die Landeshoheit

darin ausüben zu können. Es ist daher auch klar und unbe-



5) Püttcr, Rechtsfällc, Bd. IV. Göttingen 1S01, S. 376 folg.

streitbar, daß selbst der Graf Anton I. die gräfliche Standes¬

erhöhung nicht dazu bedurfte, um in der ihm von seinem na¬

türlichen Vater bestimmten und in dessen Testamente vom Jahr

1663 legirten Herrschaft Knip Hausen regieren zu können:

und somit stehet unumstößlich fest, daß gerade zur Reichszeit

und nach Reichsrecht die Grafen Aldenburg oder Alden¬

burg-Ben tinck wegen Knip Hausen weder zum hohen

Adel gehörten, noch gehören konnten.

6) Bcdcutungslvstgkcit cincr bctläufigcn Acußcrung Püttcr's über den

Ald cn b urgts ch cn »nd Bentin ck'schcn Familienstand.

Wenn endlich das Pözl'sche Gutachten S. 98, 99 sich

auch noch darauf bezogen hat, daß Pütter in seinen Recht¬

fällen^), in einem im Jahre 1771 abgefaßten Gutachten,

in Betreff der Succcssion der Gräfin Wilhelm ine Maria

von Aldenburg, gebornen Landgräfin von Hessen-Hom¬

burg, die damals in Frage stehenden Verträge der Mitglieder

der Aldenburg-Bcntinck'schen Familie als Verträge „unter

reichsständischen Familien des hohen Adels," zwischen „personse

illustres" geschlossen bezeichnet habe, „die nach dem unter Il¬

lustren geltenden Rechte und Herkommen zu beurthcilcn seien,"

so könnte an sich auf einen Jrrthum eines Schriftstellers über

die Qualificativn einer Familie nichts ankommen, wo dieselbe

ans den geschichtlichen Thatsachen selbst bereits, so wie hier, voll¬

ständig und genau ermittelt ist. Uebrigens ist nicht zu übersehen,

daß das angezogene Gutachten von Pütt er nicht die Auf¬

gabe hatte, den gräflich Aldenbnrgischen und Bentinck-

schen Familienstand zu untersuchen, sondern daß es sich

lediglich um eine Rechtsfrage unter Familiengliedcrn handelte,

welche sich gegenseitig in keiner Weise den Familienstand und

die Familicnrcchte bestritten. Es handelte sich in dem Pütter-

schcn Gutachten überdies um den Nachlaß einer Dame aus wirk¬

lich reichsständischem Hause, nämlich der Landgräfin Wil-



Helm ine Maria. Auf die Bezeichnung „Illustres" hatten aber

nicht nur die wirklichen Reichsstände, sondern schon die Titli¬

la r g r a f e n Anspruch. Dies ergibt sich deutlich aus dem B e n-

tinck'schen Grafendiplom von 17st2, welches den Grafen Ben¬

tin ck ausdrücklich die Befugnis? ertheilt, sich illustres zu nennen

und als solche behandelt zu werden, obschon ihr einfaches Gra¬

fendiplom sie notorisch nicht in den hohen Adel versetzte oder

zu Rcichsständen machte. Auch nimmt Püttcr seine Entschei¬

dungsgründe für die Gültigkeit des damals in Frage stehenden

Erbvertrages nicht etwa von einem singulären Rechte des

hohen Adels, sondern von dem gemeinen deutschen Rechte

her, welches auch bei den rcichsständischen und „illustres" an¬

zuwenden sei.") Auch zuletzt, wo es auf die Frage ankommt,

wo der Gerichtsstand des Herrn Grafen Wilhelm von Ben-

tinck sei, nimmt Pütter seine Entschcidungsgründe dafür, daß

der Graf von Bcntinck vor den Reichsgerichten zu belangen

sei, nicht von einer angeblichen Reichsstandschaft desselben, son¬

dern lediglich davon her, daß derselbe „für seine Person"

als ein unmittelbares Mitglied des Reiches anzusehen sei

und „unmittelbare" Rcichslandc besitze: da derselbe aber auch

mittelbare Güter unter Oldcnburgischer Landeshoheit besitze,

so erkennt ihn Pütter auch als der gräflich Oldenburgi¬

schen Gerichtsbarkeit für unterworfen au, „als einen, der

einen zweifachen Gerichtsstand hat, und nach Wahl des

Klägers an beiden Orten belangt werden kann." Hieraus fol¬

gert sodann Pütter — was sehr bemerkenswert!) ist — „daß

„das alles also auch in Ansehung der Frau Gräfin (der Zil¬

ien bürg ischen Erbtochtcr Charlotte Sophie) gelten

„muß, als welche dem Gerichtsstände ihres Herrn Ge-

„mahls folgen muß"^) — womit also Püttcr deutlich

seine Ansicht dahin ausspricht, daß die Aldenburgische Erb¬

tochter durch ihre Verheirathung vollständig in die Familie

ihres Gemahls, des Grafen Wilhelm Bentinck, über-

Pütter, Rechtsfälle, Bd. IV, S.388, Nr. 66, 67.

«) Pütter, a. a. O. S. 393, Nr. 114, 116.



gegangen sei, also jetzt keinen besonderen Gerichtsstand als

Gräfin von Aldenburg mehr anzusprechen habe.

IX.

Nachweis, daß die Rechte, welche das Aldenburgische

Grafcndiplom von 1653 verliehen hat, auf die dcrmaligen

Grafen Bentinck nicht übergegangen sind.

8 91.

t) Die Behauptung des P özl'schcn Gutachtens, daß die persönlichen Rechte
aus dem Aldcnbnrgischcn Grafcndiplom von 1653 auf die Grafen
Bentinck übergegangen seien.

Das Pvzl'sche Gutachten S. 108 sucht sodann auszu¬

führen, daß die Rechte des Mannsstammes der Grasen

von Aldenburg auf die weibliche Linie Aldenburg-

Bentin ck übergegangen seien. Es wird deshalb zuerst be¬

hauptet, daß die Ehe der Erbgräfin Charlotte Sophie

von Aldenburg und des Grafen Wilhelm Bentinck

eine standcsmäßige gewesen sei. Dies wäre nach den

Grundsätzen des Reichsstaatsrechts durchaus nicht richtig,

wenn man unterstellt, daß die gräflich von Al den bürg ische

Familie zum hohen Adel gehört habe: denn da der Gras Wil¬

helm Bentinck seines einfachen Grafcndiploms von 1732

ungeachtet notorisch doch immer nur zu dem Niedern Adel ge¬

rechnet werden konnte, so war die Ehe unter obiger Unter¬

stellung offenbar eine unstandesmäßige:") jedoch hat es

für den vorliegenden Fall keine praktische Bedeutung, hier¬

über zu streiten, weil die gedachte Ehe doch nach der mil¬

deren Ansicht, welche man — insoweit mit dem Pözl'schcn

Gutachten übereinstimmend — für dic richtigere halten muß,

keine notorische Mißheirath war, also jedenfalls das

*) Vergl. oben § 88 u. 9t.
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Successionsrccht der daraus erzeugten Kinder nicht in Abrede

gestellt werden kennte. Standcsmäßig aber kann die Ver¬

bindung der Erbgräfin Charlotte Sophie von Alden¬

burg mit dem Grafen Wilhelm Beut inck allerdings un¬

ter der Voraussetzung genannt werden, die bereits als die

richtige nachgewiesen worden ist, daß nämlich die Erbgräfin

Charlotte Sophie selbst nicht zum hohen Adel gehörte.

Richtig ist, daß die Besitzungen des gräflich Aldenbur-

gischen Hauses ans die aus der Ehe des Grafen Wilhelm

Bentinck mit der Erbgräfin Charlotte Sophie ent¬

sprossenen legitimen Dcscendcnten übergehen konnten und

übergegangen sind; und dies konnten sie um so mehr, als die

Agnaten des altgräflichcn Hauses Oldenburg dem nicht

widersprachen, und als alle diese Besitzungen, wie § 93 ge¬

zeigt wurde, hinsichtlich ihrer Vererbung keinen hohen Adel,

ja überhaupt keinen Adel des Erwerbers voraussetzten. Daß

aber anch alle Rechte des Aldenburgischen Hauses auf

die Dcscendeuten des Grafen Wilhelm Bentinck übergin¬

gen, namentlich auch jene Rechte, welche immer als besondere,

persönliche Rechte dem Aldenburgischen Hause und insbe¬

sondere dem Maunsstammc desselben in dem Grafeudiplome

von 1653 verliehen waren, dies ist nicht richtig. Ueber-

gchen konnten nämlich nach allgemeinen Grundsätzen nur jene

Rechte der Aldcuburgischen Familie, welche mit den Be¬

sitzungen selbst zusammenhängen, also die Ncgicrungs- und

andern dinglichen Rechte in denselben, und die familienfidei-

commissarischen Bestimmungen und was damit in Verbindung

steht, wie die Primogenitur. Die rein persönlichen Vorzüge,

namentlich der sogenannte Aldcnburgische Grasentitel und

Sitz und Stimme auf dem Reichstage, ist aber damit nicht

auf die Grafen Bentinck übergegangen, und zwar darum nicht,

weil diese Rechte nach dem Inhalt des Grafendiploms von

1653 selbst auf die Männer vom Weibe nicht übergehen,

oder doch wenigstens nicht ohne besondere neue That-

sachen übergehen konnten, welche letztere aber nicht ein¬

getreten sind.



s 95.

2) Erörterung des Aldenburgischen Grafendiploms von 1653:

s) Nachweis, daß ein „Grafcntitcl von Aldenburg" auf die Grafen

von Bcntinck nicht übergehen konnte, weil ein solcher in dem Di¬

plom von 1653 nicht enthalten ist.

Liest man nämlich das Aldenburgischc Grafendiplom
mit Aufmerksamkeit,so muß man Folgendes erkennen:

Ein „Ald enburgischcr" Grafcntitcl konnte schon um
deßwillcn nicht auf die Dcsccndenten des Grafen Wilhelm
von Bcntinck übergehen, weil überhaupt, wie oben 8 86
nachgewiesen wurde, gar kein Alden burgischcr Grafentitel
existirte, weil namentlichder Kaiser um keinen solchen gebeten
worden war und auch keinen solchen hatte verleihen wollen,
um nicht den legitimen Agnaten des altgräflichenHauses Ol¬
denburg oder Aldenburg einen Grund zu rechtsbegründe-
tcn Beschwerden zu geben. Es gab, wie oben gezeigt wurde,
auch nach Verleihung des Grafentitels in dem Diplome
von 1653 — für welchen Titel in dem gedachten Diplome ange¬
ordnet worden war, daß er mit einer neu zu erwerbenden Graf¬
schaft in Verbindung gesetzt werden solle, was aber nie geschehen
ist— staatsrechtlich doch nur einen „Freiherrn" von Al¬
denburg, und so heißt auch Anton I. im Grafendiplom von
1653 und im väterlichen Testamente von 1663, wie oben § 86
gezeigt wurde, immer nur Graf Anton, Freiherr von
Aldenburg. Wollten daher die Desccndenten des Grafen
Wilhelm Bentinck ihrem väterlichen Namen den Aldcn-
burgi scheu Namen beifügen, so mochten sie dies immer¬
hin des an sie erfolgten Uebcrgangs der Aldenburgischen
Besitzungen wegen thunz aber der Aldenburgische Name,
den sie mit ihrem gräflich Bentinck'schcn Namen verbin¬
den konnten, war nur der freiherrlich Aldenb u rgische
Name, da kein anderer auch nach dem Grafcndiplom von 1653
existirte, und hiernach auch von dem altgräflichcn und hoch¬
fürstlich Oldenburgischcn.Gcsammthause kein anderer als der
freiherrlich Aldenbnrgische Titel und Name aner¬
kannt zu werden braucht.



8 96.

Ii) Der qcmcinrcchtlichc Grundsatz „?emins est tinis ksmiliao^ hin¬

dert jeden Ucbergantz der sog. gräflich Aldcn burgi sch cn persön¬

lichen Vorrechte ans die Grafen Bcntinck.

Selbst wenn die Familie der Freiherren von Aldenburg

und somit auch die Ald enbnrgisch e Erbtochter Charlotte

Sophie wegen des sogenannten Aldenbnrgisch en Gra-

fcndiploms von 1653 zum hohen Adel gehört hätte — was

übrigens erwiesener Maaßen nicht der Fall ist — so würde

sich dieser hohe Adel nach dem allbekannten Ncchtsgruudsatz

„?emillil est ünis tumilige" nicht ans ihre mit dem Grafen

Wilhelm Bcntinck erzeugten Sohne haben verpflanzen kön¬

nen: denn diese Sohne als legitime Sohne des Grafen

Wilhelm Bcntinck mußten rechtlich dem Range und

Stande ihres Vaters folgen. Da nun ihr Vater, der

Graf Wilhelm Bcntinck, selbst nur ein einfaches Grafcn-

diplom von 1732 hatte und demnach, wie auch von rccla-

mantischer Seite nicht nur nicht bestritten/ sondern aus¬

drücklich zugegeben wird (siehe oben Z 83), nur Titu-

largraf war und nicht zum hohen Adel gehörte, so

können auch seine Desccndenten, wie hoch auch der Stand

ihrer Mutter gewesen sein möchte, und obschon sie von müt¬

terlicher Seite her die Erben des Ald enbnrgisch cn Fi-

deicommisses geworden sind, durchaus keinen höhern Adel

in Anspruch nehmen, als ihr Vater, der Graf Wil¬

helm Bcntinck, gehabt hatte. Die Richtigkeit dieses Grund¬

satzes vermag selbst das Pözl'sche Gutachten nicht in Abrede

zu stellen und erkennt ihn S. 116 ausdrücklich als „im All¬

gemeinen für richtig" an. Es glaubt aber das Gutach¬

ten in dem Ald enburgischcn Grafcndiplome besondere

Gründe gefunden zu haben, warum dieser Grundsatz im vor¬

liegenden Falle nicht Platz greifen könne oder solle, indem in

der Familie von Aldenburg von Anfang an bestimmt sei,

daß die Rechte des Mannsstammes auch auf die weibliche Nach¬

kommenschaft, d. i. ans die neue Familie, welche die weibliche

Dcscendenz gründen würde, übergehen. Das Pözl'sche Gut-
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achten findet es daher S. 110 wunderbar, sich auf jenen

Satz zu berufen, um daraus den Nichtübcrgang der gedachten

Ol dcnburgj scheu Rechte auf die Grafen Bcntinck abzu¬

leiten.

Gewiß hätte auch das Pözl'sche Gutachten Grund zur

Verwunderung, wenn irgend etwas von dem, was es voraus¬

setzt, in dem Aldcnburgischen Grafendiplomc von 1653 zu fin¬

den wäre. Da dies aber nun nicht der Fall ist, so wird das

Recht, etwas wunderbar zu finden, nunmehr auf die an¬

dere Seite übergehen dürfen, und dieselbe wohl zu dem Zweifel

berechtigt sein, ob der Herr Verfasser des Gutachtens sich die

Mühe genommen habe, das Aldcnburgische Grafcndiplom selbst

nachzulesen und es mit den übrigen Grafen- und Fürsten¬

diplomen, welche die deutschen Kaiser ertheiltcn, zu vergleichen,

oder ob derselbe nicht auch hier wieder deu Angaben der Wort¬

führer seiner Herren Quärentcn ein zu unbedingtes Vertrauen

geschenkt habe?

8 97.

o) Nachweis, daß das Aldcnburgische Grafcndiplom von 1653 buchstäb¬

lich keine anderen Bestimmungen über die Fortpflanzung des Grafen-

titcls und seiner Anhänge enthält, als wie sie sich in allen kaiserlichen

Fürsten- und Grafendiplomen finden.

Prüfet man aber den Inhalt des Aldcnburgischen Grafen¬

diploms, so enthält dasselbe in Bezug auf die weibliche

Descendenz des Grafen Anton, Freiherrn von Aldenburg,

durchaus keine andere Bestimmung, als wie sie in sämmt-

lichen, auch in den ein fach sten Grafendiplomcn, sogar auch

in dem Bentinck'schcn Grafcndiplom von 1732, buchstäb¬

lich übereinstimmend ebenso vorkommt; daß nämlich alle

seine ehelichen Descendcnten, männlichen und weib¬

lichen Geschlechts (Manns- und Frauenspersonen abstei¬

gender Linie), als rechtgcborne Reichs grasen und

Gräfinnen gelten und alle die im Diplom besonders auf¬

gezählten Vorzüge gebrauchen und genießen sollen. Davon

aber, daß von dem notorischen gemeinrechtlichen



Grundsätze, „lleminn est tiuis ksmilwe" eine Ausnahme
g emacht werden solle, daß eine Erbgräfin von Aldenburg ihren
Grafcntitel und was damit zusammenhängtans ihre weitere
legitime Desccndenz übertragen dürfe — davon ist in dem
Diplome von 1653 mit keiner Silbe die Rede. Wer dies
aus dem AldenburgischcnGrafendiplome herauslesen wollte,
müßte das Gleiche als den übereinstimmenden
Inhalt aller kaiserlichen Fürsten- und Grafendi¬
plome behaupten wollen, da diese in dieser Beziehung
durchaus gleichlautend sind — mit anderen Worten: man
müßte behaupten wollen, daß in jeder durch ein kaiserliches
Diplom erhöhten Familie der Grundsatz „bemiuu est tiuis ka>
Mise" eben durch das Diplom selbst ausgeschlossen
wäre, daß somit für alle durch kaiserliche Diplome in den
Fürsten- und Grafenstand erhobenen Familien der umge¬
kehrte Satz das gemeine Recht bilde: „lleminn non est llnis
kgmilise" — eine Behauptung, die zu absurd wäre, als daß
man sich dabei aufzuhalten nöthig hätte. Es wird doch Nie¬
mand glauben machen wollen, daß der Graf Anton Gün¬
ther von Oldenburg für seinen außerehelichen Sohn Anton
vom Kaiser Ferdinand III. irgend ein and eres Recht hätte
erbitten wollen oder erlangt hätte, als irgend ein deut¬
scher Kaiser irgend einem andern deutschen kurfürstlichen,
fürstlichenund gräflichen Hause ertheilt hat, und wofür auch
nicht ein einziges Beispiel beizubringen sein würde?
Die von den Sachwaltern der Herren Reclamanten er son¬
nen c Auslegung des Aldenburgischen Grafcndiploms, welche
der Herr Verfasser des Gutachtens sich angeeignet hat, würde
voraussetzen, daß die Worte „Manns- und Frauens¬
personen" im AldenburgischenDiplome in einem nie
erhörten Sinne genommen werden dürften, wofür aber
in dem Aldenburgischcn Grafendiplom ebensowenig irgend ein
Anhaltspunkt geboten ist, als eine solche Auslegung mit den
juristischen Znterpretationsregeln in Einklang gebracht werden
könnte. Nach den Regeln der juristischen Auslegungskunst
ist aber bei der Auslegung von Privilegien vornehmlich dar-



auf zu sehen, in welchem Sinne und Umfang dergleichen

Privilegien von der höchsten politischen Autorität überhaupt

verliehen zu werden Pflegen, es ist hierbei die rechtliche Vcr-

muthung in der Natur der Sache gegründet, daß der neu

zu Privilcgirende die Gleichstellung mit den bereits Pri-

vilegirtcn anstrebte. Insbesondere ist in dem vorliegenden Falle

gewiß, daß der Graf Anton Günther von Oldenburg für

seinen natürlichen Sohn Anton ein Grasendiplom nach dem

Vorbilde des Rantzau'schcn Grafendiploms von 1650 ge¬

wünscht und nachgesucht hatte;*) in diesem Rantzau'schen

Grafendiplvmc ist aber so wenig als in irgend einem anderen

Grafcndiplome von einer so exorbitanten, geradezu nicht nur

gegen das gemeine deutsche Recht, sondern gegen die Natur

der Sache verstoßenden Bestimmung die Rede, wie eine solche

von der Gegenseite behauptet werden will.

8 98.

6) Nachweis, daß gerade die besondere Bestimmung in dem Diplom von
1653, wodurch dem letzten Manne vom Manne in der Aldcnburgischen
Familie die Versendung des GrafcntitelS und seiner Anhänge durch
Testament oder Adoption erlaubt wird, die Geltung des Grundsatzes,
„beiuina est linis iumiliue" voraussetzt.

Ueberdies darf nicht übersehen werden, daß das Aldcn-

burgische Grafendiplom dem Grafen Anton, Freiherrn von Al¬

denburg, die Reichsstandschaft, wie oben gezeigt wurde, nur

als Personalistcu verlieh, daß dieselbe mit keiner seiner

etwaigen damaligen oder künftigen Besitzungen in Verbindung

gebracht und auf derselben als Realrccht constituirt wurde, daß

also daraus, daß die Besitzungen, welche der Graf Anton I.

hinterließ, soferne sie allodial waren, auf alle seine Desccn-

dentcn, auch auf die Töchter und die Nachkommen vom

Weibe übergehen konnten, noch kcineswcges folgt, daß auf

Weitläufig wird dies von der Gegenseite selbst erzählt in der Schrift:
Die gegenwärtige Lage des reichsgräfltch Aldcnburg-Bcntinck'schenRechts¬
streits, Berlin 1340, S. 54. Siehe auch oben S. 192.
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diese Letztgenannten auch die persönlichen Vorrechte, welche

das Diplom von 4653 gewährt, wie z. B. namentlich das

Recht, Sitz und Stimme ans dem Reichstag zu führen, über¬

gehen sollen. Dieß ist um so weniger anzunehmen, als in dem

Aldcnburgischen Grafendiplome nirgends eine Standcsmäßig-

keit der Ehen der Desccndentcn des Grafen Anton I. vor¬

geschrieben ist, also sehr leicht der Fall möglich war, daß

eine Erbtochter einen niederen Adclichen oder sogar einen

Bürgerlichen heirathcte,*) und daß sonach die Aldenburgi-

schcn Besitzungen unbestreitbar an eine von Vatcrsscitc her nur

niedere adeliche, oder sogar nur bürgerliche Dcscendcnz

vererben mußten, wie das crstcre durch die Vermählung der

Erbgräfiu Charlotte Sophie mit dem Frciherru Wilhelm

Bentinck wirklich geschehen ist, da dessen Grafcndiplom von

1732 notorisch denselben nicht in den hohen Adel versetzt hat.

Es ist nun schlechterdings undenkbar, daß der Kaiser bei Aus¬

fertigung des Aldcnburgischen Grafcndiploms der Meinung

sein konnte, daß die persönliche Rcichsstandschaft sofort

auf jeden Erben der Aldcnburgischen Besitzungen ohne

weiteres übergehen solle, obschon dieser im klebrigen an der

Sueccssion in diese Besitzungen und die damit verbundene Lan¬

deshoheit weder gehindert werden konnte noch sollte. Viel¬

mehr ergibt sich das Gegcnthcil klar aus dem Aldcnburgischen

Grafendiplome selbst,wo der Kaiser den Fall, daß der Al-

dcnburgischc Mannöstamm erlöschen sollte, voraussieht und dabei

wohl erwägt, daß hiermit nach dem gemeinrechtlichen, von

ihm auch in diesem Diplome nicht aufgehobenen Grund¬

sätze „llemina est ün!s kumilise", der Augenblick näher gerückt

wäre, wo mit einer Aldenburgischen Erbtochter, als dem letz¬

ten Weibe vom Manne, der Aldcnburgische Name und

zugleich der den Freiherren von Aldenburg verliehene Grafcn-

Daß dies nicht blos möglich, sondern wirklich geschehen ist, be¬
weiset das, was oben § 88 über die Verheirathungen der fünf Töchter
Anton'S I. angegeben worden ist.

Vcrgl. den Abdruck bei 1. 0. von Meiern, nola eomitiniia ka-
tisdon. I. I. x. 919, 91t.



titel, die zugesicherte Reichsstandschaft und das neu ausge¬

schmückte Wappen erlöschen würden und müßten, weil die Des-

cendenten der letzten Frau eben nach bekanntem gemeinen

Rechte keine Grafen von Aldenburg mehr sein können,

sondern in die Familie des Gemahles der Erbtochtcr ge¬

hören. Gerade für diesen Fall enthält nun das Aldcnbur-

gische Grafcndiplom eine kaiserliche Bestimmung, welche schlech¬

terdings unmotivirt sein würde, wenn nicht als deren unbe¬

streitbare Voraussetzung angenommen werden müßte, daß der

Kaiser selbst sein Diplom von 1653 nicht anders verstand, als

wie alle von ihm und seinen Vorfahren und Nachfolgern am

Reiche ausgegangenen Grafen- und Fürstcndiplomc auch zu ver¬

stehen sind — nämlich daß eine Erbtochtcr als kuis kämilise

zu betrachten sei. Diese Bestimmung, die nur unter solcher

Voraussetzung verständlich und begreiflich ist, ist, daß dem

letzten Manne vom Al denburgischen Mannsstamme,

wenn er gleich eine oder mehrere Töchter (Erbtöchtcr) hat, das

Recht verliehen wird, „ungeachtet" des Vorhandenseins

solcher Erbtöcht er (die also, ganz den vorhergehenden Be¬

stimmungen des Diploms gemäß, auch hier als an sich zur

Succcssion, zur Führung des gräflichen Titels und Wap¬

pens, und zur Rcichsstandschaft berechtigt anerkannt werden)

„beliebig einen jeglichen aus dem Geschlecht der von

„Aldenburg oder einen Andern" durch letzten Willen oder

unter Lebenden „zu adoptiren, auch demselben den Gra-

„fentitel, sammt allen dessen Präcminenz, Ehr und Wür¬

digkeit zu testiren und zu verschaffen ... jedoch soll mchrbc-

„sagter Graf Anton, Freiherr zu Aldenburg, Edler Herr zu

„Varel, dessen Erben und Nachkommen denjenigen, so sie ins¬

künftig zu adoptiren, und zu Erben zu instituiren gesinnet,

„Uns und Unseren Nachkommen am Reich vorher namhaft zn

„machen schuldig und verbunden sein."

Offenbar ging der Kaiser hier von der Ansicht aus, daß

mit der Erbtochter (als buris fmiülme) der dem Grafen An¬

ton I. für sich und seine ehelichen Dcscendcnten, Manns-und

Frauenspersonen, verliehene Grafentitel und persönliche Reichs-
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standschaft erlöschen müsse, und gerade um dieses Erlöschen zu

verhüten, um dem Grasen Anton I., oder seinem letzten männ¬

lichen Desccndenten die weitere Vererbung der verliehenen

Grafenwürdc und ihrer Anhänge m ögl ich zu machen, und

augenscheinlich um denselben in den Stand zu setzen, aus einen

Schwiegersohn oder auf den Sohn einer Erbtochter u. s. w.

die gräfliche Würde mit ihren Anhängen übertragen zu kön¬

nen, wurde die obige ganz besondere Erlaubniß, über den

Grafentitel und dessen Anhänge zu tcstiren gewährt. Hätte

der Kaiser sein Diplom anders verstanden, hätte er die Erb¬

tochter nicht als ?miL ksmiliss nach den Grundsätzen des ge¬

meinen Rechtes betrachtet, so würde er keine Veranlassung

gehabt haben, dem Letzten vom Mannsstamm eine derartige

besondere Erlaubniß zur testamentarischen Versendung des

Grafcntitels zu ertheilen, da im gcgenthciligen Falle ein Er¬

löschen dieses Grafentitelö an sich gar nicht zu erwarten ge¬

wesen wäre. Es ist unverkennbar, daß der Kaiser gerade durch

diese weitreichende Vorsicht für den Fall des Erlöschens der

Aldenburgischcn Familie dem Grafen Anton I., Freihcrrn von

Aldenburg, einen besonderen Beweis seiner Gewogenheit geben

wollte, und daher mag es die gräfliche Aldenburg-Ben-

tinck'sche Familie vielleicht zu bedauern haben, daß Graf An¬

ton II. in seinem Testamente seinen Grafentitel mit Anhängen

dem Gcmahle seiner Erbtochter, oder deren Söhnen nicht legirt

und dem Kaiser die nach dem Grafcudiplom v. 1653 vorgeschrie¬

bene Anzeige nicht gemacht hat. Allein dies ist nun einmal

nicht geschehen; der Grafentitel, welcher dem Grafen

Anton ll, Freiherrn von Aldenburg, im Diplome von 1653 ver¬

liehen war, ist nun einmal sammt seinen Anhängen, somit auch

mit der von diesem Titel (nicht von der Jnnehabuug der Alden¬

burgischcn Besitzungen) abhängig gemachten (persönlichen) Reichs¬

standschaft nach dem Wortlaute und dem Geiste dieses Diploms,

längst erloschen. Nach dem Reichsstaatsrechte kann es daher

keine reichsständischen Grafen, Freiherren von Aldenburg mehr

geben, sondern was es jetzt gibt, sind nur noch Grafen von Ben¬

tin ck, Erben der freiherrlich Aldenburgischen Besitzungen.
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8 99.

e) Nachweis, daß weder die A ld c nb »rg l sch c Erbtochtcr Charlot te
Sophie, noch deren Söhne den Ucbergangdes sogenannten Alden¬
burg i s ch e n Grafentitels auf die Familie Bentinck für begrün¬
det gehalten haben.

Daß die Sache sich so verhält, daß seit dem Abgänge

Anton's II, und seiner Tochter Charlotte Sophie nur

noch Grafen Bcntinck als Erben der Aldenburgischen

Besitzungen vorhanden sind, ergibt sich ans das Deutlichste aus

dem von dem Gutachten selbst mehrfach angezogenen Vertrage

der Aldenburgischen Erbtochter Charlotte Sophie mit

ihrem Gemahl, dem Grafen Wilhelm von Bentinck, vom

13. August, respective 6. September 1754,") worin dieselbe

ihren beiden Söhnen, „den Grafen Bentinck," ihre (die

aldcnbnrgischcn) Besitzungen abtritt. Hier bezeichnet die Mutter,

die letzte des Al dcnb urgischcn Stammes — das letzte

Weib vom Manne — ganz richtig nach den Grundsätzen

des Reichsrechtes und des kaiserlichen Diploms von 1653 ihre

Söhne lediglich als Grafen Bentinck, und weder als

Grafen noch als Freiherren von Aldenburg, was sie beides

juristisch nicht sein konnten, weil sie als legitime Söhne

dem Range und Stande des Vaters folgen mußten und die

Schritte, wodurch der sogenannte Aldenburgische Grafen-

titcl mit seinen persönlichen Anhängen auf sie hätte gebracht

werden können, eben niemals gethan worden sind. Es ccdirtc

die Gräfin Charlotte Sophie auch nicht etwa ihren

Grafcntitel und Namen ihren Söhnen, was sie nicht konnte,

weil derselbe nicht an ihren (den A l d enbur g isch en) Fa-

milicnbesitzungcn haftete, sondern auf rein persönlicher Quali¬

fikation und kaiserlicher Verleihung beruhte, und weil das

Aldcnburgische Grafcndiplom die Erlaubniß zur Ucbcr-

tragnng dieses Titels nur dem Letzten im Mannsstamme

(was Anton II. gewesen war), nicht aber einer A Iden¬

burg t scheu Erbtochter verstecktet hatte. Es wurde aber mit

5) Nachtrag v. 1843, S. 22.
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Recht hierbei in der Familie nichts vermißt und entstand daraus

in Wahrheit auch nicht der mindeste Nachtheil für die Söhne

der Aldenbur zischen Erbtochtcr Charlotte Sophie,

da der Gemahl derselben, Wilhelm von Beutinck, selbst

den Grafcntitel erlangt hatte, also seine Söhne doch eben

so wohl Grafen waren, als sie es nach dem Aldenbur¬

gischen Diplom hätten sein können, wenn Anton ll. von

seinem Rechte, ihnen diesen letzteren Grafentitel zu legiren,

Gebrauch gemacht hätte. Nur dann wäre ein practischer Un¬

terschied vorhanden gewesen, wenn das Al den b u rg i sch e

Grafcndiplom den hohen Adel gewährt hätte: allein da es

dies nicht that, weil es im höchsten Falle nur den Freiher¬

ren von Aldenburg die Eigenschaft von reichöständischcn

Personalistcu verlieh, Personalisten aber weder zum hohen Adel

gehörten, noch auf dem Reichstage mehr zugelassen wurden,

so hatten auch die Söhne des Grafen Wilhelm Bentinck

keinen Grund, Gewicht darauf zu legen, den mit ihrer Mutter

erlöschenden Al d enb u r g isch cn Grafentitel mit dem eigenen

zu verbinden. Wenn demungeachtet die Bcntinck'sche Fa¬

milie nach Angabe des Gutachtens S. 109 das gräfliche Wap¬

pen, welches den Freiherren von Aldenburg im Diplom

von 1653 verliehen worden war, mit dem ihrigen verband, so

that sie etwas, was ihr der Kaiser nach dem Reichsrechte wohl

zu verwehren befugt gewesen wäre, was aber ungerügt blieb,

weil Niemand ein Interesse haben mochte, ihr diese Erinnerung

an ihre mütterliche Abstammung zu verwehren, die an sich

rechtlich eben so bedeutungs- und einflußlos ist, als der nun¬

mehrige Gebrauch des Titels als Grafen von Aldenburg-

Bentinck von Seiten der Herren Rcclamanten auf den Aus¬

gang ihres Successionsstreites.

8 100.

Ergebntß der bisherige» Untersuchung.

Nach allen diesen Thatsachen und Beweisen wird jeder

Nnparthciische gerade im Gegensätze zu dem Gutachten S. III

zu der rechtlichen Ueberzeugung kommen müssen:



X.

Nachweis, daß das angebliche kaiserliche Reservatrecht der
Selbstentscheidnng in Mißheirathösachen durch das Ber¬
liner Abkommen vom 8. Juni 1825 nicht aus dcu Groß¬

herzog von Oldenburg übergegangen ist.

Z 101.

1) Nachweis, daß das Berliner Abkommennicht bezweckt hat. durch angeb¬
liche Standschaft bedingte Rechte der Grafen Bentinck wieder

herzustellen.

Es ist nunmehr an der Reihe, einen Blick auf die staats¬
rechtlichen Verhältnisse der B entin ck'schen Familie zu werfen,
wie sich dieselben durch das Berliner Abkommen vom 8. Juni
1825 und durch den Bundesbeschlußvom 12. Juni 1845 ge¬
staltet haben.

15
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„daß die Grafen von Aldenburg, so wie die in ihre
„Rechte eingetretenen Grafen von Bentinck niemals
„Reichs st an de im eigentlichen Sinne des Wortes waren,
„daß sie namentlich nicht zu jenen reichsständischen Familien
„gehörten, welche nach dem Reichsrechtc allein den hohen
„Adel bildeten, und daß daher nach dem Reichsrechte nie-
„malö der Art. XXIl. 8 4 der Wahlcapitulation auf sie
„angewandt werden konnte."

Hieraus ergibt sich aber von selbst, ebenfalls in geradem
Gegensätze mit dem Gutachten S. 112 a. E.:

„daß nach der Verfassung des deutschen Reiches, wenn sie
,/Zur Zeit noch gälte, der Kaiser keineswcges berufen
„wäre, den Bcntinck'schen Successionsstreitmit Ausschluß
„der Reichsgerichte zu entscheiden, und daß selbst, wenn
„dies der Fall wäre, derselbe keinenfalls zu Gunsten der
„Herren Reklamanten hätte entscheiden können!"



Nach dcm Berliner Abkommen vom 8. Juni 1825 Art. I.

trat der Graf von Bentinck für sich nnd seine Familie in

Bezug ans die Herrschaft Knip Hansen unter den in

den folgenden Artikeln enthaltenen näheren Bestimmungen in

den Besitz und Genuß der Landeshoheit und der persön¬

lichen Rechte und Vorzüge wieder ein, wie ihm dieselben

vor Auslosung der deutschen Rcichsverfassung zustanden. Das

Pozl'schc Gutachten S. 112 knüpft hieran die Behauptung,

„es wären von diesem Momente an demzufolge alle Voraus¬

setzungen, von welchen zur Zeit des Reiches die Stand-

Schaft abhiug, die dinglichen sowohl als die persönlichen,

„durch einen völkerrechtlichen Vertrag anerkannt, und der Graf

„sei dadurch auch in die durch die Standschaft bedingten

„Rechte wieder eingesetzt worden, deren Ausübung ihm eine

„Zeitlang thatsächlich unmöglich gewesen wäre."

Diese Behauptung ist aber durchaus unrichtig. Das Ber¬

liner Abkommen Art. I. restituirt dem Grasen Bentinck nach

Ausweis seines eben angeführten Wortlautes nichts weiter als

den Besitz und Genuß der Landeshoheit bezüglich der Herr¬

schaft Knip Hausen, nnd der persönlichen Rechte und Vor¬

züge, welche ihm vor der Auflösung der deutschen Rcichsver¬

fassung zustanden. Nach dieser kam ihm aber, wie oben

§ 74 ff. nachgewiesen wurde, nur die Eigenschaft eines Standes

des Reiches im weiteren Sinne, d. h. nur allein in der

Bedeutung eines „unmittelbaren Mitgliedes des Rei¬

ches," wie sich Püttcr in seinem 1771 ausgearbeiteten Rc-

sponsum sehr richtig ausdrückte,*') nicht aber die Reichs¬

standschaft in dem engeren und eigentlichen Sinne zu, wie

sie das Gutachten gerne den Grafen Bentinck vindicircn

möchte. Das Berliner Abkommen hatte aber nichts weniger

im Sinne, als dcm Grafen Bentinck mehr zu gewähren,

als was ihm zur Zeit des deutschen Reiches zustand, und hat

ausdrücklich erklärt, daß er in die persönlichen Vorzüge „so"

wieder eintreten solle, wie sie ihm zur Zeit des deutschen

5) Siehe oben § 93.



Reiches zustanden. Da aber erwiesener Maaßen KnipHau¬

sen nie ein reichsständisches Land gewesen war und nie auf

demselben (als Land) eine Stimme und Sitz auf dem Reichs¬

tage gehaftet hatte, so kann nach dem Berliner Abkommen so

wenig von einer Wiederherstellung der dinglichen, als der per¬

sönlichen Voraussetzungen der Reichsstandschaft im eigentlichen

Sinne die Rede sein, weil die ersteren nie, die letzteren nur

unvollständig bei den Grafen von Aldenburg, und bei

den Nachkommen des Grafen Wilhelm von Bcntinck selbst

diese nicht mehr, vorhanden waren, wie oben 8 98 gezeigt

worden ist. Die auch hier wieder von dem Gutachten S. 112

an seine unrichtige Behauptung augeknüpfte Folgerung, daß

sonach seit dem Jahre 1325, wenn das Reich noch fortbe¬

standen hätte, unzweifelhaft der Kaiser auf Grund des Art.

XXII. Z 4 der Wahlcapitulation eben so berechtigt wie ver¬

pflichtet zur Entscheidung des Bentiuck'schcn Successtonsstreites

gewesen wäre, fällt demnach mit ihrer unrichtigen Voraus¬

setzung von selbst als unbegründet hinweg.

8 102.

2) Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung durch den BundcSbcschlnß

vom 12. Juni 1345 keine Standschaft der Familie Venttnck

anerkannt hat.

g) Rückblick auf die Inkompetenz der hohen Bundesversammlung, einen

solchen Beschluß durch Stimmenmehrheit zu fassen.

Das Gutachten, welches aus den oben angegebenen Grün¬

den das einzige Heil für die Sache der Herren Reclamantcn

darin findet, daß für dieselben die Behauptung der „Stand¬

schaft" gerettet werde, und sich um so mehr an diesen Stroh¬

halm anklammert, als es sich selbst nicht verbergen kann, daß

mit der Nichtzuständigkeit der Reichsstandschaft alle seine

Behauptungen von dem hohen Adel der Bentinck'schen Fa¬

milie im Sinne des Reichsrechtes, von der Anwendbarkeit der

Wahlcapitulation urt. XXII. § 4 auf den Bentinck'schcn

Snccessionsfall, und von dem angeblichen Selbstcntscheidungs-
15



rechte des Kaisers hinwegfallen,") will sodann eine weitere An¬

erkennung der „Standschaft" der Grafen Bentinck in dem

Bundeöbeschluß v. 12. Juni 1845 "") gefunden haben, welcher

aussprach, daß der gräflichen Familie Bentinck nach ihrem

Standcövcrhältnisse zur Zeit des deutschen Reiches die

Rechte des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit im Sinne des

Art. 14 der deutschen Bundesacte zustehen.

Es ist nun schon oben K 19 erklärt worden, daß es nicht

die Aufgabe dieser Abhandlung ist und sein soll, den Streit

über die Kompetenz der Bundesversammlung zur Abfassung

dieses Bundesbcschlusscs fortzuführen, ""^) sondern daß nur

dessen Sinn und rechtliche Bedeutung nach der Meinung und im

Geiste jener Majorität der Bundcsglicdcr, die für diesen Be¬

schluß gestimmt haben und dessen Gültigkeit aufrecht erhalten,

entwickelt und erörtert werden soll. Nur allein aus dem Grunde,

weil das Pozl'sche Gutachten S. 113 geglaubt hat, im Vor¬

beigehen die formelle und materielle Kompetenz der Bundes¬

versammlung zur Fassung des Beschlusses vom 12. Juni 1845

als eine ausgemachte Sache darstellen zu müssen, mag hier

dagegen die kurze Bemerkung stattfinden, daß durch dasjenige,

was das Gutachten S. 113 vorgebracht hat, die von Ol¬

denburg noch fortwährend (und mit vollstem Rechte, wie

sich später zeigen wird) bestrittene Kompetenz der Bundesver¬

sammlung nicht im Mindesten nachgewiesen worden ist, und

daß in der im Gutachten versuchten Gegenausführnng der

Hauptpunkt, um welchen sich die Streitfrage bewegt, völlig

mit Stillschweigen übergangen worden ist. Unrichtig ist es

nämlich

1) wenn das Gutachten S. 113 die Kompetenz der Bun¬

desversammlung aus der von ihr übernommenen Garantie

des Berliner Abkommens ableiten will. Denn die Rechte und

Ausdrücklich gibt dicö das Gutachten selbst zu S. 118 Note 145, a. E.

5^) Siehe oben S. 31.

A«) Vergl. meinen Aufsatz in dem Archiv für civil. Praris Bd. XXVII.

Heft 3, über das Verhältnis; der Beschlüsse des deutschen Bundes zu Sa¬

chen der streitigen Gerichtsbarkeit und gerichtlichen Entscheidungen.
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Pflichten eines Garanten sind dem Begriffe der völkerrechtlichen

Garantie zufolge durch den Inhalt des garantirten Vertrags

selbst bestimmt und begränzt: es stehet aber fest, und ist wie¬

derholt in den Partheischriften, die von rcclamantischer Seite

ausgingen, selbst ausgeführt worden, daß die hohen Mächte,

welche den Abschluß des Berliner Abkommens vermittelten, die

Frage, ob die Familie Bcntinck zum hohen Adel gehöre

oder nicht, als durchaus nicht in dem Abkommen begriffen

und als keinen Gegenstand desselben betrachteten, sondern aus¬

drücklich für eine solche Frage erklärten, welche durch das Ber¬

liner Abkommen weder bejahend noch verneinend entschieden

Werden solle und könne. Ebenso war es nach der ausdrück¬

lichen Erklärung der hohen vermittelnden Mächte als fest¬

stehend angenommen, daß Knip Hausen niemals Reichsstand¬

schaft gehabt, und daß daher auch die Familie B entinck we¬

gen des Besitzes dieser rcichsunmittelbaren Herrschaft niemals

auf Reichsstandschaft Anspruch gehabt habe. Wenn daher

eine Competenz der Bundesversammlung, der Familie B entinck

einen hohen Adel zuzuerkennen, begründet werden soll, so müßte

dies jedenfalls in einer ganz anderen Weise geschehen, als

durch die Berufung auf die Ucbernahmc der Garantie des Ber¬

liner Abkommens durch die Bundesversammlung.

2) Ebenso wenig kann die Competenz der Bundesversamm¬

lung durch Berufung auf den Art. 17 der Wiener Schluß-

actc von 1829 begründet werden, denn dieser Artikel sagt nur

im Allgemeinen, daß die Bundesversammlung berufen sei, zur

Aufrcchthaltung des wahren Sinnes der Buudcsacte die darin

enthaltenen Bestimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel

entstehen sollten, dem Bundcszweck gemäß zu erklären und in

allen vorkommenden Fällen den Vorschriften dieser Urkunde die

richtige Anwendung zu sichern. Es hebt aber dieser Artikel

17 die Bestimmungen jener Artikel der Bundesacte und der

Wiener Schlußakte, welche für gewisse Beschlüsse die regel¬

mäßige Beschlußfassung durch Stimmenmehrheit aus-

Siehe die Erklärung der vermittelnden Mächte oben S. 77, Note
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schließen, keineswegs auf, namentlich nicht den Art. 7 der deut¬

schen Bundcsacte und den Art. 15 der Wiener Schlußakte, wo¬

nach selbst da, wo luis 8inZuIoruin obwalten, ohne freie

Zustimmung derBetheiligtcn (hierOldenburg's) kein diesel¬

ben verpflichtender Beschluß gesaßt werden kann.") Das aber ist

der wesentliche Streitpunkt, von dessen Entscheidung die Com-

petenz der Bundesversammlung zur Erlassung des Beschlusses

von 1845 in formeller Beziehung abhängt, ob luis Sin^ulorum

für Oldenburg vorhanden sind oder nicht, und daß dies wirk¬

lich der Fall ist, wird sich in unwid erl e gbarer Weise dar-

thun lassen.

5) Als cs sich im Jahrc 1823 an dem deutschen Bundestage darum

handelte, die Verhältnisse des früher wirklich rcichs- und krctsstän-

disch gewesenen Hauses Schön bürg zum Königreiche Sachsen zu ord¬

nen, welches letztere in dieser Beziehung gegen die fünf Großmächte auf

dem Wiener Kongresse ausdrückliche Verpflichtungen übernommen

hatte (von Meyer, Staatsakten 2. Aufl., Thl. I. S. 206 , 207), so er¬

klärte cs die österreichische Präsidialgcsandtschaft in dem Vortrage am 7.

August 1828, Sitz. 22 § 144, doch nur als „einen Wunsch des Kai¬

sers von Oesterreich," daß der deutsche Bund sich dahin erklären möge,

dem gräflich S chönburgisch cn Hause in Rücksicht auf „seine frühe¬

ren Verhältnisse während dem Bestände des deutschen

Reiches" diejenigen persönlichen und Familicnrechte und Vorthcile zuzu¬

erkennen, welche durch die Bundes- und Schlußakte oder durch spätere Bnndcs-

beschlüssc den im Jahrc 1806 mcdiatisirten ehemaligen Rcichsständcn zu¬

gesichert wurden. Hierauf wurde in derselben Sitzung diesem Vortrage

entsprechend mit Stimmcncinhelligkett beschlossen, „den Fürsten, Grafen

und Herren von Schön bürg ... zu bedeuten, daß die souveränen

Fürsten und freien Städte sich vereinigt haben, dem Hause Schön¬

burg, in Rücksicht auf seine vormalige Stellung zum deut¬

schen Reiche" die gedachten persönlichen und Familicnrechte und Vorthcile

einzuräumen. Der Großhcrzog von Oldenburg hätte aber mit

um so größerem Rechte erwarte» dürfen, daß in der B cn ti nck'schcn Sache

ganz nach Maßgabe der Präcedcnz in der S ch ö n b ur g i s ch en Sache

verfahren werde, als notorisch die Stellung der Familie Bentinck zur

Zeit des Reiches keine so ausgezeichnete war, wie die des Hauses Schön¬

burg, und als das, was er der Familie Bentinck zu gewähren ver¬

pflichtet ist, genau durch das Berliner Abkommen vom 3. Juni 1828 be¬

stimmt war.



3) Ebenso vergeblich ist die Berufung auf Art. 63 der Wie¬

ner Schlußakte, worin es für eine Obliegenheit der Bundes¬

versammlung erklärt wird, auf die genaue und vollständige

Erfüllung derjenigen Bestimmungen zu achten, welche der Art. 14

der deutschen Bnndesacte in Betreff der mittelbar gewordenen

ehemaligen Reichsstände und des ehemaligen unmittelbaren

Reichsadels enthält. Denn damit dieser Art. 63 der Wiener

Schlußakte Platz greifen und von den Herren Reclamanten

für sich angerufen werden konnte, wäre nothwendig, daß bei

ihnen die Voraussetzungen zuträfen, welche der Art. 14 der

deutschen Bnndesacte genau bestimmt, d. h. daß sie zur Zeit

des deutschen Reiches wirkliche Reichs stände und nicht

bloße Inhaber einer Landeshoheit ohne dingliche Reichsstand¬

schaft gewesen wären, und daß überhaupt es in der Absicht

der Mächte gelegen hätte, ihre Stellung zum deutschen Bunde

durch Artikel 14 der Bnndesacte zu regeln. Allein es ste¬

het nicht nur nach den obigen historischen Ausführungen, son¬

dern auch nach den ausdrücklichen, von den Herren Reclamanten

selbst so oft angezogenen Erklärungen der hohen, das Berliner

Abkommen vermittelnden Mächte fest, daß weder die gräfliche

Familie Bentinck, noch die Herrschaft KnipHausen jemals

rcichsständisch waren. Somit fehlet aber die wesent¬

liche Voraussetzung, unter welcher ein Bundcsglicd bundes-

grundgcsetzlich für verpflichtet geachtet werden kann,

den hohen Adel einer Familie anzuerkennen: auch stehet eben

so fest, daß die Rechte, welche der Familie Bentinck sowohl

als persönliche Vorzüge, als wegen der Herrschaft Kniphau-

sen gegenwärtig zustehen, nicht ans dem Art- 14 der

deutschen Bnndesacte herstammen, bei dessen Abfassung Nie¬

mand an die Familie Bentinck dachte, sondern daß dieselben

lediglich ans dem Berliner Abkommen vom 8. Juni 1825 be¬

ruhen, und daß daher auch die einzelnen Bundcsglicder bnn-

dcs gesetzlich nicht schuldig sind, der Familie Bentinck

ein Mchrercs zu gewähren, als das Berliner Abkommen ihr

beilegt, dessen Garantie die Bundesversammlung übernom¬

men hat.
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8 103.

b) Nachweis, daß der BnndcSl'cschluß vom 12. Juni 1845 sog. Iura

LinZuIorum, insbesondere die Familicnrcchtc, des grvßhcrzoglichen

Hauses Oldenburg verletzt.

Daß aber das altgräfliche imd hochfürstliche, jetzt groß¬

herzogliche Haus Oldenburg außerdem, daß es keine blin¬

des mäßige Verpflichtung eingegangen hat, den

hohen Adel und die Ebenbürtigkeit der Familie Bcntiuck anzu¬

erkennen, noch ganz besondere Rcchtsgrüude hat, um in dieser

Hinsicht Iura SiuZuIoium zu behaupten, ergibt sich unwider¬

leglich aus dem, was oben über die Abstammung der Freiher¬

ren, dann Grafen, von Aldenburg angeführt worden ist. Un-

läugbar war der Graf Anton I., Freiherr von Aldenburg,

ein natürlicher Sohn (8purius) eines Mitgliedes des altgräf¬

lichen Oldenburgischen Hauses, und zwar ein solcher 8purius,

welcher niemals, weder durch IkAitimulio per subseguens

lustrimonium, noch durch eine kaiserliche leKitimutio xlenu per

rescriplum (deren Statthaftigkeit an sich sehr zu bezweifeln

gewesen wäre) in die Stellung eines kilius legitimus

seines Vaters gebracht worden ist. So hohe Titel der Graf

Anton Günther von Oldenburg demnach auch für diesen

seinen natürlichen Sohn vom Kaiser auswirken mochte, so

war doch dieser (nach der eigenen Ausführung des Pöz ti¬

schen Gutachtens) durch die Wahlcapitulation urt. XXII. § 4

gebunden, diesen natürlichen Sohn in keine Stellung zu bringen,

welche zu einer Verkleinerung des altgräflichcn Hauses

Oldenburg hätte dienen können, und niemals wäre daher

der Kaiser berechtigt gewesen, denselben dem altgräflichen Hause

Oldenburg ohne dessen ausdrückliche Zustimmung

für ebenbürtig zu erklären. Sicher hat auch der Kaiser

nie im Sinne gehabt dies zu thun, so wenig wie es im Sinne

des Grafen Anton Günther von Oldenburg selbst lag,

dies vom Kaiser zu verlangen, daher er denn auch, wie oben

§ 86 gezeigt wurde, sich für seinen natürlichen Sohn Anton

nicht einmal den Titel eines „Grasen" von Aldenburg,

sondern überhaupt nur einen neben dem Namen eines



Fr ei Herrn von Aldenburg zu führenden Grafen¬
titel, der erst auf eine zu erwerbende Grafschaft bezogen
werden sollte, vom Kaiser erbat und erlangte. So wenig das
fürstliche Haus Anhalt die Grafen von Bärenfeld, oder
das fürstliche Haus Nassau die Grafen von Ott Weiler
für ebenbürtig anerkannte, und so wenig dies etwa diesen hohen
Häusern vom Kaiser, oder jetzt von der hohen Bundesversamm¬
lung, ohne Verletzung ihrer kurg 8inAuIorum zugemuthet werden
könnte, eben so wenig kann nach den Grundsätzendes Reichs¬
rechtes dem Oldenburgischen Fürstcnhause durch einen
Bundesbeschlust, zu dem es nicht sel bst freiwillig zuge¬
stimmt hat, aufgedrungen werden, daß es die Grafen von
Bentinck oder Al d en b u r g - B e n tinck für sich ebenbürtig
anerkennen müsse. Denke man sich den Fall, daß die Ben¬
tin ck'schc Familie in gleicher Weise, wie sie von einem na¬
türlichen Sohne eines oldenburgischen Grafen abstammt, von
einem natürlichen Sohne eines Prinzen des österreichischen
Kaiserhauses oder des preußischen Königshauses abstammte,
so würde sicher das kaiserlich österreichische oder das
königlich preußische Haus eine jede Znmuthung von
Seiten der Bundesversammlung, eine solche Familie als
sich ebenbürtig anzuerkennen, mit gleicher Ent¬
schiedenheit zurückweisen und sich eben so auf Kirn
LinAuIorum berufen, d. h, diese Frage als eine seinen eig¬
nen Glanz und besonderen Familienangelegenheitenbetreffende
bezeichnen, wie dies jetzt der Großherzog' von Oldenburg thut.
Mit welcher Kraft aber solche Kronen, wie die kaiserlich öster¬
reichische und die königlich preußische am Bundestage aufzu¬
treten wissen, wenn sie einmal die Nebcrzeugung gefaßt haben,
daß eine Sache zu ihren ^uribus LinZuIorumgehöre, davon
haben frühere Vorgänge am deutschen Bunde bereits ein spre¬
chendes Zeugnis? gegeben.



§ 104.

3) Nachweis, daß der Art. 14 der deutschen Bundesacte nur den wirklichen

Reichsständcn den hohen Adel und die Ebenbnrt gewährleistet, daß aber die

B en tin ik'schcn Agnaten, indem sie als rcichsständisch gelten wollen, ihr

früheres Angriffssystem aufgegeben, eben dadurch aber mit den Ansichten der

hohen Bundesversammlung, worauf der Bundcsbcschluß vom 12. Juni 1845

beruht, sich in Widerspruch gesetzt haben.

Da der Bnndesbeschluß vom 12. Juni 1845 der Familie

Bcntinck wegen ihres früheren Standesvcrhältnisscs zur

Reichszcit den hohen Adel und die Ebenbnrt im Sinne

des Art. 14 der deutschen Bundesacte zuspricht, so ist vor

allem in Betracht zu ziehen, welcher Klasse von Personen die¬

ser Art. 14 der Bundesacte nach der ursprünglichen Absicht

der Stifter des deutschen Bundes den hohen Adel und die

Ebenbnrt gewähren wollte. Daß aber der Art. 14 der deut¬

schen Bundesacte, soweit er von ehemaligen deutschen Reichs¬

ständen spricht, nur von wirklichen Reichsständen, die ans

dem Reichstage, ihrer Länder wegen, Sitz und Stimme gehabt

haben, spricht, und überdies nur von solchen Reichsständcn,

welche seit 1806 erst mittelbar geworden sind,") ergibt sich

nicht nur auf das Bestimmteste aus den der Abfassung dieses

Artikels vorhergegangenen Verhandlungen auf dem Wiener

Kongresse und ans den in Folge desselben in den einzelnen

deutschen Bundesstaaten ergangenen Declarationcn, Gesetzen

und Verordnungen über die Rechte der Standeshcrren,"")

S) Daß die Grafen von Bentinck nicht in den Jahren 1806—15

mittelbar geworden sind, räumt das Gutachten S. 119 Note 146 selbst

ein. Wenn aber eben daselbst weiter gesagt wird: „die rslio des Art. 14

(der Bundesacte) liege offenbar nicht in dem Mittelbargewordcn sein,

sondern in der ehemaligen Netchsunmittclbarkcit, Landeshoheit u. s. w.",

und wenn es ebendaselbst 6 Zeilen später heißt: „daß die Bundesacte nur

die Thatsachc des Mediatseins zur Bedingung macht", so scheint

das Gutachten mit sich selbst nicht im Klaren darüber zu sein, durch welche

Argumentation es den von ihm selbst als thatsächlich begründet zugestande¬

nen Einwand beseitigen will,

^) Vcrgl. auch die oben S. 77 angeführte Erklärung der das Ber¬

liner Abkommen vermittelnden hohen Mächte. Offenbar wollten die souve-



sondern es dienet sogar auch das zu einem sprechenden Be¬
lege für die Richtigkeitdieser Ansicht, daß die Herren Rekla¬
manten selbst in der neueren Zeit ihr Nngriffssystcm, um die
von ihnen behauptete Ebenbürtigkeit und hohen Adel zu retten,
vollständig geändert haben. Denn wenn sie früher selbst aus¬
zuführen suchten, daß der Begriff des hohen Adels nur ein
doktrineller und kein reichsgesctzlicher Begriff sei (was
seine vollkommeneRichtigkeit hat), und wenn sie demnach
sich bemühten darzuthun, daß auch andere Hochtitulirtc und
mit Landeshoheit versehene Familien außer den eigentlichen
Rcichsständcn zu dem hohen Adel gerechnet werden konnten
und müßten,*) so sind sie in den neuerlich in ihrem Interesse
ausgegangenen Schriften, wohin auch das hier beurthcilte
Gutachten gehört, geradezu in offenem Widerspruchemit ihrer
früheren Argumentation der gegcnthciligen Behauptung beige¬
treten, — welche allerdings nach dem Reich srcchte die
allein richtige ist, — daß der hohe Adel nur den
Rcichsständcn zustehe, und sofort wurde alle Anstrengung
von reclamantischer Seite darauf gerichtet, darzuthun, daß
die Familie Bentinck oder A ld cnbu rg-B cntin ck eine
rcichsständische Familie sei. Ob die Herren Reklamanten durch
diese Umschwenkungin das Läger ihrer bisherigen Geg¬
ner ihrer Sache genützt haben, wird kein Sachverständiger zu
bejahen wagen. Denn offenbar haben sie dadurch ihr Kriegs-
tcrrain selbst weit mehr beschränkt, als dies zu der Zeit der
Fall war, wo sie aus dem vagen und schwankenden doctri-

ränen deutschen Bundcsfürsten im Art. 14 der deutschen Bundesacte nur

ihren bisherigen Mitrcichsständcn, mit denen sie auf dem Reichs¬

tage zusammcngcscsscn und gestimmt hatten, „zum Tröste" in dem Un¬

glücke, welches dieselben durch die Mcdiatisirung betroffen hatte, die Zusiche¬

rung der Fortdauer eines gleichen StandcSvcrhältnisscs, wie cS ihnen

bisher zukam, gewähren.

^) Vergl. die aus den gemeinschaftliche» Erörterungen der Nechtsbet-

stände des Herren Klägers hervorgegangene Schrift: Die gegenwärtige Lage

des reichsgräflich Aldenburg - Bcntinck'schen Rechtsstreites, Berlin 1840,

S. 34 u. folg.



neilen Begriffe von hohem Adel argnmentirtcn. Nunmehr

steht also die Sache so, daß mit dem einfachen und, wie sich

gezeigt hat, leicht zu führenden und unwiderlegbaren Gegen¬

beweise, daß die Familie Bentinck oder Ald enburg-Bcn-

tinck nicht zu den reichsständischen Familien gehörte, aste ihre

Ansprüche auf einmal und unrettbar vor dem Urtheile der Ge¬

schichte und der Wissenschaft, und folglich auch vor dem rich¬

terlichen Urtheile fallen müssen.

Das Interessanteste bei dieser Tergivcrsation ist aber,

daß die Herren Reclamanten dadurch in den offenbarsten Wi¬

derspruch mit dem Inhalte des Bundesbcschlusscs vom 12. Juni

1845 und den Ansichten der Bundesversammlung über den

hohen Adel getreten sind, aus welchen dieser Bundcsbeschluß

hervorgegangen ist; und dies ist es, was zunächst dargcthan

werden soll und auch unwiderleglich dargethan werden kann.

§ 105.

Fortsetzung: insbesondere Nachweis des Unterschiedes, ob die Berechtigungen

aus dem Art. 14 der deutschen BundcSacte einer Familie als einer ehemals

rcichSständischen oder wegen eines anderen hohen Standcsvcrhältntsscs der¬

selben zugestanden werden.

Es ist schon oben (8 72) darauf hingewiesen worden,

daß der Bundesbeschluß von 1345 keineswegs ausspricht,

daß die Familie Bentinck zur Zeit des Reichs eine reich s-

ständischc gewesen wäre, sondern daß er nur allein der Fa¬

milie Bentinck „nach ihrem Standcsvcrhältnifse zur Zeit

des deutschen Reiches die Rechte des hohen Adels und der

Ebenbürtigkeit im Sinne des Art. 14 der deutschen Bundes-

acte" zugesteht, und es ist eben daselbst schon vorläufig darauf

aufmerksam gemacht worden, daß ein großer und wesentlicher

Unterschied ist, ob einer Familie zur Zeit des Reiches die

„Reichsstandschaft" oder überhaupt nur ein „Standes-

verhältniß" beigelegt wird, welches hoch genug ist, um der¬

selben die Rechte des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit im

Sinne der Bundcsacte Art. 14 zuzugestehen. Es ist aber ein¬

leuchtend, welchen großen Unterschied es macht, ob einer Fa-
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milie der hohe Adel und die Ebeuburt darum beigelegt wer¬
den, weil sie früher wirklich reichsstän disch war und
im Jahre 1806 oder seitdem mediatifirt worden ist, oder ob
sie nur sonst ein hohes Standesverhältniß zur Zeit des
deutschen Reiches hatte, wegen dessen es angemessen oder billig
scheint, ihr die Theiluahmc an den persönlichen Auszeichnungen
zuzugestehen, welche Art. 14 der deutschen Bundesacte den
wirklichen ehemaligenRcichsständen einräumt. In dem ersten
Falle handelt es sich um ein Recht, in dem zweiten um ein
freiwilliges Zu gestand nisi; im ersten Falle stehet also
eine b un d e s grnn d g esctz lich e Verpflichtung der ein¬
zelnen Bundcsgliedcr, in dem zweiten lediglich eine Verein¬
barung derselben in Frage, wie dies oben 8 1^2 S- 230,
an dem S ch onbnr gisch cn Falle nachgewiesenworden ist,
welchen die hohe Bundesversammlung im Jahre 1828 genau
nach dieser Unterscheidung behandelt hat.

106.

Fortsetzung: insbesondere Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung der

Familie Bcntinck die Berechtigungen aus Art. tl der Bundesacte kctncs-

wcgcö wegen ihrer angeblichen RcichSstandschaft, sonder» nur wegen der ihr

durch das Berliner Abkommen vom 8. Juni 1825 zurückgegebenen Landes¬

hoheit zugestanden hat.

Es ergibt sich nun aber aus den Verhandlungen der hohen
Bundesversammlung, insbesondere aus den Commissionsbe-
richtcn und aus den Abstimmungender einzelnen Bundesglieder
— namentlich aus den Abstimmungen derjenigen Bundesglieder,
welche für den Bundcsbeschlußvon 1845 stimmten, auf das
Bestimmteste, daß weder die hohe Bundesversammlung, noch
ihre Berichterstatter, noch auch die einzelnen abstimmenden
Bundesregierungen jemals die gräflich B cn tin ck'sche Familie
als eine ehemals reichsständische Familie betrachtethaben, daß
sie vielmehr eben so wie die hohen, das Berliner Abkommen
vermittelnden Mächte davon ausgingen und es als feststehend
anerkannten, daß weder die Familie Bentinck oder Aldcn-
burg-Bentin ck als solche, noch auch die Herrschaft Kniphau-



sen Reichsstandschaft gehabt haben. Allein demungeachtet sprach
sich die Mehrheit der deutschen Bundesregierungen dahin ans,
daß die gräflich Bentinck'sche Familie ein so hohes Stan-
desverhältniß zur Zeit des deutschen Reiches gehabt habe, und
beziehungsweise noch habe, daß ihr wohl der hohe Adel und
die Ebenbürtigkeit im Sinne der deutschen Bundesactc zuge¬
standen werden könne. Der Grund dieses hohen Standes-
verhältnisscs der Familie Bentinck wurde von der Bun¬
desversammlung also keiueswcgesin deren Rcichsstandschaft,
sondern ausdrücklich in deren Landeshoheit in der Herr¬
schaft Knip Hansen gesetzt, welche nach dem Berliner Abkom¬
men noch fortbesteht; es wurde als unpassenderkannt, wenn
einer Familie, welche sonach singulärer Weise noch in dem
Besitze der Landeshoheit ist, der hohe Adel und die Eben¬
bürtigkeit im Sinne der Bundesacte Art. 14 nicht zugestanden
werden wollte, während diese Eigenschaften doch den Standcs-
herren, welche mit ihrer ehemaligen Reichsstandschaftsogar
ihre frühere Landeshoheiteingebüßt haben, zugestanden seien.")

Ast Vergleiche den Hauptvortrag der Bundeöcommission, erstattet
von dem Freister«, von Pcchlin am 4. Juli 1844, Protokolle der Bundes¬
versammlung S- 583, 584. Daselbst wird ausdrücklich gesagt: „Dem Haupte
derlBentinck'schen)Familieistdic Land eshost eit erhalten: demnach leidet
der Art. 14 auf die Grafen Bentinck keine dirc etc Anwendung: eine ana¬
loge Auwendung aber ist gerechtfertigt, wenn dessen Sinn auch sie trifft...
Wenn gleich die fürstlichen nnd gräflichen Häuser, denen der Art. 14 de»
hohen Adel beilegt, als ehemalige Rcichsstände bezeichnetsind, so ist
doch hiermit nicht ausgesprochen, daß auf solche der hohe Adel beschränkt
sein solle." Ganz bestimmt ist folgende Erklärung der Bundcscommlssion
in demselben Hauptvortrage vom 4. Juli 1844, Protokolle S. 524 sä
12: „Der Ausschuß hat gesagt, worin er in staatsrechtlicher Beziehung
den Vorzug der gräflich Bcntinck'schen Familie vor mcdiattsirtcn gräflichen
Familien setze, nämlich in die dem Besitzer erhaltene L and cS h o h c i t.
Daß sie in Bezug auf persönliche Rechte und Vorzüge eine begün¬
stigte sei, hat der Ausschuß nicht gesagt und nicht sagen wollen."
— Die erste ausdrückliche Erklärung einer deutschen Bundesregierung,
daß sie die Zuständigkeit einer Landeshoheit, gleichviel ob damit
Reichs st an d sch a ft verbunden gewesen oder nicht, für genügend betrachte,
um „eine sub j ec tiv e S t andeSq u ali ficatton, und zwar den Stand



Dieser und kein anderer war der Grund, warnni der Familie

Bentinck von der Mehrzahl der deutschen Bundesregierungen

der hohe Adel und die Ebenbürtigkeit im Sinne der Bundeö-

actc Art. 14 zugestanden wurde, und daher ist es eben so

verkehrt als unnütz, wenn die Herren Reklamanten oder de¬

ren Wortführer nunmehr dem Bnndesbeschlnsse vom 12. Juni

1845 einen anderen Grund — eine angebliche, nncrweisliche

„Standsch ast" der Familie Aldenburg-B entinck oder der

Herrschaft Kniphanscn — unterlegen wollen, welcher an¬

dere Grund nach dem offenkundigen Ausweis der Bundcs-

protvcolle nun einmal dem Bundeöbcschlnssc vom 12. Juni 1845

nicht zu Grunde liegt.

Das, worauf es demnach practisch allein ankommt, ist

lediglich Folgendes. Die deutsche Bundesversammlung hat nun

einmal durch den Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 der Familie

Bentinck wegen ihres Standcsverhältnifses zur Zeit des Rei¬

ches, d. h. wegen ihrer landesherrlichen Eigenschaft — den

hohen Adel und die Ebenbürtigkeit im Sinne der deutschen

Bundcsacte Art. 14 durch Majoritätsbeschluß beigelegt: sie

wird und kann, um dem Ansehen ihrer hohen Stellung nichts

zu vergeben, von diesem Bundesbeschlusse nicht mehr abgehen;

sie wird ihn formell aufrecht erhalten, wenn auch bei ihr

nachträglich die Ueberzcugung Platz greifen wird, daß ein

solcher Beschluß bei genauerer Kenntnis; der Sachlage nicht

ergangen sein und schwerlich mehr ergehen würde. Es fragt

sich demnach nur noch: was hat die hohe Bundesver¬

sammlung durch den Beschluß vom 12. Juli 1845

der Familie Bentinck zugestanden oder bezeugt,

und was kann diese Erklärung der hohen Bundes¬

versammlung rechtlich für einen Einfluß auf die

Bentinck'sche Succcssionsfachc und die von den

Bentinck' schen Agnaten in neuester Zeit gcstell-

te n A n trä g e h a b en?

des hohen Adels" zu begründen, findet sich in der königlich preußischen

Abstimmung in der B cntinck'schcn Sache im Jahre 1845, 1. Sitzung

vom 9. Januar, § 8, Protocollc S. 13, 14.
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Z 107.

4) Der Begriff und das Wesen des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit

nach dem Sinne des Art. 14 der deutschen Bundcöacte, und zwar:

s) der Begriff und das Wesen des hohen Adels.

Betrachtet man nun die Wortfassnng des Bundesbcschlusses

vom 12. Juni 1845, so ist darin klar und deutlich gesagt, was

der Familie Bentinck in Folge ihres Standcsverhältnisses zur

Zeit des Reiches von der hohen Bundesversammlung zugestan¬

den und bezeugt wird, nämlich der h o h e Adel und dieEbcn-

bürtigkcit im Sinne des Art. 14 der deutschen Bundesactc.

Es fragt sich also nur: was ist unter hohem Adel und

Ebenbürtigkeit im Sinuc des Art. 14 der deutschen Bun¬

desactc zu verstehen?

Vorerst ist nun so viel klar, daß „hoher Adel" hier

ein besonderes Standesvcrhältniß, und „Ebenbür¬

tigkeit" ein durch dieses Standeöverhältniß bedingtes Recht

bezeichnet.

Der Ausdruck „hoher Adel" — welcher bekanntlich,

und wie auch von der Gegenseite zugegeben wird,") in der

ganzen Reichszeit in keinem einzigen Rcichsgesetze erscheint,

worüber auch das Reichsrccht niemals eine reichsgesetzliche Be¬

stimmung gab, und der zum erstenmale in dem Art. 14 der

deutschen Bundcsacte gesetzlich gebraucht wurde — kann aber der

Natur der Sache nach in keinem anderen Sinne verstanden

werden, als wie er zur Zeit des deutschen Reiches im gemeinen

Leben und in der Wissenschaft gebraucht worden ist. Daß dies die

Meinung der Urheber des Art. 14 der Bundcöacte ist, ergibt

sich deutlich daraus, daß daselbst nach Erwähnung des hohen

Adels und der Ebenbürtigkeit, als eines den „ehemaligen

Reichsständen" verbleibenden Rechtes, ausdrücklich beigefügt

Die oben tz 104, Note ^ angeführte gemeinschaftliche Schrift der

klägcrischcn Rechtsanwälte S. 34 sagt selbst: „der Ausdruck „hoher Adel"

kam bekanntlich in der deutschen Ncichsgcsetzgcbung nicht vor, wie schon

Hefftcr (Beiträge zum deutschen Staats- und Fürstenrccht) nachgewiesen

hat. Es fehlte daher durchaus an einer legalen Begriffsbestimmung

desselben."
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ist, daß ihnen dieses Recht verbleiben solle „nach dem bisher

damit verbundenen Begriffe."*) Der Begriff, welcher aber

zur Zeit des Reiches unstreitig mit dem „hohen Adel"

verbunden war, und worin sammtliche Pnblicistcn der Reichs-

zcit ohne Ausnahme übereinstimmten, so weit auch im übrigen

ihre Ansichten darüber, wer zum hohen Adel zu rechnen sei,

auseinander gehen mochten,**) war der: daß es das höchste

Gcburtsstandsverhältniß ist, in welchem eine rcichsun-

mittclbare Familie stehen kann. Streitig war nur,

ob dieses Geburtsstandsverhältniß den damaligen wirklichen

reichsständischen Häusern allein nnd ausschließlich zukam

— für welche Ansicht sich jederzeit die weitaus überwiegende

Mehrzahl der Pnblicistcn und Germanisten, und zwar die be¬

deutendsten Namen unter denselben insgesammt, ***) be¬

kanntlich auch der wissenschaftlich bedeutendeste Publicist auf der

Gegenseite, Herr Professor Heffter in Berlin selbst, mit der

größten Entschiedenheit ausgesprochen haben ff) — oder, ob

5) DeutscheBundcsactc Art. 14: „Um den im Jahr 1306 und seitdem
mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs ständen und R et ch s a ng e-
hörige» in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhältnisse in allen Bundes¬
staaten einen gleichförmig bleibenden RcchtSzustandzu verschaffen, so ver¬
einigen sich die Bundesstaaten dahin: a) daß diese fürstlichenund gräflichen
Häuser fortan nichts desto weniger zu dem hohen Adel in Deutsch¬
land gerechnet werden, und ihnen das Recht der Ebcnburt in dem bisher
damit verbundenen Begriff verbleibt."

^) Es ist daher ganz irrig, wenn in der eben angeführten gemein¬
schaftlichenSchrift der Bentinck'schen Rcchtsbeiständegesagt wird: „Auch
die Publicistcn waren darüber (was hoher Adel sei) sehr verschiedener
Meinung." — Niemals war streitig, was hoher Adel sei, sondern
nur allein das war streitig, wer dazu gehöre!

2«) So Moser, Püttcr, Gönner, Leist, Strubcn, Eich¬
horn, Michaelis, Mittcrmaier n. s. w. Vcrgl. hierüber oben die
Angaben in § 79 ».81, woselbst auch die neuerlicherklärte Beistimmnng des
Herrn Professor H. A. Zachariä in Güttingen, zu dieser Ansicht aufge¬
führt ist.

st) Heffter, Beiträge zum deutschen Staats- und Fürstcnrecht,Berlin
1829 S. 15: „Zum hohen Adel rechnete man allein die mit Ncichs-
stand s ch a ft versehenen Großen des Reichs und ihre Familien. Man be¬

bst
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noch andere Familien, die eine besonders ausgezeichnete po¬

litische Stellung einnahmen, wie dies z. B. bei Familien der

Fall war, die Landeshoheit ohne Nc ich s stands ch aft

besaßen, ebenfalls dem hohen Adel beigezählt werden dürften

oder müßten. Betrachtet man nunmehr den Art. 14 der deut¬

schen Bnndesacte, so wird man erkennen, daß sowohl nach der

Satzverbindung, als auch nach der Absicht der Gesetzgeber der

Ausdruck „h ohcr Ade l" darin durchaus nichts anderes bedeu¬

ten kann, als jenes hohe und zugleich höchste Standesver-

hältniß, welches zur Zeit des Reiches den wirklich reichs¬

ständischen Familien als Gcburts stand zukam, und welches

unbestreitbar den seit 1806 so uvcrain gewordenen ehemali¬

gen Rcichsständcn nach wie vor geblieben ist. Es sagt aber

allerdings der Art. 14 der deutschen Bundesactc nicht ausdrück¬

lich, daß dieses höchste Geburtsstandsverhältniß, welches er „ho¬

hen Adel" nennt, auf die ehemals wirklich rcichöständischcn Fami¬

lien beschränkt sei; auch verbietet derselbe allerdings nicht,

daß dem erwähnten Geburtöstandsverhältnisse der ehemaligen

wirklich reichsständischen und jetzt souveränen Familien nicht

noch ein oder das andere ausgezeichnete Geburtsstandsverhältniß

im Allgemeinen durch ein Bundesgesetz beigezählt, ^)

frage deßhalb die älteren Publicistcn. Es ist falsch, wenn man anch die

bloßen Landesherren ohne Reichsstandschaft, dahin rechnen will,

(wie Vollgraff, von den deutschen Standcshcrren S. 352 u. folg. thut).

Landeshoheit war zwar seit 1654 Bedingung der Reichsstandschaft,

jedoch nicht die einzige, mit deren Eintritt sofort die Rcichsstandschaft erlangt

war". —Ucbcrcinstimmcn: Klübcr, öffcntl. Recht 8 262 Note e, „daß sogar

die nichtreichsständischcn (und nicht rei chSfürstltchcn) Landesherren

zum hohen Adel gehört hätten, meint gegen die Kundbarkcit Voll-

graff;" M a u r cn b rc ch e r, Staatsrecht, H 132 Note i. „Sämmtliche

Publicistcn außer Vollgraff stimmen darin übcrcin" :c.; — Weiß,

System des deutschen Staatsrechts, NegenSburg 1843, h 72, S. 179:

„Der ehemalige unmittelbare Rcichsadcl war theils r c i ch S st än d i s ch,

thetlS n i ch t-rcichsstäudisch : jener bildete den hohe n, dieser den niederen

Adel;" Köhler, Handbuch des deutschen Privatfürstcnrechtö, Sulzbach

1832 S. 1V0, 101: Philipp'«, deutsches Prwatrccht. 3. Auflage 1847.

Bd. II, S. 307; — von Drcsch Abhandlungen, 1830, S. 121 flg.

A) Zu einem solchen Bundcögcsetzc müßte jedenfalls nach Art. 6



oder durch eine freie Ucbcrcinknnft der Bundesglicder nicht

im einzelnen Falle auch eine andere als eine ehemals wirk¬

lich rcichsständische Familie für Hochadelich erklärt oder erkannt

werden könne. Auf der anderen Seite gehet aber aus der Fassung

und der Absicht des Art. 14 der deutschen Bnndesacte eben so

klar hervor, daß er die Bnndcsglicder bun des g rn n d ge¬

setzlich nicht weiter verpflichten wollte, als den ehemals

wirklich reichsständischen Familien die Anerkennung eines

unverändert gebliebenen, mit ihnen, den nunmehrigen souveränen

Fürsten Deutschlands gleichen Gcburtsstandes zu gewähren.

Hieraus ergibt sich von selbst, daß wenn die Bundesversamm¬

lung durch einen Bundesbcschlnß noch anderen als den ehemals

wirklich reichsständischen Familien das hochadeliche Standcs-

verhältniß zugestehen oder als denselben zuständig anerkennen

will, dies nur unter der Voraussetzung geschehen kann, daß

dadurch keine sog. Iura 8in^nlorum eines Bundcsgliedes ge¬

kränkt werden, widrigenfalls ein solcher Bundesbcschlnß für das

betreffende Bundcsglied nach Art. 7 der Bnndesacte und Art. 15

der Wiener Schlnßacte vom 15. Mai 1820 für unverbindlich

geachtet werden müßte. Sieht man nun aber ganz davon ab,

ob und in wiefern der Bundesbeschluß vom 12. Juni 1345

Iura 8inAuIorum von Oldenburg oder von anderen Bundcsglie-

dern gekränkt haben möge, so hat die h. deutsche Bundesver¬

sammlung durch diesen Beschluß, welcher bezeugt oder er¬

klärt, daß sie den hohen Adel der Familie Benttnck im Sinne

der Bnndesacte Art. 14 anerkenne, hiermit eben doch nichts anderes

bezeugt und erklärt, als daß sie das Standcsverhältniß, in

Welchem sich die Familie Bcntinck zur Zeit des deutschen

Reiches befand, als ein so hohes anerkenne, daß sie kein Be¬

denken trage, den Gcbnrtsstand der Familie Bcntinck als

einen eben so hohen oder gleich hohen, wie den der che-

dcr Bundeöactc und Art. tZ dcr Wiener Schlnßacte S tim m cn c i n h cl-

li gleit gefordert werden, da cS jedenfalls ein Beschluß wäre, welcher die

Bundcsactc selbst (die authentische Interpretation, oder eine ausdeh¬

nende Erklärung, somit also eine Abänderung der Bnndesacte) be¬
treffen würde.

16»
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maligen wirklichen RcichSstände anzuerkennen. Es hat aber

die h. Bundesversammlung hiermit weder gesagt, daß die Fa¬

milie Bentinck jemals wirklich rcichsständisch gewesen sei

— was aller geschichtlichen Wahrheit zuwider sein würde —

noch hat die h. Bundesversammlung durch die Anerkennung

des „hohen Adels" der Familie Bentinck ausgesprochen, daß

in deren Familicnrcchte auch alle jene Singularitäten

Platz greifen müßten, welche in dem Familicnrcchte der

ehemaligen wirklichen Reichöstände etwa unter Umständen nach

Maaßgabe der Wahlcapitulation Artikel XXII. § 4 stattfinden

können, aber selbst bei diesen letztgenannten Familien nicht

einmal nothwendig statt finden müssen.

Damit also, daß die hohe Bundesversammlung einer

Familie die Erklärung gibt, daß ihr nach ihrem Standcsvcr-

hältnisse zur Zeit des Reiches der hohe Adel und die Eben¬

bürtigkeit im Sinne der Bundcsacte Art. 14 zustehen, hat

dieselbe noch keineswcges erklärt, daß diese Familie „also

r e i ch s st ä n d i s ch " gewesen sei. Dies ergibt sich auf

das Bestimmteste daraus, daß die hohe Bundesversammlung

— und zwar mit Zustimmung des betreffenden Souveräns,

der Krone Bayern — das Gleiche schon früher einer

andern Familie ebenfalls als zustehend erklärt hat, welche

notorisch nicht reichsständisch war, und nie eine Stimme

ans dem Reichstag geführt, auch nie ein Recht eine solche

zu führen gehabt oder auch nur beansprucht hatte. Dies ist

nämlich die reichsgräfliche Familie Pappen heim, welche

auch nur eine rcichsuumittelbare, aber keine rcichsständische Herr¬

schaft, und wegen ihres Erbamtes als Reichserbmarschall nur

einen Sitz, aber keine Stimme auf dem Reichstage gehabt hattet)

Es geschah diese Anerkennung der Familie Pappen he im als

einer Familie, welcher nach ihrem StandeSvcrhältnissc zur Zeit des Reiches

der hohe Adel und die Ebcnburt nach dem Art. 14 der deutschen Bundcs¬

acte zustehen, durch BundeSbcschluß vom 9. Sept. 1831, aber erst, nachdem

die Krone Bayern diese Familie selbst hierzu am Bundestage angemeldet,

und ihre noch im Jahr 1829 ausdrücklich erklärte Weigerung, dem Haupte

der Familie Pappcnhcim das Prädikat „Erla u ch t" zu geben, auf-



§ 108.

b) Der Begriff und das Wesen der Ebenburt.

Wenn sodann die Bundesacte Art. 14 von Ebenburt

spricht, so ist unläugbar hierunter die Rechts Wirkung zu

verstehen, welche die Eigenschaft des hohen Adels, die Stau¬

bes qnalifi catton, wie sie das königlich preußische Votum

vom 9. Januar 1845 nennt, ") für die Mitglieder dieses

Standes in ihrer Stellung zu einander begründet; es ist mit

anderen Worten die Ebenburt die practischc Acußerung des

Wesens des hohen Adels. Die Ebenburt bestehet aber

nach dem zur Rcichszeit damit verbundenen Begriffe, auf wel¬

chen die Bundesacte Art. 14 ausdrücklich verweist, und nach

der notorischen Wortbedeutung, welche auch in der officicllen

französischen Nebcrsetzung der deutschen Bundesacte durch „le

üroit üe vgiSLgnce 6Ak>Ie svec les msisons 8ouvergiiws" ihre

ausdrückliche Bestätigung findet,"") lediglich darin, daß eine Fa¬

milie von den übrigen Familten des hohen Adels, und na¬

mentlich von den souveränen Häusern für geburtsstan-

dcsglcich in dem Sinne geachtet werden muß, daß ein jedes

Mitglied einer hochadelichen oder souveränen Familie mit

einem jeden Mitglied? einer anderen hochadelichen

oder souveränen Familie, welches entweder in dieser seiner Fa¬

milie notorisch und unstreitig als vollberechtigtes Mitglied

anerkannt wird oder sein Recht als solches gerichtlich

erstritten hat, eine vollkommen standesmnßige Ehe

eingehen kann,""") und daß keine solche Ehe unter irgend einem

gegeben hatte. Klüber, Ocffentl. R. 3. Aufl. § 3t5 Note si. — Stehe
oben S. 163 Note

Siehe oben § 166 Note S. 236.

^*) Klub er. Acten des Wiener Eongrcsscs Thl. Vit. S. 477.

^ ^ ^ geschehen Pflegt, das; der Nachthcil, welche» Jemand

ans einen anderen bringen will, diesem Vorthcil bringt, so wird sich auch

in dem Bcntinck'schen Falle ereignen, daß, wenn der dcrmaligc Besitzer der

Herrschaft Kniphausen, der Graf Gustav Adolph Bentinck, wie

nicht zu bezweifeln, seinen Prozeß vor den Gerichten gewonnen haben wird,
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Vorwande für u nstan d es mäßig erklärt werden dürste.*')

Insbesondere lag dieser Bestimmung des Art. 14 der Bun-

dcsacte die Rücksicht zn Grunde, den nunmehr mediatisirten

ehemaligen Neichsständen, den sogenannten Standcsherren,

eine Gewähr dafür zu geben, daß sie nicht etwa wegen

ihrer nunmehrigen staatsrechtlichen Subjection von den souve¬

ränen Häusern als standesungleich und Ehen mit standesherr¬

lichen Frauen oder Männern von den souveränen Häusern als

unstandcsmäßige Ehen erklärt werden konnten. Ein Meh¬

re res ist aber in dem Begriffe der Ebcnburt nicht enthalten.

Namentlich ist nicht darin enthalten, daß in jeder Familie,

welche das Recht der Ebenbürtigkeit im Sinne des Art. 14

der deutschen Bundcsacte hat, eben deßhalb auch ein Recht

oder eine Pflicht bestehe, Ehen ihrer Mitglieder mit bürger¬

lichen Frauen für notorisch e Mißheirathcn zu erklären. Dies

zeigt sich am deutlichsten daraus, daß unstreitig allen souve¬

ränen Häusern Enropa's die Ebenbürtigkeit mit den ehemali¬

gen deutschen wirklichen Neichsständen zukommt, und doch

stehet notorisch fest, daß die ausländischen souveränen Häuser

zu keiner Zeit Mißhcirathsgrundsätze in dem Sinne der

Wahlcapitulation Art. XXIl. Z 4 anerkannt haben. Demun-

geachtet ist es niemals im deutschen Staatsrechte erhört gewesen,

daß einer Prinzessin oder einem Prinzen eines auswärtigen sou¬

veränen Hauses von einem deutschen Fürstenhansc die Ebenburt

darum bestritten worden wäre, oder hätte bestritten werden

derselbe eben deßhalb, weil nun einmal die Familie Bentinck als solche

durch den B.B. vom 12. Juni 1845 als zu dem hohen Adel gehörig erklärt

ist, ebenfalls von der Bmidcsvcrs. dem hohen Adel zugezählt werden muß,

und sodann jede deutsche Prinzessin mit demselben ohne alles Bedenken eine

vollkommen standcsmäßtgc Ehe eingehen kann, wie dies ausdrück¬

lich die oben S. 34 mitgetheiltc k. preußische Instruction, pr. 29. April

1859, und der ebenfalls schon oben S. 47 mitgetheiltc Hauptvortrag der

Bundescommtssion vom 4. Jult 1344 ausgesprochen hat.

*) Hieraus erklärt sich z.B., daß kein souveränes deutsches Fürsten¬

haus als befugt betrachtet werden dürfte, in einem Hausgesctzc Ehen seiner

Mitglieder mit standesherrltchen Frauen für Mißheirathen zu erklären.



können, weil sich in deren Ahnenreihe eine bürgerliche Mutter

oder Ahnfrau findet.

o) Fortsetzung; insbesondere Widerlegung der Behauptungen des Pözl-

schcn Gutachtens.

Das Recht der Ebenburt, wie es der Art. 44 der deut¬

schen Bundcöactc dem hohen Adel zugesteht, bestehet also nur

darin, daß Mitglieder souveräner Häuser aus einer für eben¬

bürtig anerkannten Familie standcsmäßig hcirathen können.

ES ist aber damit den Mitgliedern solcher Familien durchaus

keine Verbindlichkeit auferlegt, nur standesglcichc Ehen

einzugehen, sondern ob dies erfordert werden dürfe oder nicht,

ist für jede einzelne der unter sich ebenbürtigen Familien

rein eine innere Familienangelegenheit, in welche sich

weder eine andere Familie, noch auch die Bundesgcsetzgebung

einzumischen hat, welche letztere auch notorisch nicht beabsichtigt,

sich irgend hierin einzumischen. Dies ergibt sich auch deutlich

und unwiderleglich aus der Wahlcapitulation Art. XXII. § 4,

welche nur den Erbfolgern in der betreffenden Familie selbst

das Recht einräumt, eine Ehe als Mißheirath anzuklagen.

Es ist daher auch eine ganz willkührliche Unterstellung,

wenn das Pözl'sche Gutachten S. 118.behauptet, das Recht

der Ebenburt bestehe seinem wesentlichen Inhalt nach in der

Ausschließung derer, die nicht ebenbürtig sind. Bei dieser

Behauptung wirft das Gutachten zwei durchaus verschiedene

Verhältnisse durcheinander; nämlich einmal die Frage, was

dazu gehöre, damit eine Familie überhaupt den souveränen

Häusern ebenbürtig sei, und sodann die andere Frage, was

dazu gehöre, damit ein Mitglied in seiner eigenen Familie

ebenbürtig sei? Nur über die ersterc Frage enthält die Bun¬

des acte eine Bestimmung im Art. 14; nur über diese er¬

sterc Frage allein ist auch die Bundesversammlung kom¬

petent zu entscheiden, wie dies der von dem Frciherrn

von Pechlin am 4. Juli 1344 erstattete Hauptvortrag der

Bundescommission (Protoc. S. 575) sehr klar auseinander
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gesetzt hat.") Von der anderen Frage schweigt aber die

Bundesacte nnd überhaupt die gesammtc Bundcsgesetzgcbnng

vollständig nnd absichtlich — eben weil diese Frage

nur die innere Hausverfassung der souveränen und

ihnen ebenbürtig gestellten Familien anbetrifft; hierüber zu ent¬

scheiden ist auch die Bundesversammlung in keiner Weise

com Petent, wie dies ebenfalls der angeführte Vortrag des

Freiherrn von Pechlin treffend nachgewiesen hat. Wenn da¬

her das Pözl'sche Gutachten S. 118 meint, das Recht der

Ebenburt wäre bedeutungslos, wenn auch die Nichtebcnbürtigen

in den Besitz und Gcnust jener Familicnrcchte, wovon die Eben¬

burt die Bedingung ist, gelangen und in demselben verbleiben

konnten, so hat dieser Einwand gar keinen Bezug auf jene

ebenbürtige Stellung der hochadclichen Familien unter ein¬

ander, wovon allein die Bundesacte handelt und handeln

will; in Bezug auf das innere Familienverhältniß erledigt

sich aber dieser Einwand durch die Erwägung, daß, wenn eine

hochadeliche Familie nicht nachweisen kann, daß und aus wel¬

chem Grunde, und in welchem Umfange in ihr ein besonderes

Mißheirathsrccht gelten könne und dürfe, sodann eben auch

die Kinder einer bürgerlichen Mutter succcssionsfähig sind,

wie dies der augeführte Vortrag des Frciherrn von Pech¬

lin ganz verständlich andeutet. Einen solchen Grund, ein

Mißheirathsrecht als geltend in der Familie zu behaupten,

können nun freilich Agnaten, wie die Bentinck'schen, nicht

haben, wo der angeblich Hochadelich gewordene Stammvater

selbst nur ein natürlicher Sohn war, wo die ganze Familie

(Aldenburg) mit Vater und Sohn (Anton I. und II.) sofort

wieder erlosch, wo beide Herreu, der Gründer und der letzte

Stammherr, ihre Erbtochter unstandcsmäßig verheirathet ha¬

ben, (der anderen Töchter ganz zu gcschweigen), wo in der

Descendenz der Erbtochter vor dem Eintritte der jetzigen an¬

geblichen Mißhcirath noch keiner ihrer Dcscendentcn — (deren

hohen Adel vorausgesetzt) — eine standesgleiche Ehe cinge-

») Siehe oben S. 47.
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gingen hatte, wo weder cm Familienstatut errichtet worden

war, welches Mißheirathsgrundsätze aufgestellt hätte, noch ein

Familienherkommen sich gebildet hat, da die ganze Familie

Aldenburg-Bcntinck uoch zu neu ist, als daß sich in ihr

ein Herkommen hätte bilden können, selbst wenn man dessen

Bildung so ohne weiteres für zulässig halte» könnte und nicht viel¬

mehr bei einer solchen ncugräflichen Familie an dem Erforderniß

der Errichtung eines Hausgcsetzes mit kaiserlicher Genehmigung

festhalten müßte! Wenn daher das P v zl'schc Gutachten S. 113

aus dem Bnndcsbeschlusse vom 12. Juni 1845 ableiten will,

daß deßhalb, weil der gräflichen Familie Bcntinck darin der

hohe Adel nud die Ebcuburt im Sinne der Bundesacte zuge¬

standen worden, die von einer bürgerlichen Mutter gcboruen

Kinder in der Herrschaft Knip Hausen nicht successionsfähig

seien, so liegt nicht nur die Nnschlüssigkcit dieser Behauptung,

sondern sogar auch das klar vor, daß, um eine solche Schluß¬

folgerung zu rechtfertigen, „der hohe Adel und die Eben¬

bürtigkeit", welche der Bundesbcschluß vom 12. Juni 1845

der Bcnti nck'schen Familie zugesteht, nicht „in dem Sinne

der Bundesacte, Art. 14" — wie es der Bundesbc¬

schluß vom 12. Juni 1845 angibt — sondern in einem ganz

anderen, ungerechtfertigten und verkehrten Sinne

genommen werden müßten. Das was der Bundesbcschluß vom

12. Juni 1845 der Familie Bcntinck wirklich zuerkennt, ist

nichts weiter, als das Recht, sich gleich den deutschen Standcs-

herren, den deutschen souveränen Häusern für ebenbürtig zu

halten, lieber die innere Bentinck'sche Hausverfassung hat

sich die hohe Bundesversammlung nirgends ausgesprochen, und

so wenig die Bundcsgcsetzgebung überhaupt der hohen Bundes¬

versammlung ein Recht beilegt, sich in die inneren Familienver¬

hältnisse der deutschen hochadelichen Häuser einzumischen, ebenso

wenig berechtiget der Wortlaut und Inhalt des Bundcsbeschlusscs

v. 12. Juni 1845, anzunehmen, daß die hohe Bundesversamm¬

lung sich in diese inneren Verhältnisse derB cntin ck'schen Familie

ungebührlich habe einmischen wollen; im Gegcntheilc liegen,

wie oben (§ 15—26) ausführlich gezeigt worden ist, die be-



stimmtesten Erklärungen, sowohl der Bnndescommissionen, als

der einzelnen hohen Bundesregierungen vor, das; eine solche

Einmischung von der hohen Bundesversammlung durch den

Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 weder beabsichtiget worden,

noch geschehen sei. Sonach mnß also das Bemühen der recla-

mantischen Seite, den Glanben zu verbreiten, als habe die

hohe Bundesversammlung durch den Bundesbeschluß vom 12.

Juni 1845 bereits über die Succession in Kniphausen selbst

entschieden und durch Anerkennung des hohen Adels und der

Ebenbürtigkeit der Familie Bentinck stillschweigend und selbst¬

verständlich den dcrmaligcn Besitzer der Herrschaft Kniphau¬

sen für einen „unbefugten Ein dringling" erklärt, als

ein offenbar bundcsprotocollwidriges Vorgeben und somit auch

als ein vergebliches Bemühen erkannt werden.

§ 110.

4) Nachweis, daß der Großherzog von Oldenburg zur Selbstcntschcidungin
der Kniphanser Sncccsfionssachc weder befugt, noch verpflichtetist:

s) da hinsichtlich derselben schon nach Reichsrecht die richterliche Kompe¬
tenz der Reichsgerichtebegründet war.

Das Pvzl'sche Gutachten S. 116 — 126 sucht sodann aus¬

zuführen, daß nach dem Berliner Abkommen der Großhcrzog

von Oldenburg eben so berechtigt, als verpflichtet sei, in der

Bcntin ck'schen Successivnssache selbst zu entscheiden, beziehungs-

weise den dermaligen Besitzer als ans notorischer Mißhcirath

entsprossen ans dem Besitze der Landeshoheit in Kniphausen zu

setzen, lind dagegen die Herren Reklamanten in diese einzusetzen.

Die rechtliche Grundlage für diese Behauptung will darin gefun¬

den werden, daß der Großherzog von Oldenburg durch das Bcrli-

ner Abkommen an die Stelle des deutschen Kaisers getreten und daß

somit auf denselben eben sowohl das Recht, als die Pflicht über¬

gegangen sei, nach'Maßgabe der kaiserlichen Wahlcapitulation

den (angeblich) in notorischer Mißheirath gebornen dermaligen

Besitzer der Landeshoheit in Kniphausen für successions-

unfähig in derselben zu erklären, und zwar mit Ausschluß der

Gerichte, gerade so wie (nach Ansicht der Herren Reclaman-



tcn) der deutsche Kaiser selbst dies zu thun berechtigt und ver¬

pflichtet gewesen wäre.

Diese ganze Argumentation beruhet aber auf der an sich

irrigen und als unrichtig bereits oben (§ 41 u. folg.) nach¬

gewiesenen Voraussetzung, daß überhaupt der deutsche Kaiser

— wenn sich der Bcutinck'sche Succcssionöfall noch zur Zeit

des Reiches ereignet haben würde — nach der Wahlcapitulation

srt. XXII. §4 berechtigt und verpflichtet gewesen sein würde, hier

selbstcntscheidcnd mit Beiseitcsetzuug der Reichsgerichte einzu¬

schreiten, sowie auf der weiteren nicht minder unrichtigen und

als solche schon oben 29, § 198) nachgewiesenen Voraus¬

setzung des Gutachtens S. 113, daß der Bundesbcschluß vom

12. Juni 1845, indem er die Familie Bentinek für ebenbürtig

mit den souveränen deutschen Häusern erklärt, damit ausge¬

sprochen habe, daß in ihr die mit bürgerlichen Frauen erzeugten

Kinder nicht successionsfähig seien. Mit dem bereits geführten

Nachweise der Unrichtigkeit dieser Voraussetzungen muß also die

daraus gezogene Folgerung schon von selbst fallen, abgesehen von

anderen Gründen, welche gegen eine solche Annahme streiten

und sie als durchaus unzulässig erscheinen lassen. Der Nngrund

der im Ppzl'schen Gutachten aufgestellten Behauptung ergibt

sich aber mit vollständiger Klarheit aus nachstehenden Betrach¬

tungen. Die Bestimmung der Wahlcapitulation urt. XXII. § 4

hängt nämlich, wie ihr Wortlaut und das allgemeine Rubrum

des urt. XXII. ausweist, auf das Genaueste mit dem kaiserlichen

Reservatrechte der Stau d cse rh oh un g zusammen, welches

kaiserliche Recht notorisch aus der kaiserlichen Machtvollkommen¬

heit (Illonituüg potestutis) abgeleitet wurde, wie dies auch mit

dürren Worten in dem Bentinck'schen Grafendiplome von 1732

ausdrücklich gesagt ist. ^) Dieses Standeserhöhungsrecht stand

aber, abgesehen von der schon durch die Wahlcapitulation des rö¬

mischen Königs FerdinandIV. v. 1653 eingeführten Beschrän¬

kung hinsichtlich der Verleihung der Reichsstandschaft, dem Kaiser,

"9 Bcnt in ck'sches Grafendtplom von 1732, Dec. 29.: „ . .. . pro
vompeteute Xobis summa sutlwritalo et poleststis pleiututme" etv. —
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wie das Pözl'sche Gutachten selbst weitläufig ausgeführt hat,

bis zur Wahlcapitulation des Kaisers Karl VII. von 1742 un¬

beschränkt zu: hatte er der niedrig gcbornen Gemahlin eines

Reichsstandes und beziehungsweise dessen Kindern einmal die

Standeserhvhung erthcilt, so konnte und durfte vor der Ab¬

fassung der Wahlcapitulation von 1742 deren Ebenbürtigkeit

und Successionsrecht nicht mehr bestritten werden. In diesem

Standeserhohungsrechtc wurde nun der Kaiser durch die

Wahlcapitulation von 1742 zu Guusten der Agnaten in den

reichsständischen Häusern beschränkt, insofern als er ver¬

pflichtet wurde, sein Standcscrhvhungsrccht nicht zu Gunsten

von Kindern zu gebrauchen, die aus notorischer Mißhei-

rath geboren waren, und von denen feststand, daß sie also

ohne vorhergängige kaiserliche Standeserhvhung au sich gar

nicht hätten succediren können. Da es aber in solchen

Fällen doch oft vorkam, daß der Kaiser auf Bitten des Vaters

oder der Kinder den letzteren eine Standcserhöhuug ertheilte,

so konnte hiernach die Frage entstehen, in welchem Sinne und

Umfange der Kaiser die Standcserhöhung gegeben habe, ob

nur in der Meinung, den Kindern an sich einen hohen Stand

und Titel zu verleihen, oder in der Meinung, daß sie wirklich

für ebenbürtig und successionsfähig gelten sollten.") Auch konnte,

wie ebenfalls oben ausgeführt wurde, dabei die Vorfrage vor¬

kommen, ob der Kaiser die Fran an sich für würdig und geci-

genschaftet hielt, die Standeserhvhung zu erlangen, worüber

natürlich nur sein subjektives Ermessen und Belieben entscheiden

konnte. In diesen und ähnlichen Fällen, wo also das kaiserliche

Reservatrecht, die Standeserhvhung, in Frage kam, wo es

sich darum handelte, wie ein solches kaiserliches Diplom aus¬

zulegen sei, wie in dem Meiningen'schen Falle, oder ob es

überhaupt zu ertheilcn sei, wie in dem Falle des Grafen

Edzard Eberhard Wilhelm von Ostfriesland und

der Sophie Marie Folien,^) wo also keine eigentliche

*) Diese Unterscheidung machte der Kaiser Karl VI. in der Mei¬

ningen'schen Sache. Pütter, Mißheirathcn, S. 218.

Siehe Pntter, Mtßheirathen, S. 217.



oder reine Justizsache, sondern eine Gnaden fache vorlag,

da kam es allerdings nach dem Reichsrechtc auf die persönliche

Meinung des Kaisers an.")

Allein von einer solchen Sache ist nun einmal in dem

Bentinck'schen Succcssionöfalle gar nicht die Rede. Die

Mutter des dcrmaligen Besitzers der Herrschaft Kniphauscn

hat so wenig, wie er selbst, eine Standcserhohung jemals

nachgesucht, noch erhalten; es hat sie auch der Vater des der-

maligcn Besitzers niemals für seine Descendenz und Gemahlin

nachgesucht, aus demselben Grunde, aus welchem nach dem

Anführen des Pozl'schen Gutachtens S. Iii) der Herzog

Wilhelm von Sachsen-Weimar dieselbe für seine Ge¬

mahlin Katharina von Brandenstein nicht nachgesucht

hat, weil er behauptete (und mit Recht)— daß seine Ehe

ohnedies von voller rechtlicher Wirkung sei. Es

») Das Gutachten S, 122 beliebt es eine Verdrehung zu nennen,
wenn man das Recht des Kaisers znr Sclbstentschcidung aus dem Standes-
crhöhnngsrecht (der Istonituilo poteslatis) ableitet und folglich auch
die Fälle, wo Standcscrhöhungen in Frage stehen, beschränkt! es meint
vielmehr, „die fragliche Berechtigung des Kaisers sei im Gegcnthcil
eine Verbindlichkeit, wodurch seine Machtvollkommenheit(sein Stan-
deScrhöhungSrccht)beschränkt wird." Es braucht hier gar nicht geltend
gemacht zu werden, daß vielmehr das eine Verdrehung ist, wenn
das Gutachten hier eine von ihm selbst behauptete Berechtigung des
Kaisers eine Verbindlichkeit nennt: sondern es genügt, um die
Grundlosigkeit dieses Einwandes darzuthun, darauf zu verweisen, daß ja
eben nach der eigenen Ausführung des Gutachtens die fragliche kaiserliche
Berechtigung der Sclbstentschcidung gerade von der Voraussetzung abhängig
ist, daß cS sich überhaupt um eine kaiserlicheStandcScrhöhung handelt.
Daß aber die Standeserhöhung lediglich von der „?>enituüo xotsstslis"
des Kaisers ausging, kann man jeden Augenblickin dem Bentinck'schcn
Grafcndiploin von 1732 nachlesen. (Die Diplome des Kaisers Ferdi¬
nand III., wie das Ald en bnrgi schc, das Rantzau'sche und
Grafen- und Fürstendiplomc setzen dafür den entsprechendendeutschen Aus¬
druck: „aus angeregter kaiserlicher Hoheit"; oder: „aus solcher kaiserlicher
Höhe und Würdigkeit, darein uns der Allmächtige nach seinem Göttlichen
Willen gesetzt hat." Niemals fehlt in einem solchen Diplome die Bezug¬
nahme ans die kaiserlicheblonituüo potestslis.)
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handelt sich auch in dem vorliegenden Falle gar nicht um eine

Succession in ein Land, zu dessen Regierung ein besonderer

Titel erforderlich wäre, wie z. B. etwa der Fall sein würde,

wenn es sich um eine Grafschaft oder ein Fürstenthum handelte,

sondern es handelt sich lediglich um die Succession in ein kleines

unmittelbares Reichsland, um eine Herrschaft, die durchaus

keinen Titel voraussetzt, die von jedem niederen Adelichen, so

wie von jedem Bürgerlichen (wie das Pvzl'sche Gutachten selbst

S. 96 zugibt) besessen werden konnte, und auch vor der Er¬

werbung durch den Grafen Johann XVI. von Oldenburg

von einem einfachen Edelmanne besessen worden ist, und ebenso

von der gesammten Familie B cnti n ck, wie die Erklärung der ho¬

hen, das Berliner Abkommen vermittelnden Mächte v. I. 1825

(s. o. S. 77) ausdrücklich besagt, besessen werden kann, „gleich¬

viel ob die Familie Bentinck zum hohen Adel ge¬

hört oder nicht;" es handelt sich mit einem Worte um eine

einfache Herrschaft, welche einem natürlichen Sohne von seinem

Vater zu seiner Versorgung und zur weiteren Vererbung auf

seine Desceudenz ohne irgend eine Clanscl standcsmäßiger

Abstammung (welche Clause! auch bei der notorischen illegi¬

timen Geburt des Grafen Anton I. sehr am unrechten Orte

gewesen sein würde) hinterlassen worden ist. Es stehet in dem

vorliegenden Falle auch weder ein Reichslehcn, noch über¬

haupt ein Land in Frage, worauf die Neichsstaudschaft als ding¬

liches Recht haftete, so daß also auch alle die Rücksichten, welche

das Pvzl'sche Gutachten S. 88 aus Moser referirt hat —

aus welchen allenfalls eine Competenz des Kaisers zur Sclbst-

entscheidung abgeleitet werden konnte — hier nicht Platz greifen.

Es handelt sich im Bentinck'schen Fall nicht, wie die Wahl-

capitulation voraussetzt, um ein „Beilegen" von Rechten an

Kinder, denen sie nicht zustehen, sondern um die ganz andere

Frage, ob sie den Kindern ipso jure zustehen, d.h. um ihre

Zuständigkeit von Geburt aus; es handelt sich auch nicht um

die Rechtsfolgen einer notorischen Mißheirath, sondern darum,

ob eine solche vorhanden ist oder nicht. Es handelt sich also

in dem vorliegenden Falle um eine reine Rechtssache, in
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welcher schon nach dem Reichsstaatsrechte kein rechtlicher Grund

hätte aufgefunden werden können, um eine persönliche Einmischung

des Kaisers zu rechtfertigen, und worin also unbestreitbar, wie

oben § 45 ff. nachgewiesen wurde, das Rcichskammcrgericht

nicht minder kompetent, wie der Re i ch s h ofrath, und jedes

dieser beiden obersten Reichsgerichte befugt war, ohne Einmischung

des Kaisers urtheilsmäßig zu entscheiden.

§ III.

b) Nachweis, daß mit der Hoheit über Kniphausen auf den Großhcrzvg
von Oldenburg das ehemalige kaiserlicheStandeScrhöhungSrccht, und
somit die rechtliche Grundlage des kaiserlichen SelbstentscheidungSrcchtcs
nicht übergegangen ist.

Wollte man aber auch davon ganz absehen, daß schon

nach dem Reichsrechte der B entin ck'sche Successionsfall nicht

zur Selbstentscheidung durch den Kaiser qualificirt war, so müßte

doch erst noch nachgewiesen werden, daß mit der Hoheit des

Kaisers über Kniphausen und die B entin ck'sche Familie

nach dem Berliner Abkommen auch das Stan des er-

hvhnngsrecht auf den Großherzog von Oldenburg über¬

gegangen sei. Denn offenbar handelt der urt. XXII. § 4 der

Wahlcapitulation, aus welchem die Verpflichtung des deutschen

Kaisers, und nunmehr des für Kniphausen und die Familie

Bentinck an seine Stelle getretenen Grvßherzvgs von Olden¬

burg abgeleitet werden will, von dem Standcserhvhungs-

O Wenn so gar großes Gewicht auf die kaiserlicheWahlcapitulation
gelegt werden will, so muß doch auch daran erinnert werde», daß dieselbe
den jedesmaligen deutschen Kaiser erst von dem Augenblicke an verpflichtete,
wo er sie beschworen hatte, und daß ihre Verbindlichkeitnur eine rein
persönliche war, und an sich nicht auf seinen Nachfolger überging, so daß
also bei der Abfassung jeder neuen Wahlcapitulation die Grundsätze der
alten Wahlcapitulation so lange in Frage gestellt waren, bis sie der neuen
wirklich iuserirt worden waren. Daß man der Anfertigung der neuen
Wahlcapitulation bei der Wahl eines neuen Kaisers oder römischen Königs
seit 1711 ein Projcet einer sogenannten pcrpetuirlichcnWahlcapitulation zu
Grunde legte, änderte an dem Verpfltchtungsgrundc deS jeweiligen
Kaisers durchaus nichts.
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rechte und setzt eine Beschränkung des Kaisers hinsichtlich

des Gebrauches desselben fest, wie das Pozl'sche Gutachten

selbst zum vftern wiederholt angibt. Hat nun aber der Groß¬

herzog von Oldenburg aus dem Berliner Abkommen das Stan-

descrhohungsrecht in Bezug auf die Familie Bcntinck nicht,

so ist für ihn jedenfalls der urt, XXII. Z 4 der Wahlcapitulation

gar nicht vorhanden und nicht auf sein Vcrhältniß zur Familie

Bentinck anwendbar, eben weil keine Beschränkungen

eines Rechtes denkbar sind, welches an sich nicht

existirt, oder, um die Sprache des Pvzl'schen Gutachtens

S. 122 zu reden, weil keine „Verbindlichkeit des Kaisers,

„wodurch seine Machtvollkommenheit besch ränkt wird", vor¬

handen sein kann, wo die Machtvollkommenheit selbst nicht

vorhanden ist. Nun stehet aber in dem vorliegenden Falle wirk¬

lich so viel fest,

s) daß das Berliner Abkommen vom 8. Juni 1825 dem Groß¬

herzog von Oldenburg nirgends ausdrücklich das kaiserliche

Recht der Standeserhohung über die Familie Bentinck

beilegt. Gewiß würde auch Niemand sich eine solche Bei¬

legung dieses Rechtes durch das Berliner Abkommen eifriger

verbeten haben, als die gräflich Bentinck'schcn Agnaten,

b) Es stehet ferner fest, daß der Großherzog von Oldenburg

nie daran gedacht hat, sich dieses kaiserliche Recht der

Standeserhohung, die ?Ienituüo Mestutis, über die Familie

Bentinck beizulegen, und auch jetzt ist dies nicht nur von

Oldenburgischcr Seite nicht beansprucht, sondern vielmehr

hat sich Oldenburg fortwährend eifrigst gegen alle Folge¬

rungen verwahrt, welche aus der Zuständigkeit eines solchen

Rechtes abgeleitet werden konnten: und endlich

e) ist es nach der Verfassung des deutschen Bundes unmög¬

lich, daß das kaiserliche Standescrhöhungsrecht bezüglich

der Familie Bentinck und der Herrschaft Kniphausen auf

den Großherzog von Oldenburg übergegangen sei, da dieser

sonst das Recht haben würde, durch eine einseitig crthciltc

Standeserhohung nach seinem Belieben einen jeden Kntp-

häuser Einwohner in den hohen deutschen Adel zu



erheben. Es ist aber notorisch, daß deutsche souveräne

Fürsten wohl land sässigcn Adel mit Fürsten-und Grafen¬

titeln, aber keinen hohen deutschen Adel verleihen können,

sondern eine solche Verleihung nur von der hohen Bundes¬

versammlung selbst und allein ausgehen konnte.")

ü) Zu allem Neberfluß erklärt es aber sogar auch noch das

Pvzl'schc Gutachten S. 123 ausdrücklich als die Ansicht

der von ihm vertretenen Seite, daß das kaiserliche

Recht der Sta n d cse rh v h u n g dem Groß Herzog

von Oldenburg nicht zustehe — worauö dann doch

wohl von selbst folgt, daß ihm auch jene Rechte nicht zustehen

können, welche in jenem kaiserlichen Reservatrechte wurzeln

oder nur allein in Rücksicht auf dasselbe dem deutschen Kaiser

zustanden. Zwar gibt das Pözl'sche Gutachten S. 123

dafür, warum das Recht der Standeserhöhung dem Groß¬

herzog von Oldenburg über die Familie Bentinck nicht zu¬

stehe, einen ganz falschen Grund an, nämlich „weil das

„Berliner Abkommen in Artikel III. Absatz 2 die ans der

„Gesetzgebungsgewalt von Kaiser und Reich fließen¬

den Befugnisse dem Großherzogc mit klaren Worten ent-

/,Ziehe, und des Rechts, Bestimmungen zu treffen, welche mit

„Ordnungen und Gesetzen zu vergleichen sind, dem Bnndcs-

„tage vorbehalte, und weil dahin (zur Gesetzgebungsge¬

walt) namentlich das Recht der Standeserhöhung gehöre.""")

*) Vergleiche z. B. Maure nbrcch er Staatsrecht, §. 132 Note f. —

Etwas anderes ist die Frage, ob der Großherzog von Oldenburg den hohen

Adel der Familie Bentinck anerkennen kann? Dies stehet Höchstdem-

selben natürlich jeden Augenblick frei, um so mehr als der deutsche Bund

durch Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 dies schon gethan bat, also cS

sich nur darum handeln könnte, ob der Großherzog von Oldenburg seinen

bisherige» Widerspruch etwa aufgeben und auf die weitere Behauptung der

ihm wirklich zustehenden Iura Lin^uiorum (siehe oben §, 1O3.) verzichten

wollte. Auf die richterliche Entscheidung der Bcntinck'schcn Successions-

sache könnte dies alles aber nicht den mindesten Einfluß haben.

^) Auch auf Seite i>g hat schon das Gutachten die Behauptung durch¬

blicken lassen, daß das StandcSerhöhungsrccht ein Thcil der gesetzgebenden

Gewalt sei, und hat seine Befriedigung darüber ausgedrückt, daß es der

17



Nun ist zwar bisher noch niemals in der deutschen Publicistik
die Behauptung erhört gewesen, daß das Standeserhöhungsrecht
unter die Rechte der „Gesctzgebungsgewalt" zu rechnen
sei, und schon ihr Wesen, als einer Unterart der Privilegien¬
gewalt, deren Ausübung jeder Zeit und in allen Staaten für
ein ausschließliches Attribut der Krone und für eine Function
der vollziehenden Gewalt geachtet, ja sogar von dem Herrn
Verfasser des Gutachtens in gleicher Weise in seinem Bayer-
schen Staatsverfassiingsrccht") als ein ausschließliches
Recht des Königs, wobei die Ständeversammlung nicht wie
bei Gcsetzgebnngsgegenständen mitzuwirken hat, dargestellt wor¬
den ist — widersprichteiner solchen Auffassung des Standes¬
erhöhungsrechtesals eines Ausflusses des Gesetzgebungsrcchtcs.

Allein gerade das, daß das Gutachten — ganz sich den
Jdcengang der übrigen Wortführer der Herren Ncclamanten
in den bei dem deutschen Bunde gemachten Eingaben an¬
eignend — sogar kein Bedenken trägt, einen offenbar ganz
falschen Grund für seine Behauptung vorzubringen, ist ein deut¬
licher Beweis für die Wichtigkeit, welche die Gegenseite über¬
haupt ihrer (übrigens von keiner Seite bestrittenen) Behauptung
beilegt, daß dem Großhcrzog von Oldenburg das Standeser¬
höhungsrecht über die Familie Bcntinck nicht zustehe. Der
Grund, warum diesem Satze — der doch, wie die Gegenseite
nicht zu bemerken scheint, in seiner logischen Conscguenz gerade
zum Nachtheile der Herren Reklamantenausschlagen und ihr be¬
liebtes kaiserliches Selbstcntschcidungsrccht,wie gezeigt wurde,
geradezu als unbegründet erscheinen lassen muß — in dem
Pözl'schen Gutachten so große Wichtigkeit beigelegt wird, ent¬
hüllet sich alsbald durch das Gutachten selbst S. 123. So große

Großhcrzog von Oldenburg nicht habe, weil sonst der faktische Besitzer
von Kemphausen vielleicht auch auf die Ansicht und Meinung kommen
könnte, „daß diese Angelegenheit unter die allerhöchstenVorrechte gehöre
und von einer allcrgnädigsten kaiserlichen„Deklaration dcpcndicre" — als
wenn es ein crclusivcs Recht der Herren Reklamanten gäbe, aus diese
Meinung zu kommenund sie in ihrem Interesse auszubeuten!

*) I. Pözl, BayerischesStaatSvcrfassungsrccht, Würzburg 1347, S. 70.



Mühe sich nämlich das Gutachten sch cinb ar gibt, für den Groß¬

herzog von Oldenburg das Selbstentscheidungsrecht in dem Bcn-

tinck'schen Successionsstreit in Anspruch zu nehmen, so thut es dies

doch nur unter der Voraussetzung, daß der Großherzog

von Oldenburg lediglich zu Gunsten der Bentinck'schen

Agnaten sprechen werde; so wie dies bedenklich wird, so

soll durch obige Behauptung eine Hintcrthüre offen gehalten

werden, die Sache von der Selbstentscheidung des Großherzogs

von Oldenburg hinweg an die h. Bundesversammlung zu brin¬

gen, wo die Herren Rcclamantcn ein geneigteres Gehör zu

finden hoffen. Es haben aber die Wortführer der Herren Re¬

klamanten wohl schwerlich bedacht, daß, indem sie den Ucbcr-

gang des kaiserlichen Standcserhöhnngsrechts, der kaiserlichen

Uleuituäo potestutis, auf den Großhcrzog von Oldenburg in

Bezug auf die Familie Bentinck überhaupt läugnen (worin

man ihnen gerne beipflichtet und womit sie abermals in's

feindliche Lager übergehen), eben damit ihre gcsammtc

Argumentation aus der Wahlcapitulation nrt. XXII. § 4

oder aus den „Beschränkungen ", welchen darin das kaiser¬

liche Standeserhöhungsrecht unterworfen worden ist, als völlig

irrelevant hinweg fallen muß.

§ 112.

o) Nachweis, daß das SclbstcntscheidungSrecht des Kaisers eine Singu¬

larität der Ncichsvcrfassung war, die durch das Berliner Abkommen

nicht auf den Großhcrzog von Oldenburg übertragen worden ist.

Würde man aber auch annehmen — was durchaus unrichtig

wäre — daß das kaiserliche Sclbftentscheidungsrecht in dem von

reclamantischer Seite behaupteten Umfange in der alten deut¬

schen Reichsverfassnng begründet gewesen wäre, so wäre es

nichts desto weniger selbst nach dieser ein höchst singnlärcs

Recht, welches lediglich ans besonderen Eigen thümlichkciten

der deutschen Reichsverfassnng beruhte, die mit derselben unter¬

gegangen sind. Es ist daher durchaus kein Sophisma, wie das

Pözl'sche Gutachten S. 112 meint, sondern eine nnläugbare

17 *
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historische Thatsache, daß das Selbstentschcidungsrccht des deut¬
schen Kaisers schon zur Zeit des Reiches ein exorbitantes
Recht war, und daß es in keinen anderen, als in den reichs¬
gesetzlich bestimmten Fällen gebraucht und als Singularität
durchaus nicht auf andere Fälle ausgedehnt werden durfte.
Hiergegen ist es aber wahrlich kein stichhaltiger Einwand, wenn
das Pozl'sche Gutachten S. 122 äußert: „das ganze Ver¬
hältnis; des Großhcrzogs zu dem Grafen sei exorbitant und
anomal", denn hieraus würde nur soviel folgen, daß dieses
Verhältnis: nur mit der größten Behutsamkeit auf den ihm
durch das Berliner Abkommen gegebenen Grundlagen zu be¬
handeln und insbesondere der darin wirklich enthaltenen Ano¬
malie keine größere Ausdehnung zu geben ist, als der Wort¬
laut und der wahre Sinn des Berliner Abkommensdies zu
thun uöthigct, daß aber am Wenigsten davon die Rede sein
konnte, noch andere Anomalien aus der erloschenen Rcichsvcr-
fassung herauf zu beschwören und auch deren Anwendung und
Geltung zu begehren, weil ja doch das ganze Verhältnis; zwischen
dem Großhcrzog und dem Grafen anomal sei!

8 113.

6) Nachweis, daß das kaiserliche Selbstentschcidungsrccht durch die

Bestimmungen des Berliner Abkommens über die Kompetenz des

ObcrappcllationSgcrichteS zu Oldenburg absichtlich ausgeschlossen

worden ist.

Es ergibt sich aber überdies vielmehr gerade aus dem
Wortlaute und dem wahren Sinne des Berliner Abkommens
auf das Bestimmteste, daß es nicht im Entferntesten in der
Absicht des Berliner Abkommens lag, eine Befugnis; zur Sclbst-
entschciduug des Großherzogs von Oldenburg in irgend einer
Sache, welche die Stellung der Herrschaft Knip Hausen oder
der Familie Bentinck zu ihm oder dem Großherzogthumbe¬
trifft, einzuräumen, und gewiß würde Niemand eifriger diese
angebliche Selbstentscheidungsbcfugnis;des Großherzogs von
Oldenburg bestreiten, als die Herren Reklamanten, wenn sie
nicht in dem vorliegendem Falle in dem Glauben befangen wären,



oder wenigstens der Meinung Eingang verschaffen zu können
glaubten, daß die Einmischungdes Großherzogs von Olden¬
burg in den Bentinck'schen Successionsstreit lediglich zu
ihren Gunsten geschehen könne. Es liegt nämlich nicht nur
klar vor, daß das Berliner Abkommen vom 8. Juni 1825 auch
nicht mit einem Worte einer solchen allerdings „exorbi¬
tanten" Berechtigung des Großherzogs von Oldenburg Er¬
wähnung thut, sondern daß dicß auch nicht im Entferntesten
die Absicht des Berliner Abkommens war, ergibt sich daraus,
daß es ausdrücklich in allen Fällen, in welchen Streitigkeiten
vorkommen, sei es in der gräflich Bentinck'schen Familie, sei
es zwischen dem Großhcrzog von Oldenburg und dem Grafen
von Bentinck oder seiner Familie, eine richterliche Ent¬
scheidung anordnet und also absolut und in allen Fäl¬
len die persönliche Einmischung des Großherzogs von Olden¬
burg in die Entscheidung ausschließt. Dies lag auch um so
mehr in dem Interesse der gräflichen Familie, wenn begründet
sein sollte, was das Pözl'sche Gutachten mehrfach ganz un¬
verholen ausspricht, daß ans Seiten des großhcrzoglichen Hauses
Oldenburg Gelüste vorhanden wären, die Herrschaft Knip-
hausen in eine größere Abhängigkeit von sich zu bringen.
Das Gutachten scheint nicht zu bemerken, daß, wenn der Groß¬
hcrzog von Oldenburg wirklich solche Absichten hätte, höchst-
derselbe sich wahrlich kein besseres Mittel wünschen könnte, als
die Anerkennung eines Sclbstentscheidungsrcchtes in Snccessions-
und Bcsitzstreitigkcitcnder Bentinck'schen Familiengliederunter
sich, wie es ihm die Bentinck'schen Agnaten aufnöthigen möch¬
ten. Nimmt man nun noch hinzu, daß das Berliner Abkom¬
men Art. VI. Int. ck) ganz allgemeinsagt, daß in jenen Fällen,

„in welchen zur Zeit des deutschen Reichs die höchsten Reichs¬
gerichte compctcnt gewesen waren, diese durch das Ober-
„appcllationsgcricht zu Oldenburg vertreten werden sollen"

so ergibt sich hieraus abermals mit Sicherheit, daß von einem
Selbstentscheidungsrechte des Großherzogs von Olden¬
burg unter allen Umständen nicht die Rede sein kann.
Eben so gewiß darf angenommenwerden, daß die hohen ver-



In der (späteren) Convention von töZ4, Nr. 2) heißt es „Sur¬

rogat der ehemaligen Reichsgerichte".

mittclnden Mächte nicht im Entferntesten daran dachten, ein

solches Recht dem Groschcrzog von Oldenburg einzuräumen und

eben dadurch die Stellung der Familie Benttnck und die

Geltung des Abkommens selbst wieder unter Umständen höchst

precär zu machen. In der angeführten Stelle des Berliner

Abkommens werden nämlich die ehemaligen beiden höchsten

Reichsgerichte ganz den richtigen Grundsätzen des alten Reichs¬

rechts gemäß als einander in der Compctenz gleichstehend

aufgefaßt, aber anch beide als (notorisch) untergegangen

erwähnt, so daß darüber fortan aller Streit sogar als völlig

irrelevant erscheinen müßte, ob etwa in Bezug ans eine

Sache früher das Reichskammergericht, oder nur etwa der

Reichshofrath compctcnt war. Das Berliner Abkommen be¬

stimmt aber nun ohne alle weitere Berücksichtigung

dieses früheren, aber jetzt ganz nnpractischen Un-

terschicdcs ganz klar und deutlich, daß in jenen Fällen,

wo die Reichsgerichte — also gleichviel ob das eine, oder das

andere, oder beide zugleich — competent waren, das Oberapel-

lationsgericht zu Oldenburg deren Stelle vertreten soll. Nun

ist aber oben nachgewiesen worden, daß bei Sachen, die von

dem Reichskammergericht entschieden wurden, niemals, bei

den Sachen aber, welche von dem Reichshofrath entschieden

wurden, nur in einzelnen, reichsgcsctzlich genau bestimmten

Fällen — worunter der Bentinck'sche Successionsfall nicht

gehört — eine Einmischung des Kaisers in die Entscheidung

stattfinden konnte; daß ferner in den (wenigen) Fällen der letzt-

gedachten Art der Kaiser selbst mit in den Justizorganismns

des Reiches hincingehörte und jedenfalls niemals allein, son¬

dern nur nach Anhörung des Reichshofrathes entscheiden konnte.

Indem das Berliner Abkommen nun an die Stelle der beiden

höchsten Reichsgerichte das Oberappellativnsgericht zu Olden¬

burg substituirt, ^) hat es nicht gesagt, daß dieses Oberappella-

tionsgcricht zu Oldenburg etwa in verschiedener Weise, bald
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nach Maaßgabe des alten reichskammcrgerichtlichkn Prozesses,
bald nach Maaßgabe des Reichshofrathsprozessesverfahren,
und die Eigentümlichkeiten des einen oder des andern Pro¬
zesses beobachtenmüsse, je nachdem der Fall nach dem alten
Rcichsrcchte vor dem Rcichskammergericht oder vor dem Rcichs-
hofrath zu verhandeln gewesen wäre, sondern es hat vielmehr
das Berliner Abkommen lediglich das bei dem Obcrappellations-
gericht zu Oldenburg an sich übliche Verfahren und die daselbst
geltenden prozeßrcchtlichcn Grundsätze als die nunmehr an¬
wendbaren vorausgesetzt. *') Nun war es aber zur Zeit des
deutschen Reiches eine der anszcichnendstcnEigentümlichkeiten
des Reichshofrathsprozesses,daß in gewissen Fällen der Reichs¬
hofrath ein Gutachten an den Kaiser zu erstatten und dessen
Willcnsmeinung zu vernehmen oder dessen Entscheidungeinzu¬
holen hatte. Hätte diese bei allen anderen Reichsgerichten, so
wie bei allen deutschen Landesgcrichtenjederzeit unerhörte
Singularität des Reichshofrathsprozessesauch für gewisse
Fälle im Berliner Abkommen beibehalten werden sollen, sowäre
die ausdrückliche Ausnahme einer solchen Bestimmung ab¬
solut unerläßlich gewesen, da hiernach von dem Oberappella-
tionsgericht zu Oldenburg ein Verfahren einzuhalten sein würde,
welches seiner Praxis und den von ihm zu beobachtenden Pro-
zefigesctzcn durchaus fremd ist. Es darf aber wohl als unbe¬
streitbar vorausgesetzt werden, daß weder der Großherzog von
Oldenburg, noch der Graf Bentin ck, welche als die Con-
trahcnten des Berliner Abkommens erscheinen, damals auch nur
im Entferntesten daran dachten, daß in jenen Fällen, wo früher
der Rcichshofrath dem Kaiser nur ein Votum zu erstatten hatte,
auch das Oberappcllationsgcrichtzu Oldenburg auf ein solches
Votum beschränkt und dem Großhcrzog von Oldenburg das
Entscheidungsrechtunter dem Namen der Hoheit, wie sie früher

Auf dieser Grundlage und Grundansicht beruht auch die zwischen dem

Großherzog von Oldenburg und dem lctztvcrstorbenen Grafen von Bentinck

abgeschlossene Convention vom Jahr I8Z4, worin nur für gewisse, hier

nicht in Betracht kommende Fälle einige besondere Bestimmungen zugesetzt
wurden.
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bei Kaiser und Reich gewesen ist, vorbehalten sein solle: und

das muß doch wohl und kann allein das Entscheidende sein,

was die Kontrahenten bei dein Abschlüsse des Vertrages dachten

und beabsichtigten, oder nicht dachten und nicht beabsichtigten.

Ebenso unbestreitbar ist, daß die hohen vermittelnden

Mächte gleichfalls an nichts weniger dachten, als daß gewisse

Singu laritäten des Re i ch s h o fraths p r oz e ss c s nach

dem Berliner Abkommen von dem Obcrappellationsgerichte zu

Oldenburg beobachtet werden sollten, und auch die hohe Bun¬

desversammlung hat zuverlässig im Berliner Abkom¬

men weder eine solche Einrichtung geahnet, noch deren Ga¬

rantie beabsichtigt oder übernommen. Auch ist Niemanden in

Deutschland bcigefallen, dem Berliner Abkommen eine solche Deu¬

tung geben zu wollen, als den Wortführern der Herren Recla-

mantcn, und auch diesen erst seit 1845, nachdem sie den Bnndes-

bcschluß vom 12. Juni 1845 erlangt hatten, der den hohen Adel

der Familie Bentinck anerkannte und worauf hin sie ihre

Schritte begannen, um dessen sog. Vollziehung in's Werk

zu setzen.

8- 114.

o) Nachweis, daß die an den Großherzog von Oldenburg gestellte Zu-
muthung, in dem rechtshängigen Bcntinck'schen Rechtsstreit be¬
züglich der Herrschaft Kniphausen durch Sclbstcntscheidung
einzugreifen, allerdings die Zumnthung enthält, eine CabinetS-
justiz auszuüben..

Hiermit ist man nun bei dem Hauptpunkte angelangt, um

welchen die Thätigkeit der Herren Reklamanten und ihrer Wort¬

führer sich bewegt, und den das Pözl'sche Gutachten S. 120

a. E. des § 57 deutlich als solchen erkennen läßt: nämlich den

Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 als eine Entscheidung

der hohen Bundesversammlung darzustellen, welche

nur noch zu vollziehen sei — und nur diese sogenannte

Vollziehung eines Bundesbeschlusses ist es, was man von

dem Groß Herzog von Oldenburg zu verlangen sich den

Schein gibt, und die als eine Pflicht desselben dargestellt



wird, welche sich auf die durch das Berliner Abkommen ihm

über die Familie Bentinck und ihre Herrschaft Kiphau¬

sen übertragene' Hoheit des Kaisers und Reiches gründe und

nichts anderes sei, als die Pflicht, den Art. XXII. H 4 der kai¬

serlichen Wahlcapitulation in dem von den Herren Reklamanten

beliebten Sinne zu handhaben. Darum wird in dem Pvzl'schen

Gutachten S. 118 Note 145 wiederholt, was schon früher be¬

hauptet worden war, daß es sich jetzt um eine ganz andere Sache

handle, als im Jahre 1328, wo die Bundesversammlung die Re¬

klamation des Vaters der nunmehrigen Reklamanten abwies;

eS wird ebenfalls wiederholt behauptet, daß es sich um keine

Justiz fache handle. Namentlich will hieraus und aus dem

Grunde, daß von dem Großhcrzog von Oldenburg nur

die Vollziehung eines Bundcsbcschlusses (v. 1345) verlangt werde,

abgeleitet werden, daß eS sich hier nicht um die Veranlassung

einer Cabinctsjnstiz handle/") ungeachtet nichts Geringeres

verlangt wird, als daß der Großherzog lite pen stellte

in den Prozeß über die Bcntinck'sche Succession eingreife und

^) Das Pözl'sche Gutachten führt bei dieser Gelegenheit, S. 220

meinen Aufsatz an: „llebcr das Verhältnis: der Beschlüsse des deutschen

Bundes zu Sachen der streitigen Gerichtsbarkeit und gerichtlichen Ent¬

scheidungen, im Archiv f. civil. Prar. 1847 Bd. 27 Heft 3", wvrin ich das

juristische Publikum zuerst auf den in der Bentinck'schcn SuccessionS-

sache gemachten Versuch, eine Cabin ctSjusttz zu veranlassen, aufmcrk-

sam gemacht habe, »nd führt dagegen, als eine Widerlegung meiner

Schrift enthaltend, die Schrift des Herrn Prof. V ollgraff: „Kritische

Beleuchtung u. s. w., Frankfurt t845" auf. Die Billigkeit hätte aber doch

wohl geboten, wenn man dies zu thun für nothwendig fand, auch meiner

Erwiderung auf die Schrift'des Herrn Professor Vollgraff: „Antikritik

u. f. w. Heidelberg, 1845", und insbesondere der vortrefflichen Schriften des

Herrn Dr. Eckenberg in Halle: „Antikritischcr Beitrag u. s. w. Leipzig,

1845" und des Hrn. Prof. Michaelis in Tübingen: „Votum über den

reichsgräflich Bentin cksschc» Erbfolgestrcit, Heft III. Tübingen 1845, Er¬

wähnung zu thun. Hiergegen hat sich sodann wieder Herr I)r. Tabor

vernehmen lassen, in der Schrift: „Die Statusfragc des hohen Adels

u. f. w. Göttingen, 1845", welche in dem Pözl'schcn Gutachten ihr ge¬

treues Echo, aber in dem IV. Hefte dcö Votums des Herrn Professor Mi¬

chaelis, Tübingen 1848, längst ihre vollständige Widerlegung gefunden hat.



breri mann den dcrmaligen Besitzer aus dem Besitze von Knip-

hausen werfe.

Es ist aber diese Behauptung der rcclamantischcn Seite,

daß es sich nur um eine vom Großh erzog von Olden¬

burg erbetene Vollzugsmaßrcgel für den Bnndesbeschluß

vom 12. Juni 1845, und beziehungsweise (sie!) für die Wahl-

capitnlation nrt. XXII. § 4 handle, nichts anderes als eine

Wiederholung der oben bereits mehrfach in ihrer vollen Nich¬

tigkeit nnd Unwahrheit nachgewiesenen Behauptung, daß durch

den Bnndesbeschluß von 1845 implieito von der Bundesver¬

sammlung ausgesprochen worden sei, daß der dermalige Be¬

sitzer der Herrschaft Kniphausen ans notorischer Mißheirath

geboren nnd darum snccessionsnnfähig sei. Da aber die

hohe Bundesversammlung den Bnndesbeschluß vom 12. Juni

1845 notorisch nicht in diesem Sinne gegeben hat, sondern

vielmehr, nach Ausweis der Bundesprotocolle, durchaus nicht

darüber entscheiden wollte, ob der dermalige Besitzer als

ein sncccssionsfähiges Mitglied der Familie Bentinck zu be¬

trachten sei, so stellet sich auch die Behauptung des Gutach¬

tens S. 120, daß es sich nicht um eine von dem Groß Her¬

zog von Oldenburg verlangte Cabinetsjnstiz, sondern

um eine einfache, rechtlich zulässige Vollstreckung handle, voll¬

ständig als unwahr und unrichtig dar. So wie die Sache liegt,

kann von dem Großhcrzog von Oldenburg nicht mehr verlangt

werden, als höchstens, daß er den Bnndesbeschluß von 1845

pnblicirc, und da er das für Kniphausen bereits längst

gethan nnd dies dem Obcrappellationsgerichtc zu Oldenburg

längst insinnirt hat, so ist damit von Seiner Seite alles ge¬

schehen, was mit dem Bnndesbeschlnsse vom 12. Juni 1845

geschehen kann und in dieser Successionssache möglicherweise

von Einfluß sein könnte.^) Ein anddrer Vollzug, als der darin

Hg Vcrgl. oben § 22 und folg.; u. § 109.

Auch nach dem Bundesbeschluß vom 12. Mai 1853 verlangt der

deutsche Bund von dem Großherzog von Oldenburg nicht mehr, als daß

derselbe den Bnndesbeschluß vom 12. Juni 1845 auch in Oldenburg

publicire. Würde der Großhcrzog von Oldenburg aber auch seine bis-



liegt, daß der Bundcsbeschlußvon ^1845 in den einzelnen Bun¬
desstaaten einfach pnblicirt wird, ist so lange nicht mög¬
lich, als der Bund nickt selbst diesem Bundesbcschlussc durch
einen neuen Bundcsbeschlußeinen anderen Sinn gegeben hat,
als in welchem er gefaßt worden ist, und dies ist noch nicht
geschehen und wird voraussichtlich nicht geschehen! Das aber,
was dem GroßHerzog von Oldenburg von den Herren
Reklamanten zugemnthct wird, ist

1) daß er den Bnndcsbcschlnßvom 12. Juni 1845 inter¬
st r e t i r e, — wozu das Recht überhaupt nicht ihm, sondern
nur der hohen Bundesversammlung selbst zustehen konnte
— und zwar, daß er in den Bundcöbeschlnß vom 12. Juni
1845 einen Sinn hinein lege und denselben in einem Sinne
vollziehe, den derselbe sogar nach den ausdrücklichen Erklärungen
und Abstimmungen der Majorität der Bundesglieder, welche
ihn zu Stande brachten, nun einmal notorisch und bundcsstro-
tocollmäßig nicht haben kann: — und

2) daß er folglich ohne allen Recht sgrund in einen
rechtshängigen Prozeß eingreife, daß er penclents lite, mit
Verletzung der bekanntesten Rcchtsgrundsätze, den dermaligcn
Besitzer aus dem ihm sogar von dem Herrn Kläger ver¬
tragsmäßig während des Prozesses zugestandenen Besitze
durch einen Machtsstruch entsetze und der richterlichen Ent¬
scheidung ein Objcct entziehe, über welches sich die Ge¬
richte bereits zu entscheiden für competenterklärt haben.

Dies aber ist Cabinetöjustiz, und hat so zu allen
Zeiten in Deutschland geheißen und wird so genannt werden,
so lange es eine deutsche Rechtswissenschaft und im
deutschen Volke ein Rechtsbc wüßt sein gibt: daher darf

hcrigc, vollkommen durch seine Iura SinAuiornm rcchtsbcgründcte Weigerung

aufgeben und diese Publication vornehmen, so wäre dies jedenfalls für

die fernere Behandlung der Bcntinck'schcn SucecssionSsachc an der hohen

Bundesversammlung, und selbstverständlich für die Entscheidung der Ge¬

richte über den rechtshängigen Prozeß, ebenso irrelevant, als die bisher

erfolgten Publikationen des Bundesbeschlusscö vom t2. Juni 1845 in Oester¬

reich, Preußen, Würtemberg ». s. w.



Es gehört aber ein ungemeiner Grad von Selbsttäuschung
und Verblendung dazu, wenn die Herren Rcclamanten auch
nur einen Augenblick glauben konnten, durch das neue An-
griffssystem, welches ihre Wortführer in der letzten Zeit er¬
sonnen haben, ihrer Sache einen Vorschub leisten zu können.

Der ganze Versuch, den Grvßhcrzog von Oldenburg
zu veranlassen oder zu nöthigen, daß er in der Kniphauser
Successionssachcselbst entscheide, könnte doch nur unter der
Voraussetzung für die Herren Rcclamanten einige Bedeutung
haben, wenn wahr wäre, daß der Bnndcsbeschluß vom 12.
Juni 1845 bereits ausgesprochen habe, daß der dermalige Be¬
sitzer von Kniphausen aus notorischer Mißhcirath geboren
und darum succcssionsunsähig sei. Dies ist aber nun einmal
nicht der Fall, vielmehr erkennet die Majorität, welche den
Bnndcsbeschlußvom 12. Juni 1845 zu Stande brachte, wie
oben § 22 — 26 gezeigt wurde, selbst ausdrücklich an, daß
damit über den 8igtus und die Succcsfionsrcchtc des dcrmaligcn
Besitzers nicht entschieden sei und auch nicht entschieden sein
solle, sondern daß die Entscheidung darüber dem Obcrappcl-
lationsgcrichtc zu Oldenburg verbleibenmüsse.

Hieraus ergibt sich aber von selbst:
1) daß die Bundesversammlung zu keiner Zeit die Ab¬

stammung des dcrmaligcn Besitzers von Kniphausen als

man auch darüber vollkommen beruhigt sein, daß alle die vor¬
gebrachten Sophismen, so künstlich man auch damit den wahren
Rechtspunkt zu umhüllen und zu verdecken suchte, nicht nur
au dem Rcchtsgefühledes Großherzogs von Oldenburg,
sondern auch an dem Rcchtsgefühle der Männer, welche die hohe
deutsche Bundesversammlungbilden, scheitern werden und schei¬
tern müssen.

8 115.

k) Nachweis, daß der Bundcsbcschluß vom 12. Juni l845 dem Groß-

Herzog von Oldenburg nicht die Verpflichtung auflegt, im Falle

er selbst entscheiden würde, zuGunsten der Bcnttnck'schen Agna¬

ten zu entscheiden.
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einc Abstammung aus unstreitig notorischer Mißhei-

rath betrachtet hat, indem sie selbst durch Buudcsbeschluß

vom 24. Juli l828 die Frage nach der Successiousfähigkeit

desselben an das Oberappcllativnsgcricht zu Oldenburg zur

Austragung im ordentlichen gerichtlichen Prozeß verwiesen hat;

2) daß somit auch die hohe Bundesversammlung das Ver¬

fahren des Großherzogs von Ol denb urg, welcher den der-

maligcu Besitzer nicht auf die seit 1828 wiederholten Bitten der

Rcclamanten aus dem Besitze setzte, sondern dieselben auf den

gerichtlichen Prozcßwcg wies, schon 1828 gebilligt hat und

bei dieser ihrer Billigung bis zur Stunde verblieben ist,

und ohne Verletzung aller Nechtsgrundsätzc diese ihre Billigung

nicht zurücknehmen kann.

3) Daraus aber, daß die hohe Bundesversammlung durch

den Buudcsbeschluß vom 12. Juni 1845 nach Ausweis der

Bundesprotocolle (siehe oben § 21 u. folg.) nicht über die Suc¬

cessiousfähigkeit des dermaligen Besitzers von Knip Hausen

und über die angebliche Mißheirathseigenschaft der Ehe, aus

welcher er stammet, entschieden hat und nicht darüber entschei¬

den wollte, ergibt sich endlich, daß somit auch der Großher¬

zog von Oldenburg — wenn er sogar nach der von den

Herren Reclamanten und ihren Wortführern aufgestellten Theorie

schuldig wäre, als Nachfolger des deutschen Kaisers die Sue-

ccssionssache der Familie Bentinck selbst zu entscheiden — den¬

noch durch den Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 durchaus

nicht gebunden wäre, zu Gunsten der Herren Re¬

clamanten zu sprechen und den dermaligcn Besitzer für

succcssionsunfähig wegen Abstammung aus einer notorischen Miß¬

heirath zu erklären. Ausdrücklich ist dies auch bereits schon in

dem am 29. September 1851 erstatteten Commissionsvortrage

ausgesprochen und anerkannt worden (siehe oben S. 72).

Der Bundeöbeschluß vom 12. Juni 1345 spricht nämlich

(wie im ^ 199 gezeigt wurde) nicht mehr aus, als daß die

Familie Bentinck, als eine seit der Reichszeit im Besitz

einer Landeshoheit sich befindende, zu dem hohen Adel gerech¬

net und den übrigen souveränen Häusern für ebenbürtig geachtet
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werden sott: der Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 sugt aber

nicht, daß auch innerhalb der Familie Bentinck gewisse

oder welche Ebenburts- oder Mißhetrathsgrundsätze gelten oder

gelten müßten, so wenig als nrt, 14. der deutschen Bundesacte

eine derartige Forderung in Bezug auf irgend ein deut¬

sches oder europäisches souveränes oder standcsherrltches Haus

ausspricht. Es ist nun aber oben (8 107) nachgewiesen wor¬

den, daß

u) die Familie Ald en bürg - B cntin ck nicht zu den

reichsständischen Häusern (dem hohen Adel im engeren und

eigentlichen Sinne) gehörte, auf welche der urt. XXII. 8 4

der Wahlcapitulation überhaupt Anwendung finden könnte;

b) daß die Familie Ald enburg -- B c nt in ck durchaus

keine Mißheirathsgrnndsätze im Sinne des deutschen Reichs-

rechtcs weder durch Familienstatnten, noch durch ein Familien-

Herkommen bei sich eingeführt hat (siehe oben 8 88—90);

c) daß die Familie Ald enburg - Bcntinck sich jederzeit

»ach jenen Ncchtögrundsätzen bei Schließung von Ehen gehalten

hat, welche bei dem niederen Adel gelten, und daß sie daher

auch in dieser Hinsicht nur nach den Grundsätzen des gemeinen

Reichsrechts beurtheilt werden kann (siehe oben 8-01);

ck) daß aber die Familie Aldenburg ihrer Abstammung

nach zu dem altgräflichen Hause Oldenburg notorisch in dem

Verhältnisse steht, daß dem altgräflichen Hause Oldenburg

zur Reichszeit das Recht zustand, jede Behauptung der Eben¬

bürtigkeit von Seiten der Familie Aldenburg, als eines

u wä chtcn Zweiges der altgräflichen Ol d e nb u rg isch en oder

Aldenburg ischen Familie mit Entschiedenheit als eine un¬

befugte Anmaßung zurückzuweisen — (siehe oben § 86, S. 195,

u- 8 103); -

e) daß daher gerade das altgräfliche Haus O l d e n b u r g

— nach der Theorie des Pozl'schen Gutachtens — unstreitig

befugt gewesen wäre, das persönliche Einschreiten des

Kaisers auf den Grund des srt. XXII. 8 4 der Wahlcapitu¬

lation zu fordern, wenn der unächte oder Aldenburgische

Zweig die Eb enburt überhaupt beansprucht hätte, weil dies



ein Eingriff in die Familienrcchtedes altgräflichcn und hoch-
fürstlichen Oldenburgischen Hauses ist;

1) daß als» der unächte oder Ald enburgischc Zweig,
die Grasen Aldenburg und Aldenburg-Bentinck, zu
dem altgräflichcn und hochfürstlichcn Hause Oldenburg in
demselben, oder vielmehr in einem noch tieferen Verhältnisse
stehen, als die Grafen von Bärcnfeld zum Hause An¬
halt und die Grafen Ott Weiler zum Hause Nassau —
(siehe oben § 85, S. 190),

8 116-
Z) Nachweis, daß die Sclbstcntschcidungdes Großhcrzogs von Ol¬

denburg nur gegen die Bc n t i nck'schen Agnaten ausfallen könnte,
und daher von denselben gar nicht ernstlich gewünscht, vielmehr daS
Recht dazu dem Großhcrzog jetzt bestritten wird.

Nach diesen Thatsachcn ist von selbst klar und einleuch¬
tend, daß, wenn der Großherzog von Oldenburg, dem
Wunsche der Herren Reklamanten nachgebend, selbst entschieden
hätte oder entscheiden würde, nichts weniger als feststehet, daß
die Entscheidung zu ihren Gunsten ausfallen konnte. Zm Gegcu-
theilc kann nach Maaßgabe der in § 114 und § 115 angeführten
Thatsachen so wenig zweifelhaftsein, daß die Entscheidungdes
Großhcrzogs von Oldenburg ebenso bestimmt gegen die
Herren Reclamanten ausfallen müßte, als voraussichtlich auch
das Urtheil eines Juristcncollcgiums niemals zu Gunsten der
Herren Reclamantenwird ausfallen können. Schwerlich ist auch
den Herren Reclamanten und ihren Wortführern entgangen,
wie mißlich es mit ihrer Sache stehen mochte, wenn der Groß¬
herzog vonOldcnburg die ihm angcsonnene Selbstentschci-
dung zu ertheilen geuothigt würde. Deutlich zeigt sich diese
Befürchtungauch in dem Pvzl'schen Gutachten, indem dasselbe
ungeachtet seiner scheinbar angestrengtenBemühung, nicht nur
das Recht, sondern sogar die Pflicht des Großherzogs
von Oldenburg zur Sclbstentscheidung in der Knisthanser
Sache in das Licht zu setzen, eine gewisse Befriedigung dar¬
über nicht unterdrücken kann, daß es nicht zu dieser Selbstent-



schcidung des Groß Herzogs von Oldenburg gekommen
ist. Dies ergibt sich ganz deutlich daraus, daß das Gutachten
S. 12k, Note 150, sich angelegentlichst bemüht, das von ihm
selbst behauptete Selbstentschcidungsrecht des Groß Herzogs
von Oldenburg als in dem gegenwärtigen Stadium,
in welchem die Sache jetzt schwebt, nicht Platz greifend zu
bezeichnen. Das Gutachten kann nämlich nicht umhin einzu¬
räumen, daß der Groß her zog von Oldenburg das ihm
von den Herren Reclamantcn beigemessene Sclbstentscheidungs-
recht auch durch sein Obcrappellationsgericht zu Oldenburg, ja
durch irgend eine andere Behörde ausüben lassen könne, jedoch,
wie das Gutachten meint, immerhin nur in comniissari¬
sch er Weise ohne eigene Kompetenz des Obcrappellationö-
gerichtes oder einer anderen beauftragten Behörde, so daß dieses
oder diese eigentlich nur — wie früher der Reichshofrath an
den Kaiser — ein Gutachten an den Groß Herzog von
Oldenburg zu erstatten habe.*) Dies soll aber jetzt nicht
mehr geschehen können, weil der oberste Gerichtshof in Olden¬
burg sich als solcher für competent erklärt und zu Gun¬
sten („lünc illse luei-Mtw") des dermaligen Besitzers erkannt,
der Großherzog aber die Abhülfe (richtiger gesagt: die Ca-
binetsju stiz!) verweigert habe, und also gegen beide eine
Beschwerde begründet sei, welcher nur durch die Bundes¬
versammlung abgeholfen werden könne.

Z 117.
b) Widerlegung der Gründe, aus welchen das Pözl'schc Gutachten be¬

streitet, daß das Selbstentschcidungsrecht des Großhcrzogö von Ol¬
denburg (dessen Zuständigkeit vorausgesetzt) Platz greifen könne.

Der Herr Verfasser des Gutachtens hat unverkennbar bei
vorstehender Ausführung vergessen, daß er sich selbst bis daher

*) Wenn das Gutachten, S. t !5 auch für das alte Rcichsrecht be¬
hauptet , der Kaiser habe allerdings den Reichshofrath in seinem Namen
entscheiden lassen können, aber dies sei nur eine Commission gewesen, wor¬
aus dem Reichshofrath keine eigene Competcnz erwachsen sei, so ist dies
gegen die Notorictät, und war das nach der Reichsverfassung alles geradezu
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auf das Angestrengteste bemüht hat, den Prozeß, den der älteste

Bruder der Herren Reclamanten bei dem Oberappellationsge-

richte zu Oldenburg gegen den dermaligen Besitzer der Herr¬

schaft Knip Hansen führt, als eine von den gegenwärtig

am Bundestage eingebrachten Reclamationcn der jüngeren

Herren Brüder ganz verschiedene Sache darzustellen.

Diese lctztgedachten Reclamationcn sind notorisch bei dem Ober-

appellationsgcrichtc zu Oldenburg noch in keiner Weise ver¬

handelt worden. Gerade also dann, wenn man mit dem Pvzl-

schcn Gutachten eine materielle Verschiedenheit des Prozesses

und der Rcclamationen für richtig halten wollte, müßte man

die Behauptung des Gutachtens, daß das Obcrappellations-

gericht in dieser Sache, d. h. bezüglich der Rcclamationen der

jüngeren Brüder, bereits sich für competent erklärt und ent¬

schieden habe, für gänzlich verkehrt und unschlüssig erkennen.

Auch ist nicht einzusehen, wie das Obcrappellationsgcricht, durch

seine Entscheidung gegen den Kläger, den Herren Recla¬

manten Grund zu einer Beschwerde gegeben haben soll,

die sich doch selbstgeständlicb vor dem Obcrappellationsgerichte

nicht in den Prozeß eingelassen haben und nicht genug Worte

finden können, um ihren Tadel auszusprechen, daß der Kläger

durch seine Einlassung vor dem Obcrappellationsgerichte die

Rechte der legitimen Familie „c o m promit ti rt" habe! Ilcbcr-

dicß ist nirgends ein Gesetz nachzuweisen, welches dem Groß¬

herzoge v.Oldcnburg für den Fall, daß er als politische

Autorität an der Stelle des ehemaligen d cutschen Kaisers

umgekehrt; vielmehr war der Rcichshofrath allerdings kraft eigener Cam¬

pet cnz befugt, Alles, selbst in Rcscrvatsachcn, zn entscheiden, was der Kai¬

ser nicht an sich zog, sofern er es überhaupt nach den oben gegebenen Nach-

wcisungcn (8 48) rcichsconstitutionsmäßig an sich ziehen durfte; und ge¬

rade in dieser eigenen Compctcnz, alle diese dem Kaiser rcscrvirtcn

Rechte auszuüben, bestand das Wesen des Rcichshofraths (siehe die oben

h 48, S. 95, Note angeführte Stelle aus buk kor, inslit. § 394) — so wie

auch das Kammcrgcricht nach ausdrücklicher Erklärung des jüngsten Reichsab-

schicds (Ferdinand III.) 1654 § 165, kraft seiner eigenen Kompetenz

„den Kaiser sammt Kurfürsten und Ständen des Reiches rcpräsentirt."

Sich oben, S. 39.

13
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eine Entscheidung geben müßte, verböte, sich zur Bearbeitung
und Vorbereitung derselben (beziehungsweisezur Erstattung
eines Gutachtens) seines Obcrappellationsgerichtes zu bedie¬
nen, selbst wenn es wirklich bereits als Gerichtshof in
derselben Sache gesprochen hätte, so wie sich notorisch auch der
deutsche Kaiser hierzu seines Reichshofrathes bediente und so¬
gar bedienen mußte, wenn gleich dieser, wie gar vielfach ge¬
schehen ist, in derselben Sache bereits als Gerichtshof und aus
eigener Cvmpetcnz erkannt hatte. Uebrigcns kann es sich auch gar
nicht darum handeln, ob der Großh erzog v. Oldenburg jetzt
etwa noch seinem O.A.Gerichte einen com missarisch en
Auftrag crtheilen könne, an seiner Statt zu entscheiden, oder ihm
in der Kniphauser Sache für seine Selbstentschcidungein
Gutachtenvorzubereiten,denn der jüngst verstorbene Großher¬
zog von Oldenburg hat dies Alles dem Wesen nach längst
gethan, indem er von Anfang an die Beut in ck'schen Agnaten
auf den Rechtsweg vor sein — und folglich in seinem Na¬
men sprechendes —Oberappellationsgcricht verwiesen und no¬
torisch jederzeit und wiederholt erklärt hat, daß er die Entschei¬
dung des Obcrappellationsgerichtes, wie sie auch fallen möge,
anerkennen und vollziehen werde. Ob der Groß Herzog von
Oldenburg dabei nebenher erklärte, daß er diese Verweisung
der Beut in ck'schen Agnaten au das Oberappellationsgcrichtzu
Oldenburg darum ausgesprochen habe, weil er dieses
dazu an sich für competent halte, oder ob er die Ag¬
naten vor das Oberappellationsgcrichtwies, weil er diesem ein
Kommissorium geben wollte, statt Seiner Selbst zu sprechen,
oder ob er von seinem Obcrappellationsgcrichtcein Gutachten,
dem er im Voraus seine Genehmigung zusicherte, verlangte —
dies Alles könnte keinen rechtlichen Unterschied begrün¬
den, und zwar namentlich nicht unter der Voraussetzung, daß
dem Großherzöge von Oldenburg das Recht der Selbst¬
entscheidung und der commissarischcnBeauftragung einer belie¬
bigen Behörde zustände, was ja eben das Pözl'sche Gutachten
für den GroßHerzog von Oldenburg behauptet. Wer
beliebig eine Behörde committiren kann, der kann



auch dadurch kein Recht einer Parthei kränken, daß er sie

au irgend ein Gericht mit der Erklärung verweiset, daß er

dieses für das competente halte. Dies ist es, was der

jüngstverstordcne Großherzog gcthan hat, und daß er

so handelte, daß er eine Sache, die er (mit vollem Rechte) als

eine Justizsache erkannte, vor das Gericht verwies, welches er

(ebenfalls mit vollem Rechte) als das competente betrachtete,

und daß er seiner subjectiven Ansicht keinen Einfluß auf die

Behandlung des Bcntinck'schen Rechtsstreites gestattete —

daS wird zu allen Zeiten als ein sprechender Beweis der Ge-

rcchtigkcitöliebe gerühmt werden, welche das ganze Leben dieses

erhabenen Fürsten ausgezeichnet hat. Diesen Ruhm wird dem

verstorbenen Großherzoge auch keine Sophistik zu schmä¬

lern vermögen.

8 118.
i) Fortschling: insbesondereNachweis, daß der Gro ßh erzog von Ol¬

denburg die Selbstentscheidung zu geben bereit ist, wenn das in
dem Art. VII. des Berliner Abkommensangeordnete Schiedsgerichtihn
dazu für verpflichtet erklären sollte, daß ihn aber daö Schiedsgericht
hierzu nicht für verpflichtet erklären kann.

Aber auch die Behauptung ist nicht einmal in der Wahr¬

heit begründet, daß der Großherzog von Oldenburg die

Ausübung des von den Herren Reclamantcn ihm beigemessenen

Selbstentscheidungsrechtes so geweigert habe, daß dadurch eine

Beschwerde' der Herren Reclamanten an die hohe Bundesver¬

sammlung erwachsen sei. Vielmehr hat der Groß Herzog von

Oldenburg wiederholt erklärt, die Selbstentscheidnng geben zu

wollen, so wie das, nach dem Berliner Abkommen Art. VII. für

die Erledigung von Streitigkeiten zwischen ihm und den Grafen

Bentinck über den Sinn und die Bedeutung des Abkom¬

mens und die ihm dadurch eingeräumten Rechte und auferlegten

Pflichten augeordnete, Schiedsgericht ihn für verpflichtet er¬

klären würde, selbst zu entscheiden.») In keinem Falle konnte

Man sehe dic Großhcrzoglich Oldcnburgische Erklärung tu dcr 32.
Sitz, dcr B.V. § 25!I v. M. Dcccmbcr 1851: „Eine derartige Streitigkeit soll

13»
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sonach davon die Rede sein, daß — wenn das Selbstcntscheidungs-

recht des Großhcrzogs von Oldenburg begründet Ware —

derselbe durch seine bisherige Weigerung sich an demselben ver¬

säumt haben und deßhalb dasselbe an die hohe Bundesver¬

sammlung devolvirt sein konnte, da ihm in dem Berliner Ab¬

kommen jedenfalls hierfür keine percmtorische Frist gesetzt ist,

und eine solche überhaupt nur erst durch das nach Art. VII.

des Berliner Abkommens eintretende Schiedsgericht gesetzt wer¬

den konnte. Ueberdies ist bereits in dem Commissionsvortragc

vom 20. September 1851 ausführlich und mit schlagenden

Gründen entwickelt worden *), daß, wenn selbst die fragliche

Verbindlichkeit des Großhcrzogs von Oldenburg zur

Selbstentscheidung in dem Berliner Abkommen gegründet wäre,

und von ihm ohne rechtlichen Grund verweigert würde, darum

doch nicht das Recht der Selbstentscheidnng auf die hohe

Bundesversammlung übergehen, sondern deren Bcfug-

niß sich lediglich darauf beschränken würde, daß einem in

Gcmäßheit des Berliner Abkommens, Artikel VII,, ergangenen

schiedsgerichtlichen Erkenntnisse zum Vollzug geholfen

werde. Daß aber das oben erwähnte schiedsgerichtliche Urtheil

niemals dahin aussallen konnte, daß der Großherzog von

Oldenburg verpflichtet sei, den Bundcsbescklnß vom 12. April

1845 in dem von rcclamantischcr Seite behaupteten Sinne aus¬

zuführen, ergibt sich unwiderleglich aus dem Grunde: weil in

solchem Falle das Schiedsgericht sich unbefugt anmaßen

würde, den Bundesbcschluß vom 12. Juni 1845 zu interprctiren

und zwar ihm einen Sinn zu unterlegen, den er notorisch und

nach Ausweis der Bundesprotocolle nicht hat: und weil hier¬

durch die h. Bundesversammlung, welcher nach Art, 31

der Wiener Schlußacte obliegt, über die Vollziehung der von

ihr in Gemäßheit ihrer Kompetenz gefaßten Beschlüsse in dem

nun nach dem Berliner Abkommen Art. VII, schiedsrichterlich von dem groß-

herzoglichen ObcrappellationSgerichtc entschieden werden. Statt aber diesen

in dem Abkommen bestimmten Weg einzuschlagen, wandten sich die Rekla¬

manten an die damalige Centralgewalt" u. s, w, —

Siehe oben § 35 und 36.
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von ihr wirklich gewollten Sinne zu sorgen, ans Anrufen des

dcrmaligen Besitzers von Knip Hausen gegen eine solche Miß¬

deutung und Mißhandlung des notorischen und wahren

Sinnes ihres Beschlusses vom 12. Juni 1815 Maaßregeln

ergreifen und einschreiten müßte, wenn gleich der

Groß Herzog sich einen solchen schiedsrichterlichen Ausspruch

gefallen lassen wollte.

Durch diese Bemühungen des Gutachtens, das scheinbar

so eifrig dem Großherzoge von Oldenburg beigemessene

Recht der Selbstentschcidung als in dem jetzigen Stadium der

Sache nicht mehr Platz greifend darzustellen, ist aber unver¬

kennbar so offen wie möglich eingestanden, daß, seit die Hoff¬

nung, es werde der GroßHerzog von Oldenburg auf die

Ansicht eingehen, als habe der Bnndcsbeschluß vom 12. Juni

1845 (implicite) die Snccessionsunfähigkcit des dcrmaligen

Besitzers der Herrschaft Knip Hausen ausgesprochen, ver¬

schwunden ist — die Herren Reklamanten nicht nur kein In¬

teresse, sondern sogar eine förmliche Scheu vor dem von ihnen

selbst früher erfundenen und so heftig angestrebten Selbstcnt-

schcidungsrechte des Großherzogs von Oldenburg haben.

Somit erklärt sich auch das Streben der Herren Reklamanten,

durch irgend eine neue, der Sache zu gebende Wendung die

Entscheidung an eine andere Behörde zu bringen, von wel¬

cher ein willfähriges Eingehen in die Absichten der Herren

Reklamanten zu erwarten ist, und diese schmeichelhafte Rolle ist

der hohen Bundesversammlung zugedacht, da man in der Ab¬

fassung des Bnndcsbcschlusscs vom 12. Juni 1845 schon Proben

ihrer Geneigtheit und der Möglichkeit eines sonst nirgends

zu hoffenden Erfolges zu haben glaubt. Wäre dies nicht der

eigentliche Kricgsplan der reclamantischcn Wortführer, den das

Pözl'sche Gutachten gleichsam in die Welt einführen und be-

vorworten soll, so wäre nicht einzusehen, warum sich die Herren

Reklamanten so sehr sträuben, den im Berliner Abkommen Art. VII.

vorgeschriebenen Weg zu betreten und die zwischen ihnen und

dem Großherzog von Oldenburg obschwebende Streit¬

frage, ob Höchstdcrselbe schuldig sei, den Kniphaus er
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Successionsfall persönlich zu entscheiden, durch das dort vor¬

geschriebene Schiedsgericht entscheiden zu lassen. Statt dessen

aber gefallen sich die Herren Reclamantcn in ihren Eingaben

an die hohe Bundesversammlung, deren Inhalt auch das Gut¬

achten zu dem seinigen gemacht hat, in der Behauptung,

daß sie keinen Streit mit dem Großherzoge von

Oldenburg über den Umfang seiner Verbindlichkeiten ans

dem Berliner Abkommen hatten, sondern nur ihr Recht gegen

den dermaligen Besitzer vor der Bundesversammlung

verfolgen wollten, — während sie doch zu gleicher Zeit —

(Gutachten S. 126, Note 150) die Beschwerde, welche ihnen

der Groß Herzog von Oldenburg, angeblich durch seine

abschlägige Bescheidung ihres Gesuches, mit anderen Worten

durch seine Weigerung, sich die Selbstentscheidung in der

Kniphäuser Succcssionssache ansinnen zu lassen, zugefügt

habe, als den Grund angeben, aus welchem sie sich zur Anru¬

fung der hohen Bundesversammlung veranlaßt sehen.

8 119.

ü) Nachweis, daß die Compctcnz des ObcrappcllaiwnSgertchteS zu

Oldenburg nach dem Berliner Abkommen Art. VI. bit. allerdings

begründet ist.

Das Pözl'sche Gutachten hat sich S. 121, auch, bevor

es zu seinem Versuche, die Competenz der hohen Bundesver¬

sammlung als begründet darzustellen, übergeht, noch darüber

aussprechen zu müssen geglaubt, daß es die Competenz des

Obcrappellationsgcrichtes zu Oldenburg zur Entscheidung der

Kniphäuser Succcssionssache bestreitet. An sich betrachtet

ist es für den Zweck der gegenwärtigen Ausführung — welche

ihre Aufgabe erfüllt hat, wenn sie, wie geschehen, nachgewiesen

hat, daß die gegcnthciligen Behauptungen, als sei der Groß¬

herzog vonOldenburg verpflichtet,sich persönlich einzumischen,

und als könne er nur zu Gunsten der Herren Reclamantcn

entscheiden, ungegründet sind — nicht wesentlich nothwendig,

auf diese Argumente einzugchen, und zwar um so weniger, als

sich nicht einmal der älteste Herr Bruder der Herren Recla-



manten dadurch beirren läßt, den bereits vor 15 Zahren be¬

gonnenen Rechtsstreit vor dem Obcrappellationögericht zu Ol¬

denburg fortzusetzen. Um jedoch den Schein zu vermeiden,

als wäre irgend eine der gegentheiligcn Behauptungen absichtlich

übergangen, soll auch die Grundlosigkeit dieser Behauptung

in Kürze nachgewiesen werden.

Das Gutachten S. 124 glaubt, daß die Bestimmung des

Berliner Abkommens Art. VI. lüt. ü, worauf die Competenz

des Oberappcllationsgerichts zu Oldenburg gestützt wird,

hier nicht anwendbar sei, und zwar aus dem doppelten Grunde,

weil es sich einerseits um eine Privatangelegenheit des

Herrn Grafen und der Glieder seiner Familie handeln müsse,

und andererseits zur Zeit des deutschen Reiches die Reichs¬

gerichte competent gewesen sein müßten. Das Gut¬

achten bestreitet nun vorerst, daß eine Privatangelegen¬

heit des Grafen und seiner Familie verfolgt werde, da die

Bentin ck'schen Agnaten als Mitglieder einer landesherrlichen

Familie auftreten und Schutz und Anerkennung ihrer Landes¬

hoheit fordern. Es ist aber auch dies wieder ganz unrichtig:

es handelt sich nämlich hier offenbar um nichts Anderes, als

um die Geltendmachung der Erbrechte angeblich besser

berechtigter Erbfolger gegenüber von dem dermaligen Be¬

sitzer, der ebenfalls mit behaupteter Erbcnqualität besitzt. Es

handelt sich sonach um S u ccessions re ch te, welche in dem

Sinne Privatrechte sind, als die betreffenden Agnaten nach

den Grundsätzen des P ri v at für stenr ech te s, und sogar

nach dem Wortlaute der von der Gegenseite so oft angeführ¬

ten Wahlcapitulation urt. XXII. H 4, jederzeit darauf zu Gunsten

des streitenden Gcgentheils verzichten können: somit auch

um Rechte, deren Geltendmachung oder Nichtgeltendmachung

auch dem Großherzog von Oldenburg und der hohen deutschen

5) Berliner Abkommen vom 3. Zunt 1325 Art. VI. bit. ä: „In

allen solchen Privatangelegenheiten des Herrn Grafen und der Glie¬

der seiner Familie, bei welchen zur Zeit des deutschen Reiches die

höchsten Reichsgerichte compctent gewesen wären, sollen diese eben¬

falls durch das Oberappellationsgericht zu Oldenburg vertreten werden."
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Bundesversammlung gegenüber eine reine Privatange¬
legenheit der B en tin ck'schen Agnaten sind.*) Daß aber
die Bentinck'schc Successionssache nur als eine Privat¬
sache in der angegebenen privatfürstkurcchtlichen Bedeutung
zu betrachten ist, dies ist bereits von der hohen Bundesver¬
sammlung längst selbst entschieden und ausgesprochen worden,
wie oben § 39 nachgewiesen wurde.

§. 120.
I) Fortsetzung: insbesondere Nachweis, daß die Compctcnz des Ncichs-

hofrathes, in Status- und MißhcirathSsachcn zu erkennen, nach dem
Berliner Abkommen auf das Obcrappeliationögericht zu Oldenburg
übergegangen ist.

Was aber sodann die andere Behauptung des Gutachtens
anbelangt, daß eine Sache, um nach Maaßgabe des Berliner
Abkommens Art. VI. Int. ü von dem Oberappellationsgerichte
zu Oldenburg entschieden werden zu können, von der Beschaffen¬
heit sein müsse, daß über dieselbe zur Reichszeit die höchsten
Reichsgerichte zu entscheiden compctent gewesen wären, so ist
auch diese Voraussetzung im vorliegenden Falle vollständig
vorhanden. Es wird in dieser Beziehung genügen, auf die
oben § 48 ff. erfindlichen Ausführungen, und namentlich auf
die zahlreichen, in dem Pözl'schen Gutachten selbst aufge¬
führten Fälle, wie der Usenbnrgischc, Meiningen'sche, Lippc-
Bistcrfcld'schc, Nassau-Saarbrück'sche, Anhalt-Bernbnrg'schc,
Holstein-Plönischc n. s. w. zu verweisen, in welchen allen theils
das Reichökammcrgcricht, theils der Rcichshofrath entschieden
hat. Wenir nun das Pozl'sche Gutachten immer darauf zu¬
rückkommt, die Behauptung zu wiederholen, daß der Reichs¬
hofrath in solchen Sachen keine eigene Compctenz gehabt,
sondern diese nur dem Kaiser zugestanden habe, so muß eben

Darüber, daß der Charakter des Privatrcchies in der Freiheit der
Disposition über ein Recht, insbesondere in der Fähigkeit besteht, daß dar¬
auf zu Gunsten eines Anderen verzichtet werden kann, bedarf es wohl
nicht erst einer weiteren Ausführung!
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auch dagegen wiederholt erinnert werden, daß dies erstlich an

sich nicht richtig ist, sondern daß unstreitig nach den Reichs-

gcsetzen der Reichshofrath in solchen Sachen, wie die Ben¬

tin ck'schc, eine eigene Conipetcnz hatte, daß er nur in gewissen

Fällen, worunter der Bentinck'sche Fall nicht gehört, schul¬

dig war, an den Kaiser ein Gutachten zu erstatten, daß er

ferner selbst da, wo er ein Gutachten zu erstatten hatte, dies

eben darum zu thun hatte, weil die Sache vor seine Kom¬

petenz gehörte und der Kaiser ihn rcichsconstitutivnsmäßig

hören mußte, bevor er selbst in jenen Sachen etwas ver¬

fügen konnte, die reichsgcsetzmäßig seiner Entscheidung vor¬

behalten waren, und daß endlich, wo der Kaiser das Gutachten

des Reichshofraths, selbst wo es Reservatsachen betraf, nicht

zu verlangen beliebte, der Reichshofrath unbestreitbar zu ent¬

scheiden und zu verfügen befugt war (S. 112, Note"). Ucbri-

gcns sagt das Berliner Abkommen ^rt, VI, Int, ü durchaus

nicht, daß nur jene Privatangelegenheiten des Herrn Grafen

und seiner Familie, in welchen zur Zeit des Reiches die ober¬

sten Reichsgerichte in ihrer Eigenschaft als Gerichte

zu erkennen gehabt hätten, von dem Oberappcllations-

gerichte zu Oldenburg entschieden werden sollten, sondern diese

Stelle des Berliner Abkommens sagt ganz allgemein und ohne

alle derartige Beschränkung, daß die höchsteü Reichsgerichte

in allen solchen Sachen, bei welchen sie zur Zeit des

Reiches competent waren, nunmehr durch das Oberap¬

pellationsgericht zu Oldenburg vertreten werden sollen.

Nun war aber das eine Reichsgericht, der Reichshofrath,

(von dem Kammergcrichte ganz abgesehen) notorisch compe¬

tent in allen Status- und Mißhcirathssachen landesherrlicher

Familien — es war und blieb competent in diesen Sachen,

wenn auch der Kaiser selbst an dieser Compctenz Theil nahm

oder in dieselbe eingriff, was nach der singulären Stellung

des Reichshofraths zum Kaiser und nach seiner Verfassung

in gewissen Fällen möglich war. *')

*) Daß das sogenannte Recht der kaiserlichen Selbstentscheidung seinem
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Das Berliner Abkommen hat nun unbedingt und ohne Ein¬

schränkung die Kompetenz des Reichshofrathes anerkannt, wo

sie immer begründet war, und hat sie ohne alle Einschränkung

auf das Oberappellationsgcricht zu Oldenburg übertragen.

Das Berliner Abkommen hat hier nichts gethan, als daß es

das ganz singnläre Einmischungsrecht des Kaisers in

die Behandlung und Entscheidung einer Sache am Neichshof-

rath hinwcgfallen ließ — ein Eimnischungsrccht, welches der

Kaiser schon in Bezug auf die Verhandlung und Entschei¬

dung einer Sache am Reichskammergericht nicht gehabt hatte.

Dieses Einmischnngsrecht des Kaisers in die Entscheidun¬

gen des Reichshofrathes aber, bei der llebertragnng der Hoheit

des Kaisers und Reiches über Knip Hausen und die Fa¬

milie Bentinck auf den Großherzog von Oldenburg, hinw eg-

fallen zu lassen, lag eben so sehr im Interesse der gesammten

Familie Bentinck, wenn dieselbe nicht der Willkühr des

Großherzogs überlassen werden sollte, als es sich nach der Or-

Wesen nach nichts Anderes war, als ein Recht der Einmischung in die

Behandlung der am Reichshofrath anhängigen Sachen, und auch als sol¬

ches allgemein erkannt wurde, ergibt sich auch aus dem allgemeinen publi-

cistischcn Sprachgebrauch-, wonach „der Reichshofrath kaiserliche

Reskripte erkennt." Pütter, Mißheirathen S. 244. (Siehe auch

oben § 56, S. Iii, Note.) — Daß aber der Kaiser — „wenn er gleich

in Justizsachcn, wie ein jeder Richter, bei gewissen Umständen ckeorets

iMerimistics abgeben konnte" — reichögcsetzlich nicht befugt war, durch

einseitige Erlasse, die man zur NeichSzcit schon als Machtsprüche be¬

zeichnete, in den Gang der Justiz einzugreifen oder in anderen Sachen selbst

zu entscheiden, als in welchen er dazu durch die Rcichsgcsctze ausdrücklich

für berechtigt erklärt war, hat schon Strub en, Nebenstundcn, Band V.

S. 114, 115, gegen lextor, cis plenituäine poteswtis § 51, der dem

Kaiser das Recht beilegen wollte, „si srimmus ksvor publioss utilitstis

subsst, und daß die höchste Obrigkeit eine Sache ohne a lle pro z cssu a-

lischc Weitläufigkeiten könne aburtheilen lassen," recht gut ausge¬

führt, und hat dabei auf die Wahlcapitulation srt. XVI. § 7 verwiesen,

worin der Kaiser verspricht, „dem Kammergericht durch keine absonderliche

kaiserliche koscripln die Hände zu binden, überhaupt dem Reichshofrath

und Kammergericht keinen Einhalt zu thun." (Siehe auch oben

§ 55, S. 109, Note «.)



ganisation des Oberappellationsgerichtes zu Oldenburg von

selbst verstand, bei welchem — wie bei dem deutschen Reichs-

kammergerichtc — keine persönliche Einmischung des Fürsten

für statthaft galt noch gilt. Es war also der Wegfall des

kaiserlichen Einmischungsrechtes in die Rechtspflege bei dem

Abschlüsse des Berliner Abkommens schon darum eine selbst¬

verständliche Nothwcudigkcit, weil nunmehr die Verschmelzung

der beiden ehemaligen höchsten Reichsgerichte, des Reichökam-

mcrgcrichtcs und des Rcichshofrathö, für Kniphauscn und

die Familie Bentinck zu einem einzigen Gerichte (dem Ober-

appcllationsgcrichte zu Oldenburg) beliebt worden war. Hätte die

Singularität, nach welcher zur Reichszeit der Kaiser bei nur

ein em der beiden Reichsgerichte, dem Reichshofrathe, das Einmi-

schungsrecht hatte, in das Verfahren am Oberappcllatiousgerichte

zu Oldenburg, welchem eine solche Singularität von Hans aus

fremd war, übergehen sollen, so hätte dies, wie schon oben im

Z 113 gezeigt wurde, ausdrücklich angeordnet werden müssen.

Daraus aber, daß das singulärc Einmischungsrccht des

Kaisers in die Behandlung gewisser am Reichshofrath zu behan¬

delnder Sachen durch das Berliner Abkommen auf das Oberap¬

pellationsgericht zu Oldenburg nicht übertragen wurde, folgt

keineswegs, daß nun auch die Cvmpctcnz des Reichs-

hofratheö, die an sich vorhanden sein mußte,

damit nur von einem kaiserlichen Ein misch uugs-

rechtc in die Behandlung und Entscheidung der

Sache die Rede sein konnte, auch weggefallen sei,

sondern es ergibt sich vielmehr aus dem Terte des Berliner Ab¬

kommens Art. VI. Int. ck geradezu das Gegentheil einer

solchen Behauptung.

8 121.

5) Nachweis, daß allerdings ein Streit unter Mitgliedern der Bcntinck-

schcn Familie vorliegt, wie ihn das Berliner Abkommen Art. VI. Int. <Z

voraussetzt.

Wenn nun aber sogar das Gutachten S. 125 behaupten

will, daß hier kein Streit zwischen „dem Grafen und den
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Gliedern scin er Fam ilie" vorliege, indem hier der Graf mit

seiner Familie ans einer Seite, ein notorisch unberech¬

tigter Dritter aber auf der anderen Seite stehe, so ist das

ein Sophisma, dessen Grundlosigkeit ans der Hand liegt. Denn

erstlich ist hier, wie gezeigt wurde, und wie die Bundesver¬

sammlung durch Abweisung der Reklamation von 1828 bereits

selbst zu erkennen gegeben hat, kein notorisch unberech¬

tigter Dritter vorhanden (siehe oben 8 115), sondern gerade

das ist der Hauptpunkt des Streites, ob der Besitzer der be¬

rechtigte Erbe ist oder nicht. Sodann aber ist dieser so¬

genannte notorisch unberechtigte Dritte jedenfalls ein legiti¬

mes Familienmitglied der Bentin ck'schcn Familie, selbst wenn

er wie die Reklamanten, aber ohne allen Grund, behaupten,

kein zur Succession in die Herrschaft Knip Hausen qnali-

ficirtcs Mitglied wäre, was aber eben erst zu entscheiden ist;

denn als ein (abgesehen von der Gewissensehe) unstreitig durch

nachfolgende Heirath seines Herrn Vaters vollständig legiti-

mirter Sohn ist und bleibt er unter allen Umständen ein Ben-

tinck, und zwar ein Graf Bentinck, und ein legitimer

Descendent der Aldcnburgischen Erbtochtcr Charlotte So¬

phie, weil die Grafen Bentinck als solche, wie oben

(8 61, § 83) gezeigt wurde, und wie auch die Gegner ein¬

geräumt haben, laut des Bentinck'schen Grafendiploms no¬

torisch nur zum niederen Adel gehören, bei dem nie¬

deren Adel aber es unbestritten dem Geburtsstande und

allodialen Erbrechte des Kindes unter keiner Voraussetzung

irgend schadet, wenn es auch erst durch nachfolgende Ehe legi-

timirt und von einer bürgerlichen Mutter geboren ist.-) Uebcr-

^) Daß bei dem hohen Adel die durch nachfolgende Ehe legiti-

mirte» Kinder nicht in Land und Leute succcdirc» könnten, ist eine zwar

sehr häufige aber nichts destowenigcr grundfalsche Behauptung, die nur

durch das offenbarste Mißverständniß des altdeutschen Rechtes und seines

Verhältnisses zum canonischen und römischen Rechte im Privatfürstenrechte

aufgebracht werden konnte. Vergl. meine Grundsätze des Staatsrechtes

3 Aufl. 1846, S. 14t folg.; und besonders auch meine deutsche Staatö-

und Rechtsgeschichtc, 2. Aufl. Bd. II 1847, S. 257 ff. — Da aber das



dies haben die Herren Reklamanten ja selbst in ihren Ein¬

gaben an die hohe Bnudesvcrsammlnng nie bestritten, daß

der dermalige Besitzer von Knip Hausen in alle übrigen

Bestandtheile des Aldenburgischen Familienfideicommisses an

sich betrachtet succediren könne, und daß daher darüber der

Prozeß vor dem Obcrappellationsgericht zu Oldenburg jeden¬

falls fortgehen müsse, was nicht möglich wäre, wenn der

dermalige Besitzer nicht an und für sich Familienglied wäre.

Uebrigcns schlagen anch hier wieder die in dem Gutachten selbst

beigebrachten zahlreichen Beispiele durch, indem in allen jenen

Fällen, wie bei Usenburg, Lippe-Bisterfeld, Meiningen u. s. w.

der Streit der Agnaten mit den wegen ihrer Abstammung aus

Mißheirathen angefochtenen Descendcnten von beiden obersten

Reichsgerichten und vom Kaiser selbst als ein Streit unter

Familienglied crn aufgefaßt und behandelt worden ist.

Wenn aber endlich hier S. 125 die Reklamanten noch sogar

behaupten, daß auch darum kein Streit zwischen Familicn-

gliedcrn vorliege, weil sie nicht mit einer „Klage" aufge¬

treten wären, zu deren Verhandlung ein Rechtsstreit einge¬

leitet werden solle, sondern weil sie sich an eine völkerrecht¬

liche Autorität um Schutz gewendet hätten, so wird man auch

hier das vergebliche Bemühen erkennen, durch sophistische Wen¬

dung die Sache so darzustellen, als wenn sie eigentlich gar

keinen Gegner hätten, während doch ein sehr bestimmter Geg¬

ner im Besitz von Knip hausen sich befindet. Auch hier will

durch den Ausdruck „daß man Schutz in der Landesho¬

heit suche" der Schein gewonnen werden, als wenn die

Agnaten irgend etwas (ein Recht) bereits besäßen und

eigentlich in dessen Besitze nur gestört wären, während doch

in Wahrheit die Herren Reklamanten als Nichtbesitzer

gegen den Besitzer ein Erbrecht geltend machen wollen.

Wie aber dadurch, daß statt der Gerichte eine völkerrechtliche

Autorität die Bundesversammlung — zur Hülse und zum Ein-

Pözl'schc Gutachten auf diesen Punkt gar nicht eingeht, so war hier keine
weitere Ausführung darüber nothwcndig.



schreiten gegen den Großherzog von Oldenburg und gegen

den dermaligen Besitzer von Knip Hausen aufgefordert wird,

das Dasein eines Streites, oder eines Gegners, oder dessen

Eigenschaft als Familienglied beseitigt sein soll, wird einem

Unbefangenen schwer zu fassen sein. Wenn dem so wäre, wie

hier das Gutachten glauben machen will, wenn weder ein

Streit, noch ein Gegner vorhanden wäre, so würde wahrlich

gar keine Veranlassung für die Herren Reklamanten gegeben

sein, eine völkerrechtliche Autorität mit ihren Gesuchen zu be¬

helligen! Das aber gehet aus dieser Darstellung Aar hervor,

was die Wortführer der Herren Reklamanten von der völker¬

rechtlichen Autorität verlangen: einen Machtspruch zu ihren

Gunsten, unbekümmert darum, ob rechtliche Vorausse¬

tzungen für diesen Spruch vorhanden oder trotz dem, daß

solche nicht vorhanden und ihnen sogar entgegen wären!

Von der Competcnz der hohen Bundesversammlung in
der Bentinck'schen Successionssache.

8 122.

1) Nachweis der Unrichtigkeit der Behauptung im Pözl'schen Gutachten,
daß der Großherzog von Oldenburg die Erfüllung einer im Berliner Ab¬

kommen übernommenen Verpflichtung verweigere.

Das Gutachten unternimmt sodann (S. 12ö folg.) den

Versuch, die Compelenz des Bundes nachzuweisen. Voran steht

die Behauptung:

„Verweigert der Großherzog von Oldenburg bei die-

„sem Stand der Dinge die Erfüllung der durch das

„Abkommen übernommenen Verbindlichkeit, die Grafen

„von Bentinek in dem Besitze und Genüsse der

„Landeshoheit in Kniphausen gegen unberechtigte

„dritte Personen zu schützen, so stehet den Beteiligten

„zur Verfolgung ihrer Rechte kein anderes Mittel zu
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„Gebot, als die Hülfe der deutschen Bundes¬
versammlung anzurufen, und diese ist ver¬
pflichtet, diesem Anrufen zu willfahren."

In diesem Satze sind eben so viele Unrichtigkeiten als
Satzglieder. Denn

1) verweigert der Groß her zog von Oldenburg durch¬
aus nicht die Erfüllung einer durch das Berliner Abkommen über-
nommcnen Verbindlichkeit: er bestreitet vielmehr nur, eine
solche Verbindlichkeit,wie sie die Herren Reklamanten ihm bei¬
messen wollen, in dem Berliner Abkommen übernommen
zu haben: er erwartet nur, daß das im Art. VI. Int. ä
des Berliner Abkommens vorgeschriebene schiedsgerichtliche Ver¬
fahren seine Verpflichtung feststelle, in der Knip Häuser
Successionssache selbst zu entscheiden.

2) Der Stand der Dinge ist keineswegs so, wie ihn das
Gutachten in dem Interesse der Herren Reklamanten darzustellen
sucht. Insbesondere ist es unwahr, daß die hohe Bundes¬
versammlung durch den Bundesbcschlnß vom 12. Zuni 1345
bereits ausgesprochenhabe, oder auch nur aussprechen wollte,
daß der dermalige Besitzer von Kniphausen, als aus noto¬
rischer Mißhcirath entsprossen, succcssionsunfähigund darum
von der Landesregierung zu entfernen sei (vgl. oben H 19—
26). So lange dieser Stand der Dinge sich nicht ver¬
ändert hat, können alle Sophismen der rcclamantischcn Wort¬
führer, sie mögen in Eingaben an den Großhcrzog von
Oldenburg oder an die hohe Bundesversammlung oder
endlich in dem diesen Eingaben nachgebildeten Rcchtsgutachtcn
vorgetragen werden, nicht bewirken, daß von irgend einer
Seite, selbst nicht von Seite einer politischen Autorität,
ein Vollzug des Bundesbeschlusses vom 12. Juni 1845 im
Sinne der Herren Reklamanten für rechtsbegründet er¬
kannt werde.

3) Es ist unrichtig, daß es sich um den Schutz der
Herren Rcclamanten im Besitze und Genüsse der Landes¬
hoheit in Kniphausen handle — denn sie sind weder in
diesem Besitze, noch in diesem Genüsse, sondern dieser ist that-
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sächlich, und für die Dauer des Prozesses sogar vertragsmä¬
ßig, bei dem von den Herren Reclamauten selbst sog. „fac¬
ti scheu Besitzer;" sie sind nichts als Erbberechtigte, die ein
besseres Erbrecht als der dermalige Besitzer geltend machen
und zum BeHufe der Geltendmachung ihrer angeblich besseren
Successions anspräche diesen aus dem Besitze und Ge¬
nüsse drängen wollen. Ihre angebliche bessere Erbbcrechtigung
konnte, wenn sie zu erweisen wäre, für sie erst der Rechtstitel,
sein, um in Besitz und Genuß des Aldenburgischen Fidei-
commisses zu kommen: bevor sie aber die Anerkennung ihres
besseren Successionsrechtes durchgesetzt haben, kann auf ihrer
Seite von dem Verlangen eines Schutzes im Besitz und
Genuß der Landeshoheit in Knip Hausen nicht die Rede
sein, sondern dieser Schutz im Besitz und Genuß gebührt,
nach den allgemeinen, selbst zu jeder Zeit von allen völkerrecht¬
lichen Autoritäten und namentlich in der Wiener Schlußakte
vom 15. Mai 1320 Art. 19 sogar in Bezug auf Streitigkeiten
zwischen Bundesgliedcrn anerkannten Grundsätzen, dem fakti¬
schen Besitzer!*')

-1) Es ist unwahr, daß den Herren Reklamanten hier
ein unberechtigter Dritter gegenüberstehet, sondern es stehet
denselben ein Familienglied gegenüber, welches, wie oben 8 83
und 121 gezeigt wurde, unter allen Umständen, wie auch der
Bentinck'sche Successionsstreit endigen mag, legitimes Fami¬
lienglied bleibt, das an sich in dem ganzen Ald cnburgisch en
Familienfideikommiß erbberechtigt ist und ohne die Behaup¬
tung der Agnaten, daß ihnen für das Ald cnburgische Fidei¬
kommiß oder mindestens für einen Theil desselben (K «Up¬
hausen) wegen angeblicher Anwendbarkeit des srt. XXII.. § 4
der Wahlcapitulation ein besseres Suceessionsrecht zustehe,

6) Wiener Schlußakte Art. t3: „Wenn zwischen Bundesgliedcrn Tät¬

lichkeiten zu besorgen oder wirklich ausgeübt worden sind, so ist die Bun¬

desversammlung berufen, vorläufig Maaßrcgcln zu ergreifen, wodurch jeder

Selbsthülfe vorgebeugt und der bereits unternommenen Einhalt gethan

werde. Zu dem Ende hat sie vor Allem für Aufrc ch t ha lt ung

des Besitzstandes Sorge zu tragen."
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von Niemand in Deutschland in seinem Erbrechte an¬

gefochten sein würde oder angefochten werd en dürfte.

5) Wenn die Voraussetzung, von welcher das Pözl'sche

Gutachten ausgeht — daß es sich nämlich um die Erfüllung

einer dem Großherzoge nach dem Berliner Abkommen oblie¬

genden Verbindlichkeit handle, den B entinck'schcn Agnaten einen

aus der Wahlcapitulation srt. XXII. Z 4 zu gewährenden Schutz

angcdeihen zu lassen — richtig wäre, so wäre eben deßhalb die

weitere Behauptung des Gutachtens unrichtig, daß den Herren

Reklamanten kein anderes Mittel zu Gebote stehe, als den

Bund um Hülfe anzurufen: denn gerade zur Entscheidung

einer solchen Streitfrage ist nicht der Bund, sondern das

in dem Berliner Abkommen Art. VII. eingerichtete Schieds¬

gericht competent, wie dies in dem Commissionsberichte vom

20. September 1851 (f. oben § 35, 36) erschöpfend nachge¬

wiesen worden ist. Da aber der Großherzog von Oldenburg

sich jederzeit bereit erklärt hat, diese Vorfrage durch das ge¬

dachte Schiedsgericht entscheiden zu lassen und sich dessen Aus¬

spruche zu unterwerfen, so kann durchaus keine Rede davon

sein, daß den Herren Reklamanten kein anderes Mittel zu Ge¬

bote stehe, als die Bundesversammlung anzurufen.

6) Endlich ist unwahr, daß die hohe Bundesversamm¬

lung verpflichtet sei, den Herren Reclamautcn zu willfahren.

Es liegt weder in den Grundgesetzen des deutschen Bundes,

noch in irgend einem Beschlüsse der hohen Bundesversammlung

selbst irgend ein Grund, welcher sie verpflichtete oder auch nur

berechtigte, in die Bentiuck'sche Successionssache in der

von den Herren Rcclamantcu beabsichtigten Weise durch eine

Scl bsteutschcid ung d. h. durch einen Machtspruch einzu¬

greifen, einen Theil des Streitobjekts, Ute penüente, aus

dem Prozesse zu reißen und der Cognition eines an die

Stelle der höchsten Reichsgerichte durch das Berliner Abkom¬

men getretenen Gerichtes, welches sich längst für competent

erklärt hat, zu entziehen. Namentlich liegt eine solche Ver¬

pflichtung der hohen Bundesversammlung nicht in dem Bundes-

beschlusse vom 12. Juni 1845, indem dieselbe dadurch, daß sie

19
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den hohen Adel und die Ebenbürtigkeit der gräflichen Familie

Bentinck mit den souveränen Bundesgliedern — und zwar

in übergroßer Milde und mit Beiscitesctzung der notorisch

strengeren Grundsätze des alten Reichsstaatsrcchtes — anerkannte,

mit dieser Anerkennung alles gethan hat, wozu sie im

äußersten Falle sich durch die Bnndeögruudgesetze für be¬

rechtigt halten durfte (siehe oben § 107). Die Bundes¬

versammlung hat aber durch diesen Bundesbcschluß vom 12.

Juni 1845 sich durchaus nicht verpflichtet, oder vielmehr

sich nicht angemaßt, über die Voraussetzungen der Suc-

cessionsfähigkeit innerhalb der Bentinck'schen Familie

etwas, was es auch sei, festsetzen zu wollen (s. oben H 103);

sie hat vielmehr ausdrücklich erklärt, dies nicht zu thun und

nicht thun zu wollen (s. oben K 19 — 26) und nicht gethan zu

haben (s. oben Z 32 — 36), und wird sich nun wahrlich nicht

nachträglich durch die Sophismen der rcclamantischen Wortführer

dahin drängen lassen, im offenbarsten Widerspruche

mit ihren eigenen bnndcsprotocollarisch festgestellten und somit

notorischen Erklärungen und den in dieser Beziehung über¬

eilt st t m m e n d e n A b sti m m n n g c n der s ä in mtli ch e n hohen

deutschen Bundesregierungen (s. Z 25), dem Bundesbeschluß

vom 12. Juni 1845 einen Sinn unterzulegen, oder gar sich

als verpflichtet zu einer solchen Unterleguug anzuerkennen,

wie er von ihr nie beabsichtigt war, sondern lediglich eine

Dichtung der Herren Reklamanten und ihrer Wortführer ist.

Nachdem nun auf solche Weise der Cardinalsatz des Gut¬

achtens, daß der Großherzog von Oldenburg die Erfül¬

lung einer im Berliner Abkommen übernommenen Verpflichtung

verweigere, sich als durchaus unwahr dargestellt hat, so

fallen damit alle daran geknüpften Folgerungen von selbst in

der Art, daß eine weitere Untersuchung über die Compctenz der

h. Bundesversammlung, nach der im Gutachten aufgestellten

Theorie selbst, an sich überflüssig ist. Jedoch soll auch hier den

Ausführungen des Gutachtens Schritt vor Schritt gefolgt wer¬

den, um deren Unstichhaltigkeit nach jeder Richtung hin zu

zeigen.
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Z 123.

2) Nachweis, daß die Artikel II. und XI. der deutschen Bundesacte in

keiner Beziehung zu dem Bentinck'schen RcchtSfalle stehen.

Das Gutachten sucht uun zuerst die Verpflichtung des Bun¬

des zur Gewährung der von den Herren Reklamanten gestellten

Anträge auf sog. Vollziehung des Bundesbeschlusscs vom 12.

Juni 1845, d. h. auf Handhabung desselben in dem Sinne, daß

der dermalige Besitzer von Kniphausen, als geboren aus einer

unstreitig notorischen Mißhcirath und folglich als successionsun-

fähig, brevi manu zu entsetzen sei, durch Berufung auf die all¬

gemeinen Grundsätze des Bundesrcchtcs zu rechtfertigen. Zu

diesem BeHufe wird „der Graf" von Bentinck (Gutachten

S- 127. 129.) als „mittelbarer Bundesgenosse" erklärt:

es wird sodann auf Art. 2. der deutschen Bundesacte verwie¬

sen, wonach als einer der Bundeszwecke „die Erhaltung der

Unabhängigkeit und Unvcrletzlichkcit der einzelnen deutschen

Staaten" bezeichnet wird, und auch Art. 11 der Bundesacte

angerufen, worin gesagt wird: „Alle Mitglieder des Bundes

„versprechen sowohl ganz Deutschland, als jeden einzelnen

„Bundesstaat gegen jeden Augriff in Schutz zu nehmen, und

„garantircn sich gegenseitig ihre sämmtlichen unter dem Bunde

„begriffenen Besitzungen."

Es wird hiernach geltend gemacht, daß die Grafen Bentinck

zu allen Lasten des deutschen Bundes beitrügen,*) und folg¬

lich auch ein Recht auf den Schutz hätten, welchen die Bundes¬

versammlung allen Bundeögliedern verheiße: es wird hier¬

bei auf den Eingang des Berliner Abkommens selbst ver¬

wiesen, worin es für einen von den h. vermittelnden Mächten als

begründet anerkannten Wunsch des Herrn Grafen erklärt wird,

„den Schutz des deutschen Bundes, wie früher des deutschen

„Reiches, zu genießen."

Es soll hier nur im Vorbeigehen bemerkt werden, daß in

dieser Bezeichnung des „Herrn Grafen" als „mittelbares

Bundesglied" abermals eine jener Aufblähungen auftaucht,

5) Notorisch haben die Herren Reklamanten dazu bisher noch gar nichts

beigetragen, wohl aber der bisherige Besitzer!
19*
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welche früher schon in dem Bundescommissionsgutachten vom

Jahr 1828 und in der Abstimmung des Oldenburgischen Ge¬

sandten in der 20. Sitzung § 130 vom 24. Juli 1823 so ent¬

schieden zurückgewiesen worden sind, *') und deren Erwähnung

in der Denkschrift von 1350 S. 18 die Wortführer der

Herren Reclamantcn so unangenehm berührt hat. **) Es be¬

darf hier wohl nur der Verweisung auf den Commissivnsbericht

vom 24. Juli 1828, worin ausdrücklich hiergegen bemerkt

wurde,*'*'*') daß „der Herr Graf" ein „Untcrthan",

wenn gleich „von der privilcgirtcsten Klasse" ist. Da es

nach deutschem Bundesrcchte notorisch keine mittelbaren

B und es g li ed er gibt, so erhellet von selbst, daß aus einer

angeblichen mittelbaren Bundesgliedschaft keinerlei Rechte ab¬

geleitet werden können.

Aber abgesehen hiervon sind die angezogenen Art. 2 und li

der Bundcsacte ganz unbrauchbar, um daraus das Mindeste

für die Absichten der Herren Rcclamauten abzuleiten. Das

Gutachten selbst kann nicht umhin S. 128 einzuräumen, „daß

mau (bei Abfassung dieser Artikel) „zunächst an die An¬

griffe der auswärtigen Staaten" gedacht haben möge,

glaubt aber, daß auch ein Angriff, der von einem Mitgliede des

Bundes, oder von einem Dritten ausgeht, der nicht Mitglied

des Bundes ist, sowohl dem Wortlaut als der Absicht des Ge¬

setzes nach unter Art. 11. der Bundcsacte falle.

Das Gutachten übersieht aber bei dieser Argumentation

einen der einfachsten und ersten Grundsätze des deutschen Bun-

desrechtes. Die deutsche Bundcsacte Art. 2 und Art. 11 garan-

tirt nämlich allerdings allen „deutschen Bundcsgliedern" ihre Be¬

sitzungen gegen Gewalt,^) aber nicht gegen Recht: d. h. die

5) In der Vorstellung des Herrn Generalmajors Johann Karl Ben-

tlnck war nämlich der Herrschaft Kniphauscn sogar das Prädikat „sou-

verain" beigelegt worden!

K*) Man sehe das Pözl'schc Gutachten, S. 49.

Sieh oben S. 25.

4) Das führt namentlich die Wiener Schlußakte Art. 19 und folgende
weiter aus.
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deutsche Bnndcsactc schließt selbst zwischen Bundesgliederneinen
Rechtsstreit über einen Landesbcsitz und namentlich in Bezug
auf Successionssachen nicht aus und hat für die richterliche
Entscheidung solcher Sachen unter denselben sogar eine eigene rich¬
terliche Instanz, die Ansträgalinstanz, angeordnet.'^) Ganz un¬
passend und unschlüssig ist es aber, wenn das Gutachten S. 126
eine Analogie vom gewaltsamen Umstürze der Regierung in einem
Bundeslande n. s. w. hernehmen will. Niemals hat man in
Deutschland, weder nach dem alten Reichsrechte, noch nach dem
neuesten Staats- und Bundesrechte einen solchen einfachen Erb¬
folgestreit, einen Streit über die Sncccssionsfähigkcitangeblich
in notorischer Mißheirath erzeugter Kinder unter einen solchen
Gesichtspunkt gestellt: namentlich ist dazu keine Veranlassung
gegeben, wo wirklich gerichtliche Instanzen zur Entscheidung
der Successionsfragenbestehen, wie eine solche im Berliner Ab¬
kommen Art. VI, Int. ü, wie oben ausgeführt wurde, wirklich
eingerichtet worden ist. Uebrigens ist hier noch besonders daran
zu erinnern, daß, wie der Commissionsbericht vom 24. Zuli 1828
ganz richtig und mit einstimmiger Billigung der gesummten
Bundesversammlung ausgesprochen hat, es sich in dem Ben-
tinck'schen Snccesstonsstreitum nichts Anderes handelt, als um
einen Streit über eine Fideicommißerbfolgein einer (wenn
gleich sehr privilegirtcn) Nnterth a n en-F a mi l i c, unter
deren Fideikommiß als Bestandtheil, und zwar kcineswcges als
der wesentlichste oder bedeutendste,'"*') eine Besitzung begriffen
ist, auf welcher — was heutzutage eine staatsrechtliche Anomalie
ist, zur Reichszcitaber ein gar nicht seltenes Vcrhältuiß war —
landesherrliche Rechte in dem früher damit verbundenen Sinne
haften. Wenn daher auch das Berliner Abkommenkeine

"-') BundeSactc, Art. It.

«) Oldenburg erklärte zur Berichtigung der auch hierin „ irrthü Vi¬

lich cn" Angaben in der Vorstellung des Herrn Grafen Johann Karl

Bcntinck in der Sitzung vom 24. Juli 1823: „Ist die Herrschaft Knip-

hauscn nicht, wie dort vorgestellt, der Hauptthcil des Aldenbnrgtschcn Fidci-

commisscS, und die übrigen Thctlc sind nicht Pcrtincnzcn desselben, nament¬

lich nicht die edle Herrschaft Varel." —
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Bestimmung über das Forum enthielte, wo die Erbfolgcstreitig-

keitcn unter den Mitgliedern dieser „p ri vi l eg irt cn Untcr-

thancnfamilie" in gerichtlichem Prozeßwege ausgetragen

werden konnten, oder wenn die hierfür angezogenen Be¬

stimmungen des Berliner Abkommens wirklich nicht «maß¬

gebend sein sollten, so würde daraus immer noch nicht folgen,

daß der Bentiuck'sche Fall dem Falle gleichgeachtct werden

müßte, daß sich in einem souveräne» deutschen Bundesstaate ein

Usurpator aufwerfen würde, welche Bezeichnung überdies doch

nur von demjenigen gebraucht werden dürfte, dessen Nichtbc-

rechtigung zur legitimen Thronfolge bereits andcrwcits no¬

torisch feststehet, nicht abxr von einem Familienmitgliede,

dessen Successionsrccht in seiner anerkannten Eigenschaft als

Sohn des Rcgierungsvorgängers wurzelt — ein Recht, wel¬

ches der König Friedrich IV. von Dänemark in seiner An¬

erkennungsurkunde vom 18. Dezember 1722 über das Suc¬

cessionsrccht des Herzogs Friedrich Karl, Sohnes des Her¬

zogs Christian Karl zu Norburg und der Fräulein von

Eichelberg, so schon als wahr als ein Recht bezeichnet hat, das

„dem Sohne von Gott und der Natur aus zusteht." '')

Am wenigsten kann aber von den durch eine Usurpation be¬

gründeten Verhältnissen eine Analogie hergenommen werden,

wenn der deutsche Bund selbst, wie in dem Bcntinck'schcn

Falle geschehen ist (siehe oben 8 115.), einen Fall als zu eiyem

gerichtlichen Verfahren geeignet erklärt und die Prätendenten,

die ein besseres Successionsrecht behaupten, zur Anstellung einer

5) „Luoä veus ot natura jus eis seäerat." — Sichc meine Schrift

über Mißheirathen S. tI3. Man erinnere sich z. B. nnr an den Spon-

hcimischen Successionsstrcit. In diesem behauptete die Krone Bayern, daß

die mit dem Fräulein Geyer von Geyersberg (nachhcrigcn Gräfin Hoch¬

berg) erzeugte Descendenz des Großherzogs Karl Friedrich von Baden

nicht als ebenbürtig und daher nicht als successionsfähig in die Surrogate

für die Grafschaft Sponheim betrachtet werden dürfe: nie aber würde der

deutsche Bund geduldet haben, noch jemals dulden können, daß diese Des¬

cendenz von den Bayerischen Agnaten während des SuccessionSstrctteS und

vor rechtlich ausgemachter Sache als Usurpatoren in dem Sponheimer Sur¬

rogat behandelt und drevi m-mu aus dem Besitze gesetzt würden.
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förmlichen Klage bei dem competentcn Gerichte angewiesen hat.

Eben weil es sich in dem Bentinck'schen Successionsfallc ledige

lich um die Succession in ein in einer Unterthanenfamilie

bestehendes Fideicommiß und beziehungsweise um einen Be-

standthcil desselben handelt, also um einen Erbfall in einer

Familie, hinsichtlich deren, weil sie Unterthan ist, schon aus

diesem Grunde die Jurisdiction eines deutschen Bundesgltedes

(hier des Grosthcrzogs von Oldenburg) begründet sein muß,

so würde sich ergeben, daß bei einem Stillschweigen des Ber¬

liner Abkommens über das Forum, welches in Successionö-

streitigkeitcu der Familienglicdcr unter sich Platz greifen soll,

die Herren Reclamanten sich mit ihren Ansprüchen an jenes

Gericht wenden müßten, bei welchem der Groß¬

herzog von Oldenburg dem Besitzer seinen all¬

gemeinen Gerichtsstand anweisen würde!

8 124.

3) Nachweis, daß die Anträge der Bentinck'schen Agnaten bei der hohen

Bnndcsversammlnng nicht aus dem Gesichtspunkte der übernommenen Ga¬

rantie des Berliner Abkommens gerechtfertigt werden können.

Das Gutachten suchet sodann die Competcnz der Bundes¬

versammlung zur sogenannten Vollziehung des Bundesbeschlusseö

von 1345, beziehungsweise zur Auordnung der sofortigen Ent¬

setzung des dermaligcn Besitzers von Kniphauscn, ungeachtet

der Rechtshängigkeit des Sncccssionsstreitcs, im Ganzen aus

dem Gesichtspunkte der Garantie des Berliner Abkommens

zu rechtfertigen. Es wird zu diesem Bchufe angeführt, daß

der deutsche Bund, zufolge der von ihm durch Bundesbcschluß

vom 9. März 1826 übernommenen Garantie des Berliner Ab¬

kommens, in Gemäßheit des Art. IX. desselben, ans die „ge¬

naue und vollständige Erfüllung der in dem Abkom¬

men enthaltenen Bestimmungen zu achten und insbesondere

„daraus zu halten habe, daß die zwischen Seiner Durchlaucht

„dem Herzog von Oldenburg und dem Herrn Grafen entstehen¬

den Streitigkeiten auf dem durch das Abkommen ver¬

einbart cn Wege zur Entscheidung gebracht und die
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„erfolgten Erkenntnisse auch pünktlich vollzogen werdein

„Z n dem Ende" (d. h> um die Folgen der Garantie geltend

„zumachen) „steht dem Herrn Besitzer der Herrschaft

„derRecurs an d ic B un d c sv cr sam mlung in allen

„vorkommenden Fällen offen."

An diese Bestimmung des Art. IX. des Berliner Abkom¬

mens knüpft nun das Gutachten jene Reihe von Trugschlüssen

und Sophismen wieder an, welche in dem Verlaufe dieser Gc-

genansführung schon wiederholt in ihrer Nichtigkeit nachge¬

wiesen worden sind. Die Wirkung der Garantie soll sich hier¬

nach für „den Grafen Benttnck" dahin äußern, „daß er

„im ungestörten Besitze alles dessen verbleibe, was

„ihm das Abkommen einräumt; gegen Eingriffe dritter Per¬

sonen soll der Gras zunächst durch den anderen Kontrahenten

„geschützt werden; denn dieser habe durch Vertrag die Pflichten

„übernommen, welche früher mit der Reichshoheit verbunden

„waren, und darunter sei die Pflicht des Schutzes gegen un¬

berechtigte dritte Personen begriffen. Komme er dieser

„vertragsmäßigen Verbindlichkeit nicht nach, so sei die Bundes¬

versammlung bei Anrufen des Grafen auf Grund ihrer Eigen¬

schaft als Garantin des Vertrags verpflichtet, jenen Schutz zu

„verwirklichen, und diese Pflicht sei einerseits natürlicher Aus-

„fluß der übernommenen Garantie, anderseits durch ausdrück¬

liche Bestimmung des Art. 31 der Wiener Schlußacte von 1826

„begründet, und wenn man diese allgemeinen Grundsätze auf

„die vorliegenden tatsächlichen Verhältnisse anwende, so werde

„sich ergeben, daß die Grafen von Bcntinck die Wieder¬

einsetzung in den Besitz und Genuß ihrer landes¬

herrlichen Rechte nur durch die Bundesversammlung erwirken

„können."

So wenig es an sich noch nothwcndig sein würde, auch

diese Ausführung Punkt vor Punkt zu widerlegen, und so be¬

ruhigt man in dieser Hinsicht auf die früheren Gegenausfüh¬

rungen verweisen dürfte, so soll doch die kleine Mühe nicht

gescheut werden, auch hier dem Gutachten aus jedem Schritte

nachzugehen.
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Das Gutachten spricht hier, wie schon oben bei der

Kritik der Seite 127 desselben bcmerklich gemacht worden ist,

immer von dem „Herrn Grafen", welchem aus dem Ber¬

liner Abkommen und der Garantie des deutschen Bundes ge¬

wisse Rechte zustehen, welche jetzt in Wirksamkeit zu setzen an

der Zeit sei. Dabei wird aber darüber hinweggegangen, daß

ja eben das die Präjudicial- und Vorfrage ist, wer

denn gegenwärtig der „Herr Graf" sei, von wel¬

chem das Berliner Abkommen spricht, ob der dermalige Be¬

sitzer von Kniphausen, oder einer der Herren Recla-

manten, und welcher etwa von diesen Letzteren, ob der Graf

Wilhelm, der in dem Drama des Bentinck'schcn Succes-

sionsstrcitcs als Kläger auftritt und daher von seinen Herren

Brüdern, wie gezeigt wurde, sehr bitteren Tadel erfahren mußte,

während ihn der eine derselben, Graf Karl, doch zugleich

bei der „ Compr om ittirun g" der legitimen Familie durch

die Führung des Prozesses (siehe oben S. 39) als Agent nach

Kräften unterstützt, oder ob der Graf Karl selbst, der sich 1836,

nach eigener Angabc des Gutachtens, von dem Grafen Wil¬

helm die Landeshoheit in Kniphauscn abtreten ließ und

auch neuerdings wieder in einer Eingabe der sämmtlichen drei

Herren Brüder an den Großherzog von Oldenburg als der

von ihnen zur Führung der Landesregierung Auserkorene und

daher in den Besitz von Kniphauscn zu Jmmittircndc be¬

zeichnet wurde?

So lange aber wenigstens nicht rechtlich ausgemacht und

endgültig entschieden ist, wer denn „der Graf" im Sinne

des Berliner Abkommens, und also dem Großhcrzog von Ol¬

denburg gegenüber der Berechtigte ist, so lange fehlt es der

ganzen Argumentation der Gegenseite an einem haltbaren und

festen Ausgangspunkte, und ist es daher, so lange „der Berech¬

tigte" noch nicht festgestellt ist, von gar keinem Belange, dar¬

über zu streiten, welches der Inhalt seiner Berechtigung sein

würde. Sodann aber handelt es sich eben in Bezug auf die

Herren Reclamanten weder um ein „Verbl eib en" in dem Be¬

sitze und Genüsse der Landeshoheit, den sie noch niemals
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gehabt haben, noch daher auch um eine „W ie dercinsetzung"

der Grafen Bcntinck in diesen Besitz und Genuß, sondern

es handelt sich für sie um dessen erste Erlangung, be¬

ziehungsweise um die Anerkennung ihres angeblich besseren

Successionörechtes, wie oben schon S. 235 gezeigt wurde. Es

ist ja auch nicht der gräflichen Familie Bentinck als solcher

das Recht auf den Besitz und Genuß der Landeshoheit in der

Herrschaft Knip Hausen bestritten, sondern es handelt sich

nur darum, wer innerhalb derselben nach Lage des Falles

der besser Erbberechtigte sei. Es ist daher auch hier nicht,

wie ebenfalls schon oben S. 294 ausgeführt wurde, von einem u n-

befugten Dritten, einem fremden Eindringling, die

Rede, am wenigsten von einem solchen, der wie das Gutachten

S. 131 meint, sowohl nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, als

nach den besonderen Familienstatutcn unfähig wäre, sondern es

handelt sich um das Succcssionsrccht eines Familienglicdcs,

welches jederzeit — wie auch die Kniphauscr Frage ent¬

schieden werden mag — legitimes Familienglicd ist und

verbleibt, das gemeine Rcichsrecht für sich und kein Familicn-

statut oder Familienherkommcn gegen sich hat, und von dem

bereits feststehet, daß auch die hohe Bundesversammlung gegen

seine Fortregierung in der Herrschaft Kniphausen nicht das

Mindeste einzuwenden haben kann, so wie durch richterliches

Erkenntnis; definitiv festgestellt ist, daß die gegen seine Suc-

cessionsfähigkeit von Seiten des Klägers vorgebrachten Ein¬

wendungen unbegründet sind.^) Es ergibt sich ferner überdies

aus dem eigenen Vorbringen des Gutachtens S. 129, 130,

daß der Rccurs, welchen der „Herr Graf" nach dem Ber¬

liner Abkommen Art. IX. an die Bundesversammlung zu neh¬

men befugt ist, und der Schutz, den sie ihm nach Maaßgabe

dieses Artikels und der übernommenen Garantie zu gewähren

hat, lediglich darauf beruht, daß der im Berliner Abkommen

Art. VII. vorgezeichnete Weg zur Erledigung der Streitigkeiten

Siehe den Hauptvortrag der Bundcscommtssion vom 4. Juli 1844,

oben §24 S. 47, und die k. preußische Instruction vom 29 April 1359,

oben § 25, S. 59 u. s. w.
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zwischen dem Großherzog von Oldenburg nnd dem „Herrn

Grafen" eingehalten werde, und diesen Weg (der schieds¬

richterlichen Entscheidung) mit dem Herrn Grafen, über die mit

demselben obschwebende Meinungsverschiedenheit, zu betreten, hat

der Großhcrzog von Oldenburg nie geweigert. Wenn das

Gutachten S. 131 angibt, der GroßHerzog von Olden¬

burghabe die Reklamationen der Bentin ck'schcn Agnaten unter

Angabc von Gründen verweigert, welche den thatsächlichcn

Verhältnissen widersprächen, wohin namentlich die Bezugnahme

auf die Zuständigkeit der Gerichte gehöre, so ist einmal letztere

an sich kein thatsächliches, sondern ein rechtliches Verhältnis;

— eine reine Rechtsfrage — aber auch ganz abgesehen hier¬

von ist dies alles kein Grund, aus welchem der „Herr Graf"

sich weigern dürfte, mit dem Großherzog von Oldenburg,

nach Anleitung des Art. VII. des Berliner Abkommens, vor das

Schiedsgericht zu treten, da dieses schon über die Richtigkeit

oder Unrichtigkeit „thatsächlicher Verhältnisse" zu entscheiden

wissen würde. Es ist daher ein offenbarer Sprung, wenn

das Gutachten behauptet, daß, wenn der Großhcrzog von

Oldenburg einer Verbindlichkeit nicht nachkomme, die

ihm das Berliner Abkommen auflegt, sofort die Bundes¬

versammlung berechtigt nnd verpflichtet sei, das anzu¬

ordnen und zu verfügen, was der Großherzog unter Be¬

rufung darauf — daß er zu solcher Anordnung oder Verfügung

sich durch das Berliner Abkommen nicht für verpflichtet erachte —

abgelehnt hat.") Daß hier eine Lücke in den jenseitigen Schluß¬

folgerungen ist, fühlt das Gutachten selbst so wohl, daß es für

nothwendig findet, der Bestreitung der Zulässigkcit des im

Art. VII. des Berliner Abkommens für Streitigkeiten des Groß¬

herzogs mit „dem Herrn Grafen" vorgeschriebenen schicdsge-

6) Daß die Weigerung des Großherzogs von Oldenburg, eine durch
das Berliner Abkommenwirklich übernommene Verbindlichkeit zu erfüllen,
der Bundesversammlung doch kein anderes Recht geben könnte, als für die
Einleitung des schiedsgerichtlichen Verfahrens nach Maaßgabc des Berliner
Abkommens Art. VII. zu sorgen, hat der Commissionsbcrichtvom 2b. Sept.
1851 bereits vollständig ausgeführt. — Siehe oben S. 71.
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richtlichen Verfahrens nach einen besonderen Abschnitt zu wid¬

men. Nebrigcns sind auch hier wieder „die thatsächlichen

Verhältnisse", auf welche die angeblichen Grundsätze des

Berliner Abkommens angewendet werden sollen, in dem bun-

desprotocollwidrigen und notorisch unwahren Sinne zur Grund¬

lage gemacht, als wenn durch den Bundesbcschluß vom 12.

Juni 1845 die Bundesversammlung bereits ausgesprochen hätte,

daß der dermalige Besitzer von Kniphausen aus notorischer

Mißheirath entsprossen und daher successionsunfähig sei. Mit

der Unwahrheit dieser Unterstellung fällt aber auch zugleich

die Behauptung, daß die Bundesversammlung nach Art. 31

der Wiener Schlußakte von 1820 unmittelbar einzuschreiten

haben wurde; denn dieser Artikel, der der Bundesversamm¬

lung das Recht und die Verbindlichkeit auflegt, für die „Voll¬

ziehung der in Gemäßhcit ihrer Competenz von ihr

gefaßten Beschlüsse zu sorgen", legt ihr mit keinem Worte

die Verbindlichkeit ans, einen Bundesbcschluß, wie den vom

12. Zuni 1845, auf den Antrag von Reclamantcn, aus Ge¬

fälligkeit für diese, nachträglich in einem ande¬

ren Sinne zu interpretiren, als in welchem sie ihn

ursprünglich gefaßt, oder etwas Anderes hineinzule¬

gen, als was sie bereits als dessen wahren Sinn erklärt

hat und was sich als solcher aus den Abstimmungen

der Bnndesglieder ergibt.")

§ 125.

4) Nachweis, daß der wirkliche Besitz der Landeshoheit der Herrschast Knip¬

hausen keine Voraussetzung für die Anwendung des Art. VII. des Berliner

Abkommens ist.

Das Gutachten wendet sich nunmehr zu der besonderen

Ausführung, warum die Frage zu verneinen sei, ob der

Großherzog von Oldenburg und die Grafen Bentinck nach

den Bestimmungen des Berliner Abkommens gehalten seien, über

^) Daß der Art. 31 der Wiener Schlußakte in dem Falle, daß

das nach Art. VII. des Berliner Abkommens eintretende Schiedsgericht in

dem Sinne der Herren Reklamanten entscheiden sollte, der BnndeSvcrsamm-
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ihre Meinungsverschiedenheithinsichtlich des Umsangs und der
Bedeutung der dem Groß Herzog von Oldenburg zuste¬
henden Hoheit in das im Art. VII. des Berliner Abkommens
angeordnete schiedsrichterliche Verfahren einzutreten.

Es ist immerhin sehr merkwürdig,hier neuerdings zu sehen,
worauf auch schon oben 8 118 aufmerksam gemacht worden
ist, mit welcher Anstrengung, ja man darf wohl sagen, mit
welcher Aengstlichkeitdas Gutachten von asten Seiten her
Gründe zusammenrafft, um im Wesentlichen gerade das zu
verhindern, was es bisher mit scheinbar so großem Eifer und
so großer Weitläufigkeit auszuführen und herbeizuführenge¬
sucht hat — nämlich die Selbst entsch ei dung des Groß¬
herzogs von Oldenburg in der Kniphausen'schen Suc-
cessionssache.Wäre es den Herren Reclamanten oder deren
Wortführern wirklich Ernst damit, die Sache zur Selbstent-
schcidung des Großherzogs von Oldenburg an der Stelle
des Kaisers und Reiches zu bringen, und konnten sie sich auf die
rechtliche Begründung ihrer Sache wirklich verlassen, so müßten
sie mit Vergnügen das Erbieten deS Großherzogs ergrei¬
fen, in der Sache selbst zu sprechen, so wie das im Berliner
AbkommenArt. VII. angeordnete Schiedsgericht aussprechen
würde, daß dies zu seinen in demselben Abkommen übernom¬
menen Verbindlichkeitengehöre. Hier wären nämlich nur die
zwei Fälle möglich: entweder, das Schiedsgerichterkennt den
Großhcrzog vonOldenbnrg für verpflichtet, selbst zu ent¬
scheiden, und dann haben die Reclamanten ja erreicht, was sie so
sehnlichst anzustreben schienen, und was sie als im Ncichsrechte
begründet darzustellensich so sehr bemüht haben; oder, das
Schiedsgericht erkennt, daß der Großherzog von Olden¬
burg nach dem Berliner Abkommen nicht verpflichtet sei, dem
Verlangen der Herren Reclamanten zu entsprechen und anstatt
des ehemaligen deutschen Kaisers selbst zu entscheiden, und dann
bliebe ja den Herren Reclamanten immer noch der Weg offen,

lung die Pflicht auflegen würde, gerade das Umgekehrte von dem zu

verfügen, was das Gutachten hier daraus ableiten will, ist bereits oben

h 1l8 nachgewiesen worden.



bei der h. Bundesversammlung um Erlassung eines Bundesbe¬

schlusses, welcher eine sogenannte Vollziehung des Buudcsbeschlus-

ses von 1845 anordnete, zu sollicitircn und gerade so wie jetzt zu

versuchen, deren Competenz als begründet nachzuweisen, und also

doch noch das Nämliche zu thun was sie jetzt thun. Man sieht

aber aus dem ganzen Kriegsplane der Herren Reclamauten,

der sich immer mehr enthüllt, je weiter man den gegentheiligen

Schriften durch ihre Sophismen und Winkclzüge folgt, daß

es den Herren Reclamauten um nichts weniger ernstlich zu thun

ist, als daß der Groß Herzog von Oldenburg an der

Stelle des deutschen Kaisers selbst entscheide, seitdem ihnen

zweifelhaft geworden ist, ob diese Entscheidung für sie aus¬

fallen werde; dagegen liegt denselben aber daran, vor der

hohen Bundesversammlung den Schein zu behaupten, als

wenn sie über eine Rechtsverweigerung von Sei¬

ten des Großherzogs von Oldenburg sich zu beklagen und Be¬

schwerde zu führe» hätten!

Die schiedsrichterliche Entscheidung, welche der Art. VII des

Berliner Abkommens") bezüglich der Irrungen und Streitig¬

keiten anordnet, die sich in Beziehung auf die Herrschaft Knip-

hausen zwischen dem Großherzog von Oldenburg einer-

5) Berliner Abkommen Art. VII. „Alle und jede zwischen Sei¬
ner Herzoglichen Durchlaucht und Höchstdcro Nachfolger in der Regierung
des HcrzogthumS Oldenburg einerseits, und dem Herrn Grafen und
dessen Familie anderseits in Beziehung auf die Herrschaft Kn iphau scn
vorkommendenIrrungen und Streitigkeiten, welche die Auslegung des
gegenwärtigenAbkommens,tngleichen den Umfang und die Natur der Sei¬
ner Herzoglichen Durchlaucht übertragenen Hoheit und'der dem
Herrn Grafen zustehenden Rechte (Art. I) im gegenseitigen Verhält¬
nisse zu einander, an sich oder in ihrem Prinzip — abgesehen von der Er¬
füllung der daraus auf Seiten des Herrn Grafen entspringenden Verbind¬
lichkeiten,worauf die Amtsthätigkeit des Fiskals sich bezieht (Art. VI, bit. I)

zum Gegenstände haben, werden vor eine schiedsrichterlicheBehörde
gebracht. Die Bildung desselben geschieht in der Art, daß die Acten ...
bei dem OberappellationSgericht in Oldenburg .. instruirt, und ... auch
zum Spruch bei demselbenvorgelegt werden, es sei den», daß der Herr
Graf es vorzieht, auch hier auf Verschickung der Acten anzutragen," u. f. w.
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seits und dem Herrn Grafen und dessen Familie anderseits

ergeben, soll nun nach der Behauptung des Gutachtens S. 132

an besondere theils subjective, theils objective Bedin¬

gungen geknüpft sein. In subjectivcr Beziehung soll nach

dcmPözl'schen Gutachten S. 133 das gedachte Schiedsgericht

nur Platz greifen können, wo der Großherzog von Olden¬

burg und der „Graf" und seine Familie in einer gewissen Be¬

ziehung, nämlich in ihrer Eigenschaft als Inhaber öffentlich

rechtlicher Befugnisse über die Herrschaft Kniphauscn —

jener als Inhaber der Reichshoheitsrechte, dieser als In¬

haber der Landeshoheit — auftreten: solle daher insbe¬

sondere der „Graf" als Parthci vor dem Schiedsgerichte er¬

scheinen, so müsse er vor Allem im Besitze der Herrschaft

und der landesherrlichen Rechte über dieselbe sich befinden:

denn erst von dem Momente an, wo er dies erlange, trete er

in ein „gegenseitiges Verhältnis?" zu dem Großher¬

zog von Oldenburg.

Allein diese ganze Argumentation ist nichts weiter, als ein

neues Sophisma, an welcher Art von Deductioncn die Gegen¬

seite von jeher einen unerschöpflichen Reichthum entfaltet hat.

Um aber die Grundlosigkeit dieses Vorbringens, welches nur

wieder durch den Versuch, einige Bestimmungen des Art. VIl.

des Berliner Abkommens ganz zu iguorircn, scheinbar aufgeputzt

werden konnte, darzuthun, genügt es, auf den Text des Art. VII.

hinzuweisen. In diesem Artikel ist durchaus nicht blos von „dem

Grafen" und dessen Verhältnis; zu dem Groß Herzog von Ol¬

denburg, sondern es ist bestimmt von dem Grafen Wilhelm

Gustav Friedrich Bentinck, dem Vater des jetzigen Be¬

sitzers, „u nd desscn Familie" d. h- von den sämmtlichen

Mitgliedern der gräflich Bentinck'schen Familie und deren Ver¬

hältnisse zu dem Großherzog von Oldenburg die Rede. Es

ist in diesem Artikel keinesweges gesagt, daß nur dann ein

Schiedsgericht einzutreten habe, wenn „der jeweils regie¬

rende Graf" und der Großherzog von Oldenburg in

Irrungen oder Streitigkeiten gerathen: sondern es ist dies

ausdrücklich für alle Fälle vorgeschrieben, wo der Groß-
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Herzog von Oldenburg in Irrungen oder Streitigkeiten
mit irgend einem Mitgltedc der Bentinck'schen Familie kommt,
es mag dies der regierende, die Landeshoheit wirklich ausübende
Graf sein oder nicht. Es ist daher geradezu gegen den klaren
Wortlaut und den Geist des Art. Vll. des Berliner Abkom¬
mens, wenn das Gutachten S. 134 behaupten will, daß die
Herren Reclamanten darum noch gar nicht die erforderliche
Qualität hätten, vor dem Schiedsgerichte streiten zu können,
weil sie noch nicht in den Besitz der Landeshoheit eingesetzt
wären. Auch ist durchaus nicht, wie das Gutachten weiter
unterstellt, nur von Kollisionen und Differenzen die Rede, welche
sich zwischen „dem Grafen" und dem Großherzog von
Oldenburg in Bezug ans die Ausübung der Landeshoheit
in Kniphausen und der persönlichenRechte und Vorzüge
„des Grafen" ergeben, sondern der Art. VII des Berliner Ab¬
kommens spricht ganz allgemein, aber deutlich und bestimmt von
den „Irrungen und Streitigkeiten", welche die Auslegung
des gegenwärtigen Abkommens, inglcichen den Umfang und
die Natur der Seiner herzoglichen Durchlaucht übertra¬
genen Hoheit und der dem Herrn Grafen übertragenen
Rechte, im gegenseitigen Verhältnisse (des Großhcrzogs von
Oldenburg einerseits und des Grafen und seiner Familie
anderseits) zu einander, an sich oder in ihrem Prinzip zum
Gegenstände haben. Wenn aber, wie in vorliegender Sache
der Fall ist, Personen, welche sich doch offenbar selbst zur
Familie Bentinck rechnen, ja in derselben die besten Erb¬
berechtigten sein wollen, Personen, die in ihrer Mitte „den
Grafen" zu haben behaupten, wenn sie gleich selbst noch
nicht recht unter sich im Reinen sind, wer denn am Besten in
der Rolle „des Grafen" auftreten wird, ob der Herr Klä¬
ger, oder der Herr Graf Karl, — wenn nun solche Perso¬
nen behaupten, daß in der dem Groß Herzog durch das Ber¬
liner Abkommen Art. II in Bezug auf Kniphausen und die
Familie Bentinck vertragsmäßig zugestandenenHoheit, wie
sie früher bei Kaiser und Reich war, auch das inbegriffensei,
daß er den Bundesbeschlnßvon 1845 in einem der beschließen-
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den Majorität der Bundesversammlung selbst durchaus fremden,

aber von den Herren Reclamanten nun einmal beliebten und

erdichteten Sinne vollziehen müsse, — wenn ferner von den¬

selben Personen behauptet wird, daß der Groß Herzog von

Oldenburg in Folge der auf ihn übergegangenen kaiserlichen und

Reichshoheit gerade so gegen ein von einer bürgerlichen Mutter

entsprossenes Mitglied der gräflichen Familie Bentinck ver¬

fahren müsse, wie angeblich der deutsche Kaiser zur Rcichszcit

gegen die aus notorischer Mißhcirath entsprossenen Descendentcn

eines wirklich reichsständischcn Herrn aus altem Hanse habe

verfahren können, und wenn der Großherzog von Olden¬

burg einer solchen Rcclamation entgegenhält, daß er in dem

Berliner Abkommen eine solche exorbitante Gewalt unter dem

Titel der Hoheit, wie sie vorher bei Kaiser und Reich gewesen,

weder erworben habe, noch habe erwerben wollen, noch auch

glaube, daß er sie nach der Meinung seines Mitcontrahcntcn

(des Grafen Wilhelm Gustav Friedrich Bentinck)

habe erwerben sollen, so wird doch kein Unbefangener ver¬

kennen können, daß hier wirklich ein Fall vorliegt, genau so

in allen seinen Einzelnhciten, wie ihn das Berliner Abkom¬

men Art. VII. voraussetzt. Offenbar handelt es sich hier um

ein Vcrhältniß von Mitgliedern der Bentinck'schcn Familie

zu dem Groß Herzog von Oldenburg in Bezug auf die

Herrschast Kniphausen, um die Auslegung des Berliner

Abkommens, um den Umfang und die Natur der dem

Großherzog übertragenen Hoheit, und zwar „in deren

Princip!"

8 126.

5) Nachweis der Unschlüssigkcit der übrigen Argumente, durch welche das

Pözl'schc Gutachten die Unstatthaftigkeit des im Art. VII. dcö Berliner

Abkommens angeordneten schiedsrichterlichen Verfahrens und die Competenz

der hohen Bundesversammlung nachzuweisen sucht.

Nachdem das Pözl'sche Gutachten S. 134 sogar kein Be¬

denken getragen hat, die vorgedachtc augenfällige Beschaffenheit

der Bentinck'schcn Rcclamation zu läugnc», so wird auch Nie-20
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manb mehr über die Kühnheit erstaunen, mit welcher man glaubt

einem denkenden Leser die Zumnthung machen zu können, der¬

artige Behauptungen, wie sie ans S. l36 vorgetragen werden,

für gegründete zu halten. Da sollen einmal (S. 136) sogar

die P art h eir o l lcn dadurch verändert werden, es soll na¬

mentlich der Großherzog von Oldenburg dadurch an die

Stelle des factischen Besitzers treten, daß Ersterer der Richter

in erster Instanz (sie!) sein soll!") Da soll (S. 135) sogar

behauptet werden können, daß gar keine Streitigkeit

mit dem Großherzog von Oldenburg vorliege,"") weildie

Grafen von Bentinck nur die Erfüllung einer klaren ver¬

tragsmäßigen Obliegenheit fordern! """) Sodann soll (S. 136)

wenigstens kein Streit über die Auslegung des Berliner Ab-

5) Man müßte fürchten, die Geduld des Lesers allzusehr zu ermüden,
wenn man erst noch darüber eine Auseinandersetzung geben wollte, daß die
Frage, wer der Bcsitzbcrechtigte von Kniphauscn sei, und wie weit
die Competenz des Großherzogs von Oldenburg gehe, zwei völlig
verschiedeneFragen sind, und daß nach der Theorie des Gutachtens der
Großhcrzvg nicht Nichter in erster, sondern in einziger und daher
zugleich höchster Instanz sein würde!

55) Früher, S> 35, hatte das Gutachten mit größter Emphase an¬
gekündigt, daß es zeigen werde, wie gar kein Streit der Bcntinck-
schen Agnaten mit dem Großherzog von Oldenburg vorliege, und es
nur eine „unbegründete" Voraussetzung der Gegenseite sei, wenn man
das Dasein einer solchen Streitigkeit behaupte. Hier nun, wo man begierig
wäre, die Art und Weise kennen zu lernen, wie daö Pözl'sche Gutachten die
Streitigkeit der Grafen mit dem Großhcrzvg von Oldenburg bei Seite
zu schaffen und die Gegenseite ihres Jrrthumö zu belehren weiß , beschränkt
cS sich auf die Worte: „Es ließe sich nun zuvörderst in Abrede stellen, daß
eine Streitigkeit zur Entscheidung vorläge" — und sodann wird bescheiden
mit der Erklärung geschlossen:„die weitere Ausführung dieses Punktes auf
sich beruhen lassen zu wollen!" — Es würde nicht der Mühe verlohnt haben,
sich bei diesem Punkte aufzuhalten, wenn es nicht von Bedeutung wäre,
den Charakter der Schriften, welche von der Gegenseite ausgehen, einmal
recht klar an das Licht zu stellen.

55») Mch dieser Theorie hätte also der, der ans Brief und Siegeln
im Mandatsprozesse klagt, oder der eine Wechsclklage anstellt, gar keinen
Streit mit dem Beklagten, weil er nur die Erfüllung einer klaren ver¬
tragsmäßigen Obliegenheit verlangt!
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kommens vorhanden sein, weil die Herren Reclamanten nur eine

Vollziehung deS Abkommens (sie!) wollen, oder, wie mit

rühmlicher Offenherzigkeit beigefügt wird, — weil die Herren

Reclamanten „keine Auslegung desselben wollen"! Eben

so wird (S. 137) behauptet, es habe die Reclamation nicht den

Umfang und die Natur der Rechte der Contrahenten zu

einander an sich oder in ihrem Princip zum Gegenstande, weil

(sie!) dabei der Umfang und die Natur der Rechte ganz

außer Streit seien — als wenn nicht gerade das der Streit¬

punkt wäre, was unter der vertragsmäßig auf den Großherzog

von Oldenburg übergegangenen Hoheit zu verstehen sei! Das

Ganze wird aber gekrönt durch die Behauptung S. 138: „Ist

„aber das Schiedsgericht nicht cvmpetent, und sonach auch die

„Bundesversammlung nicht in der Lage, die bei ihr eingebrachte

„Reclamation an dasselbe zu verweisen, so kann sie nur in eige¬

ner Competcnz dieselbe erledigen" — als wenn die Com-

pctenz ein er Behörde dadurch begründet wäre, daß eine andere

Behörde nicht competent ist! Der Commissionsvortrag vom

20. September 1851 (siehe oben S. 68 u. 71) überhebt jeder

Mühe, hierüber etwas weiteres zu sagen.*)

§ 127.

<Z) Nachweis, was die Herren Reclamanten eigentlichwollen, aber nicht
geradezu von der hohen Bundesversammlung zu verlangen sich getrauen.

Wenn man sich nun endlich durch alle die schlaugenartigcn

Windungen, durch das labyrinthische Gebäude und chaotische

Durcheinander der Reclamationen, Rccurse, Nachträge und

^) Wenn das Gutachten meint, daß bei Nicht-Annahme der Competenz
der Bundesversammlung die Herren Reclamanten möglicherweiserechtlos
gestellt werden könnten, so ist auch dies — daß es sodann möglicherweise
an einer kompetentenInstanz fehlen könnte — kein Grund, die Bun¬
desversammlung für competent zu erklären. (Stehe oben S. 32).
UcbrigcnS brauchen sich die Herren Reclamanten nur über die Grundlosig¬
keit ihrer Bestreitung der Competenz des Obcrappellationsgerichts zu Ol¬
denburg aufzuklären, so wird es ihnen nicht an einer competentenInstanz
fehlen.

20 *



sog. Rechtsausführungen auf der reclamantischen Seite hin¬

durchgearbeitet hat, so wird mau, wenn mau auf diesem mühe¬

vollen Wege die Klarheit des Blickes zu bewahren gewußt hat,

doch darüber nicht im Zweifel sein können, was die Herren

Reclamanten eigentlich von der h ohe n Bnndesv er-

sammlung wollen, und wenn man dies fest in'ö Auge faßt,

wird sich die Sache viel einfacher losen, als es

bei dem ersten Blicke auf das massenhaft gehäufte Material

den Anschein haben mag. Das, was die Herren Reclamanten

in der Sache selbst wollen, — das, was bald unter dem

Namen „Vollzug des Bnndesbeschlusses vom 12. Juni 1845,"

bald unter dem Titel eines „Vollzuges des Berliner Abkom¬

mens", bald unter der Firma eines „Schutzes in der Landes¬

hoheit nach Maaßgabe der kaiserlichen Wahlcapitulation"— was

bald vom Großherzoge von Oldenburg, bald von der hohen

Bundesversammlung verlangt wird und mit ancrkenncnswerther

UnVerdrossenheit sogar bei den provisorisch an die Stelle der

hohen Bundesversammlung getretenen Autoritäten verlangt wor¬

den ist — mit einem Worte, das Endziel aller reclaman¬

tischen Bestrebungen ist: sofort durch irgend eine (gleichviel

welche) Autorität zu erlangen, daß der dcrmalige Besitzer der

Herrschaft Kniphausen, ungeachtet der Rechtshängigkeit

des Bentinck'schcn Snccessionsstreitcs, und ohne dessen Aus¬

gang abzuwarten, und überhaupt ohne Rücksicht darauf, wie

das richterliche Urtheil fallen möge, aus der Regierung von

Kniphausen entsetzt und diese den Herren Reclamanten

übergeben werde.

Um aber eine politische Autorität zu einem solchen Ein¬

schreiten bewegen zu können, soll derselben doch ein oder der

andere scheinbare Grund an die Hand gegeben werden, wonach

sie sich zur Entsetzung des dermaligen Besitzers von Knip¬

hausen sogar während des rechtshängigen Successionsstreites

befugt und beziehungsweise verpflichtet finden könne, und dies

soll nun durch nachstehendes System falscher Voraussetzungen

und darauf gebauter Trugschlüsse erreicht werden.

1) Es wird (als Thesis) die in den vorstehenden Aus-
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führungen als notorisch falsch und bundesprotocollwidrig nach¬

gewiesene Behauptung vorangestellt, als habe die hohe Bundes¬

versammlung durch Bundesbcschlust vom 12. Juni 1845, wo¬

durch sie den hohen Adel und die Ebenbürtigkeit der Familie

Beutinck anerkennt, bereits ausgesprochen, daß der der¬

malige Besitzer aus unstreitig notorischer Mißheirath geboren

und daher nicht fähig zur Succcsston in die Herrschaft Kip¬

hausen fei, wenn er auch in den übrigen Theilcn des Bcn-

tinck'schen Familienfideicommisscs durch richterliches Urtheil als

erbberechtigt anerkannt werden würde;

2) es sei daher die Entsetzung des dermaligcn Besitzers

aus der landesherrlichen Regierung von Kiphausen und

die Einsetzung der Bentinck'schcn Agnaten in dieselbe nur

eine logische Folgerung aus dem Bundcsbeschluß vom 12. Juni

1845 und eine in demselben schon begründete rechtliche Not¬

wendigkeit; also handle es sich nur noch um „Vollziehung"

eines Buudcsbeschlusseö;

3) die Vollziehung des Bundesbeschlusscs vom 12. Juni

1845 in jenem notorisch falschen bundesprotocollwidrigen Sinne

(siehe Nr. 1) liege dem Groß her zog von Oldenburg ob,

weil durch das Berliner Abkommen die Hoheit über Kip¬

hausen und die Bentinck'sche Familie, so wie sie bei

Kaiser und Reich war, aus ihn übergegangen sei und an¬

geblich der deutsche Kaiser selbst zur Reichszeit auf

Verlangen der Bentinck'schcn Agnaten das hätte verfügen

müssen, was diese jetzt von dem Groß Herzog von Ol¬

denburg verlangen — nämlich Entsetzung des dermaligen

Besitzers von Kiphausen ungeachtet der Rechtshängigkeit

des Bcnti n ck'schen Successiousstreitcö.

4) Da der Großherzog von Oldenburg aber sich

geweigert hat — wozu er, wie vorstehend ausgeführt wurde,

das vollkommenste Recht hatte und hat — den Bundcsbeschluß

vom 12. Juni 1845 in dem von den Herren Reklamanten hin-

einge dich teten Sinne zu verstehen, und da er demgemäß die

Anträge derselben auf angebliche Vollstreckung eines Bundes¬

beschlusses zurückgewiesen hat, so wenden sich nun die Herren
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Reclamanten an die hohe Bundesversammlung mit einer Be¬

schwerde wegen der vom Großherzog von Oldenburg

angeblich pflichtwidrig und dem Berliner Abkommen zuwider

unterlassenen Vollziehung eines Bundesbcschlusscs, dessen an¬

geblicher, den Gegenstand des Vollzugs ausmachen¬

der Inhalt, nämlich: „Entsetzung des dermaligen Besitzers

der Herrschaft Knip Hausen und Einsetzung der Bentin ti¬

schen Agnaten" ^ notorisch nirgends existirt, als

in der Phantasie der Herren Reclamanten und ihrer Wort¬

führer!

5) Das, was die Herren Reclamanten von der hohen

Bundesversammlung sonach durch ihre Reklamationen oder Be¬

schwerden zunächst als Mittel zum Zweck erreichen wollen,

ist eine Erklärung, daß der Bundesbeschluß vom 12. Juni

1845 in dem Sinne zu nehmen sei, wie ihn die Herren Re¬

clamanten verstanden zu sehen wünschen: sie wollen also

der Sache nach eine authentische Interpretation des

Bundcsbeschlusscs vom 12. Juni 1845 durch die hohe Bun¬

desversammlung, oder, mit anderen Worten, einen neuen

Bundesbcschluß, welcher besagen soll, daß der Bnndcsbeschluß

vom 12. Juni 1815 dahin zu verstehen sei, daß der Graf

Gustav Bcntinck dadurch bereits von Bundes wegen als

sueccssionsunfähig erklärt, und deßhalb sofort durch den Groß¬

herzog von Oldenburg (oder durch andere Gewalt?) aus

dem Besitze der Herrschaft Knip Hausen zu entsetzen sei!

6) Es kann jedoch den Herren Reclamanten, welchen die

in ihren langjährigen Reclamationssachcn erfolgten Commissions-

berichte und Abstimmungen am Bundestage sehr gut bekannt

sind, wohl selbst schwerlich als möglich erscheinen, daß die

Bundesversammlung, wenn direct und unverblümt ein sol¬

cher Antrag an sie gebracht werden würde, wie er unter

Nr. 5 aufgeführt wurde, denselben genehmigen könnte — eben

weil sie dadurch mit der bundesprotocollarisch festge¬

stellten Wahrheit, mit ihren eigenen notorischen Er¬

klärungen über den Sinn, den Zweck und die Tragweite des

Bundesbeschlusscs vom 12. Juni 1845 in Widerspruch kom-
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mcil würde. Daher soll nun der Versuch gemacht werden,

um die notorische Wahrheit herumzuschiffen, die darin be¬

steht, daß die hohe Bundeöversammlnng durch den Bundesbe¬

schluß vom 12. Juni 1845 über das Standesverhältniß des

dermaligen Besitzers von Kniphausen und über seine Suc-

cessionsfähigkeit durchaus nicht hat entscheiden, und in

keiner Weise der Entscheidung der Gerichte im Ben-

tinck'schen Successionsstreitc hat vorgreifen wollen, son¬

dern daß sie vielmehr es der richt crli ch en Beurtheilun g

anhcim gestellt gelassen hat, welchen Einfluß ihre Erklärung,

ihr „Zeugniß" über das Standesverhältniß der Bentinck-

schen Familie im Allgemeinen-') auf die Entscheidung

des Rechtsstreites haben werde.

7) Dieses Umschiffen und Verhüllen der notorischen

Wahrheit soll nun aber dadurch bewirkt werden, daß von den

Reklamanten nicht ein directer Antrag auf eine förm¬

liche authentische Interpretation des Bundcsbeschlusses

vom 12. Juni 1845 an die hohe Bundesversammlung gestellt

wird, sondern daß der hohen Bundesversammlung gleichsam

nur zu Gehör geredet wird, als habe sie gar nichts

Neues mehr zu erklären, und als sei ihr namentlich die

Unannehmlichkeit und die Beschäm ung, die darin läge,

daß sie durch Gewährung der Bitten der Herren Reklamanten

mit ihren eigenen früheren, die Competenz und Unabhängigkeit

der Gerichte anerkennenden notorischen Erklärungen in offen¬

baren Widerspruch treten würde, bereits dadurch erspart, daß

die provisorische Ccntralgewalt in ihrem Beschlüsse vom 8. No¬

vember 1849 schon die Gefälligkeit gehabt habe, das in den

Bundcsbcschluß vom 12. Juni 1845 hineinzulegen, was die

^) Daß die Erklärung der hohen Bundesversammlung über den hohen

Adel der Familie Bentinck von ihr als ein „Zeugniß" ertheilt worden

sei, ergibt sich auf das Bestimmteste aus dem Commissionsbertcht vom

2l). Juli 1813. (Siehe oben S. 49, 43.) Es ist also Niemand weder

befugt, diesen Bnndesbcschluß für etwas Mehreres auszugeben, noch

v crpf lichtet, ihn für etwas Mehreres anzunehmen, als wofür ihn die

hohe Bundesversammlung selbst erklärt hat,
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Herren Reklamanten hineingelegt wünschen. Daher sollte an¬

statt eines direkten Antrages an die hohe Bundesversamm¬

lung auf Interpretation des Bundesbeschlusscs vom 12.

Juni 1845, dessen Durchfallen selbst von dem befangensten

Kopfe vorauszusehen ist, ein Antrag auf Vollziehung

des Beschlusses der provisorischeu Centralgewalt vom 8. No¬

vember 1849 oder auf Erneuerung desselben versucht werden,

und die Form einer Beschwerdeführung gegen den

Groß her zog von Oldenburg wegen angeblicher Nichtvoll¬

ziehung aushelfen, — als sei es nur Oldenburg, welches

den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 nicht recht aufzu¬

fassen und zu verstehen wisse.

Durch einen solchen wahrlich nichts weniger als feinen

Kunstgriff glaubt man also die Bundesversammlung und das

Publikum zu täuschen oder der Elfteren — deren Geneigt¬

heit, auf die Wünsche der Herren Reklamanten einzugehen,

man vorauszusetze» scheint — einen Weg zu eröffnen, um

gleichsam stillschweigend und ohne großes Aufsehen zu

erregen, auf die von den Herren Reklamanten angezeigte

Bahn einzulenken. Das allgemeine Rechtsgcfühl der Nation

aber, das man zu schonen Ursache zu haben einsah, und das

nun einmal entschieden und mit Recht gegen jede Cabinets-

justiz, gegen alle Machtsprüche politischer Autoritä¬

ten in anhängigen Rechtssachen sich empört, soll

dadurch irre geleitet werden, daß durch eine scheinbare

juristische Verwickelung der Sache, durch die Verbreitung

eines gelehrten Nebels, durch die Erzeugung der Mei¬

nung, als handle es sich um große rechtliche Schwierigkeiten

und rechtsgcschichtlich höchst zweifelhafte Verhältnisse, die Or¬

gane der öffentlichen Meinung schwankend gemacht oder einge¬

schläfert und zum völligen Verstummen gebracht werden sollen,

wobei man noch darauf rechnet, daß sich daran, wer in Knip-

hausen regiere, kein allgemeines politisches Interesse an¬

knüpfen werde. Um dies zu bewirken hat man auch endlich

einige literarische Namen als Remorqucurs einer Schiffsladung

voll verbrauchter advocatorischcr Winkelzüge und Sophismen



vorgespannt nnd, anstatt der Schatzkammer, die Gerum¬

pel kämm er des alten Reichsstaatsrcchtes ausgeplündert, um

mindestens durch eine Anhäufung verrosteter Waffen den

Mangel brauchbarer Rüstungen zu verdecken.*)

Das ist der Schlüssel zum Verständnisse der Taktik, welche

von der rcclamantischen Seite seit 1345 eingehalten worden ist

und noch gegenwärtig eingehalten werden will. Aber so mäch¬

tiger Vorschub diesem Plane von manchen einflußreichen Seiten

zu Thcile geworden ist, so wird man doch darüber beruhiget

sein dürfen, daß derselbe niemals gelingen wird, und daß so¬

wohl die hohen Bundesregierungen als die hohe Bundesversamm¬

lung nicht die Hand zu einem Eingriffe in eine rechtshängige

Sache bieten werden, für welchen nicht ein einziger stichhal¬

tiger rechtlicher Grund angeführt werden kann.

§ 123.

7) Nachweis, worauf es in dem gegenwärtigen Stadium, in welchem sich

die agnatischen Reclamationen bei der hohen Bundesversammlung befinden,

eigentlich ankommt, und wie die Frage zu stellen ist, damit endlich einmal

Klarheit in die Kniphauscr SucccssionSsachc hineinkomme.

So lauge man, wie das Gutachten S. 141 thut, die

Fr age so stellt: ob die hohe Bundesversammlung für com-

pctcnt zu halten sei, „über die obschwebende Ir¬

rung" mit dem Großhcrzog von Oldenburg (denn eine

andere Irrung kann gar nicht gemeint sein, da keine andere

vorliegt) zu entscheiden, so lange ist au keine Klarheit in

der BeurtHeilung der Kniphauscr Succcssions-

sache zu denken. Es muß vielmehr bei Bcurtheilung dieser

Sache davon ausgegangen werden, daß es für die Einmi¬

schung der Bundesversammlung in dieselbe ganz

gleichgültig ist, ob der Großherzog von Oldenburg das

an ihn gerichtete Gesuch der Bcntinck'schen Agnaten um

sogenannten Vollzug des Bundesbeschlusses vom 12. Juni 1845,

d. h. um Entsetzung des dcrmaligen Besitzers peiuZente lite ab¬

geschlagen hat oder nicht. Es stehet nämlich fest, daß

Moser, Familtenstaatsrecht Bd. 2, S. 151.



u) der Bundcsbcschluß vom 12. Juni 1345 weder nach sei¬

nem Wortlaute, noch nach der Absicht der Majorität, auf deren

Abstimmung er beruht, sagt oder sagen soll, daß der dermalige

Besitzer als aus notorischer Mißheirath entsprossen zu betrachten

und darum successionsunfähig und zu entsetzen sei;

b) es stehet ferner fest, daß der Beschluß der provisori¬

schen Centralgewalt vom 3. November 1849, der dies aller¬

dings in den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845, aber noto¬

risch rein willkührlich, hineinlegte, von Haus aus nichts

sein sollte, als eine bloße Vollzugs Verordnung (Wiedas

Pozl'schc Gutachten selbst einräumt, siehe oben S. 65), und

daß er als eine unvollzogen gebliebene Vollzugsverordnung einer

ephemeren politischen Gewalt die h. Bundesversammlung we¬

der verpflichtet, noch von ihr als verpflichtend aner¬

kannt worden ist; und ebenso stehet fest:

o) daß der Großherzog von Ol den bürg, sowenig wie ir¬

gend ein anderer Bundesfürst oder irgend ein deutsches Rich-

tercollcgium, weder eine Verpflichtung, noch selbst eine

Berechtigung hat, den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845

gegen die notorische bundcsprotocollarische Gewißheit in jenem

Sinne aufzufassen und zu vollziehen, welchen die Herren Re¬

klamanten und deren Wortführer rein willkührlich hin¬

einlegen.

Es ist daher nicht zu fragen: ist die hohe Bundesver¬

sammlung compctent, über die Irrung zwischen dem Groß¬

herzog von Oldenburg und den Bentinck'schen Agnaten

zu entscheiden — eine an sich wunderliche Frage in

einem Gutachten, welches erst wenige Blätter zuvor (S. 135)

das Dasein aller Irrungen oder Streitigkeiten mit dem Groß¬

herzog von Oldenburg in Abrede gestellt hatte — sondern

es ist zu fragen:

„ist von der hohen Bundesversammlung recht¬

licher Weise zu erwarten, daß sie den Bundcsbcschluß

„vom 12. Juni 1845, welcher ausspricht, daß der Familie

„B enti nck der hohe Adel und die Ebenbürtigkeit im Sinne

„der Bundcsacte Art. 14 zusteht, in dem Sinne inter-
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„prctircn werde, daß damit auch implieite der dcrmaltge

„Besitzer von Kniphauscn, Graf Gustav Adolph

„Bentiuck, als aus einer notorischenMischeirath entsprossen

„und ebendeßhalb als successionsunfähig erklärt worden sei und

„daß sonach derselbe sofort, der Litispendenz dcsBentinck-

„schcn Successionsstreitcs ungeachtet, aus der landesherr¬

lichen Regierung der Herrschaft Kniphausen entsetzt wcr-

„den müsse?"

8 129.

8) Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung de» Bundesbeschluß vom

t2. Junt t845 allerdings zu interprctircn befugt ist, daß aber diese Inter¬

pretation nach dem Bundcsrcchte zum Nachthcilc der Herren Rcclamantcn

ausfallen muß.

Es handelt sich bei Beantwortung der eben (§128) auf¬

gestellten Frage gar nicht um die formelle Competcnz der

Bundesversammlung. Dieselbe hat nun einmal — ob mit

Recht oder Unrech t, stehet hier nicht weiter zur untersuchen —

den Bundcsbeschluß vom 12. Zum 1845 gefaßt, der einerseits

einen neuen Erisapfel' in den ohnehin schon mit Streitfragen

aller Art übermäßig geschwängerten B entin ck'schcn Sncces-

sionsstrcit hineingeworfen, anderseits bei den Herren Rekla¬

manten neue ungemessene Hoffnungen erregt hat, die, wie der

Erfolg lehren wird, doch in keiner Weise verwirklicht werden

können; darüber aber, ob die Bundesversammlung

einen von ihr gefaßten Beschluß überhaupt inter-

pretiren könne, wird kein Publicist streiten wollen.

Die Frage ist daher eine rein materielle Rechtsfrage;

es handelt sich nur darum, was die Bundesversammlung, wenn

sie (wie zu befürchten durchaus keine Veranlassung vorhanden

ist) nicht rein willkührlich, sondern nach Grundsätzen des

Bundesrcchtcs verfahren will, in der Bentin ck'schen Sache

nach den vorliegenden Bundesprotocollcn ans eine Reklamation

oder einen sogenannten Recurs der Bentinck'schen Agnaten

erklären kann?

Die Antwort hierauf kann nicht zweifelhaft sein. Seit

dem Jahre 1845 hat der Personalbestand der hohen Bun-



dcsvcrsammlung bereits zweimal fast vollständig gewechselt.

Die gegenwärtige Bundesversammlung kann bundesrechtlich

die amtliche Erklärung darüber, was der Sinn des Bundeö-

bcschlusses vom 12. Juni 1845 sei, nur aus den Bun-

dcsprotoc ollen entnehmen. Nach diesen aber ist, wie oben

ausführlich gezeigt wurde, notorisch:

1) daß es bei der Abfassung des BnndeSbcschlnsscs vom

12. Juni 1345 durchaus nicht in der Meinung der Bundes¬

versammlung lag, als sollte durch die Anerkennung des hohen

Adels und der Ebenbürtigkeit der Familie Bentinck zugleich

auch das ausgesprochen werden, daß der dermalige Besitzer als

aus einer notorischen Mißhcirath geboren und darum als suc-

ccssionsnnfähig zu betrachten sei;

2) daß es vielmehr nur die Meinung der hohen Bundes¬

versammlung war, daß sie der Familie Bentinck in der

Anerkennung ihres hohen Adels und der Ebenbürtigkeit ein

„Zeugnis" ausstelle, welches dieselbe nach Gutbcfiuden in

dem über die Erbfolge in das Aldenbnrgischc Fideicommiß

obschwebcnden Prozesse gebrauchen könne; daß es aber

3) lediglich dem Ermesse» des Gerichtes über¬

lassen bleiben müsse, welchen Einfluß auf die Entscheidung

desselben die von der Bundesversammlung ausgesprochene An¬

erkennung des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit der Familie

Bentinck haben könne, und daß daher auch

4) es durchaus nicht die Meinung der hohen Bundesver¬

sammlung war, durch den Beschluß vom 12. Juni 1845 anzu¬

ordnen, daß der dermaligc Besitzer von Kniphausen breri

manu während der Litispendenz seines Prozesses durch irgend

eine politische Autorität aus dem Besitze der Landeshoheit von

Kniphausen — die ihm sogar von dem nächsten Bentinck-

schen Agnaten, dem Kläger, für die Dauer des Prozesses ver¬

tragsmäßig gegen eine, diesem und seinen Herren Brüdern jähr¬

lich zu zahlende, Geldsumme eingeräumt ist — entsetzt werden

solle. Desgleichen ist notorisch aus den Bundcsprotocollcn

ersichtlich,

5) daß die gegenwärtigen auf sofortige Entsetzung des der-



maligcn Besitzers gerichteten Anträge der Herren Reklamanten

im Wesen ganz gleichbedeutend und auch gleichlautend mit

denjenigen sind, welche im Jahr 1828 von der agnatischen Seite

an die hohe Bundesversammlung gebracht wurden, aber damals

von derselben zur Verhandlung vor das Oberappellationsge¬

richt zu Oldenburg gewiesen worden sind.

6) Nicht minder ergibt sich aus den Bundesprotocollen,

daß die Bundesversammlung den dermaligen Besitzer niemals

für notorisch successionsnnfähig, noch auch sich

selbst für befugt erachtet hat, überfeine Successionsfähig-

keit zu entscheiden;") und

7) endlich stehet ebenfalls notorisch fest, daß die Bundes¬

versammlung niemals ihren Beschluß vom 24. Juli 1828 zu¬

rückgenommen hat (wonach die Entscheidung der Frage, ob der

Anspruch der Bentinck'schen Agnaten auf ein besseres Suc-

cessionsrccht in der Herrschaft KnipHausen und ihr Begehren

einer Entsetzung der Descendeuz des Grafen Wilhelm Gu¬

stav Friedrich Bentinck aus dem Besitze dieser Herrschaft

rechtsbegründct sei, vor das Oberappellationsgericht zu Olden¬

burg gewiesen worden war), und daß durchaus kein Widerspruch

5) Es bedarf wohl nicht erst der Erwähnung, daß die Bundesversamm¬

lung als solche kein Recht hat, ein Mitglied einer regierenden Familie darum

etwa für absolut snccessions unfähig zu erklären, weil es eine bür¬

gerliche Mutter oder Ahnfran hat. Ein solcher Grundsatz hat in Deutsch¬

land niemals gegolten, und die Stammbäume gerade der größten und edel¬

sten Häuser in Deutschland sind einer solchen Behauptung, welche nur

von vollkommenster Unkcnntniß der Geschichte und des positiven Staats¬

rechtes zeugen würde, geradezu entgegen. (Siehe meine Schrift über Mtß-

heirathen S. 102, 193). Der Ausschluß eines Familienmitgliedes von der

NcgterungSnachfolge ist eine Sache, die lediglich und ausschließlich das

privative Interesse der nächsten Erbfolger berührt. Erhebe» diese kei¬

nen Widerspruch, oder werden diese damit urthcilsmäßig abgewiesen, so

stehet staats- und b und e s rc ch tli ch der RcgicrnngSnachfolge eines von

einer bürgerlichen Mutter Geborenen nicht das mindeste Bedenken entge¬

gen, wie dies namentlich der Hauptvvrtrag der Commission in der Bentinck-

schcn Sache vom 4. Juli 1844 und die k. preußische Instruction vom 29.

April 1859 (siehe S. 33, 47) als unstreitig anerkennen.



zwischen dem Bundesbeschluß vom 34. Juli 1328 und dem

vom 12. Juni 1845 besteht; daß daher auch

8) der Großherzog von Oldenburg, indem er daran

festhält, daß die definitive Entscheidung des Obcrappellations-

gerichtcs zu Oldenburg abzuwarten sei, nichts Anderes thnt,

als daß er an dem festhält, was die Bundesver¬

sammlung selbst 1828 angeordnet und seitdem niemals

zurückgenommen hat.

Dies ist es, was die h. Bundesversammlung nach dem

notorischen Inhalte der Bnndcsprotocollc den Herren Rekla¬

manten antworten muß, sowie dieselben ohne weitere Um¬

schweife geradezu die Bundesversammlung auffordern werden,

den Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1345 authentisch zu in-

tcrpretiren. Die authentische Interpretation dieses Bun-

desbeschlnsses kann aber sowohl der GroßHerzog von Ol¬

denburg, als auch der dermalige Besitzer der Herrschaft

Knip Hausen ganz ruhig abwarten, eben weil sie nicht an¬

ders ausfallen kann, als hier angegeben wurde, was freilich

ganz etwas Anderes ist, als die Herren Reklamanten zu er¬

reichen beabsichtigen.

8 130.

9) Nachweis, daß die h. Bundesversammlung jederzeit anerkannt hat, daß

dem Ermessen der kompetenten Gerichte überlassen bleiben muß, zu bcur-

heilen, welchen Einfluß der Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 auf die

Entscheidung des Bentincksschcn Successionssireitcs haben könne.

Daraus, daß nach dem Ausweise der Bnndesprotocolle

(Z 19 und folg.) gar kein Zweifel darüber möglich ist, daß

die h. Bundesversammlung durch den Beschluß vom 12. Juni

1845, der den hohen Adel der Familie Bentinck anerkennt,

durchaus nicht selbst darüber entscheiden wollte, ob der Graf

Gustav Adolph Bentinck aus notorischer Mißheirath er¬

zeugt und ob er succcssionsfähig in Kniphausen sei oder nicht,

ergibt sich von selbst, daß kein Gerichtshof in Deutschland, der

über den B entinck'schen Prozeß zu entscheiden hat, je in die

Lage kommen wird, die Rechtsgültigkeit dieses Bundesbeschlusses



- 319 -

in Frage zu stellen, eben weil durch denselben kein Ge¬

richt in seinem Urtheile darüber beschränkt wird, ob der der¬

malige Besitzer von Knip Hausen für successionsberechtigt in

Kniphausen gegenüber von seinen Agnaten zu betrachten

sei, oder nicht. Außer den vielen Beweisstellen, die bereits

oben aus den Bnndesprotocollen und anderen bei dem Bunde

Angekommenen Actenstücken, wie z. B. die königlich preußische

Instruction vom 29. April 1859, beigebracht worden sind und

auf die es zurückzuverweisen genügt, soll hier nur noch

eine Stelle aus einem neueren Actenstücke, einem ebenfalls in

der Bcntinck'schen Sache erstatteten Commissionsbcrichte vom

23. Dezember 1852 (Sitzg. 27. § 399 und 397) mitgetheilt

werden, worin sich der Berichterstatter, der großherzogl. mecklen¬

burgische Bundestagsgesandte Herr von Oertzen, über das

Verhältniß des Bundcsbeschlusses vom 12. Juni 1845 zu den

möglichen richterlichen Urtheilen in eben so bestimmter und er¬

schöpfender, als für den Rech tsz ustan d der deutschen

Nation beruhigender und befriedigender Weise

ausspricht:

„Was zuvörderst die Grundsätze im Allgemeinen betrifft,

„welche in Bezug auf die Wirksamkeit einmal gefaßter Bun-

„desbeschlüssc und deren Aufrechthaltung als die richtigen

„zu betrachten sein dürften, so wird es in dieser Hinsicht

„nach dem Dafürhalten des Ausschusses einer näheren Un¬

tersuchung bedürfen. Die formelle Gültigkeit, so wie die

„materielle Richtigkeit eines von der Bundesversammlung

„gefaßten, richtig publicirtcn Beschlusses kann der Bcurthei-

„lung der öffentlichen Behörden in den deutschen Bundes-

„staaten, insbesondere der Gerichte offenbar nicht unterliegen.

„Doch würde ein unmittelbares Einschreiten der Bun¬

desversammlung gegen etwaige Ucbergriffe in dieser Hin-

„sicht nicht gerechtfertigt, sondern es würde die Remedur auf

„dem Wege herbeizuführen sein, daß die Regierung des be¬

treffenden Bundesstaates, nöthigenfallö durch die Bundes¬

tersammlung dazu veranlaßt, einzuschreiten hätte. Dage¬

gen kann die Anwendung gefaßter Bundesbeschlüsse



„auf gegebene streitige Verhältnisse, die Feststel¬

lung der daraus abzuleitenden Folgerungen, wobei, die

„Gültigkeit solcher Beschlüsse unberührt bleibt,

„den Gerichten in den einzelnen Ländern so wenig

„entzogen werden, als ihnen überhaupt die Anwen-

„dnng der gesetzlichen Normen auf gegebene Ver¬

hältnisse und die Entscheidung über die dabei

„vorkommenden Zweifel entzogen ist. Dieser lcitzte

„Grundsatz ist gerade im vorliegenden Falle,

„bei Fassung des Bnndesbeschlusscs vom 12. Juni 1845

„allseitig anerkannt, indem es durch die Abstim¬

mungen, auf welchen der gedachte Beschluß beruht, als

„sich von selbst verstehend ausdrücklich ausgesprochen

„ist, daß es der gerichtlichen Entscheidung

„überlassen bleibe, welchen Einfluß der In¬

halt des Beschlusses aus den gerichtlich anhängigen Ben-

„tinck'schen Snccessionsstreit haben werde."

Man wird nicht irren, wenn man annimmt, daß dieser

Commissionsvortrag dem Herrn Verfasser des hier besprochenen

Gutachtens unbekannt gewesen sei. In dieser Unbekan oft

mit dem, was bei der h. Bundesversammlung gegen d

tentionen der Herren Reklamanten bereits entschieden v . n

ist, theilt er eben das Schicksal, welches den meisten der bis¬

her aufgetretenen Vcrtheidiger der B entin ck'schcn Agnaten

regelmäßig zugestoßen ist, indem die Mehrzahl derselben, wie

aus ihren Schriften hervorgeht, zu der Zeit, als sie dieselben

verfaßten und Herausgaben, nicht einmal eine Kenntnis; von

dem Dasein des Bundesbeschlusses vom 24. Juli 1823 hatten. '^)

8 131.

10) Nachweis, daß es sich in dem gegenwärtigen Stadium der Behandlung

der Bentin ck'schcn Sache am Bundestage noch gar nicht um eine Voll-

zugSvcrordnung handeln kann.

Die an sich ganz einfache Sache, daß die Herren Recla-

Vergl. die Schrift: (A. Bode») Zum Bentinck'schen Prozesse,

Frankfurt a. M. 185t, S. tt.
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mantcn im Wesentlichen von der l). deutschen Bundesversamm¬

lung' eine a nthentisch e Interpretation des Bundcsbeschlusses

vom 12. Juni 1815 in einem von ihnen willkührlich behaup¬

teten Sinne verlangen, hat nur dadurch eine scheinbare,

aber auch nur eine sch einb ar e Schwierigkeit gewonnen, daß

dieselben nicht offen und gcr ad e mit dieser Forderung einer

authentischen Interpretation des Bnndcsbeschlusscs vom 12. Juni

18 .5 bei der h. Bundesversammlung hervortreten, sondern daß

sie oiese ihre eigentliche Absicht („des Pudels Kern") in die Form

einer' Beschwerde gegen den Großherzog von Oldenburg ein¬

wickeln und verwickeln, weil sie dadurch hoffen, ihre eigentliche

Absicht, deren Erreichung ihnen selbst nicht für möglich gelten

kann, so wie sie offen ausgesprochen wird — verdecken und

ihr dadurch Eingang bei der h. Bundesversammlung ver¬

schaffen zu können, daß sie die Sache so darstellen, als sei be¬

reits alles klar, als könne der Bu n d es b csch l u ß vom

12. Juni 1845 gar nicht anders verstanden werden, als

in dem Sinne, daß dadurch der dermaligc Besitzer der Herr¬

scht Kniph aus en bereits implicite für succcssionsuufähig

erklqec sei und es sich daher nur noch um den Vollzug die¬

ser llnfäh ig kci t s e r k l är u n g durch seine Entsetzung handle.

Darum wird die Bundesversammlung in dem Pvzl'schen Gut¬

achten S. 141 aufgefordert, zu „entscheiden", während ge¬

fordert werden müßte, daß sie den Bundcsbcschluß vom 12-

Juni 1845 authentisch intcrprctirc: — darum mußte

„das Püppchen durch allerlei Primborium" so lauge ge¬

knetet und zugerichtet werden, bis man sicher zu sein glaubte,

daß weder der GroßHerzog von Oldenburg, noch der

bermaligc Besitzer von KnipHausen, noch die h. Bundesver¬

sammlung, noch die einzelnen deutschen Staatsregierungen, noch

endlich sogar die eigenen Consulenten der Herren Reklamanten

selbst mehr wissen würden, um was es sich eigentlich handle,

und am Ende, um alles mit einem Worte zu sagen, die h.

Bundesversammlung gar nicht mehr zu bemerken vermochte, daß

man von ihr eine authentische Interpretation des

B u n d esbeschlusses vom 12. Juni 1845 in einem von

21
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ihr selbst längst verworfenen Sinne verlangt, son¬

dern dieselbe in die Meinung eingelullt würde, als handle es

sich nur um Vollziehung eines angeblich längst in dem Sinne

der Herren Reklamanten ergangenen Bundesbcschlusscs! Daß

aber ein Bundcöbeschluß, wie der vom 12. Juni 1845, der

nichts befiehlt, nichts anordnet, der lediglich etwas

— ein Standcsverhältniß — bezeugt und nach der nachge¬

wiesenen, in den Bundcsprotocollcn niedergelegten Ansicht der

h. Bundesversammlung (s. oben S. 43) nur ein Zeugnis;

sein soll, an sich keines Vollzuges fähig ist, daß vielmehr,

wenn aus ihm etwas weiteres, als die Möglichkeit einer

Publikation abgeleitet werden wollte, erst noch ein neuer

Bundcsbeschluß erforderlich wäre, der eine vollzugsfähige

Anordnung ausspräche, ist von selbst einleuchtend.")

8 132.

1t) Nachweis, daß das Pözl'schc Gutachten die Jntcrprctationsfragc und

die Vollzugsfrage verwechselt.

Die Wahrheit, daß es sich bei den Reklamationen der

Bcntiuck'schen Agnaten nicht um den Vollzug eines Bun¬

desbeschlusses, sondern um eine authentische Interpretation han¬

delt, ist so mächtig, daß selbst das Pozl'sche Gutachten, aller

Wendungen und Drehungen ungeachtet, nicht umhin kann, we¬

nigstens dann aus diese Wahrheit zurückzukommen, wenn es ihm

darum zu thun ist, zu bestreiten, daß der Großherzog von

Oldenburg berechtigt sei, die Bcntiuck'schen Agnaten an

das Schiedsgericht zu weisen, wenn sie von Hochstdcmselben

die sogenannte „Vollziehung" des Bundcsbeschlusses vom

12. Juni 1345 in dem von ihnen erdichteten Sinne ver¬

langen. Bei dieser Gelegenheit sagt das Gutachten (S. 141)

ausdrücklich:

6) Darüber, daß der Vundesbcschluß vom 12. Juui 1845 nicht eine

Vvllzugövcrordnuug, sondern eine authentische Interpretation erfordern

würde, ist schon oben H 3lZ, S. 38 und folg. gehandelt. Vergl. darüber,

daß der Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1843 nur Gegenstand einer Publi

cation, aber nicht einer Vollziehung sein kann, auch oben S. 266.
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„Unser Streit betrifft aber seinem wesentlichen Inhalte

nach die Ausführung und Auslegung von Bundesbe-

schlüfsen, und zwar einerseits des Bundesbeschlusses von '1826,

wodurch der deutsche Bund die Garantie des Berliner Ab¬

kommens übernahm, und dann des Beschlusses vom 12, Juni

1815, der die Anerkennung des hohen Adels der Familie Ven¬

tile ek anbetrifft."

Hätte demnach das Gutachten einfach die Frage so ge¬

stellt: „Dürfen die Bcntinck'schen Agnaten die hohe

Bundesversammlung um eine authentische Erklä¬

rung des Bundesbesch lnsses vom 12. Juni 1815

bitten?" so würde auch nicht ein einziger Publicist in Deutsch¬

land sein, der hierauf nicht mit „Ja" geantwortet hätte. Aber

ein jeder, der mit dem Inhalte der Buudesprotocolle bekannt

ist, würde seinem „Ja" die Erklärung beigefügt haben, daß,

nach Ausweis der Buudesprotocolle, und namentlich der Ab¬

stimmungen, durch welche der Bundcsbeschluß vom 12. Juni

1815 zu Stande gekommen ist, die authentische Erklä¬

rung dieses Bundcöbcschlufses von der h. Bundesversammlung

nicht in dem von den Herren Reclamauten gewünschten

Sinne erfolgen kann, daß sie sich daher nur eine vergeb¬

liche Mühe machen würden, wenn sie die h. Bundesversamm¬

lung zu einer authentischen Interpretation aufforderten, und

daß es einer authentischen Interpretation überhaupt nicht be¬

darf, weil der wahre Sinn des Bundcsbeschlusses vom 12.

Juni 1815 längst notorisch aus den Bundesprotocollen be¬

kannt ist.*)

Daß übrigens, wenn man eine authentische Interpretation dcS
Bnndcsbcschlnsscs vom IL. Jvni 1845 für nöthig halten sollte, auch der
Großhcrzog von Oldenburg Hö chsisclbst eine solchcbcider h. deutschen
BnndcSvcrsammlnng beantrage» kann, versteht sich von selbst. Dies wäre
jedenfalls der kürzeste nnd sicherste Weg, wodurch der Großhcrzog von
Oldenburg sich und der hohen Bundesversammlung vor den sonst vor¬
aussichtlich immer wiederkehrendenRcclamationcn der Bcntinck'schen Ag¬
naten Ruhe schaffen könnte. Es wäre dies auch die Benütznng des Fin¬
gerzeigs, welche» der Commissionöberichtvom 20. September 185l (siehe

21 *



Anstatt aber diese obige einfache Frage als die Cardi¬

nal frage hinzustellen, was sie wirklich ist, nimmt das

Pvzl'schc Gutachten, ganz in den Jdeengang der jenseitigen

Anwälte eingehend, es als eine ausgemachte Sache an, das?

der Sinn des Bnndesbcschlnsscs vom 12. Juni 1845 in der

von den Herren Rcclamamen willkührlich behaupteten Weise

feststehe, daß also die Bundesversammlung nicht erst noch

diesen Sinn durch ihre Erklärung festzustellen, sondern daß

sie lediglich diesem angeblich schon feststehenden Sinne ge¬

mäß eine Beschwerde zu entscheiden habe, die angeb¬

lich der Grvßherzog von Oldenburg den Herren Rekla¬

manten dadurch zugefügt haben soll, daß er einen Sinn des

Bundcsbeschlnsses vom 12. Juni 1845 nicht anerkennt, wel¬

chen die Herren Reklamanten (offenbar bundesprotocollwidrig)

als bereits festgestellt behaupten!") Hiermit verrückt aber

das Pvzl'schc Gutachten absichtlich oder unabsichtlich den wah¬

ren Standpunkt und schiebt die Vollzngsfrag e an die

Stelle der Interpret ationsfragc, weil freilich das rc-

clamantische Interesse nur durch eine solche Begriffsverwcchse-

lnng gerettet werden kann! Die Herren Reklamanten und

ihre Wortführer scheinen nicht bemerkt zu haben, ein wie wenig

schmeichelhaftes Complimcnt es für die Capacität der hohen

Bundesversammlung ist, daß sie wirklich die Hoffnung nah¬

ebei» S. 68) dem Großhcrzog von Oldenburg gegeben hat. und zwar

würde bei der Bctrctung des hier angedeuteten Weges auch nicht einmal die

mindeste Collision mit dem Erlasse der ehemaligen Ncichöccntralgewalt vom

8. November 1843 entstehen, sondern dieser durch die zu veranlassende

authentische Interpretation des Bundesbeschlusses vom 12. Juni 1845 durch

die h. Bundesversammlung einfach als beseitigt erscheinen, ohne daß es

einer förmlichen. Cassirung desselben bedürfte.

ES ist demnach klar, daß der Großh erzog von Oldenburg, indem

er den Anträgen der Herren Reclamantcn die Gewährung verweigert, ganz

dieselbe Ansicht von dem Sinne des Bundcsbcschlusscs vom 12. Juni 1845

als die richtige behauptet, die dies nach dem Ausweis der Buudcspro-

tocollc wirklich ist und von der hohe Bundesversammlung dafür aus¬

drücklich erklärt werden muß, sowie sie beschließt, eine authentische Inter¬

pretation des Bundcsbcschlusscs vom 12. Juni 1845 zu gcben.
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ren, dieselbe durch ihre Vorstellungen über den Unterschiedder
Interpretation und der Vollziehung eines Bundes-
beschlnsses irrezuleiten. Die Herren Rcclamantcn hätten bereits
Gelegenheit gehabt, aus der fortwährendenErfolglosigkeit ihrer
seit der Wiedereröffnung der Bundesversammlung bei dieser
eingebrachtenReklamationen die Belehrung zu schöpfen, daß
es aller Sophistik ihrer Wortführer nicht gelingen wird, die
gewünschte Begriffsverwirrung an dem Bundestage zu erregen,
und ebenso wenig wird dies durch das Pözl'sche Gutachten,
welches den gesammtcn rcclamantischcn Jdcenkreis in sich auf¬
genommen hat, gelingen, da gegen die thatsächlichc Wahrheit,
welche in den Protocollen der h. Bundesversammlung constatirt
ist, nun einmal in keiner Weise aufzukommen ist.

§ 133.
12) Nachweis, daß das Pözl'sche Gutachten die Legitimation der Herren
Reklamanten nicht zu rechtfertigen vermocht hat, und daß denselben, so
lange noch ein besserer SueecssionSbcrcchtigtcr (der älteste Bruder der
Herren Rcclamantcn) in der Mitte steht, kein Recht zusteht, die Entsetzung
des dcrmaligcn Besitzers aus der Herrschaft Kemphausen zu verlangen.

Nachdem in den vorstehenden Ausführungen der Plan des
Pözl'scben Gutachtens bloßgelegt und das Jrrthümliche seiner
Deduction, sowie die absichtliche oder unabsichtliche Verwechse¬
lung von authentischer Interpretation und Vollziehung des
Bundesbcschlusscs vom l2. Juni 1845, enthüllt worden ist, so
ist die Aufgabe dieser Blätter gelöst, und cS wäre daher, an
sich betrachtet, nicht weiter nöthig, im Besonderen und Einzelnen
zu widerlegen, was das Gutachten am Schlüsse, gleichsam als
einen Anhang, seinen hauptsächlichsten Ausführungen beifügt;
doch soll der Vollständigkeitwegen auch diesen Anhängen des
Gutachtens die Beleuchtung nicht fehlen.

Was nun den ersten dieser Punkte, nämlich die Frage
anbetrifft, ob die Herren Rcclamantcn, als die jüngeren
Brüder, mit einer Reklamation an dem Bundestage auftreten
können, so lange der älteste Bruder noch vorhanden ist und
sein angeblich besseres Erbrecht gegen den dcrmaligcn Be-



fitzcr- im gerichtlichen Prozeßwege verfolgt, so ist sofort zu
bemerken, daß diese ganze Frage nur insofern ein practischcs
Interesse haben könnte, als man annehmen wurde, es handle
sich nicht erst um die Feststellung des wahren Sinnes des
Bundesbeschlussesvon 1845, sondern dieser sei bereits fest¬
gestellt, und zwar in der Weise, wie die Herren Rcelamautcn
es in ihrem Interesse wünschen, d. h. unter der Voraus¬
setzung, daß es sich lediglich — wie das Pözlsschc Gut¬
achten behauptet — um den Vollzug eines klaren Bundes¬
beschlnsses handle. Da dies aber nicht der Fall ist, so ist
eigentlich jedes weitere Wort hierüber schon zu viel. Indessen
ist die von dem Gutachten hier gebrauchte Argumentation doch
in juristischerBeziehung zu eigenthümlich, um mit Stillschwei¬
gen übergangen werden zu können. Das Gutachten S. 143
kann nämlich nicht umhin, zuzugeben, daß die Herren Rekla¬
manten nicht die n ä ch stb erc chtigt cn Agnaten sind, daß
sie nach den Grundsätzen des Privatrechts, namentlich nach den
Lehnrechtstcrten,auf welche die Denkschrift von 1850 S. 22 ff.
Bezug genommen hat, allerdings kein gegenwärti¬
ges Recht, und daher zur Zeit kein Klagcrecht gegen den ge¬
genwärtigen Besitzer haben, sondern daß sie erst dann gegen
diesen klagend austreten können, wenn der näher Berechtigte
hinwcggefallcnsein wird und die Successionsordnuug sie beruft.
Diese Grundsätze sollen aber in dem vorliegendenFalle nicht
Platz greifen können, einmal weil es sich nicht um ein privat-
rechtliches Vcrhältniß handle, welches durch eine (Zivilklage
verfolgt werden könne, und sodann weil es sich um die Wie¬
derherstellungeines öffentlichen Verhältnisses handle, das von
jedem Betheiligten mit den ihm zu Gebote stehenden Mitteln —
doch wohl nur rechtlich zulässigen? — verfolgt werden könne:
und daher hätten auch die Herren Reklamanten ihre Sache
bei der Bundesversammlung angebracht, die nicht als Gericht,
sondern als politische Autorität und Garant zuständig sei.

Allein was den ersten Einwand anbelangt, so wird es
genügen, auf das zu verweisen, was oben S. 77 über den
Charakter der Kniphauser Successionssache, als einer nach



Privatfürstcnrecht zu behandelnden Sache, und über den Cha¬

rakter des Successionsrechtcs, als einer Privatsache der Mit¬

glieder eines regierenden Hauses, gesagt worden ist. Auch be¬

ruhet es auf Notorietät, daß gerade Successionsklagen in

den landesherrlichen Familien zur Zeit des deutschen Reiches

immer in Form des Civilprozcsses verhandelt worden sind.^)

In Bezug auf den zweiten Einwand ist vorerst das zu

entgegnen, was ebenfalls schon früher öfter erinnert werden

mußte, daß es sich hier durchaus nicht um eine „Wieder¬

herstellung" eines öffentlichen Verhältnisses, sondern lediglich

um die behauptete bessere Erbcnqualität der Herren

Rcclamantcn handelt; denn der Familie Bentinck ist an sich

die Landcshcrrlichkeit in Kniphausen weder bestritten, noch

entzogen: der Streit ist nur ein solcher, der in der Familie

selbst unter Familiengliedern geführt wird. Sodann

aber muß man die Offenheit anerkennen, mit welcher einge¬

räumt wird, daß die Bundesversammlung gerade darum ange¬

gangen werde, weil sie kein Gericht sei, d. h. weil man

von ihr als politischer Autorität das erreichen zu können

hofft, was man geständig ist mit Recht und als

Recht von keinem Gerichte erlangen zu könne», daß

man also bei ihr, weitste P ol i tisch e Autorität ist, Ansprüche

durchzusetzen hofft, welche geständiger Maaßen jedes Ge¬

richt als rechtlich unbegründet zurückweisen müßte. Die

hohe Bundesversammlung wird schwerlich Ursache haben, sich

durch diese Charakteristik ihrer politischen Autorität beson¬

ders geschmeichelt zu fühlen: die Wissenschaft aber hat Ursache,

dankbar für die Entdeckung zu sein, daß es sonach in

Deutschland auch eine Instanz gäbe, wo man das, was an sich

Unrecht ist, zur Geltung zu bringen und durchzusetzen hoffen

könne. Eine Probe seiner auch sonst schon mehrfach gezeigten

cigenthümlichen Logik gibt sodann das Gutachten noch S. 143,

Daß dtc Gerichte compctcnt sind, über den Einfluß der bei dieser
Gelegenheit etwa zur Sprache kommenden hohen AdclScigenschastzu er¬
kennen, hat auch Mittcrmaicr in der neuesten s7) Auflage seines deut¬
schen Privatrechts § 58 S. 211 ausdrücklichanerkannt.
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wo gesagt wird: jene (van dem Gutachten selbst als richtig
zugestandenen) l e h en re ch tl ich en Regeln hätten nur den
Zweck, jedem zur Lchenfolgc überhaupt Berechtigtendas ganze
Lehcnobjcct zu sichern: die Grafen Bcntinck beabsichtigten aber
bei ihrer Rechtsvcrfolgnngnicht blas, sich die künftige Suc-
cessio» in das ganze Familiengnt zu sichern, sondern sie
wollte n den factischcn Besitzer schon jetzt von dem Besitze und
Genüsse der Rechte, die er faetisch ausübt, ausgeschlossen wissen.
Das Gutachten scheint nicht gewahr zu werden, daß es auch
hier wieder in einen Zirkel gerathen ist. DieFragc ist ja eben,
ob der, welcher nicht der nächste Erbberechtigteist, den fac¬
tischcn Besitzer angreifen dürfe: und diese Frage muß nach
dem von dem Gutachten selbst als richtig zugestandenen Grund¬
sätze verneint werden; also kann es nicht mehr darauf an¬
komme», ob der, welcher nicht der nächste Erbberechtigteist,
das will, was er nicht darf. Wenn aber das Gut¬
achten S. 14-1 meint, daß die Reclamanten darum jetzt
schon mit ihrer Rcclamation auftreten könnten, weil sie dem
dermaligcn Besitzer seinen Stand bestreiten, und weil die
Analogie von Statnöklagcn stattfinden müsse, so kann man sich
vorerst nur freuen, daß das Gutachten somit doch aner¬
kennt (wenn gleich nur da, wo es ihm vorthcilhaft dünkt),
daß in den landesherrlichen Sncccssionsstrcitigkeiten ohne
Civilklagcn und deren Analogie nicht durchzukom¬
men ist. Sodann aber hat das Gutachten übersehen, daß es
durch seine Berufung auf die Analogie der Statnsklagen sich
durchaus nicht aus seinem falschen Zirkel heraushelfen kann: denn
daraus, daß ein entfernterer Erbberechtigter vor der Hand,
bevor ihn die Erbordnung ruft, dem dritten Besitzer den
Familicnstatus abstreitet — würde noch immer nicht folgen,
daß der Dritte darum dem entfernteren Erbberechtigten
eher die Sache herausgeben müsse, als diesen die Erb¬
folgeordnungruft; noch weniger aber würde hieraus folgen, daß
der Dritte die Sache dem näheren Erbberechtigtenherausge¬
ben müßte, so lange dieser Nähere die Sache nicht selbst
von ihm erstritten hat. Wenn aber endlich das Gutachten
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S. 144 behauptet, das; die Wahlcapitulatiou art.XXII. 84 jedes
Familienglied, ohne Rücksicht auf die Nähe oder Ferne dessel¬
ben in der Suceessiousorduung, znr Anstellung des Rccurses
(sie!) an den Kaiser für legitimirt erachtet habe, indem der
8 4 nicht blos „dem Stande des Reiches," sondern „allen aus
solchem Hause entsprossenen Herren" die gleichen Rechte zuge¬
stehe, — so wird der Herr Verfasser des Gutachtens bei
nochmaliger Ansicht dieser Stelle zweifelsohne finden, daß darin
nicht von „Klagrechtcn" cineS „Standes des Reichs oder eines
aus solchem Hause entsprossenen Herrn," sondern von deren „in
notorischerMtßhcirath erzeugten Kindern" die Rede ist, daß
aber znr Anfechtung der Suecession dieser Letzteren ausdrücklich
nur „die wahren Erbfolger" als berechtigt genannt werden.
Der große Untcrschi cd aber, der darin liegt, zu welcher Zeit
ein Agnat einem Kinde den Familienstatuö bestreiten und
zu welcher Zeit er von einem factischen Besitzer den Sue¬
cession s g c g en stan d vindiciren könne, ist durch diese
Stelle der Wahleapitulation nicht aufgehoben worden!")

8 134.
t3) Nachweis, daß auch der Vergleich vom Jahr 1838 der Legitimation der

Herren Reklamanten im Wege steht.

Das Gutachten hat S. 145 und 146 auch die Einwen¬
dungen berühren zu müssen geglaubt, welche aus dem Vergleiche
vom 28. März 1838 gegen die Legitimation der Reklamanten
abgeleitet werden. In diesem Vergleiche wurde nämlich be¬
stimmt, daß der dermaligc Besitzer von KnipHausen wäh¬
rend der Dauer des anhängigen Rechtsstreits in dem Besitze

Wenn das Gutachten S. 144 in der Note IM glaubt, mit Hin-
dcutung auf den factischen Besitzer von Anmaßung der Familiennamen,
Titel und Wappen sprechen zu können, so muß hier auf das zurückverwiese»
werden, was oben in § 83 ausgeführt wurde, daß dem dcrmaligcn Besitzer
doch unter allen Umständen Name, Titel und Wappen eines Grafen von
Bcnttnck so wie die Eigenschaft eines legitimen Familienmitglieds ver¬
bleiben muß, gleichviel, ob er in der Kniphauscr Successionssache siegt
oder unterliegt.
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der Herrschaftverbleiben, dagegen aber dem Herrn Kläger für
sich und seine Herren Brüder aus den Einkünften der Herrschaft
halbjährlich eine Summe von 2000 Rthlr. Gold ausbezahlt wer¬
den soll.«) Das Gutachten behauptet, das; die Reklamanten
sich an dem Abschlüsse des Vergleiches nicht bethciliget hätten; von
der anderen Seite wird das Gegentheil behauptet und nament¬
lich geltend gemacht, daß notorisch halbjährlich dem Herrn
Kläger und dessen Herren Brüdern die Geldsummen ausbezahlt
werden, gegen deren Prästation sie eingewilligt haben, daß der
dermaligc Besitzer bis zur Beendigung des vor dem Obcrap-
pellationsgerichtzu Oldenburg anhängigen Rechtsstreites in dem
Besitze der HerrschaftKnipHansen, sowie der übrigen Fi-
deicommißgüter verbleibe. Das Gutachten behauptet nun aber,
daß selbst der Abschluß des Vergleichesvom 23. März 1838,
dessen Vorhandensein, sowie die Leistung der darin dem Herrn
Kläger und seinen Herren Brüdern stipulirtenSumme, dasselbe
nicht in Abrede stellen kann, keinen Verzicht auf den Gebrauch
anderer Rechtsmittel neben der bei dem Oberappellationsgericht
anhängigen rei viinlicutio, namentlich nicht ans die politi¬
schen Schutzmittel enthalte, d. h. daß den Herren Re¬
klamanten sammt ihrem Herrn Bruder, dem Kläger, freistehe,
bei p oli tischen Autoritäten, ungeachtet der klaren Bestimmungen
des Vergleiches, die sofortige Entsetzung des dcrmaligcn Be¬
sitzers zu betreiben. Wenn als Grund für diese letztere Be¬
hauptung angeführt werden will, daß ja durch den Vergleich
vom 23. März 1838 nicht die Ebenbürtigkeit des dcrmaligcn
Besitzers anerkannt worden sei, so kann dies hier gar nichts
erklären, denn gerade, daß seine Ebenbürtigkeit nicht anerkannt
war, war die allgemeine Voraussetzung jenes Vergleichs über-

5) Vergleich vom 28. Mär; 1833, Art. 8.: „Der Herr Jmplorant

erhält für sich und seine Herren Brüder, ohne zur Restitution verbunden

zu sein, für die Dauer des Succcssionsstreitcs, vom 22. Oktober 1335

ab, halbjährlich, und zwar am 1. Juli und 1. Januar, die Summe von

2viZl> Rthlr. Gold von den Auskünften der im Art. 1 gedachten Herrschaften,

Vorwerke und Ländcreien, und unterwirft sich der Herr Jmplorat in dieser

Beziehung dem unbedingten MandatSprozcsse."



Haupt, und um diesen Ebenbürtigkeitsstrcitauszuführen, war
ja der Prozeß vor dem Oberappcllationsgerichtebegonnen wor¬
den. Es ist aber, an sich betrachtet, die Behauptung, daß es
den Herren Reclamanten frei stehen müsse, neben dem Rechts¬
wege den politische» Weg zu verfolgen, nichts Anderes, als
eine Wiederholung der oben fS 133) schon in ihrem wahren
Lichte dargestellten Behauptung, daß es angehen müsse, das,
was offenkundigesUnrecht ist, was kein Gericht dulden
konnte, unter der Acgidc einer politischen Autorität dem
Rechte zum Trotze und Hohne doch thun zu dürfen! Es heißt
dies mit anderen Worten: dadurch, daß die Herren Recla¬
manten und ihr ältester Herr Brndcr, oder dieser Letztere in
seinem und ihrem Namen, dem dcrmaligcn Besitzer gegen
eine Zahlung von halbjährlich ZV00 Rthlr, Gold vertrags¬
mäßig zugesagt hätten, ihn bis zur definitiven richterlichen
Entscheidung in dem Besitze des Streitgegenstandes ruhig
belassen zu wollen, hätten sie sich nicht verpflichtet, keinen
Machtspruch einer politischen Autorität gegen ihn herbeizu¬
führen und ihn während der Rechtshängigkeit des Prozesses
nicht durch Cabinetsjustiz aus dem Besitze eines Theiles des
Streitobjektes werfen zu lassen! Das Gutachten scheint also
nicht zu bemerken, daß selbst, wenn man auf seine Argumen¬
tation eingehen wollte und wenn man es für zulässig hielte,
daß unter solchen Umständen die Herren Reclamanten einen
Machtsprucheiner politischen Autorität erlangten, dieser Macht¬
spruch, wenn er erfolgte, dennoch rechtlich nicht voll¬
zogen werden dürfte, so lange der in dem Vertrage sti-
pulirte Moment der endlichen gerichtlichenEntscheidung
noch nicht da wäre, weil der Vertrag vom 28. März 1838 ein
selbständiger Titel für die Provisorische Fortdauer des
Besitzes des Beklagten bis zu dem Eintritt der vertragsmäßig
verabredeten Thatsache, weil, mit anderen Worten, durch ihn
gegen ein solches Beginnen der Herren Reclamanten die Ex¬
ceptio äoli begründet ist.

Selbst wenn die Herren Reclamanten nachweisen konn¬
ten, daß sie dem Vergleiche von 1838 niemals zugestimmt,



il) Nachweis, das! dlc Herren Rcelamanten so lange nicht znr Snccession
in die Herrschaft Kniphanscn und daher auch nicht zn einer dcSfallsigcn
Rcclamation bei der hohen BnnbcSocrsammlnng berechtigt sind, als sie nicht
als stideicommißcrbcn zur Nachfolge in das gesammtc nntheilbarc Alden-

bnrgische Fideikommiß berufen sind.

Zuletzt kommt das Gutachten S. 147 u. folg. noch auf
ein tatsächliches Verhältnis;, welches durch dic Einmischung
der politischen Autoritäten in den Bentinck'schcn Snccessionö-
streit hervorgerufen werden konnte, daß nämlich das Ben-
tinck'sche Fideikommiß durch das Herausreißen der Herrschaft
Kniphanscn gegen den Geist der Stiftungsnrknnde aufhören
würde ein nngctheiltcs und nntheildares Ganze zn sein. Das
Gutachten beliebt es eine „exorbitante" Art der Beweis¬
führung zn nennen, daß ans Wirkungen, welche dic An¬
rufung einer Behörde äußern könne, Schlüsse auf deren Com-
petenz gezogen würden. Allein eine solche „exorbitante" Ar¬
gumentation ist in der Denkschrift von 1850 S, 21, worauf
das Gutachten verweist, auch nicht im Entferntesten zn finden.
Die Denkschrift sucht keineswegs aus den Wirkungen,
welche die Anrufung einer Behörde nach sich ziehen kann,
Schlüsse auf deren Kompetenz zn ziehen, wie ihr in dem
Pözl'schen Gutachten wahrheitswidrig unterstellt wird, son¬
dern sie hat nur behauptet und nachgewiesen, daß eine von
der provisorischen Ccntralgewalt ausgehende Verordnung, welche
in ihrer Ausführung dic Splittcrung des Bentinck-

daß sie ihn auch nie stillschweigend genehmigt, nie die da¬
rin stipnlirten Renten empfangen hätten, würde ihnen doch
immer entgegenstehen, was bereits im 8 133 ausgeführt ist,
daß sie als dic jüngeren Brüder kein Recht haben, die
Herausgabe des Streitobjcctcs von dem Besitzer zu fordern,
so lange ihr älterer Bruder als besser Berechtigter zwischen
ihnen und dem Besitzer in der Mitte steht, dieser ältere Bruder
aber — waS nicht bestritten werden kann — schuldig ist, den
Vergleich von 1838 zn halten.



scheu Familicnfidcicommisseszur Folge gehabt habe» würde,
au sich eine R cch tswidrigkcit ist. Daß es aber etwas gauz
Anderes ist, einer Behörde den Vorwurf einer unrichtigen
und rechtswidrigen Entscheidung zu machen, als ihre
Kompetenz zu bestreite», und daß zu gleicher Zeit, aus ver¬
schiedenen Gründen, sowohl die Kompetenz einer Behörde,
als die Rechtlichkeit ihrer Verfügungen bestritten werden
kann, ist so klar, daß es einer weiteren Ausführung darüber
nicht bedarf, und wenn hier von einem „Verkehren der Dinge"
die Rede sein soll, so wird dieser Vorwurf ans der Art und
Weise haften bleiben müssen, in welcher das Gutachten die
Denkschriftvon 1850 zu behandeln beliebt hat.

Der Grund aber, aus welchem das Gutachten S. 147 u. ff.
glaubt, daß ungeachtet des Fidcicommißvcrbandcsden Herren
Ncclamantcn die besondere Verfolgung von K nipha uscn ge¬
stattet sein könne, wird dahin angegeben: weil die einzelnen Ob-
jcctc, die im Fideicommißverbandc stehen, dadurch ihre rcchiliche
Natur nicht verloren hätten, namentlich weil das, was seiner
Natur nach öffentlichen Rechtens sei, dadurch nicht aufhöre, es
zu sein. Das Gutachten erklärt ferner S. 148, die Nccla-
mation wolle keine Thcilung des Fideicommisscs, sondern
verfolge nur einen Thcil desselben mit denjenigen Rechtsmitteln,
mit welchen er seiner Natur nach verfolgt werden müsse.

Diese Ausführung umgehet aber den wesentlichen Punkt,
auf welchen es bei der Beurtheilung des Bentinek'schen
Succcssionsfalles ankommt.: nämlich, daß die Qnnlisication
als nächster und b cstb c re ch ti g ter Fi d c i co mmiß e r b e
der Ncchtötitel zu dem Besitze des gcsammtcn nu¬
ll) eil baren Fideicommisscs ist, und daß erst diese
Qualifikation feststehen muß, bevor von dem Rechte,
von den einzelnen Th eilen, welche das Fidcicommißbilden,
Besitz zu ergreifen, die Rede sein kann. Die Herren Recla-
mantcn wollen aber damit beginnen, eine Qualifikation zu
einem gewissen einzelnen Bestandteil des Fideicommisscs
geltend zu macheu, um daran, wenn ihnen dies gelungen wäre,
die Behauptung anknüpfen zu können, daß ihnen nun auch



das klebrige zugewiesen werden müsse, weil das Fidcicommiß

untheilbar sei — eine „Vorkehrung der Natur der Dinge,"

welche das Gutachten freilich in Schutz nehmen muß, da

außerdem für die Rcclamantcn kein Erfolg zu hoffen ist.

XII.

Schluß.

Fasset man nun das Ergebnis; der vorstehenden Unter¬

suchungen zusammen, so muß man zu einem ganz anderen

Schlußresultate gelangen, als das von Herrn Professor Pozl

verfaßte Gutachten: und dieses Resultat läßt sich in Kürze

folgendermaßen aussprechen.

Die Reklamation der Herren Grafen von Bentinck, an¬

geblich betreffend „die Wiederherstellung derrechtmä ß i-

gen Regierung in Kniphausen", ist nicht mehr und

nicht minder, als ein Versuch, unter diesem Titel dem Bun-

desbcschluß vom 12. Juni 1845 einen Sinn unterzulegen und

denselben in einem Sinne zum Vollzüge zu bringen, welchen

er nach der bundesprotocollmäßig vorliegenden Absicht und Mei¬

nung der h. deutschen Bundesversammlung und der deutschen

Bundesregierungen nicht hat und nicht haben kann. Alles

was mit so großer Weitschweifigkeit aus dem alten Rcichsrechte

und dem allgemeinen Bundesrechtc und aus dem Berliner Ab¬

kommen und dessen Garantie vorgetragen worden ist, um dar-

zuthun, daß der Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 in dem

von den Herren Reklamanten willkührlich hineingelegten

Sinne aufgefaßt werden müsse — ist durchaus rechtlich

gleichgültig und gänzlich einflußlos auf die Bcnr-

theilung der gedachten Reklamation der gräflich Bentinck'schen

Agnaten, weil aus den Bundesprotocollcn an sich klar und

notorisch hervorgeht, daß eben der Bundesbeschluß vom 12.

Juni 1845 den ihm von den Herren Rcclamantcn untergeschobe¬

nen Sinn nicht hat, und daß die hohe Bundesversammlung



durch denselbenweder ihren Beschluß vom 24, Juli 1823
(der die Entscheidungdes Streites über die Succession in das
Bcntinck'sche Fideicommiß in seiner Untheilbarkeit vor dns
Obcrappcllationsgericht zu Oldenburg verwies), hat auf¬
heben oder modisiciren, noch auch den Gerichten in deren
Urthcilc darüber, wie weit die Anerkennung des hohen Adels und
der Ebenbürtigkeit der Familie Bentinck durch den Bund auf
die richterliche Entscheidung des B entin ck'schen Suecessionsfalles
Einfluß haben könne, hat vorgreifen wollen. Es ist daher
zur Zeit und so lauge die kompetente gerichtliche Instanz dies
nicht etwa definitiv erkannt hätte, weder von einem aus einer
unstreitig notorischen Mißhcirath entsprossenen faktischen Be¬
sitzer von K Kiphausen, noch von der Erfüllung einer wahl-
capitulationsmäßigenObliegenheit des ehemaligen deutschen Kai¬
sers, auf Antrag der angeblichen „w a hreuErbfolge r" einen
angeblich notorisch Successtonsnnfähigenaus dem Besitze der Lan¬
deshoheit kraft kaiserlicher Machtvollkommenheit,mit Ausschluß
der Gerichte, zu entsetzen, noch von dem Ucbergang einer solchen
Verbindlichkeit auf den dcrmaligen Großhcrzog von Olden¬
burg vermittelst des Berliner Abkommens die Rede: sondern es ist
lediglich die Rede von dem wahren Sinne des Bundesbeschlusses
vom 12. Juni 1845, welcher bereits notorisch in den Vnndes-
protocollen ausgesprochenist, und zwar in einem den Behaup¬
tungen der Herren Reklamanten so diametral entgegengesetzten
Sinne, daß die Bundesversammlung, wenn die Herren Rekla¬
manten ihre Rcclamationen weiter verfolgen sollten, nicht er¬
mangeln kann, deren Anträge als dem wahren Sinne des
Bundesbeschlussesvom 12. Juni 1845 und der Garantie-
Übernahme des Berliner Abkommens widerstreitend,
und somit als gänzlich unstatthaft abzuweisen.

Es ergibt sich demnach aus den vorstehenden Ausführungen,
daß der Groß Herzog von Oldenburg „in dem gegen¬
wärtigen Stadium der Erkenntnis; der Verhält¬
nisse"^') sich noch weit weniger als früher wird bewogen finden

K) Diese und dir folgende» durch Anführungszeichen ausgezeichnete»
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können, in den Herren Reklamanten die „wahren Erbfolger"

und in dem dermaligen Besitzer von KnipHausen einen „ans

unstreitig notorischer Misiheirath entstammenden Eindring¬

ling " zu sehen. Vielmehr wird der Großhcrzvg von O l-

dcnburg die vollkommenste Ucbcrzengung und Beruhigung

darüber gewonnen haben, daß die nach dem Berliner Abkommen

auf ihn übergegangene kaiserliche und Reichshohcit über Kum¬

hausen und die Familie Bentinck ihm keine solchen Pflich¬

ten auferlegt, wie die Herren Rcclamanten sie ihm ansinnen

wollen, und daß Hvchstdcrselbe, wenn er zur persönlichen

Entscheidung über die Ncclamation der Bentin ck'schen Agna¬

ten wirklich genvthigt werden sollte — was weder rechtlich mög¬

lich, noch chatsächlich zu erwarten ist — dieselbe als rechtlich

gänzlich unbegründet gerade so v erw erfen müßte, wie

sie der deutsche Bund rechtlich nothwendig verwerfen muß und

verwerfen wird.

Die vorstehenden Ausführungen werden bei keinem Unbe¬

fangenen einen Zweifel darüber lassen können, „ans welcher

Seite sich das Recht und wo sich das Unrecht befindet". Die

Berufung ans mißverstandene und unrichtig angewandte Sätze

des alten Reichsstaatsrcchtes ist in ihrer Nichtigkeit blosgelcgt

und „der irrigen Auffassung und Behandlung" des

Bentinck'schcn Successionsfalles, der man sich seit so langer

Zeit bemüht am Bundestage Eingang zu verschaffen, hoffentlich

ein für allemal ein Damm und eine Schranke gesetzt. Wenn die

Männer, die jetzt den Bundestag bilden, und in deren Hände

die erhabene Aufgabe gelegt ist, „den Anforderungen

des Rechtes nach allen Richtungen" zu genügen und

nur „jene Politik zu befolgen, die das Necht zur

Grundlage hat" den Bentin ck'schen Succcssionsfall in

allen seinen Thcilen kennen gelernt haben werden, so werden

sicher auch „jene fremdartigen Einflüsse" aufhören,

die sich mitunter bei der früheren Besetzung des Bundestags

Worte sind aus dem Pözl'schen Gutachten selbst, hauptsächlich aus dessen

Vorrede, entlehnt.
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und besonders znr Zeit der provisorischen Centralgewalt

geltend gemacht haben. Die hohe Bundesversammlung wird

von ihrer „Zuständigkeit" jenen Gebrauch machen, welcher

des besten „moralischen" Eindruckes auf die Nation nicht

verfehlen kann; sie wird dem deutschen Volke das schützen und

bewahren, was der Grundpfeiler aller geordneten Zustande, die

alleinige Bürgschaft für den Bestand der wahrhaft konservativen

Elemente ist und das festeste Band zwischen den Kronen und

den Völkern schlingt — dieUnabhängigkcitderRechts-

pflege von Eingriffen der politischen Gewalten.

Der Herr Verfasser des hier beurtheilten Gutachtens wird aber

aus den vorstehenden Ausführungen die Ueberzeugung schöpfen

können, daß ihm von Seiten der Herren Quärenten die Ma¬

terialien nicht in jener Vollständigkeit mitgctheilt worden sind,

bei welcher allein ein richtiges Urtheil in der Sache möglich ist.

22
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